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YÖK  Yükseköǧretim Kurulu (Hochschulrat) 
YTP  Yeni Türkiye Partisi (Partei der Neuen Türkei) 
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Die politische Geschichte der Türkei ist untrennbar mit Militärputschen verbunden und 
insbesondere die Demokratiegeschichte der Türkei kann ohne eine Berücksichtigung der 
Militärputsche und ihrer Auswirkungen auf Minderheiten nicht verstanden werden. 
 
Das Militär spielt seit dem Osmanischen Reich eine dominierende politische Rolle, die 
mit dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches und der Gründung der Republik Türkei 
im Jahre 1923 an Bedeutung noch gewann. Ohne den Befreiungskrieg gegen ausländische 
Besatzungstruppen, die Teile der Türkei seit dem Ende des Ersten Weltkrieges unter ihrer 
Kontrolle hielten, und damit ohne die prägende Gestalt des einstigen Generals Mustafa Ke-
mal sowie das Militär wäre die Republik nicht möglich gewesen. Die Republik Türkei wurde 
daher im Wesentlichen vom Militär gegründet.1 Aus diesem Grund sieht sich die türkische 
Armee seit der Gründung der Republik als Hüterin des Staates und der kemalistischen 
Staatsdoktrin. Die Politik der neu gegründeten Republik hatte das Ziel, aus der multiethni-
schen und multireligiösen Bevölkerung eine homogene Nation zu bilden, die Türkisch spricht, 
in der türkischen Kultur verwurzelt ist und eine staatlich sanktionierte Form des sunnitischen 
Islam praktiziert.2 Denn Mustafa Kemal hatte sich auf der Nationalversammlung im Jahre 
1920 auf die gemeinsame islamische Tradition berufen, um die verschiedenen muslimischen 
Bevölkerungsgruppen im Kampf gegen die alliierten Mächte zu einen. So wurde von ihm der 
Freiheitskampf gezielt nicht nur als ein Krieg im Namen aller unterdrückten Völker gegen den 
westlichen Imperialismus dargestellt, sondern auch als Krieg gegen die „Ungläubigen“. 
Dadurch gelang es Mustafa Kemal, Kurden, kaukasische Völker (Tscherkessen, Tschet-
schenen), Lasen, Araber, balkanische Völker und Türken im Kampf gegen die ausländischen 
Besetzer zu vereinen.3  
 
Mit dem Erstarken der Republik wurde jedoch eine Assimilierungspolitik verfolgt, die 
alle nichttürkischen Volksgruppen erfassen sollte. Nichttürkische Sprachen und religiöse 
Traditionen wurden erstmals nach dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches verbo-
ten. Die dahinter stehende autoritäre Haltung äußerte sich zudem in weiteren Maßnahmen 
kemalistischer Regierungen. So wurden Ansiedlungsgesetze und diverse Erlasse zu Un-
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 Vgl. Alpay, Şahin: „Die Politische Rolle des Militärs in der Türkei“, in: Aus Politik und Zeitgeschichte: 
Türkei, bpb: APuZ 39-40/2009, S. 14. 
 
2
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gunsten der ethnisch nicht türkischen Volksgruppen beschlossen, was zu einer Abwande-
rungswelle insbesondere unter nichtmuslimischen Volksgruppen aus der Türkei führte. Oh-
nehin zählen in der offiziellen Geschichtsschreibung der Türkei nur Griechen, Juden und 
Armenier als anerkannte Minderheiten. Denn die Türkei übernahm das Minderheitenver-
ständnis des Osmanischen Reiches, welches lediglich nichtmuslimische Bevölkerungsgrup-
pen als Minderheiten betrachtete. Dieses Minderheitenverständnis wurde schließlich durch 
die Verfassung von 1924 legitimiert, in der die türkische Volkszugehörigkeit auf nichttürki-
sche muslimische Völker ausgedehnt wurde. Als Folge konnten die verschiedenen Ethnien 
ihre jeweilige Kultur nur unter sehr schwierigen Bedingungen aufrechterhalten. Zu den nicht 
anerkannten Minderheiten gehören Kurden, Assyrer (Aramäer), Chaldäer, Aleviten, Yeziden, 
Lasen, Tscherkessen und Roma. 
 
Um die Bedeutung des Militärs hinsichtlich der türkischen Identitätspolitik darzulegen, 
muss seine Rolle als Vermittlungsinstanz betrachtet werden. Durch das Militär sollte die 
Etablierung einer säkularen und homogenen türkischen Identität in der Bevölkerung sicher-
gestellt werden.4 Nach diesem Verständnis war das Militär der „Wächter der Republik“, was 
dessen wiederholtes militärisches Eingreifen in die türkische Innenpolitik als legitim erschei-
nen ließ. Der erste Militärputsch in der Türkei fand am 27. Mai 1960 statt. Mit diesem wurden 
Veränderungen in der Verfassung verankert, die den Grundstein für die „Legalität“ zukünfti-
ger innenpolitischer Interventionen durch die Armee legten. Es folgten in den Jahren 1971, 
1980 und 1997 weitere Putsche in der Geschichte der Republik Türkei. 
 
Ziel der Dissertation und Fragestellung 
 
Die Demokratiegeschichte der Türkei mit ihren Implikationen für die Zukunft des Lan-
des in der Region oder beispielsweise für einen möglichen EU-Beitritt kann nicht ohne eine 
Analyse der Militärputsche und ihre Bedeutung für Minderheiten, die den Zustand der Demo-
kratie paradigmatisch darstellen, erforscht werden.  
 
Das Ziel der vorliegenden Dissertation ist es daher, die Militärputsche in der Türkei zu 
untersuchen und ihre Auswirkungen auf die Minderheitenpolitik der Türkei zu analysieren.  
 
Die der Arbeit zugrunde liegende These lautet, dass die Militärputsche in der Türkei 
einen Rückschlag für den Demokratieprozess darstellen und vor allem negative Auswirkun-
gen auf die Stellung und Rechte der Minderheiten hatten, weil durch sie demokratische 
Strukturen in der Türkei vernichtet wurden. Als Begründung dieser These wird angenommen, 
                                                   
4
 Ebd. S. 14. 
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dass die Divergenzen zwischen dem demokratischen System und den autoritären militäri-
schen Strukturen nie vollständig aufgelöst wurden und auch dann bestanden, wenn das Mili-
tär als Schutzmacht des laizistischen demokratischen Staates auftrat oder aufzutreten bean-
spruchte.  
 
Die Dissertation orientiert sich an folgenden Leitfragen, die im Kontext der Minderhei-
tenpolitik in der Türkei beantwortet werden: 
 
1) Unter welchen Umständen fand die Entstehung der Türkischen Republik statt und welche 
Rolle kam dabei den nichttürkischen Völkern im Befreiungskrieg der Türkei zu?  
 
2) Zu welchem Zweck wurden die Minderheiten betreffenden Maßnahmen der kemalisti-
schen Regierungen in der Entstehungsphase und nach der Konsolidierung der Republik er-
griffen?  
 
3) Inwiefern unterscheidet sich die Minderheitenpolitik der Türkei vor und nach dem Mehrpar-
teiensystem? Eine Gegenüberstellung der CHP und der Demokratischen Partei (Demokrat 
Parti, DP) soll die Differenzen veranschaulichen.  
 
4) Welche Gründe und Argumente veranlassten die Armee in der Türkei zur Durchführung 
von Militärputschen? Inwieweit hat sich das politische System unter dem Einwirken des Mili-
tärs verändert?  
 
5) Welche Auswirkungen hatten die Militärputsche auf die Minderheitenpolitik? Wie wurde 
die Idee „eine Nation – ein Staat“ für die in der Türkei lebenden Volksgruppen umgesetzt und 




Die Militärputsche in der Türkei wurden in der türkischsprachigen Literatur eingehend 
untersucht.5 In der deutschsprachigen Literatur ist auf die Studie von Gerhard Weiher aus 
dem Jahre 1973 zu den Putschen vom 27. Mai 1960 und dem Memorandum von 1971 hin-
zuweisen. Näher an die Gegenwart heran reicht die Buchveröffentlichung „Türk Ordusunun 
                                                   
5
 Al Beispiel seien hier genannt: Akkaya 2011 und 2014; Alkan 1986; Altuğ 1976; Arcayürek 1985; 
Asker 2013; Aydemir 1976; Belge 1992; Bozdağ 1997; Bölügiray 2001; Cemal 1986 und 2010; Dursun 
2005; Erdost 2004; Görsev 2011; İyigüngör 2009; Karpat 2010; Manisalı 2009; Meclis Araştırma Ko-




Tarihsel Kaynakları“ von Mevlut Bozdemir aus dem Jahr 1987, die im Jahre 1988 unter dem 
Titel „Armee und Politik in der Türkei“ in deutscher Übersetzung erschien. Bozdemir erhebt 
nicht den Anspruch, Geschichtsschreibung zu betreiben. Vielmehr betrachtet er die histori-
schen gesellschaftlichen Ereignisse nur, um die Gegenwart zu kommentieren. Er hat daher 
eher einen Geschichtskommentar als eine historische Monographie verfasst. Vor allem ver-
sucht Bozdemir das heutige Verhalten der türkischen Armee zu erläutern. In der vorliegen-
den Arbeit wird seine These kritisiert, die Armee sei lediglich ein „privilegierter Vermittler“ des 
Demokratieprozesses der Türkei. Denn die Frage nach den negativen Auswirkungen der 
Militärputsche auf den Demokratisierungsprozess der Türkei stellt der Autor nicht. So bleibt 
in seinem Werk unklar, welche verursachende Rolle die türkische Armee für die heutigen 
Probleme der Türkei spielte.  
  
 Seit dem Jahr 2009 liegen zwei umfassende Untersuchungen über die Militärputsche 
in der deutschsprachigen Literatur vor. Die Forschungsarbeit von Hakan Akbulut (2009) ana-
lysiert die Putsch- und Demokratisierungsbewegungen des türkischen Militärs. In der Arbeit 
werden Kontinuitäten und Wandel im Beziehungsgeflecht zwischen Zivilgesellschaft und Mili-
tär in der Türkei herausgearbeitet. Akbulut stellt auch den aktuellen Stand dieser Beziehun-
gen dar. Als eine weitere deutschsprachige Studie ist eine Diplomarbeit zu nennen: Die sorg-
fältig recherchierte Arbeit von Yıldız beschäftigt sich mit den geschichtlichen Ereignissen, die 
jeweils einem Putsch bzw. einem Putschversuch vorausgegangen sind. Yıldız versucht die 
Faktoren zu erklären, die zur Transformation des türkischen Militärs geführt haben, und skiz-
ziert die neue Rolle des türkischen Militärs. 
 
Über die Minderheiten in der Türkei gibt es in der deutschsprachigen Literatur zahl-
reiche Untersuchungen.6 Dabei ist vor allem die Dissertation von Arndt Künnecke aus dem 
Jahr 2007 zu würdigen. Künnecke identifiziert anhand des Minderheitenbegriffs der EU die in 
der Türkei lebenden ethnischen und religiösen Volksgruppen, die von der Türkei selbst nicht 
als Minderheiten anerkannt werden, und analysiert deren Situation in der Türkei. Auch die 
Dissertation von Dilek Güven ist eine detaillierte Darstellung der türkischen Minderheitenpoli-
tik im Kontext der Ära des Einparteiensystems (1923-1946). Güven analysiert die Ereignisse 
vom September 1955 in enger Verbindung mit den vorangegangenen ethnischen und religi-
ösen Homogenisierungsbestrebungen des türkischen Staates. Dabei thematisier und erörtert 
Güven die gegen Minderheiten gerichteten Repressionen der kemalistischen Regierungen. 
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 Für eine gute Übersicht: Adelmann 1995; Akçam 1996; Amman 2000; Andrews 1992; Aydın 1990; 
Baum 2005; Berlin / Klenner 2005; Bozkurt 1994; Brauns / Kiechle 2010; Deschner 2003; Dierl 1995; 
Gündüz 2012; Güven 2012; Sökefeld 2008; Jonker 1999; Künnecke 2007; Münir 1937; Oehring 1986; 





Eine weitere wichtige Publikation für die vorliegende Arbeit war das in türkischer Sprache 
veröffentlichte Werk „Türkiye‘de Azınlıklar“ (Die Minderheiten in der Türkei) von Baskın Oran. 
Orans Feststellung, dass es außer den anerkannten Minderheiten in der Türkei (Juden, Ar-
menier und Griechen) weitere Minderheiten gibt, wie die Kurden, Aleviten, Assyrer und 
Chaldäer, stellte ein politisches Novum dar. Hervorzuheben ist auch der vom Zentrum für 
Türkeistudien herausgegebene Sammelband „Das ethnische Mosaik in der Türkei und seine 
Reflexionen auf Deutschland“ aus dem Jahre 1998. Dabei rekurriert das Werk vorwiegend 
auf das offizielle Minderheitenverständnis der Türkei. Unter den Veröffentlichungen über die 
Minderheiten in der Türkei sind zudem die Werke des türkisch-jüdischen Historikers und Ver-
legers Rıfat N. Bali zu erwähnen. Bali befasst sich überwiegend mit der türkischen Minder-
heitenpolitik in der Ära der Einparteienherrschaft (1923–1946).7  
 
Eine aktuelle Studie von Ahmet Yaşar Akkaya aus dem Jahr 2014 analysiert die Mili-
tärputsche in der Türkei und die Situation der Minderheiten im Zeitraum von 1945 bis 1971 
und insbesondere die Lage der Nichtmuslime vor dem Hintergrund des Militärputsches von 
1960 unter Verwendung von Zeitzeugnissen. Durch die stark subjektiv gefärbte Kommentie-
rung seiner Quellen verliert seine Publikation jedoch an wissenschaftlicher Distanz. Für den 
Militärputsch von 1960 macht er nur Armee und die kemalistische Partei CHP verantwortlich. 
Dabei bleibt die Mitverantwortung der Menderes-Regierung für den Putsch ungeklärt, wes-
halb Akkayas Buch in Diskussionen in den türkischen Massenmedien umstritten ist. 
 
Ebenso sind auch bedeutsame Werke zur Geschichte der Türkei in der deutschspra-
chigen Literatur vorhanden. Hier gilt es allerdings zu berücksichtigen, dass es sich um Ge-
samtdarstellungen der türkischen Geschichte handelt und die Militärputsche in der Türkei 
und die Minderheiten lediglich am Rande erwähnt werden.8 Insbesondere das Werk von 
Cengiz Günay ist hervorzuheben. Günays Werk ist chronologisch aufgebaut, erhebt aller-
dings nicht den Anspruch einer lückenlosen Darstellung der türkischen Geschichte. Ereignis-
                                                   
7
 Balis wichtige Werke sind: Cumhuriyet Yıllarında Türkiye Yahudileri – Bir Türkleştirme Serüveni 
(1923-1945) [Ein Türkisierungsexperiment, türkische Juden zu Republikszeiten]; Cumhuriyet Yıllarında 
Türkiye Yahudileri – Aliya: Bir Toplu Göçün Öyküsü, 1946-1949 [Die Geschichte einer 
Massenmigration – türkische Juden zu Republikszeiten]; Türkiye'de Yayınlanmış Yahudilikle İlgili 
Kitap, Tez ve Makaleler Bibliyografyası (1923-2003) [In der Türkei veröffentlichten Bücher, Aufsätze 
und Diplomarbeiten über die Juden]; Devlet'in Yahudileri ve „Öteki“ Yahudi [Staatliche Juden und 
andere Juden]; The "Varlik Vergisi" Affair A Study On Its Legacy-Selected Documents; Maziyi 
Eşelerken; Gayrimüslim Mehmetçikler: Hatıralar – Tanıklıklar; Model Citizens of the State: The Jews of 
Turkey during the Multi-Party Period.  
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se, Entwicklungen, Akteure und Faktoren werden vielmehr selektiv im Hinblick auf den türki-
schen Modernisierungs- und Transformationsprozess und seine Folgen priorisiert.  
 
Auffällig ist allerdings, dass bisher keine Untersuchung über die Militärputsche in der 
Türkei und ihre Auswirkungen auf die Minderheiten in der deutschsprachigen Literatur vor-
liegt. Zu finden ist lediglich das in der Türkei veröffentlichte, umstrittene türkischsprachige 
Buch von Akkaya (2014), das jedoch nur den Militärputsch vom 1960 behandelt. Diese For-
schungslücke soll mit der vorliegenden Dissertation geschlossen werden. Dabei wird auch 
eine stärkere Synthese türkischsprachiger und deutschsprachiger Forschung angestrebt, als 
dies bislang der Fall war. 
 
Methodische Aspekte  
 
Das Ziel der Arbeit, die Auswirkungen der Militärputsche auf Minderheiten zu analy-
sieren, erfordert die Berücksichtigung umfassender Kontexte. Die im engeren Fokus der Ar-
beit stehenden Gruppen sind neben den Minderheiten das putschende Militär sowie die vom 
Putsch betroffenen Regierungen. Von Bedeutung ist jedoch stets der gesamtgesellschaftli-
che Rahmen, in dem Putsche stattfinden und auf Minderheiten einwirken. Damit bewegt sich 
die Analyse in einem sozialgeschichtlichen (Gesellschaft und Minderheiten), politikgeschicht-
lichen (Parteien, Interessengruppen, Machtverhältnisse) und institutionengeschichtlichen 
(Militär) Feld. Zudem muss die Analyse historisch weit bis in die Entstehungsjahre der Türki-
schen Republik ausgreifen, um die Minderheitenproblematik, aber auch das den Putschen 
zugrunde liegende Staatsverständnis von seinen Grundlagen her aufzuarbeiten. 
 
Vor diesem Hintergrund ist eine Systematisierung des Vorgehens notwendig, um die 
Stofffülle und die Vielzahl an Aspekten in einer Struktur zu organisieren. So sind zunächst 
die sehr vielfältigen Minderheiten in Kategorien zu unterscheiden. Denn die Erfahrungen ei-
ner Minderheit sind in vielen Fällen nicht repräsentativ für die einer anderen. Sollen also 
überhaupt Untersuchungsergebnisse mit genereller Aussagekraft möglich sein, müssen Min-
derheiten nach bestimmten verbindenden Kriterien zusammengefasst werden. Dabei sollen 
aber weiterhin konkret identifizierbare und sich selbst als Gruppe bezeichnende Minderhei-
ten Gegenstand der historischen Analyse sein. Lediglich zum Zweck der Systematisierung 
von Ergebnissen soll auf Kategorisierungen zurückgegriffen werden. 
 
Die Arbeit verwendet als Kategorisierung die Unterteilung in anerkannte Minderhei-
ten, nicht anerkannte Minderheiten und nichttürkische Volksgruppen. In der vorliegenden 
Arbeit werden die Griechen, Armenier und Juden als anerkannte Minderheiten bezeichnet. 
16 
 
Ferner werden in der Arbeit von der Türkei nicht als Minderheiten anerkannte Völker (Kur-
den, Tscherkessen, Lasen, Aleviten, Roma, Araber, Georgier) als „nichttürkische Völker oder 
Volksgruppen“ tituliert. Zudem werden nichtmuslimische Völker, die von der Türkei dennoch 
nicht als Minderheit anerkannt werden, wie Assyrer, Chaldäer und Yeziden, als „nicht aner-
kannte Minderheiten“ bezeichnet. Dabei gibt die vorliegende Arbeit durch ihren Sprachge-
brauch das Selbstverständnis der untersuchten Gruppen unter Umständen nur unzulänglich 
oder verfälscht wieder. So lehnen es die Völker und Volksgruppen mit muslimischer Glau-
bensrichtung aus verschiedenen Gründen ausdrücklich ab, als Minderheiten bezeichnet zu 
werden, obwohl sie aufgrund ihrer Identität Diskriminierungen ausgesetzt sind und der Wille 
zum Erhalt ihrer Identität fortbesteht. Aus diesen Gründen werden sie in den Berichten der 
EU-Kommission als Minderheiten angesehen und behandelt. Die vorliegende Arbeit schließt 
sich dem Minderheitenverständnis der EU-Kommission an, denn ein Verzicht auf den Begriff 
Minderheit würde zur terminologischen Verwischung des Untersuchungsgegenstandes füh-
ren. Dabei soll allerdings hervorgehoben werden, dass die Arbeit den Minderheitenbegriff nur 
aus methodischen Gründen nicht am Selbstverständnis der untersuchten Gruppen ausrich-
tet. Eine Aussage darüber, ob sich muslimische nichttürkische Gruppen in der Türkei als 
Minderheiten begreifen sollen oder nicht, wird dadurch nicht getroffen. 
 
Des Weiteren ist ein Minderheitenbegriff nur mit Bezug auf eine Mehrheit möglich, 
welche im vorliegenden Falle meist mit dem Konzept der „Nation“ identisch ist. Minderheiten 
werden in dieser Arbeit also als marginalisierte und aus der Gemeinschaft der Nation ausge-
grenzte Gruppen verstanden. Wer aber die für die Abgrenzung von Minderheiten relevante 
Mehrheit, also die Nation, darstellt, ist ebenfalls eine Frage von Kriterien. In der Geschichte 
der Türkei sind mehrere Kriterien für Mehrheitszugehörigkeit im Verlaufe der Geschichte 
verwendet oder – im Falle des dritten Kriteriums – zumindest diskutiert worden: Zugehörig-
keit zum Islam, Zugehörigkeit zur Gruppe der ethnischen Türken und die Zugehörigkeit zur 
Gruppe der Staatsbürger der Türkei, die ohne Erfüllung bestimmter ethnischer oder religiöser 
Bedingungen möglich ist. 
 
Für die vorliegende Arbeit ist es daher wichtig, die Minderheitenproblematik vor dem 
Hintergrund der ideologischen Konstruktion der Mehrheit bzw. der Nation zu betrachten. 
Denn die Definition der Nation bringt zwingend eine bestimmte Einstellung zu Minderheiten-
gruppen mit sich. Zudem waren die Putsche in der türkischen Geschichte selbst von Konflik-
ten verursacht, welche häufig die Definition der Nation betrafen, also die grundlegende Frage 
danach, was „türkisch“ ist und was ausgegrenzt gehört. Der Grund dafür ist in den ideologie-
geschichtlichen Aspekten der Staatsgründung zu suchen. Die Türkei verfügt mit dem Kema-
lismus über eine Staatsdoktrin, die lange Zeit die Eigenschaften der türkischen Nation defi-
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nierte und diktierte und die insbesondere im Militär nahezu institutionalisiert war. Die Putsche 
waren auch immer ideologische oder zumindest ideologisch gerechtfertigte Eingriffe, die das 
von seinem Weg abgekommene Land wieder mit seinem ursprünglichen Wesen vereinen 
sollten. Dabei waren Minderheiten oft eine Projektionsfläche für große, die Bevölkerung spal-
tende Konflikte. Die Konzentration der vorliegenden Arbeit auf Putsche erklärt sich aus die-
ser Eigenschaft der militärischen Machtübernahme in der Türkei und auch daraus, dass Put-
sche selbst einen politischen Richtungswechsel mit großer Relevanz für Minderheiten einlei-
teten oder zu diesem Anlass gaben. 
 
Vor diesem Hintergrund sollen als organisierendes Prinzip der Arbeit verschiedene 
Konflikte der türkischen Geschichte verfolgt werden, die in Putschsituationen kulminierten: 
die Spannung zwischen Kemalismus und (politischem) Islam; die Spannung zwischen dem 
Ideal einer ethnisch und weltanschaulich einheitlichen Nation und der Realität eines Vielvöl-
kerstaates mit einem breiten Spektrum an politischen Überzeugungen; die Spannung zwi-
schen dem Islam als Mehrheitsreligion der Bevölkerung und anderen Religionen. Die Ent-
wicklung dieser Konflikte soll dann in ihrer Bedeutung für bestimmte Kategorien von Minder-
heiten dargelegt werden. Dabei verfährt die Arbeit in der Regel nach dem folgenden schema-
tischen Zugriff: Zu Beginn eines Kapitels über einen Putsch erfolgt eine Darlegung der politi-
schen Situation, die zu der den Putsch auslösenden Krise führte. Darauf folgt eine Schilde-
rung der Putschvorgänge. Im Anschluss werden konkrete Auswirkungen des Putschs und 
seiner unmittelbaren politischen Auswirkungen auf Minderheiten dargelegt. Schließlich er-
folgt eine Einordnung in übergeordnete Zusammenhänge. 
 
Die Arbeit nutzt eine große Bandbreite an Quellen, darunter zeitgenössische Bericht-
erstattung, biographisches Material, Parteiprogramme, Presse- bzw. öffentliche Erklärungen 
von Regierung oder Militär, nichtöffentliche Regierungsdokumente und diplomatische Berich-
te. Ein hoher Stellenwert kommt Rechtsquellen zu, also Verfassungen, Gesetzen, Verord-
nungen, Gerichtsurteilen und internationalen Verträgen. Denn Rechtstexte sind das Ergebnis 
politischer Prozesse und Machtverhältnisse und geben über diese daher auch Auskunft. Zu-
dem definieren sie Verhältnisse und beeinflussen damit neben der rechtlichen auch die ge-
sellschaftliche Stellung Betroffener. Sie bilden stets einen wichtigen Rahmen für öffentliche 






Gliederung der Arbeit 
 
Im ersten Kapitel der Arbeit werden als Grundlage der nachfolgenden Kapitel der 
Putsch- und der Minderheitenbegriff erörtert. 
 
Das darauf folgende Kapitel zwei stellt die Entstehung der Türkischen Republik und 
die Stellung der multikulturellen Bevölkerung im Befreiungskrieg der Türkei aus historischer 
Perspektive dar. Weiterhin darzustellen sind das Minderheitenverständnis der Türkei und der 
mit den Alliierten des Ersten Weltkriegs 1923 abgeschlossene Lausanner Vertrag, der die 
Gründung der Türkei als Staat ermöglichte und das Verhältnis des türkischen Staates zu 
seinen Minderheiten regeln sollte. Neben der Entwicklungsphase der Türkei werden auch die 
Charakteristika des türkischen Nationalismus und dessen Auswirkungen auf die Minderhei-
ten betrachtet. Auch werden Grundelemente der kemalistischen Ideologie dargestellt. Zuletzt 
wird dargestellt, welche Minderheiten in der Türkei politisch und rechtlich anerkannt und nicht 
anerkannt wurden. Dabei werden auch Repressionen durch kemalistische Regierungen the-
matisiert. 
 
Kapitel drei gilt der Betrachtung der Rolle des Militärs in der Ära der Einparteienherr-
schaft der Republikanischen Volkspartei (CHP). Danach werden der Übergang zum Mehr-
parteiensystem und die daraus resultierende Minderheitenpolitik analysiert. Des Weiteren 
werden die Ursachen und Folgen des Putsches von 1960 dargestellt sowie dessen Auswir-
kungen auf die Demokratie und die Minderheitenpolitik diskutiert. 
 
In Kapitel vier werden die Beziehungen zwischen Militär und Zivilgesellschaft zwi-
schen 1961 und 1971 im Kontext der gesellschaftlichen und politischen Lage der 1960er 
Jahre dargestellt. Ein besonderes Augenmerk gilt dem Militärputsch, der auf das Memoran-
dum vom 12. März 1971 folgte, in dem das Militär der Regierung ein Ultimatum für die 
Durchsetzung kemalistischer Reformen setzte und bei Nichterfüllung eine Machtübernahme 
androhte, und den Folgen dieses Putsches für die Gesellschaft. Schließlich werden die Put-
sche von 1960 und 1971 miteinander verglichen. 
 
Das fünfte Kapitel behandelt die von Instabilität geprägten 1970er Jahre und die Situ-
ation der nichtmuslimischen Minderheiten im Zeitraum von 1970 bis 1980. Es werden Aus-
schreitungen gegen die religiöse Minderheit der Aleviten im politischen und gesellschaftli-
chen Kontext dargestellt. Weiterhin werden die Ereignisse geschildert, die zu dem Putsch 
von 1980 führten, und die Folgen und Auswirkungen des Putsches auf den Demokratisie-
rungsprozess und die Minderheitenpolitik der Türkei erläutert. Auch wird die politische Neu-
strukturierung nach dem Putsch thematisiert, um die daraus resultierenden Tendenzen in der 
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Minderheitenpolitik (z. B. der Minderheitenpolitik des Ministerpräsidenten und späteren Prä-
sidenten Özal) zu beschreiben. 
 
Dem folgt in Kapitel sechs die Beschäftigung mit der politischen Lage der 1990er Jah-
re mit besonderem Fokus auf den Aufstieg des politischen Islams. Dabei wird die Regie-
rungszeit des islamisch geprägten Ministerpräsidenten Erbakan unter Bezug auf seine Min-
derheitenpolitik genauer untersucht. Anschließend werden die Folgen des Putsches von 
1997 untersucht, der auch als postmoderner Putsch bezeichnet wird, da in ihm die Entmach-
tung der Regierung nicht durch militärische Gewalt, sondern durch eine Medienkampagne 
und die öffentliche Meinung erfolgte. Als zweiter Abschnitt des Kapitels wird die Ära Erdoğan 
detailliert aufgearbeitet. Einen besonderen Schwerpunkt bildet dabei der Machtkampf zwi-
schen Erdoğan und dem Militär, der mit dem sogenannten E-Mail-Putsch 2007 seinen Höhe-
punkt erreichte. Erdoǧans Minderheitenpolitik wird unter Bezugnahme auf den Friedenspro-
zess mit den Kurden diskutiert, welcher noch nicht abgeschlossen ist und sich derzeit in Ver-
handlungen manifestiert. 
 
Am Ende der Arbeit werden in Kapitel sieben die Auswirkungen der Militärputsche auf 
die Demokratie und die Gesellschaft in der Türkei dargestellt. Weiterhin werden allgemeine 
Folgen der Militärputsche erörtert und es werden die Bedingungen zusammengefasst, unter 















In der vorliegenden Arbeit wird als Militärputsch eine durch die Armee erzwungene 
Absetzung einer demokratisch gewählten Regierung verstanden. Nach dem allgemeinen 
Verständnis des Putschbegriffes übernimmt das Militär die Macht im Staat ohne verfas-
sungsgemäße Legitimation.9 In der Türkei besteht die besondere Situation, dass Artikel 35 
der Verfassung von 1961 das Militär mit der Abwehr von Gefahren für die türkische Republik 
beauftragt, was vom Militär als Legitimierung einer Machtübernahme ausgelegt werden 
konnte. Dessen ungeachtet werden die militärischen Machtübernahmen seit der Gründung 
der Türkei in der Regel auch im Land selbst als Putsche bezeichnet. Eine Ausnahme besteht 
für die militärische Machtübernahme 1960, die in der Vergangenheit häufig als Revolution 
bezeichnet wurde. Nach dem Putsch herrscht im Land meist eine zivile diktatorische Herr-
schaft oder ein vorläufiges militärisches Regime. Bürgerrechte werden während der Militär-




Das Wort „Memorandum“ stammt aus der lateinischen Sprache und bedeutet Denk-
schrift. Im politischen Sprachgebrauch wird darunter eine Stellungnahme in einer wichtigen 
Angelegenheit bezeichnet.10 
 
1. 2 Minderheitenbegriffe 
 
Das Wort „Minderheit“ stammt vom lateinischen Wort „minor“, zu Deutsch „das Klei-
nere“. Minderheit bezeichnet eine Bevölkerungsgruppe, die sich von der Mehrheit der Bevöl-
kerung aufgrund bestimmter sozialer oder ökonomischer Unterschiede, politischer oder reli-
giöser Überzeugungen, ethnischer Zugehörigkeit etc. abgrenzt oder die von der Mehrheit 
                                                   
9
 Vgl. Drosdowski, Günther (Hrsg.): Duden, Deutsches Universalwörterbuch, Mannheim, Wien, Zürich 
1983, S. 989. 
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ausgegrenzt wird.11 Die Angehörigen von Minderheiten sind häufig Repressionen ausgesetzt 
oder fühlen sich unterdrückt.12  
 
Damit eine Volksgruppe aus gesellschaftlicher und politischer Sicht als Minderheit 
gelten kann, muss sie mindestens eines der folgenden Kriterien erfüllen:13 1) Unterscheidung 
von der Bevölkerungsmehrheit durch eine eigene Sprache, Kultur und Geschichte (eigene 
Identität); 2) territoriale Verbundenheit mit dem Land (also in der Regel eine jahrhunderte-
lange Ansässigkeit); 3) Willen zur Bewahrung der Identität (Zugehörigkeitsgefühl).  
 
Vor dem Hintergrund der genannten Kriterien lassen sich verschiedene Arten von 
Minderheiten unterscheiden, die im Folgenden dargestellt werden. 
  
1.2.1 Ethnische Minderheiten 
 
Der Begriff ethnische Minderheit ist der Oberbegriff für nationale, kulturelle und 
sprachliche Minderheiten. 
 
Blumenwitz definiert ethnische Minderheiten als 
„[...] Personengruppen, die sich in ihrer Rasse, Abstammung, Geschichte, Kultur sowie 
ggf. auch Kasten- oder Stammeszugehörigkeit von der Bevölkerungsmehrheit unter-





1.2.2 Nationale Minderheiten 
 
Nationale Minderheiten sind Personengruppen, die über eine eigene Sprache und 
Kultur verfügen. Nationale Minderheiten sind als Staatsbürger häufig der Möglichkeiten zur 
Entfaltung ihrer spezifischen politischen und kulturellen Entfaltung beraubt. Das Ziel dieser 
Minderheitengruppe ist es, enge Beziehungen zum Nationalstaat zur Wahrung ihrer histo-
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 Vgl. Schubert, Klaus / Martina Klein: Das Politiklexikon, Bonn 2011. 
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 Vgl. Akgönül, Samim: Azınlık, Türk Bağlamında Azınlık Bağamına Çapraz Bakışlar [Ein diagonaler 
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Uygulama, [Die Minderheiten in der Türkei, Begriffe, Theorien, nationale Rechtvorschriften und An-
wendung] Istanbul 2004, S. 62; Anar, Erol: Öte Kıyıda Yaşayanlar. Azınlıklar, Yerli Halklar ve Türkiye 
[Diejenigen, die auf der anderen Küste leben. Minderheiten, einheimische Völker und die Türkei], Is-
tanbul 1997, S. 15. 
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risch-kulturellen Identität und zur Förderung ihrer sozio-ökonomischen Interessen zu unter-
halten.15  
 
1.2.3 Sprachliche Minderheiten 
 
Sprachliche Minderheiten sind die Personengruppen, die sich öffentlich oder privat 
mündlich oder schriftlich Sprachen oder Dialekten bedienen, die nicht von der Bevölke-
rungsmehrheit gesprochen werden.16 
 
1.2.4 Religiöse Minderheiten 
 
Der Begriff der religiösen Minderheit umfasst Personengruppen, die sich zu religiösen 
Vorstellungen bekennen, welche nicht mit den religiösen Vorstellungen der Bevölkerungs-
mehrheit übereinstimmen.17 
 
1.2.5 Kulturelle Minderheiten 
 
Kulturelle Minderheiten sind häufig regional konzentrierte Personengruppen in den 
modernen Nationalstaaten, die sich auf vor-nationalstaatliche kulturelle und politische Ver-
hältnisse berufen. Kulturelle Minderheiten fordern häufig die politische und kulturelle Auto-
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 Vgl. Heckmann, Friedrich: Ethnische Minderheiten, Volk und Nation, Stuttgart 1992, S. 62. 
 
16
 Vgl. Künnecke, Arndt: Eine Hürde auf dem Weg zur EU-Mitgliedschaft. Der unterschiedliche Min-
derheitenbegriff der EU und der Türkei, Hamburg 2007, S. 9. 
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 Ebd. S. 9. 
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DIE GRÜNDUNG DER REPUBLIK TÜRKEI UND DIE MINDERHEITEN 
 
2.1 Entstehung der Republik Türkei und Stellung der multikulturellen Bevölke-
rung im Befreiungskrieg der Türkei 
 
Der Beginn des Ersten Weltkriegs bedeutete für das Osmanische Reich den endgül-
tigen Todesstoß, da es nach dem verlorenen Krieg harte Friedensbedingungen akzeptieren 
musste. Insbesondere die Besatzung durch die Siegermächte verletzte die damalige Bevöl-
kerung des Reiches in ihrem Selbstwertgefühl, da sie die Präsenz einer großen Anzahl von 
Soldaten dieser Mächte ihrem Territorium hinnehmen musste.19  
 
Die Besetzung Anatoliens durch die Siegermächte führte zu Widerstandsbewegun-
gen. Beunruhigt durch den Widerstand in Anatolien setzten die Siegermächte den osmani-
schen Sultan unter erheblichen Druck. Dieser schickte daraufhin General Mustafa Kemal 
nach Anatolien, um die Widerstandsgruppen aufzulösen und ggf. zu demilitarisieren.20 Nach-
dem Mustafa Kemal am 19. Mai 1919 per Schiff in der anatolischen Hafenstadt Samsun am 
Schwarzen Meer angekommen war, trat er aus dem osmanischen Heer aus und begann, 
den Widerstand, statt ihn, wie befohlen, niederzuschlagen,, militärisch zu organisieren. Dabei 
bildeten sich zwei Lager heraus: Auf der einen Seite standen die Nationalisten unter Führung 
von Mustafa Kemal, auf der anderen die Führer, die die Interessen der traditionell-religiös 
geprägten Bevölkerung Anatoliens, die sich größtenteils aus Bauern und Hirten zusammen-
setzte, repräsentierten. 
 
Mustafa Kemal berief die Kongresse von Erzurum (23. Juli 1919) und Sivas (4. Sep-
tember 1919) ein, die sich auf politische Maßnahmen und militärische Schritte gegen die 
Besatzungstruppen einigen sollten.21 Zu diesem Zweck wurde zuerst ein Repräsentativkomi-
tee (Heyet-i Temsiliye) gebildet, das eine Gegenregierung zum Sultanat darstellen sollte. 
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24 
 
Zudem hatte es die Aufgabe, die territoriale Integrität und nationale Unabhängigkeit der os-
manischen Gebiete wiederherzustellen. Mustafa Kemal wurde als Vorsitzender dieses Komi-
tees gewählt. Die Gründungssitzung des Komitees fand am 23. April 1920 statt. Später wur-
de es in „Große Türkische Nationalversammlung“ umbenannt und auch in diesem Gremium 
wurde Mustafa Kemal zum Vorsitzenden gewählt. Die Vertreter der Nationalversammlung 
sahen nur sich selbst als legitime Repräsentanten der in der Türkei lebenden Völker an. So-
mit verwehrte die Nationalversammlung dem Sultanat die Anerkennung. Allerdings bezeich-
nete das Komitee nur die fremden Mächte als gemeinsame Feinde, davon ausgeschlossen 
waren zunächst das Sultanat und die Kalifen.   
 
Während des Fortgangs der Befreiungskämpfe signierte der Sultan auf Druck der 
Siegermächte den Friedensvertrag von Sèvres (10. August 1920), der im Wesentlichen die 
osmanische Herrschaft auf die Gebiete von Anatolien und Istanbul beschränken sollte.22 Die 
Widerstandsbewegung unter Führung von Mustafa Kemal erkannte diesen Vertrag jedoch 
nicht an und erklärte die Unterzeichner auf der osmanischen Seite zu Verrätern. Daher wur-
de der Unabhängigkeitskampf fortgesetzt. Mustafa Kemal zog aus den Reihen seiner Wider-
standsbewegung und den Überläufern des osmanischen Heers Soldaten für eine organisier-
te Kampftruppe zusammen, die sich selbst als türkische Befreiungsarmee bezeichnete. 
 
Mit der Rückendeckung der Kurden, Tscherkessen und Lasen begann eine zunächst 
gegen die Armenier im Osten Anatoliens gerichtete Offensive der türkischen Befreiungsar-
mee. Nach ihrer Niederlage mussten die Armenier sich den Bedingungen Mustafa Kemals 
für einen Waffenstillstand beugen. Wichtigste Vereinbarung des Waffenstillstandsvertrages, 
des sog. „Abkommens von Alexandropol“ (Gümrü Antlaşması) vom 10. Dezember 1920, war 
die Rückgabe der Städte Kars und Ardahan durch die Armenier. Damit wurden die Grenzen 
des Osmanischen Reiches von 1878 wiederhergestellt.23 Des Weiteren fügte die türkische 
Befreiungsarmee im Jahr 1921 den Griechen in Westanatolien eine Niederlage zu. Im Osten 
und Westen Anatoliens verfestigten sich die Machtverhältnisse und Guerillakämpfer zwan-
gen die französischen und italienischen Truppen zur Räumung Antalyas, Anteps, Maraş´ und 
Kilikiens.24 Nach der Einnahme der Großstadt Izmir durch türkische Befreiungsarmee endete 
der Krieg. Die Verhandlungen über ein Waffenstillstandsabkommen begannen am 3. Oktober 
1922. Der Vertrag von Mudanya wurde 8 Tage später von Delegierten Griechenlands und 
des Repräsentativkomitees der Befreiungsbewegung unterzeichnet. In dem Vertrag wurde 
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 Vgl. Aslan, Yusuf: Die Türkei, von der West-Integration zur Ost-Wendung?, Frankfurt am Main: 
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der Abzug von griechischen und alliierten Besatzungstruppen aus Ostthrakien festgelegt.25 
Dieser militärische Erfolg hat den Weg für den Vertrag von Lausanne und die damit verbun-
dene Gründung der Republik Türkei geebnet.26  
 
Die Friedenskonferenz in Lausanne begann am 20. November 1922 unter Beteiligung 
Frankreichs, Englands, Italiens, Griechenlands, Jugoslawiens, Rumäniens, Bulgariens, Ja-
pans, der Sowjetunion und der Türkei. Die ersten Gespräche zwischen den türkischen und 
alliierten Vertretern scheiterten nach etwa 2 Monaten, weil die türkische Delegation den vor-
geschlagenen Vertrag nicht akzeptierte, da die wirtschaftlichen Privilegien der Minderheiten 
und Gebietsansprüche der Türkei auf Mosul und Hatay noch ungeklärt waren.27 Mit der Un-
terzeichnung des Vertrags von Lausanne am 24. Juli 1923 fanden die Verhandlungen letzt-
lich ihren Abschluss. Mit diesen Abkommen wurde die Türkei als Nachfolgestaat des Osma-
nischen Reiches in den Völkerbund aufgenommen.28 Zudem wurden in in ihm die Grenzen 
der heutigen Türkei festgelegt und die Souveränität der Türkei gesichert.29 Somit waren die 
Voraussetzungen dafür gegeben, dass das türkische Parlament am 29. Oktober 1923 die 
Republik ausrufen konnte und Mustafa Kemal zum ersten Staatspräsidenten der Türkei ge-
wählt wurde.30  
 
Die Niederlage des Osmanischen Reiches im Ersten Weltkrieg ließ Anatolien ohne 
Regierung. Die griechischen Truppen besetzten die Großstadt Izmir. Zudem kündete Arme-
nien die Annexion der östlichen Provinzen des Osmanischen Reiches an. Angesichts des 
politischen Auseinanderbrechens des Staatsgebildes konnten die Siegermächte des Ersten 
Weltkriegs im ganzen Reich ihre imperialen Machtpositionen ausbauen. Als Folge fühlten 
sich auch die nichttürkischen Volksgruppen bedroht und es bildeten sich Widerstandsgrup-
pen, die sich später Mustafa Kemal anschlossen.31 
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 Um die verschiedenen muslimischen Bevölkerungsgruppen im Kampf gegen die alli-
ierten Mächte zu einen, berief sich Mustafa Kemal bei der Nationalversammlung im Jahre 
1920 auf die gemeinsame islamische Tradition während der osmanischen Herrschaft. Des-
halb wurde der Freiheitskampf nicht nur als ein Krieg im Namen aller unterdrückten Völker 
gegen den westlichen Imperialismus, sondern auch als Krieg gegen die „ungläubigen“ Be-
setzer dargestellt. So gelang es Mustafa Kemal, Kurden, Tscherkessen, Lasen und Türken 
im Kampf gegen die ausländischen Besetzer zu solidarisieren.32  
 
Die von der Nationalversammlung festgelegten Ziele wurden in einem Nationalpakt 
(Misak-ı Milli) als dem Manifest der Bewegung niedergeschrieben. Das Manifest sollte darauf 
hinwirken, dass in einem neu zu errichtenden Staat die Rechte aller muslimischen Völker 
ausgewogen vertreten werden. Auf diese Weise konnten auch die lokalen Geistlichen (Ima-
me und Hocas) dazu veranlasst werden, sich mehrheitlich für eine Beteiligung der Bevölke-
rung am Befreiungskrieg auszusprechen.33 
 
 Insbesondere die Beteiligung der Kurden am Befreiungskrieg auf der Seite der Tür-
ken ist von Bedeutung, da diese trotz der ihnen im Vertrag von Versailles zugesicherten Ab-
sichtserklärungen in den Krieg eintraten. Diese stellten den Kurden Autonomie in Aussicht 
und schürten so die Hoffnung auf eine baldige Realisierung eines souveränen Staates „Kur-
distan“. 
 
Die Mitwirkung der Kurden im Befreiungskampf der Türkei ist unter drei Gesichts-
punkten zu betrachten:  
 
1) Der Befreiungskampf wurde von den Kurden auch als Kampf gegen die Besatzungsmäch-
te verstanden und war ausdrücklich kein Kampf im Namen der türkischen Nation.  
 
 2) Die besondere Bedeutung der Kurden im Freiheitskampf wurde auch in den Kongressen 
von Erzurum und Sivas hervorgehoben. Dort wurden die Kurden und Türken als zwei Ele-
mente desselben Staatsvolkes bezeichnet.34 Dieser Umstand sollte den Beschlüssen des 
Kongresses von Erzurum vom 12. Juli 1920 zufolge in der geplanten späteren Nationalver-
sammlung ausführlich behandelt werden. Dass sich das Staatsvolk aus zwei Ethnien zu-
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sammensetzt, bildete auch für die Kurden den Kern der Verfassung von 1921, die heute 
noch als Meilenstein der türkischen Verfassungsgeschichte betrachtet wird und nicht – wie 
die späteren – die Dominanz einer Ethnie widerspiegelt und verfestigte. Essenzielle Basis 
des noch zu gründenden Staates sollte die rechtliche Gleichstellung der verschiedenen Be-
völkerungsgruppen sein.35 Dabei wurde der Begriff „Volk“ in dieser Verfassung stets ohne 
Konnotierung einzelner Bevölkerungsgruppen verwendet. Die Kurden sahen besonders im 
Artikel 12 der Verfassung von 1921 die vereinbarten Garantien bestätigt. Zu diesen zählten 
vor allem der Schutz ihrer Identität, ihre Gleichberechtigung mit anderen Bevölkerungsgrup-
pen und die Gewährung eines Autonomiestatus. Diese Zusagen wurden auch von Mustafa 
Kemal im Jahre 1923 in den mehrheitlich von Kurden bewohnten Gebieten noch einmal wie-
derholt.36  
 
3) Die kurdische Beteiligung im Freiheitskampf der Türkei muss auch im Zusammenhang mit 
den Interessen, der Situation und dem großen Einfluss kurdischer Stammesführer betrachtet 
werden, die die Entwicklungen und Prozesse in ihrem jeweiligen Stamm in großem Umfang 
beeinflussten. Mustafa Kemal erkannte die Bedeutung der kurdischen Stammesführer und 
stellte ihnen bei einer Beteiligung ihres Stammes am Befreiungskampf weitgehende Beloh-
nungen in Aussicht, die finanzieller und politischer Natur – z. B. ein Sitz im Parlament – sein 
konnten.37 
 
Diese Ereignisse weisen auf die wichtige Rolle der nichttürkischen Volksgruppen im 
Befreiungskrieg der Türkei hin. Die Republik Türkei erreichte erst mit der Beteiligung der 
nichttürkischen Völker ihre Unabhängigkeit. Im Entstehungsprozess der Türkischen Republik 
sind zwei Perioden des Umgangs mit nichttürkischen Volksgruppen zu unterscheiden: Zu-
nächst kam es zu einem Verzicht auf die Betonung der türkischen Identität und dann, bis zur 
Unterzeichnung des Lausanner Vertrags, zum Rückgang der Verfolgung von nichttürkischen 
Ethnien,38 die regional auf Ostanatolien begrenzt als Reaktion auf Autonomiebestrebungen 
auch von türkischen Befreiungstruppen ausging. 
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2.2 Minderheitenverständnis der Türkei 
 
Der Minderheitenbegriff in der Türkei ist vom westlichen Minderheitenverständnis an-
zugrenzen. So werden in der Türkei religiöse, ethnische und sprachliche Minderheiten nicht 
unterschieden. Die Konstruktion des Minderheitenbegriffs in der Türkei wird nur vor dem his-
torischen Hintergrund des Minderheitenverständnisses im Osmanischen Reich verständlich. 
 
Das damalige Verständnis unterschied die Minderheiten nicht kategorisch von den 
anderen Bevölkerungsgruppen. Dementsprechend konnte sich im Osmanischen Reich auch 
kein Verständnis von Ethnizität entwickeln. Die verschiedenen Volksgruppen waren erst 
durch die Schirmherrschaft des Sultanats legitimiert. In der Forschung wird das Minderhei-
tenverständnis des Osmanischen Reiches „Milletsystem“ genannt.39 Das System ordnete alle 
Angelegenheiten der unterschiedlichen Religionsgemeinschaften im Reich und bestimmte 
deren schulische, soziale, juristische und religiöse Aufgaben. Das Milletsystem fungierte 
jahrhundertelang als Regelung für das Zusammenleben von Juden, Christen und Muslimen. 
Auch das Verhältnis zwischen dem Staat und den Nichtmuslimen wurde durch das Milletsys-
tem bestimmt.40 Somit war lediglich eine Trennung in muslimische und nichtmuslimische Be-
völkerungsgruppen wesentlicher Inhalt des Minderheitenbegriffs des Osmanischen Reiches, 
wobei nur die nichtmuslimischen Gruppen als Minderheiten angesehen wurden.41 
 
Die Osmanen hatten die nichtmuslimische Bevölkerung in drei Nationen (Millet) unter-
teilt: Das Milleti Ermeni umfasste die Minderheit der armenischen Christen. Im Milleti Rum 
wurden die orthodoxen Christen zusammengefasst, für die in religiösen Angelegenheiten der 
Patriarch von Konstantinopel die Autorität war, und dem Milleti Yahudi gehörten die Men-
schen jüdischen Glaubens an. Diese drei nichtmuslimischen Millets wurden gegenüber dem 
Sultan durch Repräsentanten vertreten und genossen in Angelegenheiten ihrer Religion Au-
tonomie. 42 
 
Mit dem Zusammenbruch des Osmanischen Reiches und der späteren Gründung der 
Türkischen Republik waren auch für die in der Türkei lebenden Volksgruppen massive in-
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nenpolitische Veränderungen verbunden. Die Entwicklungen mündeten schließlich in der 
Entstehung eines türkischen Nationalstaates.  
 
2.3 Charakteristika des türkischen Nationalismus und dessen Auswirkungen 
auf die Minderheiten 
 
Die verschiedenen Volksgruppen lebten im Osmanischen Reich ca. 600 Jahre fried-
lich zusammen. Die Ideen der Französischen Revolution führten zu einem Einschnitt. Denn 
die im Zuge der Revolution propagierte Idee einer auf einer kulturellen Identität aufbauenden 
Nation destabilisierte auch die innenpolitische Ordnung des Vielvölkerstaates des Osmani-
schen Reiches. Unter dem Einfluss solcher kulturell-nationalistischer Ideen mobilisierten sich 
die Christen zu Aufständen und diese mündeten letztlich in einen nationalen Befreiungs-
kampf. Dass die politische Führung die Aufstände mit Waffengewalt niederschlug, löste Hass 
und Revanchismus aus. Die Folge waren tiefes Misstrauen und starke Ablehnung zwischen 
einerseits muslimischen und andererseits christlichen sowie anderen nichtmuslimischen Be-
völkerungsgruppen, die bis heute Auswirkungen auf das Zusammenleben der Christen und 
Muslime in der Türkei haben.  
 
Anfänge des türkischen Nationalismus sind bereits in der Spätphase des Osmani-
schen Reiches zu finden. Manifest wurde dieser Nationalismus zuerst anlässlich der Auf-
stände der griechischen Minderheit in den Jahren 1821 bis 1829, die die Gründung eines 
unabhängigen griechischen Staates auf dem Territorium des Osmanischen Reiches zum Ziel 
hatten. Dieses Ziel wurde schließlich durch die Unabhängigkeit Griechenlands im Jahre 1829 
erreicht. Von der griechischen Unabhängigkeit verunsichert, versuchten die in Europa aus-
gebildeten osmanischen Eliten, die sich selbst als „Jungosmanen“43 bezeichneten, das multi-
nationale und multikonfessionelle Osmanische Reich zu einen. Dies sollte mit Hilfe des sog. 
„Osmanismus“44 geschehen.  
 
Später benannten sich die Jungosmanen in „Jungtürken“ (Jön Türkler) um und grün-
deten das „Komitee für Einheit und Fortschritt“ (Ittihat ve Terakki Cemiyeti). Das ursprüngli-
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che Ziel dieser Gruppe war, die Einheit des multi-ethnischen Osmanischen Reiches zu be-
wahren. Die Gruppe war keine demokratische Bewegung, sondern beabsichtigte eine Mo-
dernisierung der Gesellschaft von oben nach unten. Als die Jungtürken im Jahr 1908 durch 
einen Putsch Sultan Abdulhamid II. stürzten und die Regierung übernahmen, wandelten sie 
die Staatsordnung in eine konstitutionelle Monarchie um. Durch den Putsch eröffnete sich 
zudem die Möglichkeit, die Idee eines sprachlichen, kulturellen und ethnisch homogenen 
türkischen Nationalstaats auf dem Territorium des ehemaligen Osmanischen Reiches zu 
verfolgen.45  
 
Der jungtürkische Nationalismus brachte zunächst zwei Konzepte hervor: das der 
„Kulturnation“ und das der „Staatsnation“.46 Der Begriff der Kulturnation wird in vielen Fällen 
ethnisch definiert und stellt den Versuch dar, eine nationale Identität in der gemeinsamen 
Vergangenheit und Kultur einer Gruppe zu begründen. Die Staatsnation als definiert sich 
vielmehr als Gemeinschaft eines festgelegten Territoriums, in dem die Zugehörigkeit nicht 
anhand von kulturellen oder ethnischen Kriterien definiert wird.47 Von diesen beiden Konzep-
ten setzte sich vor dem Hintergrund des türkischen Befreiungskrieges das Konzept der 
Staatsnation durch. Die Bezeichnung „Türkei“ wurde mit der Einberufung der „Großen Natio-
nalversammlung“ am 23. April 1920 erstmalig als Bezeichnung eines Staates verwendet, und 
zwar um den geographischen Raum des Staatsgebildes zu bezeichnen, weshalb das Adjek-
tiv „türkisch“ die dort lebenden Volksgruppen charakterisierte. Diese Definition von „Türkei“ 
und „türkisch“ war jedoch umstritten und wurde in der Großen Nationalversammlung debat-
tiert. Wegen der ethnischen Heterogenität der Bevölkerung der Türkei sprach Mustafa Kemal 
in der Phase der Entstehung des türkischen Nationalstaates von der „Nation der Türkei“ und 
nicht von der „türkischen Nation“.48 Der Begriff „türkische Nation“ setzte sich erst mit der Ver-
fassung von 1924 als Bezeichnung des staatsrechtlich souveränen Volkes durch.49  
 
 Während der Zeit des Freiheitskampfes bildete sich eine Mischform der beiden Kon-
zepte, der Staatsnation und der Kulturnation, heraus, die noch nicht ethnisch definiert war. 
Ein Umschwung erfolgte jedoch in den zwanziger und dreißiger Jahren, als das kemalisti-
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sche Nationalkonzept und die ihm zuzuordnenden Vorstellungen von der Zugehörigkeit zur 
türkischen Nation Oberhand gewannen. 
 
Die Herausbildung des kemalistischen Nationenverständnisses kann in drei Phasen 
unterteilt werden: eine religiöse, eine politische und eine ethnische Phase:50 
 
Der Islam war in der religiösen Phase ein wichtiger, die unterschiedlichen Bevölke-
rungsgruppen konsolidierender Faktor. Außerdem bildete der Islam die ideologische Basis 
für den Unabhängigkeitskrieg und den Minderheitenbegriff des Lausanner Vertrages. Die 
Zweckrichtung und Auswirkungen des religiös geprägten Konzepts von Nation zeigen sich 
an folgenden historischen Tatbeständen: 1) Im Sinne dieses Konzepts verwendete Mustafa 
Kemal in den Konferenzen von Sivas und Erzurum im Jahre 1919 nicht den Begriff „türkische 
Nation“, sondern er sprach stattdessen von den Muslimen als Staatsvolk.51 2) Im Rahmen 
des gegenseitigen Bevölkerungsaustauschs mit Griechenland nach dem Lausanner Vertrag 
wurden die Bewohner der Schwarzmeerregion nicht als Mitglieder der türkischen Nation an-
gesehen, sondern als Griechen, obwohl sie die Region als ihre Heimat ansahen und die tür-
kische Sprache in Wort und Schrift beherrschten. Während die armenischsprachigen Musli-
me aus der Region Hemşin als Türken bezeichnet worden waren, galten christliche türkisch-
sprachige Armenier aus Ostanatolien nicht als Türken.52  
 
Die Phase des politischen Verständnisses des Begriffs der Nation begann mit der Un-
terzeichnung des Lausanner Vertrages und der Abschaffung des Kalifats. In dieser Phase 
wurden die religiösen Elemente im kemalistischen Nationenbegriff aufgegeben. Die Gründe, 
aus denen die Kemalisten den politischen Einfluss des Islams ausschalten wollten, können 
wie folgt zusammengefasst werden: 1) Nach Ansicht Mustafa Kemals habe sich die Nation 
durch den Islam von ihrer eigenen Identität und Kultur entfernt und in der Folge ihr National-
bewusstsein verloren. Deshalb war es nach seiner Ansicht eine logische Voraussetzung für 
die Gründung eines homogenen Nationalstaates, die Angelegenheiten von Religion und 
Staat zu trennen. Mit der Etablierung des Laizismus im Parteiprogramm der CHP verlor die 
Religion sehr viel von ihrem Einfluss auf die Politik in der neu gegründeten Republik. 2) Die 
politisch-rechtlichen Wandlungen führten zu einem kulturellen und sozialen Umbruch, durch 
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welchen die Religion im alltäglichen Leben der muslimischen Bevölkerungsgruppen zurück-
gedrängt wurde. So wurde das religiöse Orientierungs- und Sinnsystem der in der Türkei 
lebenden Muslime allmählich durch den türkischen Nationalismus abgelöst.53 3) Die Abschaf-
fung des Kalifats leitete einen Prozess ein, in dessen Verlauf die Gesetze der sogenannten 
„türkischen Revolution“ erlassen wurden. Damit sind politische, gesellschaftliche und kultu-
relle Regelungen gemeint, die den Einfluss der Religion auf die Politik vermindern sollten.54 
Begleitet wurde neue Rechtslage durch eine Verhaftungswelle im Jahre 1925, durch die die 
religiösen Derwischorden (Derviş) und Bruderschaften (Tarikat) als die konservativen Vertre-
ter des islamischen Rechts- und Gesellschaftssystems empfindlich getroffen wurden.55  
 
Die Phase des ethnisch geprägten Konzepts von Nation begann ab dem Jahr 1929 
und wurde von Bemühungen begleitet, die Existenz einer türkischen Nation auf der Basis der 
Rassentheorie zu begründen. Es sollte die Überlegenheit der türkischen Rasse wissen-
schaftlich belegt werden. Zu diesem Zweck wurde eine Reihe Institute und Forschungsan-
sätze in der Türkei etabliert: Anfang der 1930er Jahre wurden die „Sonnensprachtheorie“ 
(Güneş Dil Teorisi) und die „Geschichtsthese“ aufgestellt, welche die Sonderstellung der tür-
kischen Sprache und Kultur belegen sollten. Bekannte Einrichtungen, die in dieser Zeit ge-
gründet wurden, waren das Türkische Geschichtsinstitut (Türk Tarih Kurumu) und das Institut 
für türkische Sprache (Türk Dil Kurumu). Zudem wurde die These aufgestellt, dass das Tür-
kische der Ursprung aller anderer Sprachen sei.56 Die gegründeten Einrichtungen sollten 
zugleich die Voraussetzungen dafür schaffen, bestimmte bildungspolitische Ziele, darunter 
die sprachliche Assimilierung aller der türkischen Nation zugehörigen Gruppen, leichter zu 
erreichen. Von weitreichender Bedeutung ist, dass die sprachlichen Reformen letztendlich 
vornehmlich auf die sprachliche Assimilierung der unterschiedlichen Volksgruppen abzielten. 
Als Beispiel kann hier die Kampagne „Bürger, sprich Türkisch!“ („Vatandaş Türkçe Konuş!“) 
der 1930er Jahre genannt werden, in denen die nichttürkischen Volksgruppen gezwungen 
wurden, in der Öffentlichkeit nur noch Türkisch zu sprechen.57 
 
Das gegenwärtige Verständnis des Begriffs der türkischen Nation ist Ergebnis aller 
drei Phasen und beinhaltet daher religiöse, politische und ethnische Elemente. Aufgrund 
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eines vereinnahmenden Begriffs von Nation herrschte in der Türkei bis zum Ende der 1980er 
Jahre überwiegend die Selbstwahrnehmung vor, dass es sich um einen ethnisch homogenen 
Staat handele.58 
 
Aus dem multiethnischen Osmanischen Reich wurde durch diese Entwicklungen ein 
an europäischen Staatskonzepten orientierter moderner türkischer Nationalstaat. Aufgrund 
der Multiethnizität der Bevölkerung war die „türkische Nation“ zunächst ein Konstrukt, das 
sich erst noch im Verlauf der Anfangsjahre der Republik herausbilden musste. Obwohl dieser 
Staat als Nationalstaat der Türken gedacht war, bezogen sich die Kemalisten aufgrund der 
oben geschilderten Bedingungen vorübergehend nicht auf eine ethnisch definierte Identität 
des Türkentums, vielmehr galt das Territorium innerhalb der Grenzen der Republik als 
Grundlage für die türkische Nation und als konsolidierender Bezugspunkt der türkischen na-
tionalen Identität. Mustafa Kemal brachte seine Idee des türkischen Nationalstaats mit dem 
Ausspruch „Glücklich ist, wer sich Türke nennt“ („Ne mutlu Türküm diyene“) zum Ausdruck. 
Gefordert war damit ein Bekenntnis zur türkischen Kultur und Sprache sowie zu den Grund-
lagen der Republik. Diese konstruierte türkische Identität sollte eine untrennbare Einheit zwi-
schen den verschiedenen Volksgruppen darstellen. Nach dieser kemalistischen Ideologie 
sollte jeder, ungeachtet seiner ethnischen, religiösen und sprachlichen Herkunft, „Türke“ sein 
und ihm sollte die türkische Staatsbürgerschaft verliehen werden.59 Auf diese Weise wurde 
die Existenz anderer Ethnien, wie Kurden, Tscherkessen und Lasen, geleugnet. Als weiterer 
Schritt zur Verfestigung des kemalistischen Nationalverständnisses sollten Menschen, die 
sich diesem Leitbild nicht unterordnen wollten, Repressionen ausgesetzt werden und daher 
gezwungen sein, ihr kulturelles Erbe zu verheimlichen. Aufgrund dieser Politik sowohl in der 
Phase der Einparteienherrschaft als auch in weiten Teilen der Ära des Mehrparteiensystems 
wurden die verschiedenen ethnischen Identitäten einer einzigen türkischen Einheitskultur 
unterworfen.60 
 
Der Staat hoffte durch Assimilierung, Unterdrückung (brutale Niederschlagung der 
Aufstände) und erzwungene Auswanderung von Minderheitenangehörigen die Schaffung 
einer einheitlichen Nation zu beschleunigen. Diese Turkisierungspolitik sollte bis zum voll-
ständigen Aufgehen anderer ethnischer Gruppen im Türkentum fortgeführt werden, ist aber 
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bis heute zu keinem Ende gekommen.61 Die Einheit von Staatsgebiet und Staatsvolk stellt 
die grundlegende Konstante in den türkischen Verfassungen und manchen Gesetzen (Par-
teien- und Vereinsgesetz) dar. Dies ist dahin gehend von besonderer Relevanz, als aus die-
sem Grund aus dem Lausanner Vertrag in seiner Interpretation durch die Türkei keiner kultu-
rellen, ethnischen oder religiösen Gruppe – ausgenommen Juden, Griechen und Armeniern 
– Sonderrechte eingeräumt werden dürfen. Dies wurde auch mehrfach vom türkischen Ver-
fassungsgericht bestätigt. Wichtigste Grundannahme dieses Verständnisses ist die Einheit 
der Staatsnation mit der türkischen Kultur; seine Konsequenz waren erhebliche Benachteili-
gungen für die ethnischen Minderheiten.62 
 
2.4 Die Minderheitenklauseln im Vertrag von Lausanne (24. Juli 1923) 
 
Die Bestimmungen über die Minderheiten und deren Rechte im Lausanner Vertrag im 






Die Türkei verpflichtet sich zur Anerkennung der in Artikel 38 bis 44 festlegenden 
Bedingungen, kein Gesetz, keine Verordnung oder offizielle Handlung darf diese Bedin-
gungen beeinträchtigen oder verletzen. 
 
Artikel 38  
 
Die Türkei verpflichtet sich, den umfassenden Schutz des Lebens und der Frei-
heit aller Menschen zu garantieren, unabhängig von Geburt, Nationalität, Sprache, Rasse 
oder Religion. Alle Bewohner der Türkei haben das Recht auf völlige Freizügigkeit, sie 
dürfen öffentlich oder privat frei ihren Glauben zu praktizieren, sofern ihre Handlungen 
nicht der öffentlichen Ordnung und den guten Sitten zuwiderlaufen. 
 
Artikel 39  
 
Türkische Staatsbürger, die nichtmuslimischen Minderheiten angehören, sollen 
die gleichen bürgerlichen und politischen Rechte genießen wie die Muslime. Alle Bewoh-
ner der Türkei sollen vor dem Gesetz gleichberechtigt sein. Religiöse, Glaubens- oder 
konfessionelle Unterschiede dürfen nicht zur Benachteiligung eines türkischen Staats-
bürgers führen. Darin eingeschlossen sind auch die freie Berufswahl und die Zulassung 
zu öffentlichen Ämtern oder Funktionen. Ferner dürfen die Einwohner der Türkei ihre 
Sprache im persönlichen Verkehr, im Handel, der Religion, in der Presse oder Veröffent-
lichungen jeglicher Art oder öffentlichen Versammlungen frei wählen. Ungeachtet der öf-
fentlichen Amtssprache muss den türkischen Staatsbürgern, die nicht Türkisch sprechen, 
die Möglichkeit gegeben werden, vor Gerichten in ihrer Muttersprache aussagen zu kön-
nen.  
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Türkische Staatsangehörige, die den nichtmuslimischen Minderheiten angehören, 
sollen die gleiche Behandlung und Sicherheit sowohl de jure als auch de facto wie die 
anderen türkischen Staatsbürger genießen. Insbesondere sollen sie auch dazu berechtigt 
sein, auf ihre eigenen Kosten schulische, religiöse und soziale Institutionen zu errichten, 




Die türkische Regierung verpflichtet sich, dass in den Städten und Bezirken, in 
denen eine große Anzahl von Nichtmuslimen leben, angemessene Erleichterungen für 
die Einrichtung von Elementarschulen gegeben werden, indem der Schulunterricht für 
solche Kinder in ihrer eigenen Sprache ermöglicht werden soll. Diese Verpflichtung be-
rührt jedoch nicht die Bestimmung, dass der türkische Sprachunterricht in den oben ge-
nannten Schulen obligatorisch sei. Auch sollen die Minderheiten in denselben Genuss 
von öffentlichen Zuwendungen kommen wie die türkischsprachige Bevölkerung. 
 
Artikel 42  
 
Die türkische Regierung verpflichtet sich in Bezug auf nichtmuslimische Minder-
heiten anzuerkennen, dass diese ihr Familienrecht oder ihren Personalstatus in Überein-
stimmung mit ihren eigenen Vorschriften regeln. Diese Vorschriften werden von besonde-
ren Kommissionen ausgearbeitet, die sich aus Vertretern der türkischen Regierung und 
Vertretern jeder Minderheit in gleicher Anzahl zusammensetzen. Im Fall von Abweichun-
gen werden die türkische Regierung und der Völkerbundrat übereinstimmend einen 
Schiedsrichter benennen, der unter europäischen Rechtsgelehrten ausgewählt wird. Die 
türkische Regierung verpflichtet sich, den Kirchen, Synagogen, Friedhöfen und anderen 
religiösen Einrichtungen der oben erwähnten Minderheiten vollen Schutz zu garantieren. 
Diese gesamten Rechte werden den religiösen Stiftungen sowie den religiösen und ge-
meinnützigen Institutionen der genannten Minderheiten garantiert, die gegenwärtig in der 
Türkei existieren, und die türkische Regierung wird die Bildung neuer religiöser und ge-
meinnütziger Institutionen nicht ablehnen sowie alle Aktivitäten erlauben, die anderen pri-
vaten Institutionen dieser Art zugebilligt werden. 
 
Artikel 43  
  
Türkische Staatsangehörige, die nichtmuslimischen Minderheiten angehören, 
dürfen nicht zur Verrichtung von Handlungen herangezogen werden, die eine Verletzung 
ihres Glaubens oder ihrer religiösen Vorschriften darstellt, sie sollen keine Nachteile ha-
ben, wenn sie es ablehnen, vor dem Gericht zu erscheinen oder Geschäfte abzuschlie-
ßen, wenn diese auf einen ihrer Feiertage fallen. Diese Anordnung soll aber diese türki-
schen Staatsangehörigen nicht von solchen Verpflichtungen befreien, denen alle türki-




Die Türkei erklärt sich damit einverstanden, dass die vorhergehenden Artikel die-
ser Sektion die nichtmuslimischen Nationen in der Türkei betreffend als Anordnungen in-
ternationale Verpflichtungen darstellen und unter die Garantie des Völkerbunds fallen. 
Sie sollen nicht ohne die Zustimmung der Mehrheit des Völkerbundes abgeändert wer-
den. Großbritannien, Frankreich, Italien und Japan erklären sich hiermit einverstanden, 
ihre Zustimmung zu irgendeiner Abänderung dieser Artikel nicht vorzuenthalten, wenn 
dies von der Mehrheit des Völkerbundes gewünscht wird. Die Türkei erklärt sich einver-
standen damit, dass jedes Völkerbundmitglied das Recht hat, eine Verletzung oder Be-
drohung durch Verletzung dieser Verpflichtungen vor den Völkerbund zu bringen, und 
dass der Rat in Bezug darauf Handlungen vornimmt und Anweisungen geben kann, die 
den Umständen entsprechend angemessen erscheinen. Weiter erklärt sich die Türkei 
damit einverstanden, dass irgendwelche Meinungsverschiedenheiten bezüglich von 
Rechtsfragen oder Tatsachen betreffs dieser Artikel zwischen der türkischen Regierung 
und jeder der anderen Signaturmächte oder anderen Staaten, die Völkerbundratsmitglie-
36 
 
der sind, in internationalem Rahmen diskutiert werden, wie es der Artikel 14 des Völker-
bund-Beschlusses vorsieht. Die türkische Regierung stimmt zu, dass solche Diskussio-
nen, wenn die anderen Parteien dies verlangen, vor den Internationalen Gerichtshof ge-
bracht werden. Die Entscheidung dieses Gerichtshofes ist endgültig und soll genauso in 
Kraft treten wie ein Urteil nach Artikel 13 des Beschlusses. 
 
Artikel 45  
  
Die in der vorliegenden Sektion behandelten Rechte der nichtmuslimischen Min-
derheiten sollen gleichermaßen für die in Griechenland lebende muslimische Minderheit 
angewandt werden.“  
 
2.5 Realpolitische Umsetzung des Lausanner Vertrages bezüglich der Minder-
heiten 
 
Die Bestimmungen des Lausanner Vertrages verpflichten die Türkei zur Verantwor-
tung gegenüber den Minderheiten. Der türkische Staat hatte die Aufgabe, Bildung, Sicherheit 
und religiöse und soziale Rechte der Minderheiten zu garantieren. Allerdings wurde der Be-
griff „Minderheit“ im Vertragstext nicht näher definiert, was rückblickend häufig als ein Man-
gel gilt. Stattdessen werden nur die Begriffe „Muslime“ und „Nichtmuslime“ verwendet. Ent-
sprechend wurden gemäß der kulturellen Tradition nur die drei nichtmuslimischen Minderhei-
ten – Griechen, Juden und Armenier – unter den Minderheitenbegriff des Lausanner Ver-
trags subsumiert. Dies ist eine Besonderheit des Lausanner Vertrages, da in anderen Frie-
densverträgen der Zeit, z. B. dem Friedensvertrag mit Polen, auch Ethnizität, Sprache und 
Religion als Kennzeichen von Minderheiten genannt wurden.64 Der Sieg der Türkei gegen 
Griechenland zwang die Siegermächte dazu, die Bedingungen der türkischen Delegation – 
vor allem die Formulierung des Minderheitenbegriffs – zu akzeptieren, da ein Fortgang des 
Krieges nicht in ihrem Interesse lag. Letztlich konnte sich die Türkei mit ihrem Minderheiten-
verständnis letztlich gegenüber den Alliierten durchsetzen. So wurde auch im Lausanner 
Vertrag der Begriff Religion nicht verwendet, sondern nur zwischen muslimischen und nicht-
muslimischen Gruppen unterschieden, womit die Türkei unter Bezug auf die osmanische 
Begriffsverwendung nichtmuslimischen Gruppen wie Jeziden, Assyrer, Chaldäer und Nesto-
rianer keinen Minderheitenstatus einräumen musste. Zudem wurden auch die römisch-
katholischen und evangelischen Christen, die sich zu dieser Zeit in der Türkei kirchlich orga-
nisiert hatten, nicht als Minderheit anerkannt, da sie als reine Gemeinschaften von Auslän-
dern galten. Die Interpretation des türkischen Minderheitenbegriffs widerspricht letztlich dem 
Zweck der Minderheitenschutzbestimmungen des Lausanner Vertrages. 
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Die o. g. Minderheitenschutzklauseln des Lausanner Vertrages wurden auch in den 
nachfolgenden Jahren nicht hinreichend berücksichtigt. Die Türkei wurde dafür kritisiert, dass 
sie in einigen Fällen – wie bei der Entlassung der Minderheiten im Eisenbahnbau (1930) und 
bei den Übergriffen in Istanbul (6. und 7. September 1955) – nicht den erforderlichen Schutz 
gewährt habe. Daher könne aus der Sicht der Minderheiten nicht von einer praktischen 
Durchsetzung der Artikel gesprochen werden. Außerdem wurde auch die freie Berufswahl in 
der Praxis nicht durchgesetzt. Jahre später waren immer noch keine Angehörigen der Min-
derheiten in höheren Ämtern (Minister, Gouverneur usw.) der Türkei vertreten. In der Öffent-
lichkeit bestanden daher Zweifel, ob es tatsächlich zu einer Gleichstellung der Minderheiten-
angehörigen mit den türkischen Bürgern gekommen war. 
 
Zudem schränkte die Türkei auch die garantierten Befugnisse zur Gründung von 
schulischen, sozialen und religiösen Einrichtungen ein, da außer den drei anerkannten 
nichtmuslimischen Minderheiten keiner Gruppe der Status einer Gemeinschaft zugebilligt 
wurde. Ohne den Status der Gemeinschaft war es diesen Gruppen nicht möglich, Organisa-
tionen zu gründen, die z. B. Konten eröffnen oder einen Kauf- oder Mietvertrag im Namen 
der Gemeinschaft abschließen konnten. 
 
Auch der Artikel 41 wurde nicht in die Praxis umgesetzt. Volksgruppen, die eine an-
dere Muttersprache als Türkisch hatten, stand es nach dem Vertrag frei, in ihrer eigenen 
Sprache im öffentlichen wie auch im privaten Leben zu kommunizieren und darüber hinaus 
auch ihre Muttersprache in eigenen Schulen zu unterrichten. Dieser Artikel wurde von den 
einflussreichen Eliten in der Türkei lediglich als richtungsgebend, nicht aber als eine verbind-
liche Rechtsnorm betrachtet. Daher fand er im türkischen Staat keine Anwendung.65  
 
Die Bestimmungen im Artikel 42 sahen vor, dass auch Minderheiten in der Türkei Stif-
tungen gründen, erweitern und erwerben durften. Dieser Artikel wurde bis in das Jahr 1936 
vollständig eingehalten. Allerdings wurde im Jahre 1974 durch ein Urteil des türkischen Kas-
sationsgerichtshofs bestimmt, dass nur die Liegenschaften, die bis zum Jahre 1936 einge-
tragen waren, berücksichtigt wurden. Die Konsequenz war, dass bis dahin nicht registrierte 
Liegenschaften konfisziert und dem Staat zugeschlagen wurden.66  
 
Mit der Unterzeichnung des Lausanner Vertrages und der Konsolidierung der neuge-
gründeten Republik änderte sich auch das Nationenverständnis der türkischen Einflusseliten. 
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Dies hatte auch weitreichende Konsequenzen für die verschiedenen Volksgruppen in der 
Türkei. Dieser Wandel findet einen deutlichen Ausdruck in der Verfassung aus dem Jahre 
1924.  
 
2.6 Die Verfassung von 1924 (Teşkilat-ı Esasiye Kanunu)  
 
Die Verfassung von 1924 wurde in Anlehnung an westliche Vorbilder gestaltet und 
am 20. April 1924 verabschiedet. 67 Sie kann als Abschluss zumindest einer Phase des türki-
schen Republikgründungsprozesses bezeichnet werden. Akpınarlı/Scherzberg zeigen in ih-
rem Werk, dass sich das neue Selbstverständnis der Türkischen Republik in Begriffen wie 
„jeder Türke“, „Türken“, „türkisches Parlament“, „türkische Nation“, „türkischer Staat“ und 
„Türkische Republik“ niederschlägt.68  
 
Die Autoren betonen ebenfalls, dass in der neuen Verfassung jeder Bürger der Türkei 
ungeachtet seiner Religion oder Volksgruppe „Türke“ genannt wird. Dies bezweckte, die 
Konstruktion eines türkischen Nationalstaats weiter voranzutreiben und zu festigen. Als Fol-
ge wurden andere Völker nicht als Minderheiten anerkannt, um den Konsolidierungsprozess 
der türkischen Nation nicht zu gefährden. Privilegien von Minderheiten-Kommunen und de-
ren Möglichkeit zur Selbstverwaltung wurden aufgehoben. Auch wurde bewusst auf Rege-
lungen zur Vereinbarung staatlicher Strukturen und autonomer Selbstverwaltung der Minder-
heiten verzichtet.69  
 
2.7 Die kemalistischen Reformen und ihre Prinzipien  
 
Der Kemalismus ist ein Sammelbegriff für die politischen und sozialen Ideen von 
Mustafa Kemal.70 Die kemalistischen Ideen können als eine Kombination aus türkischem 
Nationalismus und gezielter Umgestaltung der Gesellschaft –also als social engineering – 
betrachtet werden. Ein anderer bedeutender Bestandteil des Kemalismus ist sein starker 
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Fortschrittsglaube nach westlichem Vorbild. Kemal wollte seine Ideologie durch eine frühzei-
tige Kontrolle über die Erziehung und Sozialisation der jüngeren Bevölkerung sicherstellen.71 
 
Zudem setzte Mustafa Kemal radikale Reformen durch, die zum Ziel hatten, eine 
Einwirkung des Islams auf den Staat zu verhindern. So unternahm es Mustafa Kemal, nach 
dem Sultanat auch das Kalifat abzuschaffen. Einher ging damit auch die Abschaffung der 
Scharia-Gerichte, die Schließung religiöser Orden, die Auflösung des Ministeriums für from-
me Stiftungen und die Vereinheitlichung der Schulbildung (Tevhid-i Tedrisat).72  
 
Andere weitreichende Reformmaßnahmen Mustafa Kemals waren das Verbot der Po-
lygamie und die Verabschiedung des Hutgesetzes (1925), das das Tragen orientalischer 
Kopfbedeckungen verbot und die männliche Bevölkerung dazu anhielt, Hüte nach westli-
chem Vorbild zu tragen. Außerdem wurden Zivilgesetze reformiert und die Einführung des 
gregorianischen Kalenders beschlossen. Außerdem wurde der wöchentliche Ruhetag von 
Freitag auf Sonntag verlegt und die Einführung des lateinischen Alphabets beschlossen.  
 
Von großer Bedeutung war auch die Streichung der Formulierung in der Verfassung 
von 1928, dass der Islam die Staatsreligion sei. Dies zog eine deutliche Orientierung am Lai-
zismus nach sich. Dieser wurde allerdings noch nicht wörtlich konstitutionell verankert. Au-
ßerdem setzte Mustafa Kemal die verpflichtende Führung von Familiennamen im Jahre 1934 
durch. Mit dem Einsetzen der Namensreform wurde Mustafa Kemal der Zuname „Atatürk“ 
(Vater der Türken) verliehen.73 
 
Im Jahr 1931 wurden die sogenannten sechs Pfeile als Leitbegriffe des Kemalismus 
formuliert, die bis heute die dominierende Staatsdoktrin der Türkei darstellen und die Grund-
lage des gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Lebens der heutigen Türkei dar-
stellen. Unterstützt wurden die Reformvorhaben Mustafa Kemals durch die im Jahre 1923 
von ihm gegründete „Volkspartei“ (Halk Fırkası), die im Jahre 1931 in „Republikanische 
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Volkspartei“ (Cumhuriyet Halk Partisi, CHP) umbenannt wurde. Die Grundsätze des Kema-
lismus wurden im Parteiprogramm der CHP festgeschrieben.74  
 
Die sechs Leitbegriffe (oder „Pfeile“) waren Nationalismus, Republikanismus, Popu-
lismus, Etatismus, Reformismus und Laizismus. Sie waren später richtungsgebend für den 
staatlichen Umgang mit Minderheiten. Ihr Inhalt soll deshalb dargelegt werden: 
 
1. Nationalismus: Der kemalistische Nationalismus bildet die Basis des modernen 
türkischen Nationalverständnisses. Nach diesem Prinzip ist jeder ein Türke, der in den Gren-
zen der Republik Türkei lebt und die türkische Sprache beherrscht sowie mit der türkischen 
Kultur aufgewachsen ist, ungeachtet seiner ethnischen Herkunft. Insbesondere die Forde-
rung, dass alle Einwohner auf dem Territorium der Türkei als Türken bezeichnet werden sol-
len, ist umstritten, da die Kurdenfrage auch schon zur Zeit Mustafa Kemals intensiv diskutiert 
wurde und die Konflikte vor dem Hintergrund der Vereinheitlichungsbestrebungen des Kema-
lismus zu einer Reihe von kurdischen Aufständen führten, die brutal beendet wurden.75  
 
 2. Republikanismus: Der kemalistische Republikanismus basiert auf der Souveräni-
tät des Volkes und schließt eine monarchistische Staatsform aus.  
 
3. Populismus: Nach dem kemalistischen Populismus hatte der Staat die Aufgabe, 
dem Volk zu dienen und das Volk zu beschützen. Außerdem sollte der Populismus die 
Gleichheit und Brüderlichkeit unter den Bürgern ohne Ansehen von Sprache, Religion und 
ethnischer Zugehörigkeit gewährleisten.76  
 
4. Etatismus: Der kemalistische Etatismus beinhaltete den Auftrag des Staates, die 
Wirtschaft zu dirigieren und die Investitionen lenken. Auch sollte Etatismus unternehmeri-
sche Initiative übernehmen. Dennoch sollte er auch die Möglichkeit für Privatinitiativen schaf-
fen. 
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5. Reformismus: Der kemalistische Reformismus zeichnet sich durch die Forderung 
nach fortdauernder Entwicklung und Erneuerung aus. Ziel dieses Grundsatzes war eine An-
gleichung der Gesellschaft der Türkei an die westlichen Zivilisationen.77 
 
6. Laizismus: Der kemalistische Laizismus sah eine strikte Trennung von Staat und 
Religion vor. Nach diesem Prinzip sollte der moderne türkische Staat unabhängig von religi-
ösen Vorstellungen und Regeln durch das Parlament geführt werden. Religion sollte private 
Angelegenheit der Bürger sein.  
 
2.8 Die anerkannten Minderheiten in der Türkei  
 
Wie bereits erwähnt, sind nur drei Volksgruppen in der Türkei als Minderheiten aner-




Die Griechen bildeten im Osmanischen Reich eine zahlenmäßig stark vertretene Be-
völkerungsgruppe. Der Fall von Konstantinopel im Jahre 1453 kann Ursache für den Ur-
sprung der griechischen Minderheit in der heutigen Türkei gelten. 
 
Der osmanische Sultan Mehmet II. (1432-1481) erlaubte es dem Ökumenischen Pat-
riarchen, seine Stellung im Wesentlichen aufrechtzuerhalten und das Amt als geistiges 
Oberhaupt der orthodoxen Kirche von Konstantinopel fortzuführen.78 Der Sultan verlieh den 
Griechen kulturelle Privilegien, die bis heute im Großen und Ganzen aufrechterhalten wer-
den.79  
 
Anders als im Osmanischen Reich bilden die Griechen in der heutigen Türkei eine 
kleine Minderheit und führen ein zurückgezogenes Dasein. Noch vor dem Vertrag von 
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Lausanne betrug die Zahl der Griechen ca. 150.000.80 Die aktuelle Zahl der Angehörigen der 
griechischen Minderheit in der Türkei kann seit dem Jahr 1965 nicht mehr festgestellt wer-
den. Denn bei den Volkszählungen wird die Frage nach der ethnischen Zugehörigkeit nicht 
mehr gestellt. Sie wird auf ca. 1.000-3.500 Personen geschätzt. Der größte Teil, etwa 2.500 
Personen, lebt in Istanbul; hier wohnen die meisten in dem Stadtteil Fener, in dem auch der 
Ökumenische Patriarch seinen Amtssitz hat.81 Neben den Christen, die der orthodoxen Kir-
che angehören, gibt es in Istanbul heute eine kleine Anzahl katholischer und evangelischer 
Christen.82 
 
Als Ursache für den Rückgang der griechischen Minderheit in der Türkei kann vor al-
lem der Bevölkerungsaustausch, der in dem Lausanner Vertrag festgeschrieben wurde, ge-
nannt werden. Ursache waren aber auch die hochgradig repressiven Folgen der Einführung 
der Vermögensteuer (1942), die Ausschreitungen vom 6. und 7. September 1955, die Ab-
wanderung von 1964 und die Zypern-Krise.83 Die Angehörigen der griechisch-orthodoxen 
Minderheit bewahrten sich neben der Kenntnis der griechischen Sprache auch ein intensives 
Zusammenleben im religiösen und kulturellen Bereich. Damit schufen sie die Voraussetzung 
für die Gründung der heutigen griechisch-orthodoxen Kirche. Die griechische Minderheit ver-
fügt in der Türkei über eine eigene Gemeinschaftsverwaltung, welche die 58 Kirchen, 18 
Schulen, die Kinderheime und ein Krankenhaus betreut. In Istanbul erscheinen seit 1925 die 
griechischen Zeitungen „Apoyevmatihi“ und „Iho“.84 
 
Die historischen Unterdrückungsmaßnahmen gegen die griechische Minderheit in der 
Türkei können wie folgt zusammengefasst werden: 1) die in der Praxis oft nicht erfüllbare 
Pflicht zur Registrierung von Liegenschaften der Gemeindestiftungen, die zu Enteignungen 
führte, 3) die Verhinderung der Ausbildung orthodoxer Geistlicher und die bis heute andau-
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ernde Schließung der Priesterschule auf Halki (Türkisch: Heybeliada) und 4) das Verbot der 




Die Armenier sind ein kleinasiatisches Volk, deren Ursprungsgebiet um den Berg Ara-
rat in Ostanatolien in der heutigen Türkei liegt.86 Im Osmanischen Reich wurden die Armeni-
er als Minderheit anerkannt und bis zum 18. Jahrhundert als „bevorzugte Nation“ (Millet-i 
Sadıka) bezeichnet.87 Die Anzahl der armenischen Bevölkerung lag zu dieser Zeit bei ca. 2 
bis 2,5 Millionen Personen und vor dem Ersten Weltkrieg lebten ca. 1,2 Millionen in den 
Grenzen der heutigen Türkei.88 Die Situation der Armenier verschlechterte sich mit Beginn 
des 20. Jahrhunderts, weil sie im russisch-osmanischen Krieg die russische Seite unterstütz-
ten. Dies war der Auslöser für ein großes Misstrauen zwischen Armeniern und Osmanen. 
Der Konflikt kulminierte im Jahre 1909 in dem Massaker von Adana. Die Krise verstärkte sich 
mit Ausbruch des Ersten Weltkriegs, da Russland den Krieg gegen das Osmanische Reich 
gewann und mehr Rechte für die Armenier forderte. Jegliche Forderungen nach Verbesse-
rungen der Lage einer nichtmuslimischen Minderheit verstanden die Jungtürken als Gefahr 
für das Osmanische Reich. Deshalb etablierte sich eine Überzeugung in breiten Schichten 
der osmanischen Bevölkerung, dass sich hinter Begriffen wie Menschenrechte und Demo-
kratie, welche häufig als Voraussetzung für den Schutz von Minderheiten angeführt wurden, 
imperialistische Überlegungen verbargen.89 
 
Die Kollaboration der armenischen Bevölkerung mit der russischen Armee wurde von 
der Staatsführung in der Öffentlichkeit dazu verwendet, Türken und Kurden gegen ihre 
christlichen Nachbarn zu mobilisieren. Zunächst wurden die armenischen Soldaten des os-
manischen Heeres entwaffnet und danach in Arbeitsbataillonen zusammengefasst. In den 
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darauffolgenden Tagen kam es zu mehreren Massakern an den Armeniern. Im Anschluss an 
diese Ereignisse ordnete die jungtürkische Regierung an, zuerst die Grenzen zu Russland 
und schließlich das ganze Territorium der heutigen Türkei von Armeniern zu befreien.90 Die 
Deportation der Armenier wurde am 30. Mai 1915 vom osmanischen Ministerrat genehmigt.91 
 
Die Massaker und Deportationen können im Rückblick als Genozid bezeichnet wer-
den. Sie kosteten hunderttausenden Armeniern das Leben. Nach offiziellen Angaben der 
türkischen Quellen beträgt die Zahl der Toten 300.000. Inoffiziellen Angaben zufolge soll es 
weit mehr Tote gegeben haben.92 Die türkischen Quellen führen die Anzahl der Toten ledig-
lich auf Unwetter, Krankheit, den Kriegszustand und auf Armut zurück.93 Die Auseinander-
setzung mit dem Massaker an den Armeniern ist für die türkische Öffentlichkeit nicht nur we-
gen des Nationalstolzes problematisch, sondern auch, weil sie dem Gründungsmythos des 
türkischen Nationalstaates widerspricht. 
 
Nach dem Massaker wurde die Stellung der armenischen Minderheit in der Türkei 
gemäß den Bestimmungen des Friedensvertrags von Lausanne definiert. Die armenische 
Minderheit in der Türkei besteht aus armenisch-orthodoxen, armenisch-katholischen und 
armenisch-protestantischen Christen. Doch existieren aus der Perspektive der Türkei keine 
Unterschiede zwischen den einzelnen christlichen Gruppen.94 Die in der Türkei lebenden 
Armenier verstehen sich selbst ethnisch als „türkische Armenier“ und verfügen über ein aus-
gebildetes Kollektivbewusstsein mit starkem Zusammengehörigkeitsgefühl, wobei diese ar-
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menische Identität infolge von Säkularisierung und Assimilierung insbesondere bei der jün-
geren Generation weniger stark ausgeprägt ist.95 
 
Die Zahl der in der Türkei lebenden Armenier beläuft sich Schätzungen zufolge auf 
60.000 bis 70.000 Personen.96 Der größte Teil der armenischen Gemeinschaft lebt in Istan-
bul (ca. 95 Prozent), der Rest in den anatolischen Städten Malatya, Diyarbakır, Mardin, Ela-
zığ, Sivas, Yozgat, Tokat, Kayseri, Kastamonu und Kars.97 
 
Aufgrund der Lausanner Bestimmungen haben die Armenier eine eigene Infrastruk-
tur. Das religiöse Leben der Armenier, deren größter Teil der armenisch-orthodoxen Kirche 
angehört, wird von einem eigenen Patriarchen geleitet, dem heute ca. 42 Kirchen und etwa 
50 Gemeindestiftungen angegliedert sind, die sich größtenteils in Istanbul befinden. Außer-
dem unterhält die armenisch-orthodoxe Kirche 17 eigene Schulen und ein Krankenhaus. 
Eine kleinere Zahl, etwa 3.500 Armenier, gehören der römisch-katholischen Kirche an, die in 
Istanbul über drei Gotteshäuser, eine Schule und einige Sozialeinrichtungen verfügt.98 
 
Die armenische Minderheit veröffentlicht verschiedene Publikationen, darunter auch 
drei eigene Wochenzeitungen, von denen „Jamanak“ und „Marmara“ Beiträge in Armenisch 
publizieren. Seit April 1996 wird die Wochenzeitung Agos herausgegeben,99 die Nachrichten 
und Beiträge überwiegend in türkischer Sprache enthält.100 Angehörige der armenischen 
Minderheit, wie auch die anderer anerkannter Minderheiten, müssen in entlegenen Gebieten 
Wehrdienst leisten. Laut Militärdienstordnung darf wegen fehlender Beschneidung kein 
Christ Offizier werden. Bestimmte Staatsdienste wie die Polizei oder das Justizwesen blei-
ben Christen verschlossen.101 Welche massiven Spannungen zwischen Türken und Armeni-
ern vorhanden sind, zeigt der Fall des Rekruten Sevag Şahin Balıkçı, der am 24. April 2012 
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in Batman zu Tode gekommen ist. Laut offiziellen Quellen sei er bei einem Unfall gestorben, 
während die armenische Seite an einen Mord glaubt, da der Vorfall auf den Jahrestag des 
Genozids an den Armeniern (24. April) fiel.102 
 
2.8.3 Juden  
 
Juden leben seit Jahrhunderten auf dem Boden der heutigen Türkei. Diese werden in 
der türkischen Sprache als „Yahudi“ und „Musevi“ bezeichnet. Sie mussten im Jahr 1492 
nach der Reconquista Spanien verlassen und viele ließen sich daraufhin in dem Territorium 
der heutigen Türkei nieder. Das Osmanische Reich erteilte ca. 120.000 Juden eine ständige 
Aufenthaltserlaubnis103 und sie wurden als großer Gewinn angesehen, da sie Kenntnisse im 
Handwerk, in den Wissenschaften und im Handel mitbrachten. Zudem unterhielten sie ein 
sich über ganz Europa erstreckendes Netzwerk.104 Nach dem Ersten Weltkrieg erhöhte sich 
die Zahl der jüdischen Minderheit aufgrund der politischen Lage im Osmanischen Reich auf 
ca. 300.000 Personen.105 
 
Die in der heutigen Türkei lebenden Juden bilden eine vielfältige Minderheit, in der 
sich die sephardische als auch die aschkenasische Tradition vereinen. Zu der sephardischen 
Gruppe gehören die portugiesischen, spanischen, holländischen und italienischen Juden, zur 
aschkenasischen Gruppe die deutschen, russischen und polnischen Juden. Es existiert aber 
noch eine kleine jüdische Gruppe, die Karait genannt wird. Diese weichen in ihrer religiösen 
Auffassung von den oben erwähnten Gruppen ab.106 Die Zahl der Juden in der Türkei soll 
laut Oran ca. 20.000-25.000 Personen betragen. Der Großteil von ihnen lebt in Istanbul (ca. 
90 Prozent) und der Rest in Izmir, Ankara, Bursa und Antakya (Hatay).107 
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Die jüdische Minderheit in der Türkei ist eine rechtlich anerkannte Minderheit, die sich 
wenig über ihre Situation beklagt. Diese Minderheit erhielt ihre Rechte auf religiöse und kul-
turelle Autonomie in der osmanischen Zeit, die dann durch die Bestimmungen des Lausan-
ner Vertrages bestätigt wurden.108 Die jüdische Gemeinde in der Türkei wird heute in religiö-
sen Angelegenheiten vom Oberrabbiner (türkisch: Hahambaşı) vertreten. Für Angelegenhei-
ten außerhalb des Bereichs der Religion ist der Vorsitzende zuständig.109 Die Juden verfü-
gen in der Türkei über eigene Gemeinschaftseinrichtungen. Dazu gehören ca. 30 Synago-
gen, davon allein 18 in Istanbul, eine Grund- und Oberschule, drei Altenheime sowie ein 
Krankenhaus. Die populäre jüdische Wochenzeitung „Şalom“ erscheint auch in Istanbul. Die 
Nachrichten und Beiträge in der Zeitung sind größtenteils in türkischer Sprache verfasst.110 
 
Die türkischen Juden hatten schon immer gute Beziehungen zum türkischen Staat. 
Unter den nichtmuslimischen Minderheiten ist ihre Situation die beste. Selbst die beiden Ter-
roranschläge auf die jüdischen Synagogen in Istanbul vom 15. und 20. November 2003 ver-
änderten dies nicht. Auch die versuchte Durchbrechung der israelischen Seeblockade der 
Palästinensergebiete durch das türkische Kreuzfahrtschiff „Mavi Marmara“ am 31. Mai 2010 
hatte keine negativen Auswirkungen auf die Beziehungen zwischen den jüdischen Minder-
heiten und der Türkei.111 Die Angehörigen der jüdischen Minderheit sind heutzutage sowohl 
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2.9 Nicht als Minderheit anerkannte Völker in der Türkei 
 
Dieses Kapitel stellt die Volksgruppen vor, denen aufgrund des Minderheitenver-
ständnisses in der Türkei kein Minderheitenstatus zuerkannt wird. 
 
2.9.1 Assyrer (Aramäer)  
 
Der Begriff „Assyrer“ wird als Sammelbegriff für die syrischen Christen verwendet. 
Außerhalb der Türkei leben sie in Gebieten des Nahen Ostens (Syrien, Irak, Libanon, Israel 
und Iran).113 Die traditionellen Gebiete der Assyrer liegen in einer verkarsteten Bergregion im 
Südosten Anatoliens, einem Teil des historischen Mesopotamiens auf dem Gebiet der heuti-
gen Türkei. Dieses Gebiet wird auch Tur Abdin (Berg der Gottesknechte) genannt.114 Die 
Assyrer sind als nichtanerkannte Minderheit von der Turkisierung des Staates und der sich 
daraus entwickelnden gesellschaftlichen Diskriminierung am meisten betroffen.115 Sie wer-
den in Westsyrer, vorwiegend syrisch-orthodoxe Christen, einerseits und Ostsyrer anderer-
seits unterteilt: 
 
1) Syrisch-orthodoxe Christen (Süryani): 
 
Die Westsyrer gehören größtenteils der syrisch-orthodoxen Kirche an. Sie werden im 
Türkischen als „Süryani“ bezeichnet. In Deutschland wird auch die Bezeichnung „assyrische 
Christen“ verwendet.116 Die syrisch-orthodoxen Christen besitzen ein geringes Identitätsbe-
wusstsein. Sie fühlen sich eher der nichtmuslimischen Gemeinschaft der Assyrer als derjeni-
gen der syrisch-orthodoxen Kirche zugehörig. Somit erfüllt die syrisch-orthodoxe Kirche nach 
dem türkischen Minderheitenbegriff die Kriterien des Lausanner Vertrages für eine nichtmus-
limische Gruppe nicht vollständig. Sie werden daher nicht von der Türkei als Minderheit an-
erkannt.117 Die Zahl der syrisch-orthodoxen Christen in der Türkei wird auf etwa 20.000 ge-
schätzt, von denen rund die Hälfte in Istanbul lebt. Einige Tausend leben noch in ihrem ur-
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sprünglichen Siedlungsgebiet Tur Abdin in der Stadt Mardin. Weitere größere syrisch-
orthodoxe Gemeinschaften leben in Diyarbakır, Elazığ, Malatya, Adıyaman und Ankara.118 
 
Die Süryani sind seit 1984 zunehmend zwischen die Fronten des Krieges des türki-
schen Militärs und der radikalen kurdischen Arbeiterpartei (PKK) geraten. Die Intoleranz des 
türkischen Staates führte in den 1980er Jahren zu einer Abwanderung vieler assyrischer 
Christen nach Deutschland, Schweden und in die Niederlande. Etwa 100.000 Gläubige um-
fasst die syrische Diözese in den USA und Kanada.119 Nach der Abwanderung der assyri-
schen Christen wurde ihr Eigentum durch die Tolerierung des türkischen Staates von Dorf-
schützern beschlagnahmt. Um die Rückkehr der assyrischen Christen zu ermöglichen,120 
müssten zunächst die rechtlichen Zusagen für die Wiederansiedlung in den verlassenen Dör-
fern sowie eine Klärung der Grundbesitzfragen durch die türkische Regierung erfolgen.  
 
2) Ostsyrische Christen (Chaldäer) 
 
Die Chaldäer sind ein alteingesessenes Volk in Mesopotamien. Die Ostsyrer sind in 
ihrer Mehrheit Angehörige der Kirche des Ostens und werden als Chaldäer (Keldani) be-
zeichnet. Eine weitere Subgruppe bilden die nestorianischen Christen, die im Türkischen 
Nasturi genannt werden.121 Die Zahl der Chaldäer beträgt etwa 2.000 Personen in der Tür-
kei. Als Muttersprache sprechen sie Ost-Aramäisch und verwenden Türkisch und Kurdisch 
im alltäglichen Leben. Die meisten leben in Istanbul, Mardin, Diyarbakır, Hakkari und in Van. 
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Die Aleviten sind nach den Sunniten die größte islamische Konfession in der Türkei 
und werden im Türkischen als „Alevi“ bezeichnet. Der Name „Aleviten“ bedeutet „Anhänger 
von Ali“, der von den Aleviten als der rechtmäßige Nachfolger des Propheten Mohammed 
betrachtet wird.123 Eine wichtige Figur des Alevitentums ist Hacı Bektaş-ı Veli, der im 13. 
Jahrhundert lebte und die Gestalt des Alevitentums bis heute formt.124 Der alevitische Glau-
ben enthält altiranische, altanatolische, darunter auch christliche, vor allem aber schiitisch-
islamische und auch schamanische Elemente. Die Aleviten erkennen das Judentum, Chris-
tentum, den Islam und deren Propheten und Bücher als gleichwertige Offenbarungen an.125 
Dies führte dazu, dass die Aleviten ihren Glauben–- wie Kazım Genç, der Vorstand des ale-
vitischen Kulturvereins Pir Sultan Abdal, in einem Interview sagte – wegen der Diskriminie-
rung verheimlichen und ihn lange Zeit im Verborgenen ausüben mussten.126  
 
Die Aleviten in der Türkei mussten mehrere Gewalttaten hinnehmen, den Dersim-
Aufstand (1937-1938), die Ereignisse von Malatya (1975), das Massaker von Maraş, die Er-
eignisse von Çorum (1980) und das Massaker von Madımak (1993).127 Des Weiteren gehö-
ren die Aleviten verschiedenen Sprachgruppen in der Türkei an und unterteilen sich in aser-
baidschanisch-türkische, arabische, türkische und kurdische Gruppen. Die Mehrheit der Ale-
viten spricht Türkisch. Der Anteil der Kurdisch sprechenden Aleviten liegt bei knapp 30 Pro-
zent.128 Die Siedlungsgebiete der Aleviten sind das ländliche Zentral- und Ostanatolien, 
überwiegend in Sivas, Ҫorum, Tunceli, Bingöl, Muş, Malatya, Adıyaman, Maraş und 
Hatay.129 Aufgrund der Binnenwanderung lebt der größte Teil der Aleviten in Istanbul.  
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 Diese Ereignisse werden im folgenden Kapitels 6.1. ausführlich dargestellt.  
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Es gibt keine gesicherten Angaben über die Anzahl der Aleviten. Ihr Anteil an der Ge-
samtbevölkerung beträgt nach einigen Schätzungen 20-30 Prozent. Dies wäre in absoluten 
Zahlen 15-20 Millionen.130 Damit sind die Aleviten nach den Sunniten die zweitgrößte Religi-
onsgemeinschaft in der Türkei. Dennoch gehört die alevitische Gemeinschaft zu den am 
schlechtesten behandelten Gruppen, was auch im Fortschrittsbericht 2013 für die Türkei 
durch die Europäische Kommission kritisch angemerkt wurde.131 
 
Die kollektiven und individuellen Rechte der Aleviten sind in der Türkei weiterhin ein-
geschränkt. Die Regierung Erdoğan kündigte im Juli 2013 ein Gesetzespaket an, das den 
Forderungen der Aleviten entgegenkommen könnte. Neben einer effektiven Verbeamtung 
von alevitischen Geistlichen sollen die Aktivitäten der Gemeinden mit staatlichen Geldern 
gefördert werden. Entgegen den Versprechungen der Regierung in Ankara sind auch mit 
dem Demokratiepaket vom September 2013 keine entscheidenden Änderungen zu Gunsten 
der Aleviten eingetreten. Das neue Demokratisierungspaket soll noch, wie angekündigt, im 
Jahr 2014 ins türkische Parlament eingebracht werden.132  
 
Die unerfüllten Forderungen der Aleviten an die Türkei zeigen, dass sie von der Tür-
kei als eine islamische Sekte kategorisiert und daher offiziell als religiöse Minderheiten nicht 
anerkannt werden.133 Unter diese Forderungen fallen die vollständige Anerkennung und 
Gleichberechtigung des Alevitentums. Zudem sollen die alevitischen Versammlungs- und 
Gotteshäuser (Cemhäuser) den gesetzlich geschützten Status von "Glaubens- und Kultur-
zentren" erhalten. Weiterhin fordern die Aleviten, dass ihre Geistlichen die gleichen Rechte 
erhalten sollen wie die Imame, z. B. das Recht auf staatliche Entlohnung. Eine weitere For-
derung lautet, dass an Schulen in der Türkei auch alevitischer Religionsunterricht erteilt wer-
den darf.  
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Der Begriff „Êzîdî“ oder „Ezda“ kommt aus dem Kurdischen und bedeutet Schöpfer 
und Gott.134 Die Angehörigen dieser Religionsgruppe bezeichnen sich selbst als Yezidi. Sie 
gehören der Volksgruppe der Kurden an, aber unterscheiden sich durch ihre Religion von 
der Mehrheit der Kurden. Deshalb können sie als religiöse Minderheit angesehen werden.135 
Allerdings werden sie von der Türkei nicht als Minderheit anerkannt. 
 
Die Jeziden verehren einen einzigen Gott. Dieser ist Schöpfer und Gestalter des 
Kosmos. Nach jezidischem Glauben ließ Gott sieben Engel entstehen, als ersten Taus-i 
Melek, dem die Herrschaft über die Welt und die Menschen übertragen wurde. Muslimische 
und christliche Religionen haben Taus-i Melek mit dem gefallenen Engel Satan gleichge-
setzt. Daher werden Jeziden vor allem von Muslimen als Teufelsanbeter denunziert und 
ausgegrenzt.136 Der Ursprung sowie die Stifter des Jezidentums sind unbekannt und das 
Jezidentum wird als eine synkretistische Religion beschrieben, die viele Elemente der ge-
genwärtigen und historischen Religionen des Gebietes enthält, im Einzelnen iranisch-
zoroastrische, manichäistische, christliche, jüdische und sufistische.137 Das Jezidentum ist 
keine sich missionarisch ausrichtende Religion, denn ein Jezide muss von zwei jezidischen 
Elternteilen abstammen. Eine Konvertierung zum Jezidentum ist nicht möglich und daher 
kann auch keine missionarische Tätigkeit stattfinden.  
 
Die jezidischen Siedlungen in der Türkei sind überwiegend in Mardin, Batman, 
Diyarbakır und Urfa. Die Jeziden leiden unter einer doppelten Diskriminierung in der Türkei. 
Einerseits werden sie als Kurden und anderseits aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit be-
nachteiligt.138 Die Jeziden sprechen vorwiegend Kurdisch. Nach jezidischen Quellen liegt die 
Zahl der Jeziden weltweit bei 5-7 Millionen. Anderen Angaben zufolge liegt sie zwischen 
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100.000 und 500.000 Personen.139 Die Zahl der Jeziden, die um 1980 in der Türkei lebten, 
gab die Gesellschaft für bedrohte Völker im Jahr 1984 mit 22.000 an. Nach einer Bestands-
aufnahme des Jezidischen Forum e. V. in Oldenburg leben zurzeit 524 Jeziden in der Tür-
kei.140 
 
Vor allem in den 1960er Jahren verließen aufgrund von anhaltenden Diskriminie-
rungswellen Tausende von Jeziden ihre angestammte Heimat. Weitere emigrationsfördernde 
Faktoren waren der Militärputsch von 12. September 1980 und der Krieg zwischen der PKK 
und dem türkischen Staat im Südosten der Türkei. Viele der aus der Türkei emigrierten Yezi-
den leben heute in Celle bei Hannover. Die Vertreibung der Jeziden aus der Türkei ist mitt-
lerweile fast vollständig abgeschlossen, sodass von einer Existenz dieser Minderheit inner-




Die Kurden sind nach den Arabern, Türken und Persern die viertgrößte Volksgruppe 
des Nahen Ostens mit ca. 40 Millionen Menschen und weltweit das größte Volk ohne eige-
nen Staat.141 Sie bewohnen seit Urzeiten Mesopotamien. Die Kurden bilden nach den Türken 
die größte ethnische Volksgruppe in der Türkei. Angaben über die Zahl der kurdischen Be-
völkerung in der Türkei sind problematisch.142 
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Nach einer Schätzung im Dezember 2008 vom amerikanischen Center for World Mis-
sion beträgt der kurdische Anteil an der Gesamtbevölkerung der Türkei ca. 12-20 Prozent. In 
Zahlen wären das ca. 9 bis 15 Millionen Menschen.143 Die ursprünglichen Siedlungsgebiete 
der Kurden liegen in den ost- und südanatolischen Provinzen der Türkei. Ein großer Teil lebt 
wegen der Binnenmigration außerhalb dieser Region in den verschiedenen türkischen Groß-
städten. 
 
Die Kurden sprechen in der Regel als Muttersprache Kurdisch. Die kurdische Spra-
che gehört zur indogermanischen Sprachfamilie. Damit unterscheidet sich diese Sprache 
sehr stark vom Türkischen, das zur Sprachfamilie der uraltaltaischen Sprachen gehört. Dies 
ist daher evident, da türkische Regierungsvertreter bis Anfang der 90er Jahre stets eine kur-
dische Identität, Kultur und Sprache verleugnet haben.144 In der kurdischen Sprache gibt es 
verschiedene Dialekte, von denen Kurmanci der am weitesten verbreitete Dialekt ist und von 
60 Prozent aller Kurden gesprochen wird. Der Anteil der kurdischen Sprecher von Kurmanci 
in der Türkei beläuft sich auf 90 Prozent. Andere Regionen, in denen dieser Dialekt gespro-
chen wird, sind Nordsyrien und das iranische und irakische Kurdistan.145 Dort wird Kurmanci 
in den grenznahen nördlichen Gebieten zur Türkei gesprochen. Mit einem Anteil von rund 
25 Prozent folgt der Sorani-Dialekt. Dieser Dialekt wird in den mittleren und südlichen Regio-
nen des iranischen und irakischen Kurdistan gesprochen. Weitere bekannte kurdische Dia-
lekte sind Zazaki und Gorani.146 
 
Die Begegnung zwischen Kurden und türkischen Seldschuken wird mit der Schlacht 
von Malazgirt (1071) auf die Mitte des 11. Jahrhunderts datiert. In dieser Schlacht kämpften 
Kurden und Türken zusammen erfolgreich gegen das Byzantinische Reich. Durch diesen 
Sieg wurde den Türken die Tür nach Anatolien geöffnet. Mit dem Zusammenbruch des Seld-
schukenreiches kam es zu vielen Emiratsneugründungen, woraus letztlich das Osmanische 
Reich hervorging. Die Beziehungen der Kurden mit den Osmanen begannen im 16. Jahr-
hundert durch den im osmanischen Dienst stehenden hohen kurdischen Beamten İdrisi Bit-
lisî. Er sollte die kurdischen Stammesführer und Emirate überzeugen, an der Seite des os-
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manischen Sultans Selim gegen die Safaviden in den Krieg zu ziehen. Sein Einsatz war er-
folgreich und gemeinsam zogen Osmanen und die kurdischen Stämme gegen die Safaviden 
in die Schlacht von Çaldıran (1514). Nach der Niederlage der Safaviden entstanden die so-
genannten kurdischen Emirate. Die Osmanen erwarteten von ihnen die Anerkennung ihrer 
Oberherrschaft und die Aufrechterhaltung des Status quo im Grenzgebiet zum Iran.147 Bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunderts genossen die Kurden in ihren traditionellen Siedlungsgebie-
ten eine weitgehende Autonomie. Nach nationalen Aufständen zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts im Osmanischen Reich sahen die kurdischen Herrscher durch die Zentralisierungsbe-
strebungen Sultan Mahmuds ihre Privilegien bedroht. Unter dem Einfluss des Sultans kon-
zentrierte sich die Macht in den Händen der Ağas, kurdischer Großgrundbesitzer, in den 
Kurdengebieten. 
 
Die kurdischen Autonomiebestrebungen hielten bis zum Ende des Ersten Weltkriegs 
an. Am 7. November 1918 versprachen Großbritannien und Frankreich allen Völkern des 
Osmanischen Reichs Autonomie nach dem Krieg. Mit der Niederlage von Deutschland und 
Österreich-Ungarn, auf deren Seite das Osmanische Reich kämpfte, erhielten die Autono-
miebestrebungen der Kurden unter Berufung auf die britisch-französischen Zusagen neuen 
Aufwind. Der Vertrag von Sèvres aus dem Jahre 1920 – das Resultat der Pariser Friedens-
konferenz – wurde von den Kurden als Zusicherung eines eigenen Staates durch die Sie-
germächte verstanden.148 Der Vertrag wurde durch Bevollmächtigte des osmanischen Sul-
tans Mehmed VI. unterzeichnet. Doch zur Ratifizierung des Vertrages durch das osmanische 
Parlament kam es nicht, da der Sultan aufgrund des Drucks der nationalen Bewegung unter 
Mustafa Kemal das Parlament auflösen musste. Somit wurde der Vertrag von Sèvres nie 
umgesetzt. Es folgte der bereits oben erwähnte Befreiungskrieg zwischen den Einheiten von 
Mustafa Kemal – darunter auch kurdische Truppen – und alliierten Einheiten. Nach Beendi-
gung des Befreiungskrieges kam es zur Konferenz von Lausanne, an der kurdische Dele-
gierte nicht mehr beteiligt waren.  
 
Sowohl die britische als auch die türkische Delegation beanspruchten, die kurdischen 
Interessen zu vertreten. Somit wurde die Existenz der Kurden nicht in Frage gestellt oder 
geleugnet, wie es in späterer Zeit geschah. Dies belegt eine Aussage von Ismet Inönü, des 
Leiters der türkischen Delegation im Lausanne vom 23. Januar 1923: 
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„Die Regierung der Großen Nationalversammlung der Türkei ist die Regierung der Kur-
den genauso wie die der Türken, denn die wahren und legitimen Vertreter der Kurden 
haben ihren Sitz in der Nationalversammlung und haben im gleichen Maße wie die Ver-




Die Kurden waren die größten Verlierer des Lausanner Vertrages. Das Abkommen 
besiegelte die Vierteilung der kurdischen Gebiete unter den Ländern Türkei, Irak, Iran und 
Syrien.150  
 
Bis zur Unterzeichnung des Vertrages sprachen führende türkische Machteliten da-
von, dass sowohl die Kurden als auch die Türken ein wichtiges Element der neu zu grün-
denden Republik Türkei darstellten. Schon kurz nach Vertragsunterzeichnung war von die-
sen Versprechungen keine Rede mehr. Vielmehr verbat der türkische Staat alle politischen 
Aktivitäten der Kurden sowie den Gebrauch der kurdischen Sprache in den ausschließlich 
von Kurden bewohnten Gebieten. So begann die Zwangsturkisierung der nichttürkischen 
Bevölkerung durch die kemalistische Regierung.  
 
Die Ablehnung der Kurden, sich als Türken zu bezeichnen, und der Versuch des tür-
kischen Staates, die kurdischen Regionen unter direkte Kontrolle zu bekommen, hat zu zahl-
reichen Aufständen im Zeitraum zwischen 1925 und 1938 geführt. Der Staat ließ die Auf-
stände durch das Militär gewaltsam niederschlagen. Während der Kämpfe gegen die Auf-
ständischen wurde eine Reihe von politischen Maßnahmen (Ausnahmezustandsgesetzge-
bung, regionale Sondergesetzgebung sowie militärische Kontrolle) durchgesetzt.151 Diese 
sollten weitere Aufstände verhindern und gleichzeitig die kemalistische Homogenisierungs-
politik festigen. Erst nach der Assimilierungspolitik der 1930er Jahre konnten sich die Kurden 
wieder politisch organisieren. Als Beginn einer modernen prokurdischen Bewegung kann der 
sogenannte 49er Prozess im Jahre 1959 betrachtet werden, in dem 49 kurdische Studenten, 
darunter populäre Intellektuelle wie Musa Anter, Şerafettin Elçi und Naci Kutluay, wegen pro-
kurdischer Bestrebungen verurteilt wurden. Die Arrestierung gab Anlass zur Bildung einer 
kurdischen Bewegung, deren Absicht es war, die Rechte der Kurden auf politischer Ebene 
durchzusetzen. 
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Die moderne kurdische Bewegung ist auf den Militärputsch von 1971 zurückzuführen, 
durch den marxistische Gruppen, denen auch viele Kurden angehörten, vom türkischen 
Staat zerschlagen wurden. Als Konsequenz reorganisierten sich die Kurden unter Führung 
von Abdullah Öcalan. Sie gründeten am 27. November 1978 die Arbeiterpartei Kurdistans 
(kurdisch: Partiya Karkerên Kurdistan, PKK). Das Ziel der Partei war die Schaffung eines 
unabhängigen Kurdistans auf dem Territorium der Türkei. Zur selben Zeit führten gewalttäti-
ge Auseinandersetzungen zwischen linken und rechten politischen Gruppierungen die Türkei 
in eine innenpolitische Krise, auf die das Militär mit dem Militärputsch vom 12. September 
1980 reagierte, dem Höhepunkt der Eskalation. Im kurdischen Volk lösten diese Entwicklun-
gen massiven Widerstand aus. Mitglieder der PKK wurden festgenommen, in Gefängnissen 
festgesetzt und zum Teil auch schwer misshandelt.152  
 
 
Nach dem Bericht einer türkischen parlamentarischen Kommission wurden bis 1985 in 
türkischen Gefängnissen 149 Menschen zu Tode gefoltert.153 Viele kurdische 
Oppositionspolitiker wurden im Kerker dieses Gefängnisses inhaftiert; ein Großteil von ihnen 
schloss sich nach der Freilassung der PKK an.154 Nach den Erfahrungen der 
Unterdrückungspolitik des Militärregimes vom 12. September 1980 führte die PKK ihren 
Widerstand nun auch unter Anwendung von Gewalt gegen den türkischen Staat fort.  
 
Im Zuge der kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen der PKK und der 
türkischen Armee wurde der dauerhafte Ausnahmezustand in kurdischen Gebieten verhängt, 
der bis in das Jahr 2001 dauerte. Dieser Krieg war mit häufigen und gravierenden 
Menschenrechtsverletzungen verbunden und kostete Tausenden Menschen das Leben. Es 
kam zu Zwangsumsiedlungen und Vertreibungen, bei denen ca. 3,5 Millionen Menschen 
vom Osten des Landes in die westlichen Großstädte der Türkei flüchteten und 4.000 Dörfer 
und Ortschaften entvölkert wurden.155 Nach offiziellen Angaben wurden zwischen den Jahren 
1984 und 2012 6.500 Zivilisten, 5.500 Sicherheitsbeamte, 1.500 Dorfschützer und 21.800 
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PKK-Kämpfer getötet.156 Durch die innenpolitischen Auseinandersetzungen kam es auch zu 
einem konjunkturellen wirtschaftlichen Schaden in der Türkei. Viele Dörfer wurden zerstört 
und viele Unternehmen mussten ihren Betrieb einstellen.157 
 
Eine Neuorientierung der türkischen Regierung in der Kurdenfrage erfolgte in der 
späten Phase der Ära von Turgut Özal (1983-1993), der die Rechte der kurdischen Volks-
gruppe in seiner Regierungszeit stärken wollte.158  
 
Anfang der 1990er Jahre veränderte sich die innenpolitische Atmosphäre in der Tür-
kei und es kam zur Gründung einer pro-kurdischen Partei, die sich Arbeitspartei des Volkes 
(Halkιn Emek Partisi, HEP) nannte. Es war die erste pro-kurdische Partei, die im türkischen 
Parlament die Interessen der Kurden vertrat. Diese wurde im Jahr 1993 verboten und ein 
Jahr später wurde die Immunität der kurdischen Parlamentarier aufgehoben, darunter die 
populären Volksvertreter Leyla Zana, Orhan Doğan, Selim Sadak und Hatip Dicle. Bis in das 
Jahr 2009 wurden alle pro-kurdischen Nachfolgeparteien vom türkischen Verfassungsgericht 
aufgrund von Separatismus-Vorwürfen verboten.159 In diesen Zeitraum verschwanden Tau-
sende Kurden spurlos oder wurden ermordet aufgefunden. Die Opfer waren in der Regel 
oppositionelle Politiker, Geschäftsleute, Journalisten und Intellektuelle.160 Jahre später sagte 
ein türkischer Ex-Admiral, dass die Morde Staatspolitik gewesen seien, und er beschuldigte 
dafür führende Politiker und Militärangehörige.161  
 
Der PKK-Chef Öcalan wurde am 16. Februar 1999 in der griechischen Botschaft in 
Kenia festgenommen. Öcalan wurde daraufhin wegen des Versuchs der Abspaltung vom 
Staatsgebiet vor einem türkischen Gericht angeklagt. Das Verfahren endete mit einem To-
desurteil für Öcalan. Das Urteil wurde allerdings auf internationalen Druck hin nicht voll-
streckt und stattdessen in lebenslange Haft umgewandelt. Öcalan rief kurz nach seiner Inhaf-
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tierung eine Waffenruhe aus und forderte alle PKK-Kämpfer zum Rückzug aus der Türkei 
auf. Die Strategie Öcalans bestand darin, seinen Kampf auf politischer Ebene fortzusetzen. 
Daher erklärte er am 2. September 1999 den bewaffneten Kampf für beendet und ordnete 
die Umwandlung der PKK in eine rein politische Organisation an.162  
 
Im Jahre 1999 kam es auf Befehl Öcalans zum Rückzug der PKK-Kämpfer aus der 
Türkei in nordirakische Gebiete, bei dem 500 PKK-Kämpfer vom türkischen Militär getötet 
wurden. Dieser Rückzug wurde in der türkischen Öffentlichkeit als das Ende des Terrors und 
als Vernichtung der PKK gedeutet. Zu Beginn des neuen Jahrtausends erhöhte sich der 
Druck der türkischen Öffentlichkeit und der Europäischen Union, den Konflikt bezüglich der 
Kurdenfrage beizulegen. Dies leitete deutliche Entwicklungsschritte ein: Der Ausnahmezu-
stand wurde in 13 kurdisch bewohnten Gebieten aufgehoben, damit wurden auch die Son-
derbefugnisse des Militärs in diesen Gebieten abgeschafft. Außerdem wurden einige kultu-
relle Rechte zugesichert und die kurdische Sprache durfte in privaten Schulen unterrichtet 
werden. In den Jahren des einseitigen Waffenstillstands von 1999 bis 2004 wurden vom tür-
kischen Militär etwa 700 Operationen mit PKK-Kämpfern als Ziel ausgeführt. In der türki-
schen Öffentlichkeit herrschte der Eindruck, dass die PKK aufgelöst worden sei, und die tür-
kischen Regierungen setzten die mit den Kurden vereinbarten Rechte nicht ausreichend um. 
Deswegen wurde am 1. Juni 2004 der einseitige Waffenstillstand durch die PKK aufgekün-
digt. Seitdem ist es immer wieder zu Zusammenstößen zwischen der PKK und der türki-
schen Armee gekommen.163 
 
Der PKK-Chef Öcalan legte im September 2009 eine Roadmap für Verhandlungen 
vor, in der er das Konzept für eine Lösung der Kurdenfrage ausgearbeitet hatte. Nach 
Öcalans Roadmap kündigte auch der türkische Regierungschef Erdoğan ein Maßnahmen-
paket mit der Bezeichnung „Demokratische Öffnung“ an, das zu einer friedlichen Lösung des 
Kurdenkonfliktes führen sollte. Als Zeichen der Versöhnung kehrten im Oktober 2009 34 als 
Friedensbotschafter bezeichnete Abgesandte der PKK in die Türkei zurück. 
 
Die Ankunft der Abgesandten wurde in den kurdischen Gebieten von der Bevölkerung 
mit Veranstaltungen gefeiert. Allerdings sahen türkische Nationalisten mit diesen Ereignissen 
die Interessen des türkischen Staates gefährdet und Erdoğan nahm deswegen keine weite-
ren Abgesandten auf; damit waren auch diese Bemühungen zunächst gescheitert und der 
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Konflikt zwischen der PKK und der türkischen Armee verschärfte sich erneut. Dennoch fan-
den ab dem Jahre 2009 weitere geheime Gespräche zwischen türkischen Delegierten und 
Vertretern der PKK in Oslo statt, die im Jahre im Jahre 2011 für gescheitert erklärt wurden. 
Ende 2012 begannen daraufhin Gespräche zwischen dem PKK-Führer Öcalan und dem tür-
kischen Geheimdienst statt, die als Imralı-Friedensprozess bezeichnet werden.164 
 
Die Kurden lehnen den Status einer Minderheit in der Türkei aus folgenden Gründen 
ab:165 1) Der Begriff Minderheit wird in der Türkei auch von Kurden mit „Minderwertigkeit“ 
assoziiert und als herabwürdigend und verletzend empfunden. 2) Die Kurden wollen als Volk 
und nicht als eine einem anderen Volk zugehörige Minderheitengruppe angesehen werden, 
damit sie nach dem Selbstbestimmungsrecht der Völker Autonomie beanspruchen können. 
3) Die Kurden möchten als Beteiligte an der Gründung der Türkischen Republik verstanden 
werden, weil sie auf der Seite Mustafa Kemals im Befreiungskrieg gegen die Entente des 
Ersten Weltkriegs kämpften. 4) Die Kurden bilden nach den Türken die größte Volksgruppe 
in der Türkei und fühlen sich mit über 15 Millionen Menschen nicht als Minderheit. 5) Die 
Kurden bewohnen seit Urzeiten ihr heutiges Territorium und sehen sich auch deshalb nicht 
als Minderheit.  
 
Statt einer Anerkennung als Minderheit fordern die Kurden das Folgende von der 
Türkei ein: 1) Es muss eine Verfassung in der Türkei ausgearbeitet werden, die alle Volks-
gruppen in der Türkei gleichstellt und türkische Nationalität nicht ethnisch definiert. 2) Die 
Autonomie der Kurdengebiete soll im Rahmen demokratischer lokaler Governance-Projekte 
(Demokratik Özerklik) ausgebaut werden. 3) Die kurdische Sprache soll als Muttersprache in 




Die Lasen bilden eine Ethnie, die in der Türkei der südkaukasischen Bevölkerungs-
gruppe angehört. Im türkischen Sprachgebrauch werden alle Bewohner der Schwarzmeer-
küste als Lasen (Lazlar) bezeichnet. Die ethnischen Lasen nennen sich selbst Lazi oder 
Mohti-Lazen.166 
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Die in der Türkei ansässigen Lasen leben zur Hälfte heute noch in ihrem traditionellen 
Gebiet, besonders zwischen den Städten Artvin und Rize, weitere Ortschaften in den Lasen 
leben sind Pazar, Ardeşen, Fındıklı, Arhavi, Hopa und Ҫamlıhemşin.167 Durch die Binnenmig-
ration wanderte ein Teil der Lasen in Großstädte wie Bolu, Bursa, Istanbul, Kocaeli, Sakarya 
und Zonguldak ab.168 Die Angaben über die Zahl an Personen, die sich der Volksgruppe der 
Lasen zugehörig fühlen, gehen weit auseinander. Bei der Volkszählung im Jahre 1965 gaben 
rund 26.000 Personen Lasisch als Muttersprache und 59.000 als zweite Sprache an.169 Aber 
es ist davon auszugehen, dass die Personen, die Lasisch als zweite Sprache sprechen, 
auch Lasen sind. Einige Quellen nennen als Schätzwert eine Zahl von ca. 240.000 bis 
1.000.000 Menschen in der Türkei, die Lasisch sprechen.170 
 
Die lasische Sprache gehört zur südkaukasischen Sprachfamilie und besteht aus vier 
verschiedenen Hauptdialekten. Zum ersten Mal in der Türkei wurde eine lasische Zeitschrift 
unter dem Namen „Ögni“ (deutsch: Höre!) im Jahr 1993 herausgegeben. In der Zeitschrift 
wurden Beiträge zur Sprache, Geschichte und Kultur der Lasen veröffentlicht. Nach Erschei-
nen der ersten Ausgabe im November 1993 wurden die Exemplare per Gerichtsbeschluss 
beschlagnahmt und gegen den Chefredakteur und Herausgeber vor dem Staatsgericht ein 
Verfahren wegen Betreibens separatistischer Propaganda eingeleitet, welches jedoch später 
eingestellt wurde.171 Im Dezember 2013 wurde der erste Fernsehersender der Lasen, „Ge-
lişim TV“, eröffnet.172  
 
Die kulturelle Renaissance der Lasen begann erst Anfang der 1990er Jahre in der 
Türkei. Heute befindet sich das kulturelle lasische Bewusstsein noch in der Anfangsphase 
und wird in seiner Entwicklung von türkischer Seite behindert. Viele Lasen sind allerdings 
auch in der türkischen Gesellschaft integriert und haben ihre lasische Identität verloren. Die 
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Als Tscherkessen (Çerkesler) werden Angehörige eine südkaukasische Bevölke-
rungsgruppe bezeichnet, die sich aus verschiedenen Ethnien nordkaukasischer Herkunft 
zusammensetzt.174 Die Tscherkessen nennen sich selbst Adige.175 Schätzungen aus dem 
Jahre 1965 beziffern die Zahl der in der Türkei lebenden Tscherkessen auf 60.000. Realisti-
sche heutige Schätzungen gehen von ca. einer Million Tscherkessen aus.176 Die Tscherkes-
sen leben vorwiegend in Sakarya, Bursa, Ankara, Manisa, Sinop, Sivas, Adana und Hatay.177  
 
Die tscherkessische Sprache gehört zur Nordwestgruppe der kaukasischen Sprachen 
und wird nur von der älteren Generation gesprochen. Die Sprache konnte sich durch ihren 
Gebrauch in tscherkessischen Dorfgemeinschaften erhalten.178 Ein Großteil der Tscherkes-
sen hat sich jedoch in die türkische Gesellschaft integriert, weshalb zur Jahrtausendwende 
kaum noch von einer tscherkessischen Identität gesprochen werden konnte. Allerdings ha-
ben sich die Gruppenidentität und das Nationalbewusstsein der Tscherkessen in der jüngs-
ten Vergangenheit wieder stark entwickelt, da sich ein Teil der Tscherkessen als Minderheit 
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Die Araber bilden in der Türkei eine größere ethnische Gruppe und werden im Türki-
schen Arap genannt. Der mehrheitliche Teil von ihnen lebt traditionell in den südostanatoli-
schen Provinzen.180 
 
Die Araber unterteilen sich in religiöser Hinsicht in drei Gruppen: sunnitische, aleviti-
sche und christliche Araber. Die sunnitischen Araber leben in den süd- und südostanatoli-
schen Städten, wie Mardin, Urfa und Siirt. Ein größerer Teil der alevitischen Araber lebt in 
der Stadt Hatay im Süden der Türkei. Die christlichen Araber leben überwiegend auch in 
Hatay und zum Teil in Adana.181 Offiziellen Angaben zufolge beträgt die Anzahl der Araber in 
der Türkei 365.340 Personen.182 Eine Studie vom Zentrum für Türkeistudien nennt für das 
Jahr 1985 eine Zahl von 810.600 Arabern.183 Die arabische Sprache ist nach dem Türki-
schen und Kurdischen die drittgrößte Sprache in der Türkei. Der größte Teil der Araber in der 
Türkei beherrscht das Türkische. Die Araber bilden eine sehr heterogene Volksgruppe. Da-




Die Georgier in der Türkei gehören zur Gruppe der Südkaukasier. Die in der Türkei 
lebenden, meist muslimischen Georgier nennen sich selbst „Çveneburi“ und werden im Tür-
kischen als „Gürcüler“ bezeichnet. Sie sind mit den Lasen verwandt.184 
 
Das traditionelle Siedlungsgebiet der Georgier wurde im 16. Jahrhundert vom Osma-
nischen Reich erobert und blieb bis zur russischen Expansion im Jahre 1801 unter osmani-
scher Herrschaft. Nach der Eroberung wanderte der größte Teil der dort lebenden Georgier 
zur Schwarzmeerküste. Weitere Emigrationsgebiete waren der andere Teil Anatoliens und 
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das Landesinnere. Christliche Georgier wurden unter den Osmanen islamisiert. Daher ist der 
größte Teil, der in der Türkei lebenden Georgier heute Muslime.185 
 
Wie bei allen anderen ethnischen Gruppen in der Türkei gibt es auch für die Georgier 
keine verlässlichen Zahlenschätzungen. Bei der Volkszählung im Jahre 1965 gaben 83.306 
Personen das Georgische als Muttersprache an.186 Die Schätzungen aus dem Jahre 1982 
nennen eine Zahl von 60.000 Georgiern,187 neuere gehen von 500.000 bis 600.000 aus und 
die Schätzungen, die von georgisch-stämmigen Türken gemacht werden, nennen eine Zahl 
von 1 bis 1,5 Millionen Georgiern.188 Das Georgische gehört zur südkaukasischen Sprach-
familie. Es wird jedoch insbesondere bei der jüngeren Generation kaum in der Türkei ge-
sprochen. Die Georgier haben sich in die türkische Gesellschaft integriert und fühlen sich als 
Georgier, Muslime und türkische Bürger, wobei sie aufgrund der gemeinsamen Religion und 





Die Roma bilden in der Türkei eine weitere ethnische Gruppe. Sie werden im Türki-
schen als „Çingene“ bezeichnet, was der Bezeichnung „Zigeuner“ im Deutschen entspricht. 
Sie selbst nennen sich Roma.190 Laut einem Bericht des Nachrichtenmagazins „Der Spiegel“ 
leben in europäischen Ländern rund 7,1 Mio. Roma.191 Nach einer aktuellen Studie von Gre-
gor Grienig am Berliner Institut für Bevölkerung und Entwicklung sollen etwa 9 Millionen Ro-
ma in den europäischen Ländern leben.192 
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Die Zahl der in der Türkei lebenden Roma beträgt zwischen 500.000 und 2.000.000 
Personen. Neben den Roma, die ein nomadisches Leben führen, gibt es auch eine große 
Zahl sesshafter Roma, die in verschiedenen Teilen der Türkei leben, vor allem aber in Thra-
kien und Istanbul. Die meisten Roma in der Türkei sind Muslime. Sie konvertierten zum Is-
lam, haben jedoch ihre alten religiösen Traditionen vor einer Islamisierung bewahrt. Ein klei-
ner Teil der Roma sind auch Christen.193 Aufgrund ihrer Lebensweise werden die Roma von 
der türkischen Mehrheitsbevölkerung unterschieden und in der Türkei diskriminiert. Da sie 
nicht als Volksgruppe organisiert sind, haben die Roma keine Vertretung, die sich für ihre 
gemeinsamen Rechte und Interessen einsetzen kann. Ob die Roma in der Türkei als eine 
geschlossene Minderheitengruppe zu betrachten sind, ist fraglich, da wenige Verbindungen 
zwischen sesshaften und nicht sesshaften Roma existieren.194  
 
2.10 Repressionen kemalistischer Regierungen gegen anerkannte und nicht 
anerkannte Minderheiten bis 1946 
 
Die Leitvorstellungen der Minderheitenpolitik in der Türkei wurden von Mustafa Kemal 
am 16. März 1923 in einem Volkskongress dargelegt: 
 
„Die Heimat ist schließlich wieder in den Händen der rechtmäßigen Besitzer. Die Armeni-





Diese Äußerung kann als ideologische Grundlage der Minderheitenpolitik in der Zeit 
der kemalistischen Regierungen bis zum Übergang in das Mehrparteiensystem (1946) gel-
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2.10.1 Bevölkerungsaustausch: Vertrieben für Frieden?196 
 
Ein wichtiger Inhalt des Lausanner Vertrags war die Vereinbarung über einen Bevöl-
kerungsaustausch zwischen der Türkei und Griechenland. Diesbezüglich wurde geregelt, 
dass die gesamte griechische Bevölkerung auf dem Territorium der Türkei nach Griechen-
land und die muslimische Bevölkerung in Griechenland in die Türkei übersiedelt werden soll-
ten. Eine Ausnahme bildeten die griechischstämmigen Einwohner in Istanbul, die auf den 
Inseln Bozcaada und Gökçeada lebten (und deren Zahl 1922 noch etwa 280.000 betrug), 
und die muslimische Bevölkerung Westthrakiens. So wurden etwa 1,3 Millionen Griechen 
und 500.000 Türken gezwungen, ihre Heimat zu verlassen.197 Die Motivation für diesen Be-
völkerungsaustausch lag in den jahrelangen, gewaltsamen Auseinandersetzungen und kultu-
rellen Differenzen zwischen den Bevölkerungsgruppen. Ein friedliches Zusammenleben der 
beiden Völker schien den Politikern nicht mehr möglich. Mit der Vereinbarung im Lausanner 
Vertrag wurde die erste staatlich sanktionierte Massenvertreibung des 20. Jahrhunderts als 
legitim akzeptiert.  
 
Für die Türkei und Griechenland bedeuteten die Minderheiten eine Gefahr für die 
Idee eines homogenen Nationalstaates. Deshalb wurde der Bevölkerungsaustausch von 
beiden Seiten als außenpolitischer Erfolg bezeichnet.  
 
2.10.2 Erlasse und Ausschreitungen gegen Nichtmuslime 
 
Im Verlauf der Gründung Nationalstaates und der Turkisierungspolitik, die mit der Na-
tionalstaatsgründung einherging, kam es im Jahre 1926 zu einer Suspendierung der Nicht-
muslime aus dem Staatsdienst.198 Auch bei der Eisenbahn wurden im Jahre 1930 im Zuge 
der Turkisierungspolitik Nichtmuslime entlassen. Solche Entlassungen fanden auch später 
noch statt, so dass in öffentlichen Ämtern bis heute nur vereinzelt Nichtmuslime beschäftigt 
sind. 
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Bei ausländischen Institutionen und Unternehmen waren bis zum Jahr 1923 ca. 90 
Prozent des Führungspersonals Nichtmuslime. Ab dem Jahr 1923 wurden Privatfirmen ver-
pflichtet, mindestens 25 Prozent Muslime in ihren Unternehmen zu beschäftigen. Dieser An-
teil wurde kurze Zeit später auf 50 Prozent erhöht.199 Die staatlich erzwungene Entlassung 
von Angehörigen der Minderheitengruppen im Wirtschaftsbereich hatte den Zweck, zur Bil-
dung einer nationalen türkischen Wirtschaft beizutragen.200 Ebenfalls von Bedeutung ist das 
Einreiseverbot nach Anatolien für Nichtmuslime im Jahr 1923, das die Journalistin Ayşe Hür 
im „Minderheitenbericht“ erwähnt. Dieser Beschluss war so kurzfristig bekanntgegeben wor-
den, dass viele in Anatolien ansässige, aber sich im Ausland aufhaltende Minderheitenange-
hörige nicht in ihre Heimat zurückkehren durften.201 Mit dem Gesetz zur Vereinheitlichung 
der Erziehung und Bildung (Tevhid-i Tedrisat Kanunu) wurden 40 Minderheitenschulen, die 
von Italien und Frankreich betrieben wurden, aufgelöst. Das Gesetz bedeutete eine Verstaat-
lichung der Unterrichtsanstalten und Stiftungen. Der Unterrichtsstoff wurde damit den Erfor-
dernissen des türkischen Nationalismus unterworfen.202 Danach kam es zu Einschränkungen 
bei der Instandhaltung von Schulgebäuden und der Errichtung von neuen Gebäuden der 
Minderheitenschulen.203 Am 22. April 1926 wurde die Verwendung der türkischen Sprache in 
der Handelskorrespondenz obligatorisch festgelegt. Dies hatte zur Folge, dass nichtmuslimi-
sche Arbeitnehmer, die kein (Schrift-)Türkisch beherrschten, entlassen wurden.204  
 
Mit dem am 17. Februar 1926 in Kraft getretenen Türkischen Zivilgesetzbuch (Türk 
Medeni Kanunu) wurden Angehörige von Minderheiten gezwungen, sich in die türkische Na-
tion (Türk Ulusu) zu integrieren, was die Beanspruchung eines Minderheitenstatus aus-
schloss. Nach dem Aufruf von türkischen Politikern und Journalisten – wie Yunus Nadi – er-
klärten die Angehörigen der Minderheiten (besonders Juden), dass sie auf die Minderheiten-
rechte aus dem Lausanner Abkommen verzichten.205 Zwischen den Jahren 1929 und 1930 
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mussten 6.373 Angehörige der armenischen Minderheit auf Druck der türkischen Regierung 
ihre Heimat verlassen und nach Syrien auswandern. Unter ihnen war auch der syrische Pat-
riarch von Mardin. Sie konnten nie zurückkehren.206 In Thrakien kam es vom 21. Juni bis zum 
4. Juli 1934 zu Ausschreitungen gegen Juden in Ostthrakien (Çanakkale, Gelibolu, Edirne, 
Kırklareli, Lüleburgaz, Babaeski), nachdem die Ultranationalisten Cevat Rıfat Atılhan und 
Nihal Atsız die Bevölkerung mit antisemitischen Schriften aufgehetzt hatten. Während dieser 
Ausschreitungen wurden jüdische Häuser und Geschäfte geplündert und ein Rabbi getö-
tet.207  
 
2.10.3 Gesetz zur Wiederherstellung der Ordnung vom 4. März 1925 (Takrir-i Sükun 
Kanunu) 
 
Mit diesem Gesetz konnten für zwei Jahre alle Organisationen, Bestrebungen, Unter-
nehmungen und Publikationen verboten werden, die als „reaktionär“ und „aufständisch“ ver-
standene Ziele verfolgten.208 Ungeachtet der zeitlichen Begrenzung blieb es aber bis weit 
über den Zweiten Weltkrieg hinaus in Kraft.209 Mustafa Kemal wollte mit diesem Gesetz seine 
Gefolgsleute stärken und die türkische Opposition und die kurdischen nationalen Bestrebun-
gen nachhaltig schwächen.210  
 
Als Auslöser für den Erlass des Gesetzes galt der sogenannte „Aufstand von Scheich 
Said“ im Februar 1925. Scheich Said war ein kurdischer Nationalist und der religiöse Führer 
der Kurden. Dieser Aufstand wird daher von weiten Teilen der Volksgruppen in der Türkei als 
religiöser Aufstand betrachtet, wobei die Mehrheit der Kurden ihn jedoch als nationalen Auf-
stand ansieht. Die Rebellion wurde am 15. April 1925 durch die türkische Armee niederge-
schlagen. Scheich Said und einige enge Verbündete wurden gefangen genommen. Am 28. 
Juni 1925 wurden der Scheich und weitere kurdische Anführer vor das Unabhängigkeitsge-
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richt (Istiklal Mahkemeleri), das eigens für die Aufständischen eingerichtet worden war, ge-
stellt und 48 der Angeklagten wurden zum Tode verurteilt.211  
 
Die wesentliche Konsequenz aus dem Aufstand war, dass Mustafa Kemal zu dem 
Schluss kam, sein Konzept des Nationalstaats nur dann umsetzen zu können, wenn er zu-
nächst die religiösen Elemente des kurdischen Nationalismus vernichtete und die Macht der 
Großgrundbesitzer (Ağa) in den kurdischen Gebieten stärkte.212 Nach diesem Aufstand wur-
de der kemalistische Reformprozess verstärkt durchgeführt. 
 
2.10.4 Das Ansiedlungsgesetz von 1934 
 
Im Jahre 1925 wurde bereits ein erster Reformplan für den Osten der Türkei ausge-
arbeitet. Dieser sah unter anderem vor, dass über die kurdischen Gebiete der Ausnahmezu-
stand verhängt wurde. Außerdem wurden in diesen Gebieten kurdische Staatsbedienstete 
entlassen, nichttürkische Sprachen (darunter besonders Kurdisch) verboten und es erfolgten 
Vertreibungen von Kurden, an deren Stelle Türken angesiedelt werden sollten. Nach dem 
Reformplan von 1925 wurde im Jahre 1934 das Ansiedlungsgesetz erlassen, das weitere 
Vertreibungen von nichttürkischen Volksgruppen legitimieren sollte.213  
 
In dem Gesetz wurde die Bevölkerung in drei Gruppen unterteilt: 1) Türken, welche 
die türkische Sprache beherrschten und zudem türkisch sozialisiert waren; 2) Staatsbürger, 
die zwar die türkische Sprache beherrschen, allerdings nicht in der türkischen Kultur verwur-
zelt waren; 3) Staatsbürger, die weder Türkisch sprachen noch ihre Heimat in der türkischen 
Kultur hatten.214 
 
                                                   
211
 Vgl. Günther, Siegwart-Horst / Brentjes, Burchard: Die Kurden, Ein Abriss zur Geschichte und Er-
fahrungsberichte zur aktuellen humanitären Situation, Wien 2001, S. 31; Strohmeier / Yalçın-
Heckmann 2000, S. 99; Moser / Weithmann 2002, S. 106ff. 
 
212
 Vgl. Van Bruinessen Martin: Vom Osmanismus zum Separatismus: Religiöse und ethnische Hin-
tergründe der Rebellion des Scheich Said, S. 109-165, in: Jochen Blaschke / Martin van Bruinessen 




 Vgl. Küpeli vom 16.12.2011, S. 19. 
 
214




Das Gesetz legitimierte die Umsiedlung der Gruppen zwei und drei. Dies traf beson-
ders hart die Kurden, neben diesen jedoch ebenfalls nichtmuslimischen Gruppen wie die 
Armenier.215 
 
2.10.5 Gesetzgebung zu Stiftungen und Besitztiteln von Minderheiten von 1936 
 
Die anerkannten Minderheiten verfügten seit dem Osmanischen Reich über eigene 
Stiftungen und Besitztitel.216 Die Türkei hatte im Jahre 1936 das sogenannte „Stiftungsge-
setz“ erlassen, welches anordnete, dass die Verwalter aller Stiftungen von Minderheiten 
beim Generalstiftungsdirektorium eine Auflistung der Immobilien ihrer Stiftungen einzu-
reichen hatten, um ihre Liegenschaften in ein Register eintragen zu lassen.217 Das Gesetz 
wurde so kurzfristig erlassen, dass viele Gemeinden ihre Liegenschaften nicht fristgerecht 
registrieren konnten. Denn viele Gemeindestiftungen und Liegenschaften wurden ihnen ohne 
amtlichen Nachweis durch Schenkung und Nachlass übertragen und aus diesem Grund wa-
ren die für eine Registrierung notwendigen Dokumente häufig nicht rechtzeitig verfügbar.218  
 
Das Gesetz hat bis in die 1970er Jahre keine größeren Auswirkungen auf die Ge-
meindestiftungen der Minderheiten gezeigt. Doch am 8. Mai 1974 interpretierte der türkische 
Kassationsgerichtshof das Gesetz neu. Das Gericht entschied, dass alle nach dem Stif-
tungsgesetz von 1936 durch Kauf, Schenkung, Nachlass oder Erbschaft erworbenen Immo-
bilien vom Staat konfisziert werden können, da sie von den nichtmuslimischen Minderheiten 
1936 nicht angegeben worden waren. Ein späterer Erwerb sei dem Gericht zufolge rechts-
widrig, weil die nichtmuslimischen Minderheiten-Gemeinden muslimischen Gemeinden nicht 
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gleichzusetzen seien und damit kein Recht hätten, in der Türkei Immobilien zu erwerben.219 
Die Entscheidung des Kassationsgerichtshofs hatte gravierende Konsequenzen. Eine hohe 
Anzahl von Gemeindestiftungen wurde konfisziert und ging in den Staatsbesitz über. Allein 
für die armenische Minderheit bedeutete dies einen Verlust von 40 Gemeindestiftungen nur 
in Istanbul.220 
 
Eine mögliche vorläufige Lösung der Stiftungsfrage wurde im Jahr 2008 von den tür-
kischen Parlamentariern vorgelegt. Diese verabschiedeten ein neues Stiftungsgesetz (Ge-
setz Nr. 5737), das am 28. Februar 2008 in Kraft trat.  
 
Dieses Gesetz ermöglicht, 
 
„[...] dass den Gemeindestiftungen unter bestimmten Bedingungen Liegenschaf-
ten, die Eigentum dieser Gemeindestiftungen waren, zurückzugeben seien, soweit der 






Zu einer Lösung in dieser Frage konnte es jedoch nicht kommen, weil die staatlichen 
Behörden diese Liegenschaften bereits weiterverkauft hatten. In einem weiteren Ansatz soll-




Liegenschaften von Gemeindestiftungen, 
„a) die in der Ausführungsbestimmung von 1936 ohne Angaben zu den Eigentümern aufge-
führt sind, 
 
b) die in der Ausführungsbestimmung von 1936 aufgeführt sind, ohne verstaatlicht [oder] [vom 
rechtmäßigen Eigentümer] verkauft worden sind [sic] [und] ohne Entschädigung [des rechtmäßigen 
Eigentümers] [im Grundbuch] eingetragen wurden, sowie 
 
c) in der Ausführungsbestimmung von 1936 aufgeführte Friedhöfe und Brunnen, die [im 
Grundbuch] zu Gunsten einer öffentlichen Körperschaft eingetragen wurden, werden bei Antragstel-
lung binnen zwölf Monaten ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Artikels und bei Vorliegen eines 
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positiven Parlamentsbeschlusses von den zuständigen Grundbuchdirektionen mit allen Rechten und 
Pflichten zu Gunsten der [fraglichen] Gemeindestiftungen in den Grundbüchern eingetragen. 
 
Für Liegenschaften von Gemeindestiftungen, die von diesen käuflich erworben, ihnen vererbt 
oder geschenkt wurden, jedoch mit der Begründung, die Gemeindestiftungen könnten kein Eigentum 
erwerben, zu Gunsten des Staatsschatzes oder der Generaldirektion der Stiftung im Grundbuch ein-
getragen wurden und nunmehr im Grundbuch zu Gunsten Dritter eingetragen sind, wird vom Staats-
schatz oder der Generaldirektion der Stiftungen Entschädigung nach Maßgabe des vom Finanzminis-
terium zu ermittelnden Verkehrswertes geleistet. 





Wenn dieses Gesetz in der Tat umgesetzt wird, müsste der türkische Staat für die 
Liegenschaften Entschädigung in Millionenhöhe an die betroffenen Minderheitengemeinden 
zahlen. Außerdem konnte noch nicht festgestellt werden, wie hoch die tatsächliche Summe 
ist, die der türkische Staat den Minderheiten zu zahlen hat. Nach Schätzungen des griechi-
schen Patriarchen wurden Hunderte von Liegenschaften vom türkischen Staat beschlag-
nahmt. Nach Medien der armenischen und griechischen Minderheiten sind allein nach dem 
Jahre 2002 100 griechische und 40 armenische Stiftungen konfisziert worden. Aktuell gehö-
ren der griechischen Minderheit 77 Stiftungen, der armenischen Minderheit 52, der assyri-
schen 10, bulgarischen 1, georgischen 2 und chaldäischen 3 Stiftungen. Insgesamt sind rund 
140 Stiftungen in Minderheitenbesitz.223  
 
2.10.6 Das Massaker von Dersim 1937/38 und die „Tunceli-Gesetze“ 
 
Das Massaker von Dersim gilt als letzter Auswuchs der türkischen Homogenisie-
rungspolitik, die vor dem Tod Mustafa Kemals durchgeführt wurde. Dersim ist eine ostanato-
lische Stadt, in der überwiegend alevitische Kurden leben. Nach dem Massaker von 1937/38 
wurde die Stadt gesetzlich in „Tunceli“ (Eiserne Hand) umbenannt und ihr Name dadurch 
turkisiert.224 
 
Dersim hatte seit dem Osmanischen Reich einen autonomen Status und konnte die-
sen aufgrund seiner geographischen und kulturellen Besonderheiten bis zum Zerfall des 
Osmanischen Reiches bewahren.225 Mustafa Kemal wollte Dersim nach jahrelanger De-
facto-Souveränität unter osmanischer Herrschaft nun in die Türkische Republik eingliedern. 
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Dafür wurden zunächst im Parlament das bereits erwähnte Ansiedlungsgesetz beschlossen 
und später, im Jahre 1935, mit den „Tunceli-Gesetzen“ (Tunceli Kanunları) der rechtliche 
Rahmen für eine Operation unter der Bezeichnung „Züchtigung und Deportation“ („tedip ve 
tenkil“) geschaffen und Dersim unter Militärverwaltung gestellt.226 An die Verhängung des 
Ausnahmezustandes über Dersim schlossen sich politische und militärische Repressionen 
der türkischen Seite an. Als Reaktion darauf brach in der Region ein Aufstand unter Führung 
von Seyid Rıza aus. Die Aufständischen forderten die Aufhebung der „Tunceli-Gesetze“ und 
lehnten die türkische Verwaltung ihres Gebietes ab. Zusätzlich erhoben sie den Anspruch, 
dass ihre bislang den Tatsachen nach bestehende Souveränität auch in der Republik Türkei 
anerkannt wird. Ihren Ansprüchen begegnete die Türkei mit dem Einmarsch der Armee. Am 
18. November 1937 wurde Seyid Rıza mit zehn seiner Gefolgsleute hingerichtet.227 
 
Mit der Hinrichtung Seyid Rizas kam der Widerstand jedoch nicht zum Erliegen. Des-
halb drang die türkische Armee mit über 50.000 Mann in Dersim ein, um den Aufstand nie-
derzuschlagen.228 Zwei Jahre nach seinem Beginn war der Aufstand im März 1938 beendet. 
Als Folge des Konflikts starben Tausende Menschen oder wurden zur Flucht gezwungen. 
Nach amtlichen Angaben sind dort zwischen 1936 und 1939 bei Militärangriffen 13.806 Men-
schen getötet worden.229 Inoffizielle Quellen gehen dagegen von weit mehr als 60.000 Toten 
aus.230 Als Folge des Aufstands wurden mehr als 100.000 Menschen zwangsumgesiedelt. 
Der Ausnahmezustand wurde erst im Jahr 1946 aufgehoben. Mit dem Scheitern des Dersim-
Aufstands begann eine ca. 20 Jahre andauernde Phase, in der sich die Kurden und andere 
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Volksgruppen der Türkei der Turkisierungspolitik fügten, da ihnen die Konsequenzen des 
Dersim-Aufstandes noch gegenwärtig waren.231 
 
Über das Dersim-Massaker zu sprechen ist heute in der Türkei mit keinem Tabu 
mehr belegt. Das Thema wird von politischen Parteien und großen türkischen Zeitungen öf-
fentlich diskutiert. Ministerpräsident Erdoğan verwendete den Begriff „Massaker“ (Katliam) in 
einer Parteiversammlung im Jahre 2009. Auch auf einer öffentlichen Veranstaltung in der 
Stadt Sakarya benutzte er das Wort. Dort sagte er: „Zehntausende wurden massakriert, 
Tunceli wurde massakriert.“232 Erdoğan entschuldigte sich das erste Mal offiziell im Namen 
des türkischen Staates mit folgenden Worten: 
 
"Wenn eine Entschuldigung im Namen des Staats nötig ist ... würde ich mich entschuldi-




2.10.7 Einberufung der Nichtmuslime zum Wehrdienst (April 1941) 
 
Die Einberufung der Nichtmuslime zum Wehrdienst von 16 Monaten begann im April 
1941. Sie erfolgte unabhängig davon, ob zuvor bereits Militärdienst geleistet worden war. 
 
Die Besetzung des Balkans durch das nationalsozialistische Deutschland machte den 
Eintritt der Türkei in den Zweiten Weltkrieg möglich. Obwohl Hitler zusicherte, dass ein An-
griff auf die Türkei nicht stattfinden werde, traf die türkische Führung trotzdem Vorkehrungen 
für einen möglichen Krieg mit Deutschland. In diesem Rahmen wurde die Zivilbevölkerung 
aus Thrakien nach Istanbul evakuiert. Die kemalistische Staatsführung unterstellte den 
nichtmuslimischen Minderheiten, dass sie im Falle eines Kriegseintritts der Türkei „Spiona-
geaktivitäten“ gegen das Land ausführen würden. Das historische Misstrauen der kemalisti-
schen Elite gegenüber den Nichtmuslimen zeigte sich deutlich in einer Erklärung des CHP-
Abgeordneten Kazım Karabekir am 30. November 1940:234 
 
„Wir müssen eine mögliche Besatzung Istanbuls einkalkulieren und dementsprechend 
Vorkehrungen treffen. Was werden in so einem Fall die Armenier, Griechen und Juden 
tun? […] wir müssen auch an die Gefahren denken, die aus unseren Reihen kommen 
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könnten. Stellen Sie sich vor, die Juden würden bei einer Besatzung an die Ufer des 
Marmarameeres fliehen. Und dann kommen die Armenier. Sie könnten eine sehr gefähr-
liche Organisation aufgebaut haben. Denken Sie an die Katastrophe, wenn das türkische 
Element in der Stadt gering wäre und die anderen Elemente bewaffnet wären. […] wir 
müssen für einen Kriegsfall die gefährlichen Elemente nach Anatolien transferieren. Die 
Häuser, die von diesen Elementen verlassen werden, vor allem in Beyoğlu, sollten wir 
den Türken überlassen. Wir erfahren aus Briefen und wissen es auch aus eigener Be-
obachtung, dass diese Elemente, die das Blut der Türken aussaugen, die schönsten 
Häuser bewohnten, während die Türken in [dem Viertel] Sultan Selim in Baustellen und 





Gemäß diesem Plan wurden die nichtmuslimischen Minderheiten nach Anatolien trans-
feriert. Des Weiteren wurden im April 1941 ca. 25-30.000 männliche Nichtmuslime im Alter 
zwischen 25 und 45 Jahren zum Wehrdienst einberufen. Die nichtmuslimischen Soldaten 
wurden auch während des Wehrdienstes als potentielle Saboteure angesehen, deshalb 
konnten sie niemals über Waffen verfügen. Ferner wurden nichtmuslimische Soldaten nicht 
militärisch ausgebildet. Vielmehr wurden sie während der Dienstzeit mit Bauarbeiten (Stra-
ßenbau, Flughafenerweiterung, Gartenarbeiten) und Dienstleistungen innerhalb der Armee 
beschäftigt. Sie trugen sogar eine Zeit lang gesonderte Uniformen, um von den muslimi-
schen Soldaten aus der Ferne unterschieden werden zu können. Letztendlich konnten am 
27. Juli 1942 alle dieser eingezogenen Nichtmuslime an ihre Herkunftsorte zurückkehren.236 
 
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass die Einberufung der nichtmusli-
mischen Minderheiten zum Wehrdienst im Kontext der Turkisierungspolitik der kemalisti-
schen Staatsführung betrachtet werden sollte. Des Weiteren diente die Einberufung der 
Nichtmuslime zum Wehrdienst auch zur Schaffung einer muslimischen Wirtschaft durch Ver-
drängung der Nichtmuslime aus dem Wirtschaftsleben, da die Einberufenen ihren Arbeits-
platz verloren.237  
 
2.10.8 Vermögenssteuer (Varlık Vergisi) 
 
Die Vermögenssteuer wurde in der Einparteiregierung vom Şükrü Saraçoğlu am 11. 
November 1942 eingeführt.238 Die Verabschiedung der Vermögenssteuer wurde mıt den 
kriegsbedingten wirtschaftlichen Schwierigkeiten, dem als verbreitet geltenden „Kriegsge-
                                                   
235
 Zitat Güven 2012, S. 109. 
 
236
 Vgl. Yeni Şafak Gazetesi vom 17. Oktober 2008; Güven 2012, S. 109. 
 
237
 Vgl. Akpınarlı / Scherzberg 2013, S. 85; Güven 2012, S. 110. 
 
238
 Vgl. Lewis 1984. S. 296; Kayra 2011, S. 47; Greopler, Eva: Islam ve Osmanlı Dünyasında Yahudi-




winnlertum“ und der Sicherung zusätzlicher Einnahmen für dringende militärische Ausgaben 
begründet.239  
 
Die nicht genannten Hintergründe dieser Steuer waren die Bestrebungen der politi-
schen Führung, die wirtschaftliche Kraft der Minderheiten endgültig zu brechen und ein tür-
kisch-muslimisches Unternehmertum zu schaffen.240 Die Vermögenssteuer wurde für alle 
vermögenden Bürger der Türkei – Geschäftsinhaber, Industrieunternehmer, Bauherren, Im-
mobilien-Makler und Grundbesitzer – eingeführt. Ferner sollte die Steuer ohne Ausnahme in 
allen Volksgruppen erhoben werden.241 Doch ein großer Anteil des Handels und der Industrie 
befand sich seit dem Osmanischen Reich in den Händen der nichtmuslimischen Minderhei-
ten. Neben diesen betraf die Maßnahme auch die Immobilien- und die Großgrundbesitzer in 
hohem Maße.242 
 
Die Vermögenssteuerabgabe wurde in ihrer Höhe von einer sechsköpfigen Kommission 
errechnet. Die Kommission kategorisierte für die Umsetzung der Steuer die Bevölkerung in 
vier Gruppen und kennzeichnete jede Gruppe mit einem Buchstaben:  
- „M“ für Muslime (muslimische Geschäftsleute) 
- „G“ für Gayrimuslimler (nichtmuslimische türkische Staatsbürger)  
- „D“ für Dönme (Islam-Konvertiten) 
- „E“ für Ecnebi (kommerzielle oder kulturelle Aktivitäten ausübende nichtmuslimische Aus-
länder in der Türkei).243 
 
Die Kommission sollte innerhalb von fünfzehn Tagen die Höhe der Besteuerung ver-
öffentlichen. Die Steuerschuld war innerhalb von 15 Tagen zu begleichen. Mit der Umset-
zung der Vermögenssteuer gingen zahlreiche Unternehmen in die Insolvenz. Die zu knapp 
bemessene Zahlungsfrist und die kompromisslose Anwendung des Gesetzes bedeuteten für 
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viele Menschen den Verlust ihrer wirtschaftlichen Existenz.244 Diejenigen, die ihre Steuern 
nicht begleichen oder nur teilweise bezahlen konnten, wurden bis zur Vollziehung der Zah-
lung zu einer Zwangsarbeit verpflichtet. 2.057 Männer, darunter 800 Juden, mussten in der 
Schneewüste im 2.000 m hoch liegenden Aşkale (auch in Kop Dağları, Karabik, Çiçekli und 
Erzurum) Zwangsarbeit leisten.245 Mindestens 21 Menschen starben während der Zwangs-
arbeit im Arbeitslager. Im August wurden die Häftlinge in Arbeitslager im zentralanatolischen 
Eskişehir gebracht.246 
 
Die Vermögenssteuer betraf zwar vor allem nichtmuslimische Geschäftsleute, hatte 
aber eine gravierende Verschlechterung der allgemeinen Wirtschaftslage der Türkei zur Fol-
ge. Aus Sorge vor weiteren Maßnahmen dieser Art wurden viele Geschäfte und anderes 
Eigentum verkauft und anschließend verließen viele nichtmuslimische Bürger das Land. Die 
Vermögenssteuer wurde am 15. März 1944, also sechzehn Monate nach ihrer Einführung, 
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DER PUTSCH VOM 27. MAI 1960 
 
3.1 Die Rolle des Militärs in der Ära der Einparteienherrschaft (1923-1945) 
 
Bereits am Ende des 18. Jahrhunderts orientierte sich die Türkei an europäischen 
Vorbildern und setzte einen Prozess der Modernisierung in Gang. Mustafa Kemal baute das 
türkische Militär nach westlichem Vorbild auf; es sollte zur Modernisierung der ganzen Ge-
sellschaft der Türkei beitragen. Die Republik Türkei ist im Wesentlichen vom Militär gegrün-
det worden und wurde deswegen früher als „militärische Republik“ bezeichnet. In der ersten 
Nationalversammlung waren ca. 15 Prozent der Abgeordneten ehemalige Offiziere. Im zwei-
ten Parlament waren fast alle Befehlshaber der Armee als Abgeordnete vertreten. Darüber 
hinaus war der Generalstabschef bis März 1924 in der kemalistischen Regierung als Minister 
vertreten. Die erste Regierung, in der alle Minister Zivilisten waren, konnte erst nach dem 
Ende des Einparteiensystems im Jahre 1948 gebildet werden.247 Die Staatspräsidenten der 
Türkei wurden bis zur Mitte der 1980er Jahre fast alle aus den Reihen der Militärangehörigen 
gewählt. 
 
Mustafa Kemal setzte sich noch im Jahre 1909, als er noch in der Armee aktiv war, in 
einer Rede für die Entflechtung von militärischen und politischen Funktionen ein.248 
 
„Solange Offiziere in der Partei vertreten sind, können wir weder eine starke Partei noch 
eine starke Armee aufbauen. (…) Eine Partei, die ihre Stärke von der Armee bezieht, 
kann nicht die Nation ansprechen. Lasst es uns hier und jetzt festlegen, dass sämtliche 
Offiziere, die in der Partei bleiben wollen, aus der Armee austreten müssen. Wir müssen 




Kurz nach der Gründung der Republik erließ die Nationalversammlung auf Betreiben 
Mustafa Kemals ein Gesetz, das Militär und Politik trennen sollte. Mit der Erlassung des Ge-
setzes im Dezember 1923 wurde das Militär aus rechtlicher Sicht von der politischen Bühne 
entfernt. Eine Möglichkeit zum weitreichenden Eingriff in die Politik blieb dem Militär jedoch 
erhalten: 
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„Die Armee soll sich von der Politik fernhalten, allerdings unter einer Bedingung; in einer 
Regimekrise soll die Armee zur Hilfe kommen.“
250 
   
Nach der Verabschiedung des Gesetzes verzichteten Mustafa Kemal und andere pro-
minente Persönlichkeiten des Befreiungskrieges, wie Inönü, auf ihre militärischen Ämter, um 
politischer Tätigkeit nachgehen zu können. Mit der Etablierung eines republikanischen Nati-
onalstaats erhielt die Armee dennoch die dominierende Rolle in der Türkei, weil sie zum 
Schutz des Staates auch nach innen befugt war. Neben ihrer wichtigen Rolle im Befreiungs-
krieg fungierte die türkische Armee als Bildungsvermittler und als Vorbild für eine moderni-
sierte Türkei und trug so das kemalistische Programm der Regierung in die Bevölkerung. 
Das Militär wurde dadurch gleichsam Wächter republikanischer Werte und Prinzipien. Als 
weitere Aufgabe des Militärs kam der Verfassungsschutz hinzu.251  
 
 Das Selbstverständnis des Militärs als Garant des türkischen Staates wurzelte auch 
im Vorgehen gegen die Aufständischen in den Anfangsjahren der Republik. Unruhen in der 
jungen Republik, wie etwa der Aufstand von Scheich Said (1925), der niedergeschlagen 
wurde, bestärkten Mustafa Kemal in seinem Entschluss, das Militär als Anker der Türkischen 
Republik beizubehalten.252 Die erste und einzige politische Partei im Einparteiensystem war 
die sogenannte Volkspartei (Halk Partisi). Diese ging aus der primär militärischen Führung 
des Befreiungskriegs hervor. Eine politische Betätigung bis zum Mehrparteiensystem (1946) 
war nur in ihren Reihen möglich. Deshalb musste die Politik den Richtlinien der kemalisti-
schen Prinzipien folgen. Partei und Staat wurden nahezu gleichbedeutend und ehemalige 
Militärs spielten in der Führung des Staates eine wichtige Rolle. Ohnehin war das Militär 
durch die Person Mustafa Kemals und seines Nachfolgers Inönü auf der höchsten politi-
schen Ebene vertreten.253 
 
Diese Rolle des Militärs hielt bis zum Anfang der Jahrtausendwende an. Erst danach 
fand eine zunehmende Distanzierung der Administration vom Militär statt. Diese Entfrem-
dung wurde auch in den unterstellten oder tatsächlichen – dies ist noch nicht abschließend 
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geklärt – Putschplänen des Militärs in der Mitte der 2000er Jahre gegen die Regierung deut-
lich.254 
 
3.2 Übergang der Türkei zum Mehrparteiensystem  
 
 Der erste Übergangsversuch zum Mehrparteiensystem in der Türkei fand kurz nach 
der Gründung der Türkischen Republik statt.  
 
Das im Dezember 1923 verabschiedete Gesetz über die Trennung von Militär und 
Politik bewirkte, dass viele Militärangehörige sich aus der Armee zurückzogen und im No-
vember 1924 die Fortschrittliche Republikanische Partei (Terakkiperver Cumhuriyet Fırkası) 
gründeten. Die Partei wurde allerdings auf Veranlassung von Mustafa Kemal ein Jahr nach 
der Gründung wieder aufgelöst, da er befürchtete, dass sich deren politisches Programm 
nicht mit der kemalistischen Ideologie vereinbaren lasse. 
 
 Der zweite Versuch, ein Mehrparteiensystem in der Türkei zu etablieren, war die 
Gründung der Freien Republikanischen Partei (Serbest Cumhuriyet Fırkası) am 12. August 
1930. Diese Partei ging aus Flügelkämpfen innerhalb der Volkspartei (Halk Partisi) hervor. 
Als die Freie Republikanische Partei daraufhin bei den Gemeindewahlen trotz gravierenden 
Wahlbetrugs erfolgreich war, kam es in der CHP und in Teilen der Bevölkerung zu Unruhen. 
Außerdem bemerkte Mustafa Kemal, dass sich in der neugegründeten Partei oppositionelle 
Kräfte bildeten, die auch gegen seine Staatsideologie opponierten. Er ließ die Partei darauf-
hin verbieten, da er die nationale Einheit gefährdet sah.255 Die Republik war offensichtlich 
noch nicht in der Lage, ein Mehrparteiensystem zu etablieren. Damit konzentrierte sich auch 
weiterhin die Macht im Staat bis zum Jahre 1946 bei der CHP. Ohnehin proklamierte die 
CHP auf dem Parteikongress im Jahre 1931 das politische System des Landes als Einpar-
teienregierung.256  
 
Im Jahr 1945, nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, nahm die Türkei an der Kon-
ferenz von San Francisco teil. Dies bedeutete für die Türkei eine Annäherung an den Westen 
und somit einen Schritt hin zu mehr Demokratie. Eine bedeutende Motivation für eine Annä-
herung der Türkei an den Westen waren die schlechten Beziehungen zur Sowjetunion, da 
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Stalin auf der Konferenz von Jalta die Revision der Meerengenkonvention von Montreux 
(1936) forderte und die Rückgabe der ostanatolischen Städte Kars und Ardahan verlangte. 
Auf Druck der westlichen Staaten wurde nun die Liberalisierung der türkischen Wirtschaft 
vorangetrieben und Konzentration von Macht in den Händen der CHP aufgeweicht. Außer-
dem wurde der Türkei in San Francisco vorgeschlagen, weitere Parteien zuzulassen.257 An-
dere Ursachen für eine langsame Abkehr von der kemalistischen Staatsideologie lagen in 
dem Zusammenbruch der türkischen Wirtschaft während des Zweiten Weltkrieges. In der 
zweiten Hälfte des Krieges begann die türkische Regierung damit, die Preise für Produkte 
festzusetzen. Diese staatliche Preisfixierung führte jedoch nicht zum gewünschten Erfolg. 
Die wirtschaftliche Lage in der Türkei verschlechterte sich weiter. In einem Großteil der Be-
völkerung kam es daraufhin zu Unruhen und die Regierung war daher gezwungen zu reagie-
ren.258 Dies führte letztlich in der Türkei zum Übergang in ein Mehrparteiensystem. 
 
Wichtige rechtliche Voraussetzungen des Mehrparteiensystems wurden durch das 
neue Wahlgesetz vom 31. Mai 1946 geschaffen, das in der Großen Nationalversammlung 
verabschiedet wurde.259 Mit der Gründung der Nationalen Entwicklungspartei (Milli Kalkınma 
Partisi) am 18. Juli 1945 und der Demokratischen Partei (Demokrat Parti) am 7. Januar 1946 
gelang nun auch in der politischen Wirklichkeit der Übergang zu einem Mehrparteiensys-
tem.260 Damit verlor die Republikanische Volkspartei ihre privilegierte Stellung im Staat. 
 
3.3 Minderheitenpolitik nach Einführung des Mehrparteiensystems 
 
 Die Einführung des Mehrparteiensystems brachte auch den Minderheiten in der Tür-
kei wesentliche Erleichterungen. Bis zum Jahre 1946 konnten die Nichtmuslime ihren Militär-
dienst nur auf den unteren Hierarchiestufen ableisten. Zudem durften sie in strategisch wich-
tigen Bereichen wie der Flugabwehr und der Radarkontrolle nicht eingesetzt werden. Ab dem 
                                                   
257
 Vgl. Biyikli, Derya: Die außenpolitische Stellung der Türkei im Nahen und Mittleren Osten, beson-
ders nach dem Kalten Krieg bis Ende 1999: Kontinuität oder Wandel? 2004, S. 50; Moser / Weith-
mann 2002, S. 146; Oran Baskın (Hrsg.): Türk Dış Politikası, Kurtuluş Savaşından Bugüne Olgular, 
Belgeler, Yorumlar [Die Geschichte der Außenpolitik der Türkei. Vom Befreiungskrieg bis heute: Fak-
ten, Dokumente, Kommentare], Band 1: 1919-1980, Istanbul 2001, S. 492. 
 
258
 Vgl. Kantemur 2013, S. 22ff; Moser / Weithmann 2002, S. 146; Steinbach 1996, S. 159; Kongar, 
Emre: Türkiye’nin Toplumsal Yapısı [Der soziale Aufbau der Türkei], Ankara 1978, S. 15. 
 
259
 Vgl. Yılmaz 2011, S. 102; Oehring, Otmar: Die Türkei im Spannungsfeld extremer Ideologien 
(1973-1980). Eine Untersuchung der politischen Verhältnisse. Berlin 1984, S. 8. 
 
260




Jahre 1946 durften Angehörige der Minderheiten, die einen Hochschulabschluss besaßen, 
auch in eine Offizierslaufbahn eintreten.261 
 
Eine für die jüdische Minderheit bedeutsame Reform war die Anerkennung des Groß-
rabbinats als offizielle Institution durch das Innenministerium. Für das Großrabbinat war es 
damit nun möglich, Eigentum zu erwerben. Darüber hinaus wurden einige Einschränkungen 
bezüglich der jüdischen Minderheitenschule abgeschafft. Damit durfte in jüdischen Schulen 
ab 1948 jüdische Religion und Geschichte gelehrt werden. Auch die Pflicht zur regelmäßigen 
Inspektion der Minderheitenschulen durch einen Beamten des Innenministeriums wurde auf-
gehoben.262  
 
 In den ersten Jahren des Mehrparteiensystems wurde in offiziellen Ansprachen der 
CHP eine demokratische Haltung gegenüber den Minderheiten betont. Ein Abgeordneter der 
CHP, Falih Rıfkı Atay, beschrieb die neue Position der Partei gegenüber den Minderheiten 
wie folgt:263 
 
„Wir akzeptieren alle Minderheiten nicht nur als türkische Staatsbürger, sondern gestehen 
ihnen, ohne einen Unterschied in Bewusstsein und Kultur zu machen, auch das Recht zu, 
ebenso Türke zu sein wie wir. Wir haben keine Schwierigkeit damit, dass sie ihre eigene 





Die Auswirkungen dieser innenpolitischen Veränderungen und ihre Folgen für die Min-
derheiten müssen vor dem weltpolitischen Hintergrund des Konflikts zwischen Kommunis-
mus und Kapitalismus betrachtet werden. Durch diese außenpolitischen Entwicklungen be-
drängt, band sich die Türkei an die Westmächte. Die CHP bemühte sich, ihre auf Vorstellun-
gen von Rasse basierende Minderheitenpolitik zu ändern, und begann die rassistischen 
Übergriffe der besiegten faschistischen Regime in Europa zu kritisieren. Außerdem stand die 
CHP vor der Notwendigkeit, um Wählerstimmen zu kämpfen, da sie nun im Mehrparteiensys-
tem der Konkurrenz anderer Parteien ausgesetzt war. Daher bemühte sich die CHP auch um 
die Stimmen von Nichtmuslimen, deren Interessen sie folglich auch vertreten musste. Denn 
der Anteil der Wahlberechtigten, die in Istanbul Minderheiten angehörten, betrug zu dieser 
Zeit ca. 33 Prozent. Verschiedene Besuche von Politikern bei Veranstaltungen der Minder-
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heiten sind Beispiele für die Bemühungen der CHP, auch Minderheitenstimmen zu gewin-
nen. Bei einem Treffen mit der Minderheitenpresse erklärte der Vorsitzende der CHP in Is-
tanbul, dass seine Partei nicht nach Rasse und Religion differenziere. Andere wichtige 
Zusammenkünfte waren der Besuch des Gouverneurs von Izmir in einer jüdischen Synagoge 
und die Teilnahme des Gouverneurs von Ankara an einem jüdischen Passafest.265 
 
Auch für die griechische Minderheit hatte dieser Prozess positive Auswirkungen. Der 
griechisch-orthodoxe Patriarch durfte nun auch in den inneren Angelegenheiten der Ortsge-
meinden tätig werden. Dies war ihm zuvor streng verboten, da er nur als geistliches Ober-
haupt anerkannt war. Darüber hinaus durfte auch von griechisch-orthodoxer Seite religiöse 
Pressearbeit geleistet werden. Ein Beispiel dafür ist die Einrichtung eines Pressebüros.266 
Erste Bemühungen, die Angehörige der Minderheiten in das politische System der Türki-
schen Republik aufzunehmen, gab es in der CHP bereits im Jahre 1935, als zwei Delegierte 
der jüdischen und armenischen Minderheit ins Parlament der Türkei einzogen. Diese Bemü-
hungen reichten jedoch nicht aus.267 Inoffiziell setzte die CHP die Staatsideologie der Türkei 
in Bezug auf die Minderheiten fort. Dies geht aus einem Geheimdokument der CHP des Jah-
res 1946 hervor. Die Minderheiten wurden nach dem Dokument nicht als Teil des türkischen 
Staates bezeichnet, da sie keinen Anteil an den Kernelementen des türkischen Nationalstaa-
tes, also an Sprache, Kultur und Idealen, hätten. Daher könnten Nichtmuslime auch keinerlei 
Forderungen an die türkische Mehrheit stellen. Zudem wurden in dieser Schrift auch Argu-
mente zur Legitimierung der Deportation von Minderheiten dargestellt und Möglichkeiten zur 
praktischen Durchführung von Vertreibungen diskutiert.268 
 
Weiterer Konkurrent um die Stimmen der Minderheiten war die Demokratische Partei 
(DP). Sie wurde am 7. Januar 1946 von den ehemaligen CHP-Politikern Celal Bayar und 
Adnan Menderes in Ankara gegründet. Im Verlauf des Jahres 1946 wurden zwei Angehörige 
von Minderheiten als Abgeordnete der DP ins türkische Parlament gewählt. Die Gründe, aus 
denen die DP einen hohen Wähleranteil von Nichtmuslimen erreichen konnte, lagen in ihren 
Wahlversprechen. So versprach die DP bei einem Wahlsieg 1) die Rückgabe der zusätzli-
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chen Abgaben für Minderheitenangehörige (Vermögenssteuer), 2) die Liberalisierung der 
Wirtschaft und des politischen Systems, 3) die Abschaffung der Zwangsberufung in das Mili-
tär und 4) die Aufhebung von Gesetzen, die religiösen Minderheiten benachteiligten.269 
 
Allerdings hatte auch die DP nicht wirklich die Absicht, sich für die Rechte der Minder-
heiten einzusetzen, sondern wollte vor allem die Wählerstimmen von Minderheitenangehöri-
gen gewinnen. Letztendlich vertrat auch die DP die Interessen eines als religiös und ethnisch 
einheitlich begriffenen türkischen Nationalstaats. So argumentiert auch Dilek Güven und be-
gründet dies durch eine Aussage eines ausländischen Beobachters: 
 
„Zu glauben, dass die DP Vermögenssteuer zurückerstattet oder die verstreckte Diskri-





Tatsächlich wurden die Versprechungen nicht eingehalten, da auch Abgeordnete der 
DP nicht energisch genug für eine Rückerstattung der Vermögenssteuer eintraten. Offiziell 
wurde aber an dem Anspruch der DP festgehalten, diese Reformen durchzusetzen, um kei-
nen Verlust an Wählerstimmen zu riskieren.271  
 
Die CHP hatte nach dem Aufstand von Dersim in den Jahren 1937/1938 in diesen 
Gebieten ihren Verwaltungs- und Mitgliederunterbau verloren. Die DP hatte sich in diesen 
Regionen erfolgreich etablieren und die Bevölkerung politisch aktivieren können. Diesem 
Beispiel strebte die CHP nun nach. Als Folge der Demokratisierung und eines stärkeren Ein-
bezugs der Ostgebiete engagierten sich Angehörige des kurdischen konservativen Lagers – 
Ağas und Scheichs – in der Politik. Einige linksgerichtete Intellektuelle sahen dies kritisch, da 
die kurdischen Stammesführer, die mit den türkischen Parteien zusammenarbeiten, kurdi-
sche Interessen hinter ihre persönlichen Vorteile stellen könnten. Doch auch in der CHP 
herrschte Misstrauen gegenüber den kurdischen Stammesführern, da ihnen stets unterstellt 
wurde, nicht im Interesse der Türkischen Republik, sondern ihrer eigenen Volksgruppe zu 
handeln.272 Erstere Befürchtung bewahrheitete sich, da die Ağas durch die Kollaboration mit 
der politischen Führungselite materielle Vorteile sichern und die Landbevölkerung für ihre 
eigenen Interessen ausbeuten konnten.  
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Die anderen nichttürkischen Völker wie Tscherkessen, Lasen und Georgier verzichte-
ten auch im Mehrparteiensystem auf eine Hervorhebung ihrer ethnischen Identität und be-
zeichneten sich nach wie vor offiziell als Türken, da auch weiterhin der kemalistische Natio-
nalismus die tragende Staatsideologie war. Demnach kann festgehalten werden, dass der 
nationalistisch-kemalistische Charakter der türkischen Minderheitenpolitik durch die Einfüh-
rung des Mehrparteiensystems moderiert wurde, der grundlegende Konflikt zwischen Türken 
und anderen Völkern jedoch weiterhin bestand.273  
 
3.4 Von den Anfängen der Demokratischen Partei bis zu deren Auflösung 
(1946-1960) 
3.4.1 Die Anfangsjahre der Demokratischen Partei (1946-1950) 
 
Nach der bereits o. g. Gründung der DP konnte die Partei mit der Zeit immer mehr 
Wähler gewinnen, obwohl sie in ihrer Anfangszeit noch kein politisches Programm verab-
schiedet hatte. Doch die Menschen suchten nach anderen Optionen als der CHP und die 
Forderungen der DP nach Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit in der Bevölkerung auf Zu-
stimmung trafen.274  
 
Die DP wurde innerhalb kurzer Frist zu einer Volkspartei. Die Führung der CHP beo-
bachtete diese Entwicklungen genau und verlegte die Kommunalwahlen um ein Jahr vor, um 
eine mögliche Niederlage aufgrund des zukünftigen Wachstums der DP zu verhindern. Der 
DP blieb nicht genügend Zeit, um in allen Gemeinden eigene Kandidaten zu nominieren. 
Infolgedessen gelang es der DP, nur für 273 von insgesamt 465 Sitzen zu kandidieren. Wäh-
rend die CHP in den Wahlen am 12. Juli 1946 mit 396 Parlamentssitzen eine Mehrheit errei-
chen konnte, entsandte die DP nur 62 Abgeordnete in das neugewählte Parlament. Nach 
den Wahlen von 1946 begann die DP, für die nächste Wahl im Jahre 1950 intensiv um Wäh-
lerstimmen zu werben, wobei sie deutlich ihre Differenzen zur CHP hervorhob.275 Die CHP 
reagierte mit Angriffen und beschuldigte die noch junge DP, die kemalistischen Prinzipien zu 
verraten und damit das Wohl der Republik zu gefährden.276  
                                                   
273
 Vgl. Gündüz, Eran: Multikulturalismus auf Türkisch? Debatten um Staatsbürgerschaft, Nation und 
Minderheiten im Europäisierungsprozess, Bielefeld 2012, S.150. 
 
274
 Vgl. Çatalcalı, Bülent: Unterentwicklung und Demokratie in der Türkei, Dissertation, Heidelberg 
1982, S. 160ff. 
 
275
 Ebd. S. 162ff; Akkaya / Özbek / Şen 1998, S.25; Moser / Weithmann 2002, S. 149. 
 
276





Der Druck auf die CHP war durch die Neugründung der DP stark angewachsen und 
so beschloss die Parteispitze der CHP, Forderungen der DP in ihre eigene Politik aufzuneh-
men. Dies hatte jedoch nicht den gewünschten Erfolg und die DP konnte weitere Stimmen 
für ihre politischen Ziele gewinnen. So wurde die DP zu einer Alternative für die Menschen in 
der Türkei, die mehrheitlich die kemalistische Ideologie ablehnten.277  
 
3.4.2 Die erste Regierungszeit der Demokratischen Partei (1950-1954) 
 
Erstmals übernahm die DP Regierungsverantwortung nach den Parlamentswahlen 
vom 14. Mai 1950. Während die CHP mit nur 39,4 Prozent der Wählerstimmen eine Wahl-
niederlage erlitt, konnte die DP mit 52,7 Prozent die absolute Mehrheit erreichen.278 Die 
Wahlversprechen der DP waren: die Gründung von Gewerkschaften zu erlauben, den Libe-
ralisierungsprozess der Wirtschaft auszubauen, den Laizismus teilweise zurückzudrängen, 
die Landwirtschaft zu fördern und den Lebensstandard der Menschen in der Türkei zu erhö-
hen. Die Parlamentswahlen von 1950 beendeten die 27jährige Einparteienherrschaft der 
CHP und waren der Beginn einer neuen Phase in der türkischen Politik.  
 
Außerdem wurde durch den Wahlsieg der DP eine Möglichkeit eröffnet, die Verbin-
dung von Staat und Militär einzuschränken, die seit Mustafa Kemal einen Grundpfeiler des 
Staates bildete. Der Wahlerfolg war auch ein Gewinn für den inneren Demokratisierungspro-
zess der Türkei, denn die Bevölkerung merkte, dass ihr Wahlverhalten Einfluss auf die Politik 
des Landes hatte.279 Nach der Wahl wurde der DP-Vorsitzende Celal Bayar am 22. Mai 1950 
zum Präsidenten gewählt und beauftragte Adnan Menderes mit der Regierungsbildung. Am 
29. Mai 1950 wurde das Regierungsprogramm verkündet. Wichtige Inhalte der Regierungs-
erklärung waren die Abschaffung antidemokratischer Gesetze, Pressefreiheit und Streikrech-
te sollten eingeführt und eine Liberalisierung der Wirtschaft vorgenommen werden, Land-
straßen sollten ausgebaut und die Landwirtschaft modernisiert werden.280 Menderes bildete 
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darauf den Ministerrat und es wurde ihm am 2. Juni 1950 das Vertrauen ausgesprochen.281 
Abweichend von den Wahlversprechen wurde im Regierungsprogramm der DP am Laizis-
mus festgehalten.  
 
Als ersten Schritt nach der Wahl leitete die DP die versprochene Liberalisierung der 
Wirtschaft ein. Konkrete Maßnahmen der Regierung zur Umsetzung dieses Programmpunkts 
waren die Förderung von Unternehmensgründungen und die Einführung steuerlicher Erleich-
terungen für Anleger aus dem Ausland, mit denen Investitionen angezogen werden sollten. 
Dadurch wurde der Etatismus eingedämmt.282 Die Modernisierung der Landwirtschaft nahm 
im Regierungsprogramm der DP eine zentrale Rolle ein, da etwa 80 Prozent der Bevölke-
rung in der Landwirtschaft tätig waren. Deren Produkte machten 90 Prozent des Exports der 
Türkei aus.283 Unterstützung für die Wirtschaftspolitik der DP erfolgte durch den amerikani-
schen Marshallplan. Durch die amerikanische Hilfe konnten verstärkt Traktoren, Erntema-
schinen und sonstige technische Geräte im Agrarbereich eingesetzt werden. Dadurch wur-
den nicht nur die Arbeitsbedingungen verbessert, sondern auch die Produktion in der Land-
wirtschaft stark gesteigert.284 Doch hatte die Agrarpolitik auch Nachteile für die Landbevölke-
rung. Kleinbauern konnten nicht von den technischen Neuerungen profitieren, da diese vor 
allem Großgrundbesitzern vorbehalten waren. Zudem wurden viele der zuvor von Men-
schenhand ausgeführten Tätigkeiten durch die neuen Maschinen überflüssig. Dies führte zu 
einem Anstieg der Arbeitslosigkeit. Allerdings konnte das Problem der Arbeitslosigkeit durch 
die durchschnittliche Verbesserung des Lebensstandards der Landbevölkerung verdeckt 
werden.285  
 
Die DP hatte sich durch ihre liberale Wirtschaftspolitik vom Etatismus abgekehrt und 
eine Zeit lang schien es so, dass sie auf die Selbstregulierung des Marktes vertraute. Ferner 
begann die DP-Regierung damit, öffentliche Mittel für den Ausbau der Infrastruktur bereitzu-
stellen. Diese Politik führte zu einem raschen wirtschaftlichen Wachstum, sodass der Anteil 
des Privatkapitals in der türkischen Wirtschaft von 58 Prozent im Jahre 1950 innerhalb von 
vier Jahren um 7 Prozent anstieg. Zentrales Ziel der Menderes-Regierung war es, Unter-
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nehmer an ihre Politik zu binden und sie als Vorboten von sozialem Aufstieg und Reichtum 
zu stilisieren, um so alle Schichten der Bevölkerung zu erreichen.286 
 
Auch innenpolitische Reformen wurden von der DP durchgesetzt. So kam es trotz der 
Verankerung des Laizismus im Regierungsprogramm zu einer Lockerung in der Gesell-
schaft. Das Verbot, den Gebetsruf (Ezan) auf Arabisch zu halten, wurde aufgehoben. Dieses 
Verbot hatte Mustafa Kemal im Jahre 1932 eingeführt und verordnet, dass der Ezan aus-
schließlich in türkischer Sprache erfolgen darf. Darüber hinaus wurde der Religionsunterricht 
wieder verpflichtend in öffentlichen Schulen eingeführt. Die CHP war mit diesen Reformen 
nicht einverstanden und es kam zu innenpolitischen Auseinandersetzungen. Die DP wollte 
durch diese Reformen ihre Wählerschichten an sich binden, um weiterhin an der Regierung 
zu bleiben.287  
 
Eine wichtige außenpolitische Entwicklung in der DP-Regierung war der Beitritt der 
Türkei zur NATO. Bereits am 27. Juli 1950 hatte die Menderes-Regierung die Mitgliedschaft 
zur NATO beantragt. Aufgrund der Teilnahme der Türkei am Koreakrieg wurde dieser Antrag 
auch von Seiten der USA unterstützt und so wurde schließlich die Türkei im Februar 1952 
als Vollmitglied in die NATO aufgenommen. Dies gilt als wichtigster außenpolitischer Erfolg 
unter Menderes.288 
 
Im Ganzen hat sich die DP in ihrer ersten Legislaturperiode (1950-1954) stärker für 
für die Interessen der religiösen Bevölkerungsteile einsetzte als die CHP. Die Wirtschaftspoli-
tik der DP und die damit verbundenen Privatisierungen führten zu einem schnellen Anstieg 
Wachstum der Wirtschaftskraft der Türkei. Daher werden diese Jahre als das „goldene Zeit-
alter“ der DP bezeichnet.289 
 
3.4.3 Die zweite und dritte Regierungszeit der DP (1954-1960) 
  
 Die DP beendete die erste Regierungsperiode mit Erfolg und konnte aufgrund der 
positiven wirtschaftlichen Entwicklungen ihren Stimmenanteil bei den Parlamentswahlen im 
Jahre 1954 von 52,7 Prozent auf 57,6 Prozent erhöhen. Insgesamt erhielt die DP 503 der 
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541 Parlamentssitze. Dagegen musste die CHP eine herbe Niederlage hinnehmen. Mit nur 
35,4 Prozent der Stimmen konnte die CHP lediglich 31 Parlamentssitze für sich beanspru-
chen. Im Vergleich zu den Wahlen vier Jahre zuvor bedeutete dies eine Zunahme der Wäh-
lerstimmen für die DP um 5 Prozent, während die CHP einen Verlust von 4 Prozent hinneh-
men musste.290 
 
 Nach der Wahl von 1954 setzte die DP ihre liberal orientierte Politik fort. Allerdings 
führte dies zu größeren Unruhen in der Bevölkerung, da sich eine ökonomische Oligarchie 
bildete, die einen Großteil des türkischen Kapitals kontrollierte. Die DP reagierte auf diese 
Spannungen mit Einschränkungen der Freiheit. Sie verschärfte die Pressegesetze und be-
legte die Nationalpartei, welche sich aus dem Reihen der DP im Jahre 1950 gebildet hatte, 
mit einem Verbot, weil die Liberalisierung der türkischen Wirtschaft durch die DP zum Teil 
auch innerparteilich abgelehnt worden war. Außerdem wurden oppositionelle Journalisten 
verhaftet und das Wahlgesetz zu Gunsten der DP verändert.  
 
Das Wirtschaftswachstum im Land endete mit der Finanz- und Wirtschaftskrise im 
Jahre 1955, da ausländisches Kapitel, das die Basis der DP-Wirtschaftspolitik bildete, nicht 
in genügendem Maße in die Türkei einfloss.291 Der Wahlkampf des Jahres 1957 zwischen 
DP und CHP folgte derselben Dynamik wie der vorige. Zwar musste die DP mit einem Er-
gebnis von 47,9 Prozent beachtliche Stimmenverluste hinnehmen (-9,3 Prozent), sie konnte 
trotzdem wieder alleine die Regierung stellen, da die CHP nur 41,1 Prozent der Wählerstim-
men gewinnen konnte.  
 
Dieser relative Wahlerfolg der DP ging auf folgende Ursachen zurück: 1) Menderes 
legte den Wahltermin vor, weil er einen weiteren Verlust von Wählerstimmen in der nachfol-
genden Zeit fürchtete. 2) Durch die Änderung des Wahlgesetzes in ein Mehrheitswahlrecht 
konnte Menderes auch mit weniger Stimmen seine absolute Mehrheit im Parlament behal-
ten. 3) Menderes überlebte im Jahre 1957 einen Flugzeugabsturz über London.292 Dieses 
Ereignis wurde von der DP als Zeichen für Menderes‘ göttliche Bestimmung im Wahlkampf 
inszeniert. 4) Der Regierungschef schürte in der Bevölkerung die Furcht vor der „kommunis-
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tischen Gefahr“, indem er die vom Kommunismus ausgehende Bedrohung des Islams in den 
Vordergrund rückte.293 
 
Aufgrund der obengenannten Ursachen konnten die Hauptgegner der DP, die CHP 
als auch das Militär, bei den Wahlen von 1957 erzielen keinen entscheidenden Erfolg gegen 
Menderes konnten. Menderes begründete die Stimmenverluste seiner Partei mit innerpartei-
licher Flügelbildung, negativer Berichterstattung über die DP in den Medien, Angriffen der 
CHP und der Ablehnung der DP durch das Militär.294 
 
 Aufgrund der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage implementierte Menderes 
kurz nach den Wahlen von 1957 ein wirtschaftliches Austeritätsprogramm.295 Außerdem ver-
suchte er die oppositionellen Kräfte mit deren Freiheiten einschränkenden Mitteln zu ver-
drängen. Menderes richtete am 18. April 1960 im Parlament einen aus 15 DP-Abgeordneten 
bestehenden Investigativausschuss (Tahkikat Komisyonu) ein, der die Aktivitäten der CHP 
untersuchen sollte. Die Kommission ermittelte drei Monate lang. Nach diesen Ermittlungen 
wurde der CHP untersagt, politische Aktivitäten außerhalb des Parlaments auszuüben. Da-
gegen protestierten zunächst Verfassungsrechtler an der Universität Ankara, die dafür vom 
Staat zur Rechenschaft gezogen wurden. Nach diesen Ereignissen kam es in den großen 
Städten der Türkei zu Unruhen, an denen sich Anhänger der CHP und auch Studenten betei-
ligten. Die Regierung reagierte auf die innenpolitischen Protestbewegungen, indem sie den 
Ausnahmezustand über Ankara und Istanbul verhängen ließ und Universitäten schloss.296  
 
Das Militär beobachtete diese Lage und nahm im Hintergrund heimliche Vorbereitun-
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3.5 Minderheitenpolitik der Demokratischen Partei  
 
Von der Regierungsübernahme der DP erhofften sich die nichtmuslimischen Minder-
heiten größere Autonomie und Anerkennung. Diese Erwartungen schienen zuerst auch er-
füllt zu werden, da sich die die Parteispitze tolerant gegenüber den Minderheiten und ihren 
Interessen zeigte. So lehnte der 3. Parteikongress der DP die Diskriminierung von Minder-
heiten ab297 und hob Einschränkungen im Bildungsbereich auf, die besonders für die privaten 
Schulen der Minderheiten galten. Mit dem Gesetz 927601 vom 8. Dezember 1950 wurde die 
theologische Schule des Ökumenischen Patriarchats auf der Insel Heybeliada als Hochschu-
le anerkannt und durfte ab diesem Jahr wieder Studenten (auch aus dem Ausland und ins-
besondere aus Griechenland) aufnehmen.  
 
Motivierende Kraft hinter diesen Aktivitäten war, dass die Republik Türkei zu dieser 
Zeit noch eine Vollmitgliedschaft in der NATO anstrebte und daher die Beziehungen zu Grie-
chenland verbessern wollte.298 Die neu geknüpften Beziehungen zwischen der DP und dem 
griechisch-orthodoxen Patriarchen Athēnagoras in der Türkei waren zunächst sehr gut. So 
kam es am 27. Juli 1950 zu einem Treffen zwischen den Führungspersönlichkeiten der DP 
(Celal Bayar und Adnan Menderes) und dem Patriarchen in Ankara. Dieser Besuch wurde 
ein Jahr später wiederholt. Der Patriarch schickte Menderes zum Jahrestag der Proklamation 
der Republik telegraphisch ein Gratulationsschreiben.299 Menderes bedankte sich freundlich. 
Aufgrund des guten Rapports zwischen Menderes und dem griechisch-orthodoxen Patriar-
chen konnte im Jahre 1951 die Hagia Sophia (Ayasofya) erstmals seit dem Jahre 1453 wie-
der von einem hohen griechisch-orthodoxen Würdenträger besucht werden. Dem griechisch-
orthodoxen Oberhaupt wurde wieder – wenn auch nur für kurze Zeit – erlaubt, den Titel 
„Ökumenischer Patriarch“ zu führen.300 Es kam sogar zu einem Besuch des Ministerpräsi-
denten Adnan Menderes und seines Außenministers Fuat Köprülü am 6. Juni 1952 auf dem 
Amtssitz des Ökumenischen Patriarchen im Stadtteil Fener (Griechisch: Phanar) in Istan-
bul.301 Das Verbot ausländischer Besuche beim Patriarchen wurde aufgehoben. Prominen-
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teste Gäste des Patriarchen waren nach Aufhebung des Verbots das griechische Königspaar 
Paul und Frederika, welche ihn am 13. Juni 1952 in Fener trafen.302  
 
Diese Haltung der DP-Führung gegenüber den Nichtmuslimen wurde durch eine star-
ke Wahlbeteiligung der Minderheitengruppen zugunsten der DP belohnt. Ohnehin warben 
die Vertreter dieser Gruppen um Vertrauen in die DP. Für die Minderheiten war die Partei 
durchaus interessant, da bei den Wahlen von 1950 auch schon vier Nichtmuslime (Salamon 
Adato, Vasil Konos, Ahilya Moshos, Andre Vahram) auf der Seite der DP ins türkische Par-
lament einziehen durften. Bei den Parlamentswahlen von 1954 kamen weitere vier nichtmus-
limische Abgeordnete hinzu (Alexandros Chatzopulos, Ahilya Moshos, Andre Vahram und 
Henri Soryano).303 Die Stagnation der türkischen Wirtschaft und die Spannungen zwischen 
der DP und oppositionellen Kräften brachten der Partei Verluste bei den Wählern aus nicht-
muslimischen Minderheiten ein. So wurden bei den Parlamentswahlen von 1957 nur sechs 
nichtmuslimische Vertreter auf der Seite der DP ins Parlament gewählt (Izak Altabev, Yusuf 
Salman, Zakar Tarver, Alexandros Chatzopulos, Hristaki Yoannidis, Mıgırdıç Şellefyan).304 
 
Die Unterstützung der DP durch nichtmuslimische Minderheiten war auch darauf zu-
rückzuführen, dass in der Anfangsphase der DP-Regierung kaum Propaganda gegen die 
nichtmuslimischen Minderheiten betrieben wurde. Zuvor waren häufig Überfremdungsängste 
der türkischen Bevölkerung sowohl von der Politik wie auch der Presse zur Steigerung ihrer 
Auflagen aktiviert und instrumentalisiert worden. Die türkische Presse beschränkte sich bis 
zum Jahre 1955 eher auf die Beschreibung innerer Konflikte der Minderheiten.305 
 
Allerdings erwies sich im Laufe der Zeit, dass sich die Haltung der DP im Umgang mit 
den Minderheiten nicht nicht bedeutend von der der CHP abwich.306 Noch im Jahre 1949 
hatte die damalige CHP-Regierung ein Gesetz verabschiedet, das die Regierung ermächtig-
te, lokale Vertrauensmänner für die anerkannten Minderheiten zu bestimmen. Dadurch wur-
den die Rechte dieser Gruppen weiter beschnitten. Das Gesetz wurde auch nach den Wahl-
erfolgen der DP in den Jahren 1950 und 1954 nicht zurückgenommen, da die DP-Regierung 
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die Meinung vertrat, dass die Interessen der Minderheiten auch von den durch die Regierung 
bestellten Vertrauensmännern repräsentiert werden können. Damit wurden die Hoffnungen 
der o.g. Minderheiten in die DP-Regierung zunächst nicht erfüllt.307  
 
Zudem wurden auch unter Führung der DP keine Nichtmuslime in höhere Staatsäm-
ter berufen, obwohl es aus juristischer Sicht keine Einschränkungen für den Zugang zu die-
sen Ämtern auf Basis der Religion gab. Ausgenommen von dieser Sperre waren lediglich 
jene Nichtmuslime, die als Juden vor dem Nationalsozialismus in die Türkei geflüchtet wa-
ren.308 
 
Der ambivalente Umgang der Türkischen Republik mit Minderheiten wurde bereits im 
Urteil eines britischen Konsulatsangehörigen aus dem Jahre 1944, welches auch in den Zei-
ten der DP-Regierung nicht an Gültigkeit verlor, auf den Punkt gebracht: 
 
„In the eyes of the law the minority and the Turk are equal. This equality is like that for a 





Einen weiteren Rückschlag mussten die nichtmuslimischen Minderheiten in Bezug auf 
die Rückerstattung der Vermögenssteuer hinnehmen. Zwar war die Erstattung derselben 
stets in den Wahlprogrammen der DP enthalten, allerdings wurden die entsprechenden Plä-
ne dann nach den Wahlen mit Verweis auf die aktuell schwierige ökonomische Lage der 
Türkei nicht umgesetzt. Nichtsdestoweniger bezweckte die DP mit diesem Versprechen, die 
CHP bei den nichtmuslimischen Minderheiten zu diskreditieren.310 Die außenpolitischen Ent-
wicklungen und unter diesen besonders der Zypernkonflikt, der im Jahre 1954 ausbrach, 
führten zum völligen Abbruch der Politik der Öffnung, die die DP mit Einschränkungen ge-
genüber den Minderheiten verfolgt hatte.  
 
Die türkische Presse erzeugte und förderte Spannungen zwischen Türken und Minder-
heiten, indem sie die Minderheiten und unter diesen insbesondere die Griechen in der Türkei 
                                                   
307
 Vgl. Güven 2012, S. 128ff; Akkaya 2014, S. 450; Zaman Gazetesi vom 5 Juli 2011; Akgönül 2011, 
S. 129ff; Oran 2004, S. 67. 
 
308
 Vgl. Güven 2012, S. 128. 
 
309
 Zitat nach Public Record Office, London: Foreign Office Correspondence (PRO FO), 195/2486/855, 
Istanbul 19.10.1944, in: Güven 2012, S. 129. 
 
310




für die Eskalation dieses Konflikts verantwortlich machte.311 Nach einem Abkommen zwi-
schen Griechenland und der Türkei im Jahre 1930 war es vielen Griechen erlaubt, die im 
Jahre 1923 aufgrund des Bevölkerungsaustauschs die Türkei verlassen mussten, in ihre 
alten Wohngebiete zurückzukehren. Aufgrund der Entwicklungen im Jahr 1955 wurde dieser 
Personengruppe vorgeworfen, die griechisch-türkischen Beziehungen beschädigt zu haben. 
Ebenfalls wurde unterstellt, dass sie an illegalem Devisenverkehr beteiligt und in Spionagetä-
tigkeiten verwickelt wären. Dem bekannten griechisch-türkischen Journalisten Theodore 
Markouizos wurde vorgeworfen, durch seine Publikationen die Beziehungen zwischen der 
Türkei und Griechenland zu belasten. Daher wurde er im August 1957 mit zwei Geschäfts-
leuten des Landes verwiesen. Auch andere bekannte Journalisten, wie Stefanos Papadop-
oulos und Giorgios Patriarchias, wurden ausgewiesen. Die Spannungen verschärften sich 
durch die Auflösung des Vereins für die Einheit Istanbuls und Griechenlands (Istanbul Yunan 
Birligi) auf Druck der türkischen Regierung. Dem Sekretär des Vereins, Lambros Goulakis, 
wurde wegen des Verdachts auf Spionage von Seiten der Türkei der Prozess gemacht und 
er wurde zu 12 Jahren Haft verurteilt.312 Es wurde deutlich, dass die DP ihre anfänglich 
wohlwollende Minderheitenpolitik gegenüber Nichtmuslimen nicht fortzusetzen gedachte.  
 
In der Ära Menderes wurde auch die Assimilierungspolitik gegenüber nichttürkischen 
Volksgruppen weitergeführt. Für diese Völker verbesserte sich die Lage durch den 
Regierungswechsel von der CHP zur DP nicht bedeutend, denn die Politik sollte weiterhin 
die Vorherrschaft der türkischen Ethnie sichern. Wie bereits die CHP wandte sich die DP 
vorwiegend auch an die kurdischen Stammesführer, um diese Politik weiter fortzuführen. 
Eine wichtige Anspruchsgruppe für die Demokratische Partei waren die kurdischen Kaufleu-
te, da diese zusammen mit den Stammesführern einen großen Einfluss auf die politische 
Meinung der Kurden ausübten. Die Führung der DP versuchte mit dieser Annäherungspolitik, 
die Kurden für sich zu gewinnen, ohne ihnen gleichzeitig weitere politische Rechte einzuge-
stehen. Lediglich die inoffizielle Tolerierung des mündlichen Gebrauchs der kurdischen 
Sprache in den 1950er Jahren kann als minderheitenpolitischer Fortschritt der Menderes-
Regierung gelten. Politische Aktivitäten der Kurden waren nach wie vor verboten. So ließ die 
türkische Regierung im Dezember des Jahres 1959 49 politisch engagierte Kurden verhaf-
ten, weil sie eine nationale kurdische Bewegung zu organisieren versuchten.313  
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3.6 Ausschreitungen gegen Nichtmuslime im September 1955 und die mögliche 
Beteiligung der DP  
 
Das türkische Radio vermeldete am Mittag des 6. September 1955 einen Bombenan-
schlag auf das Geburtshaus Mustafa Kemals. Noch am selben Nachmittag erschien eine 
Sonderausgabe des „Istanbuler Express“. Verschiedene Organisationen wie „Zypern ist tür-
kisch“ und in den Studentenbewegungen Engagierte kamen auf dem zentral gelegenen Tak-
sim-Platz in Istanbul zu einer Protestkundgebung zusammen. Nach der Versammlung be-
gann die Menschenmasse, Geschäfte von nichtmuslimischen Kaufleuten zu zerstören. Dann 
drangen Randalierer in die armenischen, jüdischen und griechischen Stadtviertel vor und 
verwüsteten Häuser, Geschäfte, Schulen, Kirchen und Friedhöfe dieser Minderheiten.314 
 
Die Ausschreitungen gegen die Minderheiten weiteten sich in die Außenbezirke von 
Istanbul aus. Insgesamt sollen an den Ausschreitungen etwa 100.000 Menschen beteiligt 
gewesen sein. Auch in anderen großen Städten wie Ankara und Izmir wurden Angriffe auf 
nichtmuslimische Einrichtungen vermeldet.315 Aufgrund dieser Ereignisse wurde am 12. Sep-
tember für sechs Monate der Ausnahmezustand über Istanbul, Izmir und Ankara verhängt.316 
Der verursachte Schaden konnte bislang nicht bemessen werden, da die Quellen sich – je 
nach Verfasser – deutlich widersprechen. Nach einer Quelle aus dem Republikanischen Ar-
chiv des Ministerpräsidialamtes wurden 2600 Wohnungen, 4340 Geschäfte, 73 Kirchen, 1 
Synagoge, 2 Klöster, 60 Schulen, 110 Hotels und Restaurants, 2 Apotheken, 21 Fabriken, 3 
griechische Zeitungsbüros und 5 andere Errichtungen beschädigt.317  
 
Doch wurden nicht nur griechische Objekte angegriffen, sondern generell Einrichtun-
gen von Nichtmuslimen.318 Das türkische Parlament bezifferte den Gesamtschaden auf ca. 
150 Millionen Lira.319 Die Menderes-Regierung versprach den entstandenen Schaden zu 
begleichen. Ende Februar 1956 wurde ein Gesetz im türkischen Parlament verabschiedet, 
mit dem den Opfern lediglich 60 Millionen Lira zugesprochen wurden. Damit wurde nur ein 
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geringer Teil der durch die Ausschreitungen entstandenen Kosten vom Staat übernom-
men.320  
 
Die DP-Regierung wurde häufig dafür kritisiert, die Ausschreitungen mitverursacht zu 
haben. Daher ist das Verhalten der Menderes-Regierung angesichts der Ereignisse des Sep-
tembers 1955 von besonderem Interesse. 
 
Für eine Beteiligung der DP spricht zum einen deren Unterstützung des Vereins „Zy-
pern ist türkisch“. Dieser Verein wurde von Hikmet Bil gegründet, der über gute Beziehungen 
zu Menderes und dem türkischen Geheimdienst verfügte. Bil war zu dieser Zeit Kolumnist 
bei der Zeitung „Hürriyet“. Die Mitglieder des Vereins stammten daher überwiegend aus den 
Reihen der DP und aus dem rechten Lager der Studenten.321 Für eine Mitwirkung des Ver-
eins bei den Ausschreitungen gegen Nichtmuslime spricht auch die Eröffnung von 10 bis 15 
Vereinsheimen kurze Zeit vor den Unruhen in Istanbul. Die Verbindungen Bils zum türki-
schen Staat wurden auch deutlich, als Bil nach den Ausschreitungen in Istanbul festgenom-
men wurde. Im Gefängnis drohte er damit, die Verwicklungen des türkischen Staates in die 
Ausschreitungen an die Öffentlichkeit zu bringen, weshalb die Verhafteten kurze Zeit später 
wieder entlassen wurden. Nichtsdestoweniger wurde der Verein drei Tage nach den Ereig-
nissen, am 9. September 1955, geschlossen und sein Vermögen beschlagnahmt.322 Auch 
die Beteiligung des türkischen Geheimdienstmitarbeiters Hurşit Yolgeçen, der sich als Stu-
dent ausgab und die sog. Istanbuler Studentenschaft (Istanbul Talebeler Cemiyeti) gründete, 
ist ein Indiz für eine etwaige Mitverantwortung der Regierung Menderes für die Ausschrei-
tungen. Yolgeçen hatte durch aufwieglerische Reden gegen Nichtmuslime auf eine Eskalati-
on der Lage hingewirkt. Auch diese Organisation wurde erst kurze Zeit vor den Ausschrei-
tungen in Istanbul gegründet. Drittens wurden gerade an dem Tag der Proteste die Ver-
kehrsverbindungen zwischen den einzelnen Bezirken und Städten Wartungsarbeiten unter-
zogen und waren daher außer Dienst gestellt. Möglicherweise erfolgten diese Stilllegungen 
absichtlich für den Tag der Proteste. Auch die große Passivität der Sicherheitskräfte gegen-
über den Aufständischen deutet auf eine Mitschuld der Menderes-Regierung hin. Es ist zu 
vermuten, dass die Polizei auf Veranlassung oder unter Duldung der Regierung den Randa-
lierern weitgehend freie Hand ließ. Darauf deuten auch die Worte eines Polizisten hin, nach 
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denen er an diesem Tag zuerst Türke und dann erst Polizist gewesen sei und deshalb nicht 
versucht habe, die Ausschreitungen zu verhindern.323 
 
Es wird deutlich, dass mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit Verbindungen zwischen der 
DP-Regierung und den Aufwieglern bestanden. Es ist jedoch fraglich, ob die Übergriffe von 
der Menderes-Regierung in direkter Weise veranlasst wurden,324 da lediglich eine Beteili-
gung des türkischen Geheimdienstes in den Ereignissen des Septembers 1955 als gesichert 
gelten kann. Mittlerweile ist bekannt, dass das Attentat auf das Geburtshaus Atatürks vom 
türkischen Geheimdienst ausgeübt worden war.325  
 
Die Ausschreitungen führten zu einer Abwanderung von Armeniern, Griechen und 
Juden. Außerdem musste die DP-Regierung einen großen Verlust an Vertrauen unter den 
nichtmuslimischen Gruppen hinnehmen. Diese Minderheiten sahen es nun als erweisen an, 
dass auch die DP kein wirkliches Interesse an ihrer politischen und gesellschaftlichen 
Gleichberechtigung hatte und sich ihre Politik diesbezüglich nicht von der der CHP unter-
schied. 
 
In der deutschsprachigen Literatur wurden die Übergriffe des Jahres 1955 vor dem 
Hintergrund der wirtschaftlichen Rezession in der Türkei diskutiert. Dabei wurde häufig ver-
mutet, dass die Regierung Menderes die Unruhen willentlich ausgelöst habe. Diese Vermu-
tung kann aber aus den oben genannten Gründen nicht als zutreffend gelten. 
 
Nach den Ausschreitungen wurden keinerlei Haftstrafen gegen Randalierer oder 
ideologische Anführer des Aufstandes verhängt, da die Unruhen als unvermittelter Ausbruch 
des Volkszorns galten. Erst nach dem Putsch von 1960 wurde Menderes als Hauptverant-
wortlicher der Unruhen zur Rechenschaft gezogen.326  
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3.7 Ursachen des Militärputsches vom 27. Mai 1960 
 
Der Militärputsch vom 27. Mai 1960 kann als Resultat vieler Ereignisse angesehen 
werden, die teilweise Jahre zurückreichen. Im Wesentlichen wurde er durch folgende Fakto-
ren verursacht: die Furcht vor dem Verlust des Laizismus als der tragenden Säule des Staa-
tes, Repressionen gegenüber der Presse, Differenzen zwischen DP und CHP, der politische, 
ökonomische und soziale Statusverlust des Militärs sowie die Wirtschaftskrise von 1955 bis 
1960. 
 
3.7.1 Furcht vor Abkehr vom Laizismus 
 
Wie oben bereits dargestellt, war der Laizismus, der die Trennung von Staat und Re-
ligion als Staatsdoktrin festschrieb, eine tragende Säule des kemalistischen Staates. Eine 
Abkehr vom Laizismus wurde oft mit einem generellen Islamisierungsprozess der türkischen 
Gesellschaft gleichgesetzt. Da sich die türkische Armee als Hüterin der Verfassung betrach-
tete, war sie auch bestrebt, den Laizismus als Staatsdoktrin des kemalistischen Staates zu 
erhalten. 
 
Nach der Machtübernahme der DP begann in den 1950er Jahren eine Phase der 
Rückbesinnung auf den Islam. Ab dieser Zeit wurde die Religion zu einem wichtigen politi-
schen Wahlkampfthema der Parteien.327 Auch der DP-Wahlkampf im Jahre 1950 stellte eine 
Stärkung der Religionsfreiheit in Aussicht. Nach dem Wahlerfolg der DP durfte der Gebetsruf 
wieder auf Arabisch erfolgen, religiöse Radiosendungen wurden erneut zugelassen und der 
Religionsunterricht wurde wieder als Pflichtfach in den öffentlichen Schulen eingeführt. Au-
ßerdem wurden religiöse Orden wie die Derwische (Tarikatlar) und von Religionsgemein-
schaften angebotene Korankurse in der Türkei wieder zugelassen.328  
 
Zu Konflikten zwischen der Regierungspartei und der CHP bzw. dem türkischen Mili-
tär führte auch die Frage nach dem wöchentlichen Ruhetag. Während einige DP-Delegierte 
forderten, diesen wieder auf den Freitag zu verlegen und den Islam wieder in der Verfassung 
                                                   
327
 Vgl. Adanır 1995, S. 84; Kocaçimen, Sevgi: Demokrat Parti Döneminde TBMM’nde Laiklik 
Tartışmaları [Die Debatten zum Laizismus in der DP-Regierung], Istanbul 2008, S. 24ff. 
 
328
 Vgl. Adanır 1995, S. 84; Kantemur 2013, S. 48; Kocaçimen 2008, S. 235ff; Yıldız, Emine: Das tür-
kische Militär. Die Transformation des Selbstverständnisses und die Suche nach einer neuen Rolle, 




zu verankern,329 sahen CHP und türkisches Militär darin einen Angriff auf den Laizismus und 
damit auf den Staat.330 
 
3.7.2 Wirtschaftspolitik der DP 
 
Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges begann die in Kapitel 3.4.2 bereits erwähn-
te erfolgversprechende wirtschaftliche Entwicklung der Türkei. Dessen ungeachtet führte die 
Wirtschaftspolitik der DP langfristig nicht zum Erfolg. Treibender Faktor der DP-Politik war 
stets die Angst vor einem Machtverlust bei der nächsten Wahl. Daher wurden wichtige Re-
formen nicht durchgeführt. Die Vermeidung notwendiger Reformen schlug sich in hohen 
Subventionen im Agrarsektor nieder, die sich wirtschaftlich negativ auf die Kaufkraft der Tür-
kei ausübten.331 So erhöhte sich die Inflationsrate mit negativen Auswirkungen auf die öko-
nomische Lage von Angestellten, Beamten und Soldaten. Als Folge breitete sich der 
Schwarzmarkthandel aus. Außerdem waren die Ausgaben der Regierung Menderes nicht 
durch die realen Steuereinnahmen gedeckt, was einen Anstieg der Schuldenlast der Türki-
schen Republik verursachte. Da nach der Regierungsübernahme der DP viele Verwaltungs-
angestellte mit Verbindungen zur CHP-Regierung ersetzt wurden, das nachrückende neue 
Führungspersonal jedoch noch nicht über die notwendige ökonomische Fachkompetenz ver-
fügte, wurden in dieser Zeit zahlreiche finanzielle Fehlentscheidungen getroffen. Zudem ent-
wickelten sich große soziale Unterschiede zwischen den einzelnen Regionen der Türkei, da 
die Investitionen der Regierung sehr ungleichmäßig verteilt wurden. So wurden von 400 
staatlich geförderten Projekten mehr als 200 allein in Istanbul unterstützt und die restlichen in 
Westanatolien. Hingegen konnte im Osten und Südosten der Türkei kein Projekt von den 
Fördergeldern der Regierung profitieren.332  
 
Die wirtschaftliche Lage verschlechterte sich durch die schlechten Wetterbedingun-
gen in den 1950er Jahren, da die erhofften landwirtschaftlichen Gewinne ausblieben. Mit der 
Verschlechterung der ökonomischen Situation verlor die DP auch zunehmend die Unterstüt-
zung der Stadtbevölkerung. Auch private Unternehmen äußerten immer häufiger Kritik an 
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der Wirtschaftspolitik der DP. So geriet die Türkei Ende der 1950er Jahre in eine schwierige 
innenpolitische Lage.333 
 
3.7.3 Repressionsmaßnahmen gegenüber der Presse 
 
Seit der Gründung der Republik Türkei gab es eine Pressezensur. Ein Wahlverspre-
chen der DP im Wahlkampf von 1950 lautete, diese nach einem Regierungswechsel abzu-
schaffen. Auf Basis dieses Versprechens erhielt die DP große Unterstützung von Journalis-
ten und aus intellektuellen Kreisen. Nach der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch die 
DP wurde ein Pressegesetz erlassen, das die Londoner „Times“ zu den liberalsten Presse-
gesetzen in der Türkei zählte. Nunmehr durften Zeitungen und Zeitschriften ohne die Erlaub-
nis der Regierung herausgegeben werden. Diese Pressefreiheit wurde allerdings nach der 
Entsendung von Soldaten in den Koreakrieg im Jahre 1951 wieder eingeschränkt.334  
 
Ab dem Jahre 1952 wurde eine zentrale staatliche Verwaltungsbehörde für Zeitungs-
papier eingeführt. Dadurch sicherte sich die Regierung die Einflussnahme auf die Berichter-
stattung in der Presse, da bei Missbehagen seitens der Regierung unliebsamen Presseorga-
nen die Zufuhr von Zeitungspapier entzogen werden konnte. So diente dieses Verwaltungs-
organ als zentrale Pressezensureinrichtung.335 Im Jahre 1953 wurde ein Gesetz erlassen, 
das den türkischen Staat befähigte, direkt gegen unliebsame Journalisten vorzugehen. Als 
Begründung für die Sanktionen gegen Journalisten wurde häufig angeführt, dass sie Regie-
rungsangehörige beleidigt hätten. Aufgrund dieser Entwicklung kam es im Sommer 1955 zu 
einem endgültigen Bruch zwischen der DP und der Presse in der Türkei.336 Im Jahre 1956 
wurde die Pressezensur durch ein neues Gesetz erneut verschärft.337 Dennoch kritisierten 
Journalisten den Regierungschef Menderes und seine Vetternwirtschaft, wurden dafür von 
der Regierung allerdings geahndet. Nach offiziellen Angaben wurden in den Jahren unter der 
DP-Regierung 2324 Prozesse gegen Journalisten geführt. Großen Protest löste die Verhaf-
tung von Cahit Yalçın aus, der sich in einem Alter von 80 Jahren noch vor Gericht verteidi-
gen musste. Eine Verschärfung der Pressezensur erfolgte durch die Errichtung eines Unter-
suchungsausschusses im April des Jahres 1960, der aus 15 DP-Abgeordneten bestand. Ab 
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diesem Zeitpunkt wurden für drei Monate alle Medien verboten, da die Arbeit der Untersu-
chungskommission nicht durch neue Presseberichte beeinträchtigt werden sollte.338 
 
3.7.4 Vorgehen der Regierungspartei gegen die CHP-Opposition 
 
 Nach den Wahlen von 1950 musste die CHP zum erstenmal auf den 
Oppositionsbänken Platz nehmen. Diese neue Rolle konnte die ehemalige Regierungspartei 
nur unter Schwierigkeiten akzeptieren. Nach der Regierungsübernahme der DP wurden die 
starken Verbindungen zwischen der kemalistischen Staatspartei und dem türkischen 
Verwaltungsapparat getrennt. Die DP entließ viele Verwaltungsangestellte und ersetzte sie 
durch Personen aus ihren eigenen Reihen. Zudem herrschte auch von Seiten der DP ein 
starkes Misstrauen gegenüber dem türkischen Militär, da dieses im Grundsatz an den von 
Mustafa Kemal etablierten Prinzipien festhielt. Dahr war die DP bestrebt, den Einflussbereich 
der Armee wie auch der CHP soweit wie möglich zu begrenzen.339  
 
Zu diesem Zweck wurde das Parteivermögen der CHP konfisziert. Zu diesem gehör-
ten der Nachlass von Atatürk und das Kapital der CHP-nahen Türkischen Arbeitsbank (İş 
Bankası). Ferner wurden die Volkshäuser und Dorfinstitute geschlossen, die auf Anweisung 
Mustafa Kemals errichtet worden waren, um die kemalistische Lehre auch in der Peripherie 
des türkischen Staates zu verbreiten. Auch das Vermögen dieser Einrichtungen wurde be-
schlagnahmt.340  
 
Spannungen zwischen der CHP und der DP resultierten auch aus der Änderung des 
Wahlgesetzes von 1954. Durch diese Gesetzesänderung wurde der Opposition untersagt 
das Radio für Wahlwerbung zu nutzen. Außerdem wurde durch das novellierte Gesetz die 
Zusammenarbeit der verschiedenen Oppositionsparteien eingeschränkt. Im April des Jahres 
1959 folgte ein weiteres Gesetz, das die Versammlungsfreiheit der oppositionellen Parteien 
weiter einschränkte. Der Konflikt zwischen DP und CHP wurde in der Folge stärker.341 Zu 
einer Kulmination in der Auseinandersetzung zwischen der DP und der CHP kam es im April 
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1960, als die DP die Armee gegen die Opposition einsetzte. Diese sollte den CHP-
Vorsitzenden Ismet Inönü an einem Auftritt auf einer Parteiversammlung in Zentralanatolien 
(Kayseri) hindern.342 Dieser Auftrag wurde allerdings vom Militär nicht ausgeführt. Als Protest 
gegen den Auftrag erklärten vier hochrangige Offiziere ihren Rücktritt. Auf.343 Auch auf diese 
Entwicklungen war die Einrichtung der o. g. Untersuchungskommission zurückzuführen. In 
Istanbul und Ankara kam es aufgrund der interventionistischen Politik der DP zu massiven 
Demonstrationen, die von der DP-Regierung nicht unter Kontrolle gebracht werden konnten. 
So wurde schließlich Ende April 1960 in Istanbul und Ankara der Ausnahmezustand ausge-
rufen.344 
 
Im Konflikt zwischen DP und CHP wurde deutlich, dass das Militär nicht hinter der 
Regierung der DP stand. Statt gegen die demonstrierenden Studenten vorzugehen, schloss 
sich das Militär mit Demonstranten zusammen. Am 3. Mai 1960 warnte der Generalstabschef 
die Regierung vor den wachsenden Unruhen in der Armee und forderte personelle Änderun-
gen im Kabinett sowie die Abschaffung des Untersuchungsausschusses.345 Die Demonstra-
tionen gegen die DP-Regierung weiteten sich aus. Schließlich nahmen sogar Kadetten an 
den Unruhen in Ankara teil.346 
 
3.7.5 Statusverlust der Armee unter der DP-Regierung 
 
Durch den Wahlsieg der DP verlor auch die türkische Armee wichtige Positionen in 
der Nationalversammlung, da wichtige Vertreter der CHP stets aus den Reihen des Militärs 
kamen. Der politische Machtverlust des Militärs wurde dadurch noch erhöht, dass Abgeord-
neten, die aus dem Militär stammten, das Abstimmungsrecht verweigert wurde. So verlor die 
Armeeführung ihren Einfluss auf die Regierung. Zudem besetzte die DP Spitzenpositionen 
im Militär mit DP-Sympathisanten. Nach der Regierungsübernahme im Jahre 1950 gab es 
Gerüchte darüber, dass das Militär den Ausgang der Wahlen nicht anerkennen würde. Die 
Menderes-Regierung reagierte sofort und beurlaubte 15 Generäle, darunter den General-
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stabschef, und entließ weitere 150 Offiziere. Dieser Schritt sollte dazu dienen, die Stabilität 
der neuen Regierung zu festigen.347 
 
Das Militär musste gleichzeitig schwere ökonomische Einbußen hinnehmen, da es 
von der Inflation der 1950er Jahre besonders hart betroffen war. Gemäß Weiher verschlech-
terte die Steigerung der Lebenshaltungskosten bis zum Jahre 1960 besonders die wirtschaft-
liche Situation der Militärangehörigen. Viele Offiziere verabschiedeten sich daher aus dem 
militärischen Dienst, da ihr Gehalt nicht mehr zur Deckung der Lebenshaltungskosten aus-
reichte. In der Armee verbleibende Offiziere mussten zusätzlich als erniedrigend empfunde-
ne Nebentätigkeiten ausüben, um ihren Lebensstandard zu erhalten. Daraus resultierte ein 
großer sozialer Statusverlust von Armeeangehörigen innerhalb der türkischen Gesell-
schaft.348  
 
3.7.6 Vorbereitungen für einen militärischen Umsturz 
 
 Erste Pläne für einen Militärputsch gab es bereits in der Mitte der 1950er Jahre. 
Maßgeblich für diese Vorbereitungen war die geheime „Atatürk-Gesellschaft“, die im Jahre 
1955 gegründet wurde. Deren Absicht war es, eine innermilitärische Reform durchzuführen 
und den hohen Status der Armee in der Gesellschaft wieder herzustellen.349 
 
In der zweiten Hälfte der 1950er Jahre nahmen die Spannungen zwischen DP und 
CHP zu. Diese Lage wurde von den Angehörigen der „Atatürk-Gesellschaft“ als besonders 
günstig eingestuft und die Pläne für einen Militärputsch wurden konkreter. Eine weitere Er-
höhung der Spannungen resultierte aus der Verhaftung von neun Offizieren wegen des Vor-
wurfs der Verschwörung. Die angeklagten Offiziere wurden allerdings vom Militärgerichtshof 
wegen Mangel an Beweisen freigesprochen. Nach diesen Ereignissen konzentrierte sich das 
Geheimbündnis darauf, Schlüsselpositionen in der Armee zu besetzen. Der Kopf der Ver-
schwörung war der Oberbefehlshaber der türkischen Streitkräfte, Cemal Gürsel. Mit der Hilfe 
von Gürsel konnte diese Gruppe einige wichtige Positionen in der Armee besetzen. Aufgrund 
des Ausscheidens Gürsels aus dem Militärdienst scheiterte zunächst dieser Putschversuch. 
Trotz dieses Rückschlags schlossen sich weitere Generäle der Geheimorganisation an und 
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so konnte das Militär durch einen Putsch am 27. Mai 1960 die Macht im Staat überneh-
men.350  
 
Das Militär legitimierte den Putsch unter Bezug auf drei Gründe: 1) Die DP-Regierung 
habe durch die Ungleichbehandlung der Bevölkerung die Nation in zwei Lager geteilt. 2) Die 
Menderes-Regierung habe durch ihre Re-Islamisierung die Reformen von Mustafa Kemal 
unterminiert. 3) Die DP-Wirtschaftspolitik habe zu einer Instabilität des Landes geführt.351  
 
3.8 Verlauf des Putsches und Maßnahmen der Militärjunta 
  
Am Morgen des 27. Mai 1960 wurde in einer Radioansprache verkündet, dass ein 
„Komitee der Nationalen Einheit“ (Milli Birlik Komitesi, MBK) die Regierungsgeschäfte mit 
sofortiger Wirkung übernommen hat.352 Diese Regierungsübernahme wurde damit begrün-
det, dass die Gefahr eines Bürgerkriegs in der Türkei abgewehrt werden müsse. General 
Cemal Gürsel wurde von den Putschisten als vorläufiger Staatspräsident, Premierminister 
und Verteidigungsminister eingesetzt.353 
 
Der Putsch zog folgende Entwicklungen nach sich: 
 
1) Das von der Militärjunta installierte, aus 38 Offizieren bestehende Nationale Einheitskomi-
tee (MBK) übernahm nach dem Militärputsch die Regierungsgeschäfte. Das MBK bekannte 
sich zu einer raschen Rückkehr zur Demokratie. So sollte es in kurzer Zeit zu freien Wahlen 
kommen. Allerdings kam es nach wenigen Monaten zu Auseinandersetzungen innerhalb der 
MBK. Ein Teil der Mitglieder hielt an der raschen Machtübergabe an eine Zivilregierung fest, 
während ein anderer Teil die Errichtung eines Militärregimes forderte. Die Vertreter der letz-
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teren Ansicht wurden bei der nächsten Konstituierung des Komitees am 13. Oktober 1960 
nicht mehr berücksichtigt.354 
 
2) Nach dem Putsch wurde das Verfassungsorgan des „Nationalen Sicherheitsrates“ (Milli 
Güvenlik Kurulu, MGK)“ errichtet, welches aus dem Staatspräsidenten, dem Premierminister, 
den Oberbefehlshabern der Streitkräfte (Heer, Marine und Luftwaffe), dem Generalstabschef 
und Mitgliedern der Regierung zusammengesetzt war. Das MGK sollte eine Art Kontrollgre-
mium der Regierung sein sowie die Regierung beraten und Empfehlungen aussprechen. 
Dies sollte den Einfluss des Militärs auf die Republik sichern. Dieses Organ ist heute noch 
Bestandteil des politischen Systems der Türkei.355  
 
3) Am Tag des Putsches wurde ein 3monatiges Verbot für jegliche politische Betätigung der 
Parteien verhängt.  
 
4) Journalisten und oppositionelle Kräfte, die während DP-Regierungszeit inhaftiert worden 
waren, wurden freigelassen und die Pressezensur wurde wieder aufgehoben. 
 
5) Das MBK beauftragte eine Kommission von Juraprofessoren an der Universität Istanbul 
mit der Ausarbeitung einer neuen Verfassung.  
 
6) Abgeordnete und Mitglieder der DP wurden verhaftet und die DP als verfassungsfeindli-
ches Organ verboten. Es wurde am 12. Juni 1960 ein „Hochgericht“ (Yüksek Adalet Divanı) 
gegründet, das die Angehörigen der DP aburteilte. Im Zuge der Verurteilungswelle wurden 
allein am 14. Oktober 1960 über 500 ehemalige DP-Politiker auf der Insel Yassıada vor das 
Hochgericht gestellt. Den Angeklagten wurde vorgeworfen, öffentliche Gelder veruntreut so-
wie die Verfassung nicht geachtet zu haben. Weitere Anklagepunkte waren Hochverrat, 
Pressezensur und illegale Maßnahmen gegenüber anderen Oppositionsparteien. Im Sep-
tember des Folgejahres wurden die Urteile verkündet. Das Gericht verhängte über 15 Perso-
nen die Todesstrafe. Von diesen Urteilen wurden allerdings nur drei vollstreckt, da die ande-
ren 12 Personen aus Altersgründen nicht mehr hingerichtet werden sollten. Ihre Strafen wur-
den in lebenslängliche Haft umgewandelt. Die drei Hingerichteten waren der ehemalige Mi-
nisterpräsident Adnan Menderes, der ehemalige Außenminister Fatin Rüştü Zorlu und der 
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ehemalige Finanzminister Hasan Polatkan; ihre Urteile wurden am 16. und 17. September 
1961 vollstreckt. Gegen weitere DP-Politiker wurden Haftstrafen von 2 bis 15 Jahren erlas-
sen.356 
 
Nach seinem Tod kam Menderes große Popularität in konservativen Bevölkerungs-
kreisen der Türkei zu. Zu seinen politischen Errungenschaften zählte der Ausgleich zwischen 
islamischen Geistlichen und der Regierung. Um diesen Ausgleich herbeizuführen, scheute 
Menderes auch nicht den Konflikt mit dem alten kemalistischen Establishment. Der heutige 
Ministerpräsident Erdoğan stellt sich in die Tradition Menderes‘ und ließ sich im Jahre 2007 
zusammen mit seinem Vorbild auf einem Werbeplakat abbilden. 
 
3.9 Die Verfassung von 1961 
 
Nach dem Militärputsch wurde vom MBK eine Kommission an der Universität Ankara 
beauftragt, einen Verfassungsentwurf zu erarbeiten. Nach fünf Monaten konnte die Kommis-
sion dem MBK einen Entwurf vorlegen. Er wurde im Juli 1961 durch ein Referendum mit 
großer Mehrheit der Bevölkerung (64,4 Prozent) angenommen.357 Die neue Verfassung war 
eine Rückkehr zu den Grundsätzen der kemalistischen Ideologie. Jedoch wurden nun auch 
linksliberale Strömungen berücksichtigt. In den linken und kemalistischen Lagern wird daher 
der Putsch von 1960 als „Revolution“ bezeichnet. Intellektuellen wie Server Tanilli vertreten 
die Meinung, dass die Umwälzung von 1960 mehr Vorteile als Nachteile gebracht habe. Als 
Argument für diese These wird häufig angeführt, dass die Verfassung von 1961 die Demo-
kratisierung der Türkei vorantreiben sollte.358 So findet sich in dieser Verfassung der Begriff 
„Rechtsstaat“, der in keiner vorherigen türkischen Verfassung genannt worden war und somit 
eine bedeutende politische Neuerung darstellte. Mit der Verfassung von 1961 wurden den 
türkischen Staatsbürgern zahlreiche Grundrechte gewährt, aber es wurden auch Grund-
pflichten definiert. Der rechtsstaatliche Gestaltungswille in der Verfassung war auch in der 
Installierung von Verfassungs- und Verwaltungsgerichten ersichtlich.359 Das so geschaffene 
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Rechtswesen wird in der Türkei als „Zweikammersystem“ bezeichnet. Es soll einen mögli-
chen Machtmissbrauch verhindern.360  
 
Bülent Tanör, ein Rechtsgelehrter, beschreibt die Bedeutung der Verfassung von 1961 
wie folgt: 
 
„Die Verfassung von 1961 ist ein Signal für den Übergang von einer reinen ‚Mehrheits-
Demokratie‘ zur Absicht einer pluralistischen und freiheitlichen (liberalen), auf Institutio-






Die wichtigsten Inhalte der Verfassung waren 1) die verfassungsrechtliche Veranke-
rung von Menschenrechten, 2) die Festschreibung von Meinungs- und Glaubensfreiheit, 3) 
die Garantie der Freiheit zur Gründung von politischen und gewerkschaftlichen Vereinen und 
Parteien, 4) die Einführung von Streik- und Tarifrechten, 5) die Neustrukturierung der Ge-
setzgebung und eine damit verbundene Demokratisierung und 6) die Installierung des Natio-
nalen Sicherheitsrates und des Zweikammersystems.362 
 
Die 1961 verfassungsrechtlich garantierten Rechte wurden allerdings in den Jahren 
danach wieder zurückgenommen, sodass ein langfristiger Demokratisierungsprozess auf 
Grundlage konstitutioneller Rechte nicht stattfand. 
 
3.10 Der Putsch von 1960 und der innere Demokratisierungsprozess 
 
Der Militärputsch von 1960 sollte nicht als Ausgangspunkt für die Errichtung eines Mi-
litärregimes in der Türkei betrachtet werden. Stattdessen muss er als Beseitigung der DP-
Regierung verstanden werden. Aus diesem Grund ist der Putsch bis heute in der Türkei sehr 
umstritten. Denn einerseits stürzten die Putschisten eine frei gewählte Regierung. Anderer-
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seits jedoch stellt der Putsch vom 27. Mai einen Fortschritt in der Demokratiegeschichte der 
Türkei dar und legte den Grundstein für eine neue sozio-politische Ordnung des Landes.363 
 
Viele linksorientierte Gruppierungen unterstützten das Vorgehen der Armee gegen 
die DP-Regierung. Zum ersten Mal in der Geschichte der Türkei war es erlaubt, marxistische 
Literatur zu publizieren und sozialistische Organisationen zu gründen. Doch erwies sich 
schon nach kurzer Zeit, dass diesem Prozess enge Grenzen gesetzt waren, wie die Hinrich-
tung der Führung der linksgerichteten 68er-Bewegung in der Türkei zeigen sollte. Zudem hat 
sich das Militär durch den Putsch wieder als staatstragendes Instrument etabliert und diese 
Rolle des Militärs wurde in der Verfassung von 1961 festgeschrieben.  
 
Folgende zwei Artikel in der Verfassung von 1961 belegen die herausgehobene Rolle 
des Militärs im türkischen Staat: 
 
Artikel 2:  
 
„Das Militär ist verpflichtet, die Kriegskunst zu lehren und anzuwenden, um das türkische 





Artikel 35:  
 
 „Die Aufgabe der Streitkräfte ist, die türkische Heimat und Republik der Türkei, die mit 





Das Militär machte von den Privilegien, die ihm die Verfassung garantierte, Gebrauch 
und brachte demokratische Strukturen wieder unter seine Kontrolle. Dies zeigt auch die 
Gründung des Nationalen Sicherheitsrates. Daher herrscht heute in der Türkei die Meinung, 
dass durch den Militärputsch der Demokratieentwicklungsprozess des Landes auf lange 
Dauer aufgehalten wurde. So kann der Putsch von 1960 als Muster für die späteren Militär-
putsche in der Türkei betrachtet werden. 
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3.11 Auswirkungen des Putsches auf die Minderheiten 
 
Die Veränderung der Minderheitenpolitik in der Türkei, die sich in dem Militärputsch 
von 1960 zunächst abzeichnete, ist an dem Gerichtverfahren von Yassıada gegen Menderes 
im Jahre 1961 abzulesen: Er wurde gemeinsam mit dem Staatspräsidenten Bayar auch we-
gen der Ausschreitungen gegen die Nichtmuslime am 6. und 7. September 1955 ange-
klagt.366 Menderes plädierte auf Unschuld und forderte von dem Gericht die Vorladung von 
Geheimdienstmitarbeitern. Seinem Gesuch wurde nicht Folge geleistet und Menderes wurde 
als Hauptverantwortlicher für die Unruhen verurteilt.367 
 
Griechenland begrüßte die Urteile des Gerichtes, da die Griechen an einer Beteili-
gung der DP an den Ereignissen des Septembers 1955 keine Zweifel hegten. Nach Samim 
Akgönül sahen die politischen Eliten von Griechenland in dem neuen Militärregime zunächst 
einen Garanten für ein friedliches Zusammenleben zwischen den Völkern in der Türkei.368  
 
Die Militärjunta sanktionierte jedoch unter den Angehörigen der ehemaligen DP-
Regierung auch Vertreter von Minderheiten, wie nachfolgende Beispiele zeigen. Ein promi-
nenter Repräsentant der armenischen Gemeinde und Abgeordneter der DP, Zakar Tarver, 
kam während der Gerichtsprozesse von Yassıada ums Leben. Zakar Tarver starb nach offi-
ziellen türkischen Quellen an einem Herzinfarkt. Armenische Zeitungen in der Türkei folgten 
jahrelang den offiziellen türkischen Angaben zu den Todesursachen. Allerdings berichtete 
Jahre später ein Augenzeuge Folgendes zum Tod von Tarver: 
 
„Seine Todesnachricht kam am 19. September 1960. Sein Körper war ganz blau und 




Die Enkelin des ehemaligen Staatspräsidenten Celal Bayar, Emine Gürsoy Naskalı, er-
zählte den Fall wie folgt: 
 
„Ich war damals 10 Jahre. Ich, meine Mutter und Schwester wurden von der Militärjunta 
unter Hausarrest gestellt und daher konnten wir nicht an der Beerdigung von Dr. Zakar 
teilnehmen. Aber wir hatten gehört, dass Dr. Zakar während der Auslieferung nach 
Yassıada von einem Offizier geschlagen und gefoltert wurde. Dies führte letztlich zu ei-
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nem Schlaganfall. Das war die Todesursache und das weiß jeder von denen, die damals 
dort ihren Militärdienst ableisteten.“370 
 
Auch der DP-Abgeordnete und Vorsitzende der armenischen Gemeinde in Istanbul, 
Mıgırdıç Şellefyan, wurde nach dem Militärputsch auf der Insel Yassıada vor Gericht gestellt. 
Das Hochgericht verurteilte ihn zu 4 Jahren und 3 Monaten Haft.371 Die Vertreter der jüdi-
schen Minderheit Yusuf Salman und Izak Altabev waren ebenfalls angeklagt worden. Die 
Militärjunta leitete gegen Salman ein Korruptionsverfahren ein. Er wurde letztlich am 11. Ja-
nuar 1961 vom Vorwurf der Korruption freigesprochen. Allerdings war Salman schon am 28. 
November des Vorjahres verstorben. Izak Altabev hingegen wurde zu 2 Monaten Freiheits-
strafe verurteilt.372 Angeklagt war auch Hristaki Yoannidis. Er vertrat die griechische Minder-
heit in der DP-Regierung und war bis zu seiner Kandidatur im Jahre 1957 Vorsitzender der 
griechischen Zentralgemeinde in Galata in Istanbul. Yoannidis wurde vorgeworfen, dass er 
die Repressionen der DP gegenüber oppositionellen Kräften unterstützte. Er wurde vom 
Hochgericht zu 5 Jahren Haft verurteilt.373  
 
Nach dem Umsturz wurde von Vertretern der Nichtmuslime ein Memorandum an die 
Militärregierung übergeben. Es sollte die Militärregierung dazu auffordern, die Rechte der 
Minderheiten zu schützen. Außerdem wiesen die Urheber die Militärregierung darauf hin, die 
Menschenrechte in der neuen Verfassung zu verankern und das Volk durch ein Referendum 
an der Verfassungskonstitution zu beteiligen. Das Memorandum appellierte auch an die Mili-
tärregierung, verfassungsrechtlich verankerte Rechte auch politisch umzusetzen. Diese For-
derung war den Minderheitenvertretern besonders wichtig, da es trotz zugesicherter gleicher 
Rechte de facto immer wieder zu Benachteiligungen von Minderheitenangehörigen oder gar 
Repressionen gegen sie kam (z. B. bei der Vermögensteuer und bei den Ereignissen vom 6. 
und 7. September 1955). Abschließend riefen die Vertreter die Militärregierung dazu auf, die 
ihnen durch den Vertrag von Lausanne zugesicherte Rechte umzusetzen.374  
 
Die Militärregierung nahm diese Aufforderungen der nichtmuslimischen Minderheiten 
zur Kenntnis. Politische Schritte zur Umsetzung der Forderungen blieben jedoch aus. Viel-
mehr kann der Putsch als Rückschlag für die Minderheitenrechte in der Türkei bewertet wer-
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den, da sich die neue Regierung wieder stärker an den kemalistischen Prinzipien orientierte. 
Deshalb wurden Minderheiten keine weiteren Rechte zugesprochen. Vielmehr mussten Ab-
geordnete, die den Minderheiten angehörten, ihren Sitz in der türkischen Nationalversamm-
lung räumen. Außerdem wurden die Beziehungen abgebrochen, die die Menderes-
Regierung zwischen dem Staat und den Vertretern der Minderheiten etabliert hatte, da die 
Putschisten die Angehörigen der Minderheiten als Unterstützer der DP-Regierung betrachte-
ten. 
 
Des Weiteren wurde nach dem Putsch von der Militärregierung durch Alparslan Tür-
keş Druck auf den griechisch-orthodoxen Patriarchen ausgeübt. Türkeş wollte durch eine 
Überwachung der Konten des Patriarchats herausfinden, ob der Patriarch die Griechen in 
Zypern finanziell unterstützt hatte. Von dem Nationalen Einheitskomitee wurde Ali Rıza Bay-
sal als Inspektor bestellt, um dieser Aufgabe nachzugehen. Letztlich konnte dieser Verdacht 
nicht erhärtet werden.375 
 
Der Putsch führte auch zur Einrichtung einer konspirativen „sekundären Kommission“ 
(Azınlık Tali Komisyonu) für nichtmuslimische Minderheiten, die aus den Vertretern des Ge-
heimdienstes, des Innen- und Außenministeriums und der Generaldirektion der Stiftungen 
bestand. Die Kommission sollte über Anliegen der Minderheiten eine Vorentscheidung tref-
fen und diese an die ermächtigten Organe weiterleiten. Abschließend sollte dann ein Gericht 
über das Anliegen entscheiden, das in der Regel dem Vorschlag der Kommission folgte. 
 
Der Putsch brachte auch für die nichttürkischen Völker deutliche Veränderungen. Be-
reits einen Monat nach der Machtübernahme des Militärs kam es in den kurdischen Gebieten 
zu Massenverhaftungen (485 Personen) und anschließenden Deportationen (55 Ağas und 
viele Familienangehörige).376 Von der Militärregierung wurde die Arbeitsgruppe Ost (Doǧu 
Grubu) errichtet, die am 18. Mai 1961 in einem geheimen Schreiben die Richtung der zu-
künftigen Kurdenpolitik der Regierung skizzierte. Das in dem Schriftstück formulierte Ziel 
war, die Kurden, die in der Türkei lebten, von ihren Verwandten im Iran, Irak und in Syrien zu 
isolieren.377 
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Der Militärputsch von 1960 kann als Rückschritt in der Minderheitenpolitik der Türkei 
gelten. Nach dem Putsch wurde die unter Mustafa Kemal propagierte Minderheitenpolitik 
wieder aufgenommen. So wurden die guten Beziehungen, die die DP-Regierung am Anfang 
ihrer Regierungszeit zu den Minderheitenvertretern aufgebaut hatte, beendet. Jedoch maß 
die Militärregierung der Minderheitenpolitik keine große politische Bedeutung ein. Ihr Ziel 































DAS MEMORANDUM VOM 12. MÄRZ 1971 
 
 
4.1 Zivil-militärische Beziehungen 1961-1971 
 
4.1.1 Rückkehr zur Demokratie 
 
Die Militärregierung gestattete am 12.01.1961 offizielle die Bildung von politischen 
Parteien, da die Republikanische Volkspartei (CHP) nach dem Putsch als einzige zugelas-
sene Partei übriggeblieben war. Nach der Verabschiedung der Verfassung im Juli 1961 legte 
die Militärjunta den Wahltermin für eine Zivilregierung auf den 15. Oktober 1961 desselben 
Jahres fest.378 Zur Wahl standen 14 Parteien, von denen sich allerdings nur vier längerfristig 
behaupten konnten.379 Bei der Bevölkerung wurden diese Wahlen mit großer Spannung er-
wartet, da sich genau prognostizieren ließ, für welche Parteien sich die 4-5 Millionen ehema-
ligen DP-Wähler entscheiden würden. 
  
Von den ehemaligen Mitgliedern der DP wurde am 11. Februar 1961 die „Gerechtig-
keitspartei“ (Adalet Partisi, AP) gegründet. Diese Partei setzte sich wie ihre Vorgängerpartei 
für die Interessen von Unternehmern, Großgrundbesitzern und städtischer und ländlicher 
Oberschicht ein. Ein besonderer Fokus der Partei war die Forderung nach einer Liberalisie-
rung der türkischen Wirtschaftspolitik. Eine weitere Partei, die aus dem Erbe der DP gegrün-
det wurde, war die Partei der Neuen Türkei (Yeni Türkiye Partisi, YTP).380  
 
Neben der AP wurden auch die Arbeiterpartei der Türkei (Türkiye İşçi Partisi, TİP), die 
Republikanische Bauern-Nationalpartei (Cumhuriyetçi Köylü ve Millet Partisi, CKMP) und die 
Nationalistische Aktionspartei (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP) gegründet.381 
 
 Die CHP gewann die Wahlen im Oktober 1961 mit nur einer knappen Mehrheit 
(36,7 Prozent). Die Nachfolgepartei der DP, die AP, kam auf 34,8 Prozent und die YTP er-
reichte 13,7 Prozent der Stimmen. Dieses Wahlergebnis kann somit als Ausdruck eines 
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Mangels an Vertrauen in die CHP betrachtet werden, da viele Wähler den Sturz der DP-
Regierung und das Todesurteil von Menderes als Unrecht empfunden haben. Als Wahlsieger 
können die Nachfolgeparteien der DP angesehen werden. Allerdings konnten wegen des 
Mehrheitswahlrechts in der Türkei weder die CHP noch die DP-Nachfolgeparteien von sich 
aus die Regierung bilden.382  
 
Nachfolgend ist die Stimmverteilung der Wahlen von 1961 abgebildet: 
 
Parteikürzel Name der Partei Stimmenan-
zahl in % 
Erhaltenen Stimmen Zahl der Ab-
geordneten 
CHP Republikanische Volkspartei 36,74 3.724,752 173 




13,96 1.415,390 54 
YTP Neue Türkei Partei 13,73 1.391,934 65 
BAĞ. Unabhängige  0,81  81.732  
Quelle: Seçim Sonuçları, 1961 Yılı Seçim Sonuçları, http://www.secim-sonuclari.com/1961 
[11.03.2014]. 
 
Cemal Gürsel blieb als Staatspräsident der Türkei im Amt und beauftragte den CHP-
Vorsitzenden Inönü mit der Regierungsbildung. Unter Ministerpräsident Inönü entstand die 
erste Koalitionsregierung zwischen AP und CHP. Die AP sah in der Regierungsbeteiligung 
die Chance, eine Amnestie für die ehemaligen DP-Politiker zu erreichen, und ging deshalb 
eine Koalition mit der CHP ein. Das Parteienbündnis deutete auch auf eine Entwicklungsten-
denz hin, die von der Einparteienregierung weg- und zu Koalitionsregierungen hin führte. 
Trotz der Differenzen in den Regierungsparteien über ein mögliches Amnestieabkommen für 
ehemalige Mitglieder der DP hielt die Koalitionsregierung bis in den Februar 1965. Vom März 
bis zum regulären Wahltermin im Oktober 1965 übernahm eine Übergangsregierung die Re-
gierungsgeschäfte.383 
 
4.1.2 Weitere Putschversuche der Armee in den 1960er Jahren 
 
Die Wahlen von 1961 zeigten, dass der Eingriff des Militärs in das politische System 
nicht den gewünschten Erfolg hatte. Es war dem Militär nicht gelungen, den politischen Pro-
zess in der Türkei aufzuhalten. Auch wurde die beabsichtigte Stabilisierung des politischen 
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Systems nicht erreicht. Stattdessen führte die vom Militär geschaffene Situation eher zu ei-
ner Polarisierung der politischen Lager, mit der CHP auf der einen Seite und den Nachfolge-
parteien der DP auf der anderen Seite. 384  
 
Teile des Militärs waren mit dem Wahlergebnis nicht einverstanden und wollten durch 
einen weiteren Putsch die Bildung des gewählten Parlaments verhindern. Dieser Plan wurde 
allerdings auf Druck vom Generalstabschef Sunay verhindert. Die Krise sollte durch ein Tref-
fen zwischen dem CHP-Vorsitzenden Inönü, Cemal Gürsel und den Vorsitzenden der AP 
beigelegt werden. Auf diesem Treffen wurden weitreichend Beschlüsse für die Zukunft der 
Türkei gefasst. Es wurde festgeschrieben, dass Gürsel zum Präsidentschaftskandidaten no-
miniert werden sollte. Außerdem sollte die AP von Amnestiebestrebungen absehen und das 
Militär sollte die ihm nach dem Putsch zuerkannten Privilegien behalten.385 
 
Teile des Militärs übten aktiv Einfluss auf die Politik des Landes aus. So wurde von 
Seiten der Armee die Warnung an die Regierung ausgesprochen, nicht in die Zeit vor 1960 
zurückzufallen. Denn auch in der Armee war das Misstrauen gegenüber der AP groß, die 
sich dem Erbe der DP verpflichtet sah.386 Die erste Kabinettsumbildung kam schon wenige 
Monate nach der Wahl. Oberst Talat Aydemir versuchte das Parlament aufzulösen, 200 aus 
seiner Sicht reaktionäre Politiker in Haft zu nehmen und Verfassungsänderungen und die 
Wiedereinstellung entlassener Offiziere zu erreichen. Dieser Putschversuch konnte aller-
dings durch die Loyalität der Luftwaffe am 24. Februar 1962 verhindert werden. Aydemir und 
drei weitere Offiziere wurden inhaftiert, 21 weitere pensioniert und weitere 13 Offiziere straf-
versetzt. 387 
 
Aydemir und seine Anhänger rechtfertigten ihren Putsch dadurch, dass die Militärre-
gierung mit der Machtübergabe an eine Zivilregierung der Türkei geschadet habe. Wichtige 
Strukturreformen konnten dadurch nicht weiter fortgeführt werden und der Zeitpunkt der 
Übergabe sei zu kurzfristig gewesen, um eine wirkliche Stabilisierung der Türkei zu errei-
chen. Durch die Regierungsübergabe seien außerdem erschwerende Bedingungen für die 
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Politik des Landes entstanden, da liberal orientierte Organisationen gegründet worden seien, 
welche wieder abgeschafft werden müssten.388  
 
Aydemirs versuchter Putsch zeigte, dass die alten militärischen Eliten, die an dem Mi-
litärputsch vom 27. Mai 1960 beteiligt waren, nicht vorbehaltlos hinter dem Vorgehen der 
militärischen Führung standen. Sie waren der Meinung, dass außer einer Verfassungsreform 
und dem erzwungenen Regierungswechsel keine nennenswerten Fortschritte im politischen 
System der Türkei stattgefunden hätten. Sie begründeten ihren Putschversuch dadurch, 
dass die verdrängten Kräfte (z. B. die ehemaligen Anhänger der DP) langfristig gesehen 
wieder gestärkt aus dieser Krise hervorgehen könnten.389  
 
Nach dem gescheiterten Putsch vom Februar 1962 wurde ein Gesetz verabschiedet, 
dass die Intervention vom 27. Mai 1960 rückwirkend legitimierte. In diesem Erlass wurde das 
Strafmaß für Angriffe gegen die jetzige Regierung sowie für das Sympathisieren mit der ver-
botenen DP und die Kritik am Mehrparteiensystem auf 1 bis 5 Jahre Freiheitsentzug festge-
setzt. Oberst Aydemir wurde am 10. Mai 1962 aus der Haft entlassen. Danach sammelte er 
erneut eine Gruppe von Kollaborateuren um sich, um nun endgültig die Regierung zu stür-
zen. Dieser Putschversuch fand am 20. Mai 1963 statt. Auch diese Intervention schlug fehl 
und Aydemir wurde wieder verhaftet, wobei 8 Menschen getötet und 26 weitere verletzt wur-
den. Aydemir wurde zusammen mit 6 weiteren Aufständischen zum Tode verurteilt. Doch nur 
bei Aydemir und seinem Gefolgsmann Fethi Gürcan wurde das Todesurteil vollstreckt. Bei 
den anderen zum Tode Verurteilten wurde die Strafe in lebenslange Haft umgewandelt.390  
 
4.1.3 Regierungszeit Süleyman Demirels (1965-1969) 
 
 Die verschiedenen Koalitionsregierungen unter Inönü destabilisierten das politische 
System in der Türkei. Diese Lage konnte die AP unter ihrem Vorsitzenden Süleyman Demirel 
ausnutzen und er erreichte zusammen mit der AP in den Wahlen zur Nationalversammlung 
einen Stimmenanteil von 52,9 Prozent und damit 240 von insgesamt 450 Parlamentssitzen. 
Die CHP musste nach der Wahl unerwartet hohe Stimmenverluste hinnehmen und erreichte 
mit nur 28,75 Prozent und 134 Mandaten das bis dato schlechteste Wahlergebnis in ihrer 
Geschichte. Die AP hatte sich durch diese Wahlen endgültig als die Nachfolgepartei der DP 
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in der Türkei etabliert und konnte zum ersten Mal mit absoluter Mehrheit die Regierung bil-
den.391 
 
Spätestens mit dem Wahlerfolg der AP im Jahre 1965 zeigte sich, dass die Bestre-
bungen des Militärs im Jahre 1960 ihre Wirkung verfehlt hatten. Die Unterstützer der AP – 
Unternehmer, Großgrundbesitzer, städtische und ländliche Oberschicht – hatten sich dauer-
haft als Führungsschicht im politischen System der Türkei durchgesetzt. Außerdem hatte 
sich gezeigt, dass die Reformbemühungen des Militärs, wie die Zulassung von Arbeiterorga-
nisationen und die Ausarbeitung einer neuen liberaleren Verfassung, bei den ehemaligen 
DP-Wähler keine dauerhafte Bindung an das Militär und die CHP bewirkt hatten.392  
 
Der Vorsitzende der AP, Demirel, fürchtete sich nach der Wahl vor politisch motivier-
ten gewalttätigen Auseinandersetzungen. Tatsächlich kam es zu Studentendemonstrationen, 
die mitunter in Gewalt mündeten. Es wurden sogar Bombenanschläge gegen die neue Re-
gierung verübt und Demirel selbst entging nur knapp einem Attentat.393 
 
Der neue Regierungschef setzte die bestehende Politik gegenüber den Kurden im 
Südosten des Landes fort. Die Regierungspartei ließ die Souveränitätsbestrebungen der 
Kurdengebiete zu, solange die Stammesführer und Großgrundbesitzer (Ağas), die AP-
Regierung unterstützten. Die meisten Kurdenführer folgten der Demirel-Regierung, um ihre 
eigene Machtposition zu erhalten. Letztlich stabilisierte die Beziehung zwischen Ağas und 
der Regierung in den meisten Kurdengebieten das bestehende Feudalsystem und Moderni-
sierungsprozesse in diesen Gebieten konnten durch die Stammesführer und Großgrundbe-
sitzer verhindert werden. Die Regierung Demirel setzte auch bei den anderen Volksgruppen, 
wie Lasen und Tscherkessen, Georgiern und Arabern, die Politik der inoffiziellen Tolerierung 
fort. So verheimlichten diese Gruppen in der Volksbefragung im Jahre 1965 ihre Volkszuge-
hörigkeit aus Angst vor einer erneuten Turkisierungspolitik und damit verbundenen weiteren 
Repressionen. Des Weiteren setzte Demirel auf einen Kurs, der durch islamische Werte ge-
prägt wurde, sich allerdings innerhalb der Grenzen des Laizismus bewegte, welcher als 
Staatsideologie auch der neuen Verfassung zugrunde lag. Demirel wollte in seiner Regie-
rungszeit die starken Forderungen nach sozialistischen Reformen, die besonders im Zuge 
der 68er-Bewegung laut wurden, mit einer an konservativen Werten ausgerichteten Politik 
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entkräften. Er nutzte eine antikommunistische Propaganda und unterstellte, dass sozialisti-
sche Forderungen der türkischen linken Opposition von Moskau diktiert seien.394  
 
4.1.4 Politische Haltung der Armee in den 1960er Jahren 
 
In den 1960er Jahren veränderte sich die politische Haltung innerhalb der Armee, wie 
sich auf verschiedenen Ebenen zeigen lässt. Während in der politischen Führungsspitze 
konservative Strömungen vorherrschten, gab es in den mittleren und unteren Schichten der 
Armee vermehrt Sympathien für sozialistische Ideen. Die Spannungen innerhalb des Militärs 
zeigen sich auch darin, dass die AP-Regierung akzeptiert wurde und sich keine putschisti-
schen Gruppierungen aus den Kreisen des Militärs herausbilden konnten, um die Regierung 
zu stürzen. So zeichneten sich in der Armee ähnliche Tendenzen wie in der Gesamtbevölke-
rung ab. Die Armee wandelte sich in dieser Zeit von einer an kemalistischen Prinzipien orien-
tierten Gesinnungsgemeinschaft zu einer Organisation, in der das gesamte politische Spekt-
rum der Türkei abgebildet war. Dadurch wurden die inneren Differenzen in der Armee grö-
ßer, besonders zwischen den oberen und mittleren Rängen des Militärs.395  
 
Gerhard Weiher argumentiert, dass sich die türkische Armee nach der Regierungs-
übernahme der AP nicht weiter isolieren wollte und aus diesem Grund von einem erneuten 
Eingreifen in das politische System absah, da dieses nur unter der Voraussetzung einer ge-
fährlichen Krise zu legitimieren gewesen wäre. Nach Weiher bestand in den 1960er Jahren 
sehr wohl die Möglichkeit für die Armee, massiven Einfluss auf den Politikbetrieb in der Tür-
kei zu nehmen. Eine Gelegenheit zum Eingriff bot der gemäß Weiher der Koalitionsbildungs-
prozess im Jahre 1963, als die CHP und AP wieder um einen gemeinsamen Regierungskurs 
stritten. Staatspräsident Gürsel beauftragte trotz dieser schwierigen Lage den AP-
Vorsitzenden Gümüşpala mit der Regierungsbildung. Darin kann sich aber auch eine Neu-
orientierung der Armee manifestieren, denn schließlich hat das Militär dadurch, dass der mili-
tärnahe Präsident den Regierungsbildungsauftrag an die AP gegeben hatte, sein Einver-
ständnis mit einer Regierung unter der Führung der AP signalisiert. Als die Bemühungen 
scheiterten, beauftragte der Präsident wieder den CHP-Vorsitzenden Inönü mit der Regie-
rungsbildung.396 
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Zudem wuchsen die Differenzen zwischen der CHP-Regierung und der Militärfüh-
rung, weil führende CHP-Funktionäre den neuen politischen Kurs der CHP als links von der 
Mitte bezeichneten. Außerdem ging der linke Flügel vor allem aus den wirtschafts- und sozi-
alpolitischen Diskussionen innerhalb der CHP gestärkt hervor, was zu Konflikten zwischen 
der konservativen Armeeführung und der CHP führte. Darüber hinaus verschlechterte sich 
die Stimmung zwischen dem Militär und der CHP durch zahlreiche Pensionierungen in der 
Armeeführung gegen Ende der 1960er Jahre, da durch diesen Prozess die konservativen 
Kräfte in der Armeeführung weitere Unterstützung erhielten.397 
 
Hinzu kam, dass mittlere und untere Hierarchiestufen innerhalb der türkischen Armee 
unzufrieden waren, da sie ihre Interessen durch die Führungsspitze des Militärs nur unzu-
reichend im politischen System vertreten sahen. Diese Schichten waren vom Scheitern der 
Putschbemühungen Aydemirs enttäuscht, denn dieses ließ die Durchsetzung einer Militärre-
gierung für die kommenden Jahre als unwahrscheinlich erscheinen und das Scheitern des 
Putsches trug so zur Festigung der Republik bei. Zur Unzufriedenheit dieser Teile der Armee 
trug auch der begrenzte Einfluss des Militärs auf die Politik nach dem Putsch von 1960 bei. 
Außerdem wurde in diesen Jahren auch das Rekrutierungssystem des Militärs grundlegend 
reformiert, sodass auch weiteren Kreisen Karrieremöglichkeiten in der türkischen Armee er-
öffnet wurden. Es traten zunehmend Personen aus mittleren und unteren Schichten ins Mili-
tär ein, mithin also Bevölkerungsgruppen mit größerer Distanz zur kemalistischen Ideologie 
und mit teilweise sozialistischen Überzeugungen. Ein Hinweis darauf, dass sozialistische 
Überzeugungen unter Soldaten Verbreitung fanden, war ein Verbot der Armeeführung, ent-
sprechende Artikel zu publizieren und innerhalb der Armee zu verbreiten. Verstöße wurden 
allerdings von der Armeeführung nicht geahndet, da es wohl auch in der Führungsriege des 
Militärs Sympathisanten von linken Ideen gab. 398  
 
Insgesamt kann die Armee, trotz diverser innerer Differenzen in ihren Reihen, auch in 
den 1960er Jahren als „Bewacher“ und „Inspekteur“ der Republik bezeichnet werden. Die 
Regierungspolitiker in dieser Phase mussten stets auf die Interessen des Militärs achten, um 
ihre eigene Machtstellung nicht zu gefährden. Allerdings zeigte sich das Militär auch tolerant, 
wenn seine Interessen gewahrt blieben. Dies zeigt der Regierungsbildungsauftrag an den 
AP-Vorsitzenden Gümüşpala. Die obigen Ergebnisse zeigen, dass die Armee zu dieser Zeit 
die eigentliche treibende Kraft in der Türkischen Republik war. 
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4.2 Gesellschaftliche und politische Lage in den 1960er Jahren 
 
4.2.1 Entwicklungen und Perspektiven der türkischen Linken  
 
Während in den westlichen entwickelten Nationen in dieser Zeit eine antikommunisti-
sche Einstellung herrschte, trafen in den Entwicklungsländern, insbesondere auch in der 
Türkei, sozialistische Ideen auf größere Zustimmung. Linke Grundüberzeugungen und eine 
antiimperialistische Haltung bildeten eine weltanschauliche Stütze für nationale Befreiungs-
kämpfe.399  
 
Linke Ideen und Tendenzen in der Türkei erhielten durch die Verfassung von 1961 
einen besonderen Aufwind, nachdem sie in den Jahren zuvor regelrecht unterdrückt worden 
waren. Die türkische Linke rekrutierte ihre Anhänger meist aus städtischen und intellektuel-
len Schichten. Besondere Verbreitung fanden die linken Ideen unter Aleviten und ab den 
1970er Jahren auch bei den Kurden. Das wichtigste publizistische Organ der linken türki-
schen Bewegung war die Zeitschrift „Yön“ (Richtung).400 Die Herausgeber der Zeitschrift for-
mulierten ein politisches Programm für die Türkei, in dem sie eine Landreform, die Verstaat-
lichung des Handels, der Banken und der Industrie sowie außenpolitische Neutralität der 
Türkei nach dem Vorbild der Schweiz forderten. Mit diesen Forderungen wollten sie dazu 
beitragen, die Klassenunterschiede in der Türkei aufzuheben. Außerdem wollten die Her-
ausgeber der „Yön“ Intellektuelle und Offiziere von sozialistischen Ideen überzeugen, welche 
dann die Kerngruppe einer Revolution bilden sollten.401 
 
Aus der sogenannten „Yön-Gruppe“ ging später die „Bewegung für die Nationalde-
mokratische Revolution“ (Milli Demokratik Devrim Hareketi, MDD) hervor. Diese Gruppierung 
argumentierte, dass sich die Türkei noch im Zustand eines Kolonialstaates befinde und sich 
erst noch vom Kolonialismus befreien müsse, um die wirtschaftlichen Probleme des Landes 
beseitigen zu können. Dies sei nach der Auffassung der MDD-Mitglieder am leichtesten 
durch das Endziel der sozialistischen Revolution zu erreichen. Diese stünde jedoch noch 
nicht unmittelbar bevor, da die türkische Gesellschaft noch verschiedene Stadien durchlau-
fen müsse, um der sozialistischen Revolution näher zu kommen. So sollte es in der Türkei 
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als Erstes zur Errichtung einer bürgerlich-demokratischen Gesellschaft kommen, die dann 
durch Kampf die Unabhängigkeit von der Kolonialherrschaft erzwingen solle. Als Vorausset-
zung dafür müsse aber Einigkeit in den heterogenen Gruppen hergestellt werden. Die 
Grundlage dieser revolutionären Umwälzungen sollte die Arbeiterschaft bilden, die sich mit 
allen demokratisch gesinnten Kräften verbünden solle.402 
 
Die MDD sah sich in der Tradition von Mustafa Kemal und seinen kemalistischen 
Prinzipien, welche die MDD als Vorbedingung für die Formung eines sozialistischen Staates 
betrachtete. Aufgrund dieser Überzeugung waren vor allem hohe Offiziere in der türkischen 
Armee von besonderer Bedeutung für die MDD, da diese Personengruppe wie keine andere 
die kemalistischen Ideen und Prinzipien verkörperte.403 
 
Die linke Bewegung erreichte in der Türkei keine langfristigen Erfolge, da die Forde-
rungen dieser Gruppe meistens nur theoretisch begründet waren und sich nicht in die Praxis 
umsetzen ließen. Beispiele dafür sind die Forderungen nach sozialer Gleichheit und nach 
Verstaatlichung von Unternehmen. Der Mangel an einem umsetzbaren Programm führte 
dazu, dass die Arbeiterschaft sich zunehmend von den Ideen der MDD abwandte.404  
 
Aus der linken Bewegung in der Türkei ging auch die „Arbeiterpartei der Türkei“ (Tür-
kiye İşçi Partisi, TİP) hervor, die nach der offiziellen Erlaubnis zur Gründung von Parteien am 
13. Februar 1961 durch Gewerkschaftler ins Leben gerufen wurde. Der Parteivorsitzende der 
TİP war Mehmet Ali Aybar. Die TİP schaffte im Jahre 1965 zum ersten Mal den Sprung in die 
türkische Nationalversammlung, und zwar mit 15 Abgeordneten (3 Prozent der Wählerstim-
men). Dieses Erfolges ungeachtet hatte die TİP stets das Problem, ihre eigentlichen Ziel-
gruppen, die Arbeiter, Bauern und Arbeitslosen, anzusprechen, weil diese Gruppen meist 
religiös konservativ geprägt waren und die TİP nicht als Vertreter ihrer Interessen anerkann-
ten.405 Ferner galten in diesen Bevölkerungsgruppen die Ziele der Partei als utopisch und für 
die Türkei nicht geeignet, da sie die historisch gewachsenen Konstellationen und die kulturel-
len Besonderheiten in der Türkei nicht berücksichtigen würden.  
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Auch die ständigen Spannungen zwischen der MDD und der TİP erlaubten den linken 
Parteien nicht, eine größere, stabile Anhängerschaft in der Bevölkerung aufzubauen. Wäh-
rend sich die TİP an dem politischen System der Türkei orientierte, beschuldigte die MDD die 
TİP, dass sie den Sozialismus in der Türkei durch ihr opportunes Verhalten verrate. Die jün-
gere Generation in der Partei nahm die Anschuldigungen ernst und eine große Anzahl dieser 
Gruppe verließ daraufhin die TİP. Es kam zu parteiinterne Differenzen und die Parteiführung 
stellte sich letztlich gegen Aktionen der jungen Generation wie die Besetzung von Universitä-
ten und antiamerikanische Ausschreitungen. Die Führung der Partei argumentierte, dass 
solche Aktionen ein faschistisches System begünstigen könnten.406  
 
Unzufrieden mit den bestehenden linken Parteien gründeten die jüngeren Linken im 
Jahre 1965 die Organisation „Revolutionäre Jugend“ (Devrimci Gençlik, DEV-GENÇ). Diese 
konnte einige tausend Mitglieder aus den Reihen der Studentenschaft an sich zu binden. Die 
DEV-GENÇ demonstrierte gegen die US-Flotte, veranstaltete Besetzungen in Hochschulen 
und setzte sich intensiv mit der Führung der TİP auseinander, da zwischen beiden Organisa-
tionen erhebliche Differenzen bezüglich ihrer Ideologie bestanden. Außerdem kämpfte die 
DEV-GENÇ massiv gegen die Anhänger der nationalistischen Jugend (Ülkücüler).407 
 
Mit dem Ende der 68er-Bewegung kam es zu einem Aufschwung linker Interessen-
gruppen und Ideen in der Türkei. Doch auch intern veränderten sich diese Gruppierungen, 
da jüngere Mitglieder immer häufiger versuchten, sozialistische Ideen durch Gewalt in der 
Türkei zu verbreiten. Es gründeten sich Guerilla-Gruppen, die gegen das politische System 
in der Türkei kämpften, um so die Bevölkerung von ihren Zielen zu überzeugen. Ihre Absicht 
war, auf diesem Weg die sozialistische Revolution herbeizuführen. Die Arbeiter nahmen die 
radikalisierten Teile der linken Bewegung sehr ernst und es kam zu Streiks zur Unterstüt-
zung dieser Gruppen. Die Guerilla-Organisationen führten auch Fabrik- und Universitätsbe-
setzungen durch. Daher gerieten die Anhänger dieser Gruppen immer häufiger in Konflikte 
mit den türkischen Sicherheitskräften.408 
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Anfang der 70er Jahre bildeten sich zudem aus den Guerilla-Organisationen neue 
linke Gruppierungen heraus. Unter diesen hatten die „Volksbefreiungsarmee der Türkei“ 
(Türkiye Halk Kurtuluş Ordusu, THKO) und die „Volksbefreiungspartei und -front der Türkei“ 
(Türkiye Halk Kurtuluş Partisi – Cephesi, THKP-C) besonders großen Einfluss. Zwar verfolg-
ten beide Gruppierungen die gleichen politischen Ziele, doch bestanden geringe ideologi-
sche Differenzen. Während sich die Mitglieder der THKO der kubanischen Revolution ver-
bunden fühlten, orientierten sich die Anhänger der THKP-C eher am Beispiel von China und 
der von Mao Zedong propagierten Kulturrevolution.409 
 
Beide Gruppen kämpften bis zum Putsch im Jahre 1971 gegen die türkischen Sicher-
heitskräfte. Die THKO-Führungspersönlichkeiten Deniz Gezmiş, Yusuf Aslan und Hüseyin 
İnan wurden am 6. Mai 1972 hingerichtet. 
 
4.2.2 Nationalistische und islamistische Bewegungen 
 
 
Im Laufe der 60er Jahre bildete sich – auch als Reaktion auf die linken Gruppierun-
gen – eine starke rechte Bewegung heraus. Insbesondere die von Oberst Alparslan Türkeş 
gegründete „Partei der Nationalistischen Bewegung“ (Milliyetçi Hareket Partisi, MHP) hatte 
großen Einfluss. Die MHP verfolgte das Ziel, alle Turkvölker zu vereinen und kompromisslos 
für die nationalen Interessen der Türkei zu kämpfen. Anhänger der Partei waren aufgrund 
ihrer Ausrichtung vor allem Antikommunisten und Nationalisten, die zum Teil auch mit der 
islamischen Tradition sympathisierten. Die islamische Tradition wurde als Bollwerk gegen 
den Kommunismus betrachtet. Dennoch stellte sich die Partei in die Tradition des Laizis-
mus.410 
 
Aus dieser Partei ging die Jugendorganisation der nationalistischen Bewegung, der 
„Herd der Ideale“ (Ülkü Ocakları), hervor. Die Angehörigen dieser Gruppe nannten sich die 
Grauen Wölfe (Bozkurtlar) und wurden im Straßenkampf gegen linke Gruppen eingesetzt. 
Sie griffen auch linke Politiker, Schriftsteller und Studentenvereinigungen an. Mit der Zeit 
erhielten auch die rechten Gruppen immer mehr Zulauf und ihre Einflussnahme auf die türki-
sche Politik nahm zu.411 Der Parteivorsitzende Alparslan Türkeş forderte, dass die Kurden 
und andere nichttürkische Volksgruppen sich endlich zum türkischen Volk bekennen sollten; 
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wenn diese Forderung auf freiwilliger Ebene nicht in die Tat umgesetzt würde, sollten 
Zwangsmaßnahmen folgen.412 
 
Eine dritte Bewegung, die gegen Ende der 60er Jahre viele Anhänger gewann, war 
die islamische Bewegung. Viele ihrer Anhänger waren Mitglieder oder Wähler der Gerechtig-
keitspartei (AP). Die islamische Bewegung beabsichtigte die Gründung einer eigenen Partei, 
die islamische Werte vertrat. Eine solche Partei wurde unter dem Namen „Partei der Natio-
nalen Ordnung“ (Milli Nizam Partisi, MNP) im Jahre 1970 unter Führung von Necmettin 
Erbakan gegründet. Der Parteivorsitzende Erbakan wollte islamische Werte in die Politik zu-
rückbringen und die Türkei dadurch – im Rahmen der geltenden rechtlichen Ordnung – neu 
gestalten. Aus diesem Grund kann diese Partei als moderate islamische Kraft in der türki-
schen Parteienlandschaft bewertet werden.413 
   
4.2.3 Situation der nichtmuslimischen Minderheiten in den 1960er Jahren  
 
Nach dem Putsch von 1960 zeigte die Militärregierung zunächst eine tolerante Hal-
tung gegenüber den Nichtmuslimen. Beispielsweise entsandte sie Kaludi Laskari, der Ange-
höriger der griechischen Minderheit war, in den neu gewählten Senat. Funktion des Senats 
war es, die Gesetze, die in der türkischen Nationalversammlung beschlossen wurden, zu 
überprüfen, bevor sie dem Staatspräsidenten zur Unterschrift vorgelegt würden. Laskari 
wurde auf Druck von Ayşe Şukufe Ekitler berufen, einem Vertreter des Staatspräsidenten. 
Darüber hinaus wurden Hermine Agavni Kalustyan, ein Angehöriger der armenischen Min-
derheit, und Erol Dilek, ein Repräsentant der jüdischen Gemeinschaft, in den Senat aufge-
nommen.414  
 
Die Aufnahme von Minderheitenvertretern in den Senat bedeutete zugleich einen vor-
läufig letzten Höhepunkt in der türkischen Minderheitenpolitik. Denn nach der Konstituierung 
der ersten türkischen Nationalversammlung nach dem Putsch wurde über dreißig Jahre lang 
kein Vertreter der Minderheiten mehr in die türkische Nationalversammlung gewählt. Erst im 
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Jahre 1995 zog mit Cefi Kamhi, einem türkischen Juden, wieder ein Minderheitenvertreter 
ins Parlament ein.415 
 
Im Oktober 1961 wurden, wie bereits erwähnt, die Wahlen zur türkischen National-
versammlung abgehalten. Priorität hatte für die gewählte Regierung unter dem Regierungs-
chef Inönü die Verbesserung der griechisch-türkischen Beziehungen, die sich in der Zeit des 
Zypernkonfliktes deutlich verschlechtert hatten. Die erste versöhnliche Geste in diesem kurz-
fristigen Aussöhnungsprozess war ein Besuch des griechischen Außenministers Evangelos 
Averoff in Istanbul am 5. August 1962. Dort traf sich Averoff auch mit Vertretern der griechi-
schen Minderheit.416 
 
 Vor dem Hintergrund der Konflikte zwischen Griechen und Türken auf Zypern konn-
ten die guten Beziehungen im darauffolgenden Jahr nicht aufrechterhalten bleiben. Die Insel 
war spätestens seit den 50er Jahren zum Gegenstand der türkischen Außenpolitik gewor-
den, da die griechische Mehrheit auf Zypern einen Anschluss an Griechenland erzwingen 
wollte. Im Jahre 1960 wurde Zypern auf Grundlage der Züricher und Londoner Abkommen 
als souveräne Republik proklamiert. Ein Jahr zuvor war es dem türkischen Ministerpräsiden-
ten Menderes gelungen, den sich anbahnenden Zypernkonflikt durch Verhandlungen zwi-
schen Großbritannien und Griechenland vorerst zu entschärfen. Menderes erreichte durch 
seine Intervention eine Garantieerklärung von Großbritannien, Griechenland und der Türkei 
für eine noch zu gründende zypriotische Republik.417  
 
Nach der Gründung der zypriotischen Republik im Jahre 1960 wurde Makarios zum 
Staatspräsidenten Zyperns gewählt. Makarios gehörte der griechischen Bevölkerungsgruppe 
an und er versuchte nach einer anfänglichen Phase der Stabilität und des Einhaltung des 
konstitutionell verankerten Kompromisses zwischen den Ethnien, die Verfassung im Jahre 
1963 zu Gunsten der zypriotischen Griechen zu ändern. Das gab neben innenpolitischen 
Konflikten auf Zypern auch zu außenpolitischen Spannungen zwischen der Türkei und Grie-
chenland Anlass.418 Die Konflikte in Zypern wirkten sich auch auf die Minderheitenpolitik der 
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türkischen Regierung in den 1960er Jahren aus, da die Regierung die Meinung vertrat, dass 
die Griechen auf Zypern zum Großteil von den Griechen in der Türkei unterstützt würden. 
Zur Eskalation der Lage in der Türkei trug auch die populistische türkische Presse mit ihrer 
negativen Berichterstattung über die griechische Minderheit in der Türkei bei.419 Es kam zu 
Kundgebungen gegen die Griechen in Istanbul, Ankara und Izmir, die in Ausschreitungen 
endeten. In Izmir wurde sogar eine Kirche der griechischen Minderheit beschädigt.420 Von 
Seiten der türkischen Regierung wurde die griechische Gemeinde in der Türkei Sanktionen 
ausgesetzt. Beispielsweise wurde das Abkommen von 1930 am 16. März 1964 annulliert, 
das der griechischen Minderheit in der Türkei freies Aufenthaltsrecht in der Türkei zusicherte. 
Es kam zu einer Abwanderungswelle der Griechen im Jahre 1964.  
 
Auswanderer aus der griechischen Minderheit wurden in eine Behörde (Rum Masası) 
vorgeladen, in der die weiteren Formalien für eine Auswanderung geregelt werden sollten. 
Die Angehörigen der Minderheit wurden dort dazu genötigt, folgende vier Aussagen mit ihrer 
Unterschrift zu bestätigen:  
 
1) dass sie gegen die türkischen Gesetze verstoßen haben, 
2) dass sie gegen die Türkei gerichtete politische Aktivitäten durchgeführt haben und Mitglied 
der griechischen Unabhängigkeitsbewegung auf Zypern (Enosis) waren, 
3) dass sie die Terroristen in Zypern finanziell unterstützt haben und 
4) dass sie die Türkei aus freiem Willen verlassen.421 
 
Die Repressionen setzten sich darin fort, dass Griechen, die zur Ausreise genötigt 
wurden, nur 20 kg an Gepäck und 20 US-Dollar mitnehmen durften.422 Aufgrund der uner-
träglichen Situation verließen im Jahre 1964 ca. 30.000 Griechen die Türkei.423 Der heute 
85jährige Dionysios Angelopulos berichtet Folgendes über die Umstände seiner 
Auswanderung aus der Türkei: 
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„Ich wurde wie ein Straftäter und Mörder fotographiert. Es wurde mir befohlen, meinen 
Mund zu öffnen. Dann wurde geschaut, ob ich goldene Zähne habe, wenn ich diese 
gehabt hätte, dann wären sie mir gezogen worden. Danach wurde ich zu dem 
Polizeirevier nach Beyoğlu gebracht. Es wurde mir gesagt, dass ich die Türkei innerhalb 
einer Woche verlassen muss. Außerdem wurde mir gesagt, dass ich nur 20 US-Dollar 
mitnehmen darf. Danach ging ich zum Flughafen. Dort wurden meine Sachen durchsucht 
und es wurde festgestellt, dass im Koffer ein Teppich war. Das Flughafenpersonal fragte 
mich, was ich mit dem Teppich vorhabe. Ich antwortete, dass ich keinen Aufenthaltsort in 
Griechenland habe und auf dem Teppich übernachten wolle. Ein Mitarbeiter forderte mich 
auf, den Teppich zurückzulassen. Dieser Aufforderung kam ich nach. Allerdings erlaubte 
mir ein anderer Mitarbeiter den Teppich mitzunehmen. Danach dachte ich mir, alles wird 
gut. Kurze Zeit später kam ein Polizist zu mir und es hieß, dass meine 




  Eine Aussage, die der damalige türkischen Ministerpräsidenten Suat Hayri Ürgüplü 
machte, als der Zypernkonflikt seinen Höhepunkt erreicht hatte, lässt auf tiefe Ressentiments 
gegenüber der griechischen Minderheit in der türkischen Bevölkerung schließen:  
 
„Wenn heute ein ‚Türke‘ in Zypern getötet würde, könnte ich mir nicht vorstellen, was 
dann in Istanbul passieren würde. Die Sicherheitskräfte hätten für einen möglichen Fall 
natürlich alle nötigen Maßnahmen ergriffen. Aber wir hatten damals auch Maßnahmen 





Ürgüplüs deutet hier an, dass die türkischen Sicherheitskräfte nicht in der Lage wären, 
die griechische Minderheit in Istanbul und Izmir hinreichend zu schützen. Staatspräsident 
Cemal Gürsel relativierte am darauffolgenden Tag die Haltung der türkischen Regierung zu 
dem Konflikt:  
 





Im Zuge des Zypernkonflikts war die griechische Minderheit in der Türkei weiteren Re-
pressalien ausgesetzt: 
 
Der Ökumenische Rat der Kirchen hatte dem griechisch-orthodoxen Patriarchen die 
Rechte an den Zeitschriften „Apostolos“, „Andreas“ und „Ortodoksia“ überlassen. Bei der 
CHP-Regierung traf die Verbreitung dieser Zeitschriften auf Ablehnung und sie schloss des-
halb im April 1964 die Druckerei, die das Patriarchat mit dem Druck der Magazine beauftragt 
hatte. Offizielle Begründung für die Schließung der Druckerei war, dass diese über keine 
gültige Erlaubnis für den Druckbetrieb verfüge und auch keine Steuern an den türkischen 
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Staat entrichten würde.427 Im Jahre 1968 wurde von der Türkei und Griechenland eine Kom-
mission eingerichtet, die über die Situation der Minderheiten in den jeweiligen Ländern be-
richten sollte.428 
 
Neben dem beschriebenen repressiven Vorgehen gegen die Minderheiten fanden 
auch positive Entwicklungen statt: 
 
Die Einfuhr von Arzneien aus dem Ausland für Angehörige der Minderheiten wurde 
im Jahre 1964 vom Zoll befreit. Dieses Gesetz ist von besonderer Wichtigkeit für die Minder-
heiten, da Angehörige dieser Gruppen oft im Ausland waren und Medikamente in die Heimat 
schickten. Außerdem wurde im Jahre 1966 ein Gesetz verabschiedet, nach dem die Angehö-
rigen der Minderheiten auf ihrem Gemeindefriedhof beerdigt werden durften. In den Jahren 
zuvor war noch beabsichtigt gewesen, diese Friedhöfe zu verstaatlichen. Im Jahre 1964 
wurden aufgrund einer neuen Rechtslage viele Minderheitenschulen und Einrichtungen ge-
schlossen. Das sogenannte „Gesetz über die privaten Bildungseinrichtungen“ verbot es pri-
vaten und juristischen Personen in der Türkei, unter ihrem Namen neue Schulen zu eröffnen. 
(Jedoch durften Schulen, wie bereits vorher, unter dem Namen der Gemeinde neu gegründet 
werden.) Am 18. Dezember 1965 folgte ein weiteres Gesetz, nach dem bereits geöffnete 
Bildungseinrichtungen von Ausländern nicht mehr erweitert werden und diese keine weiteren 
Einrichtungen mehr eröffnen durften. Außerdem durften diese Bildungseinrichtungen nicht 
mehr saniert oder restauriert werden. Allerdings konnte im Falle der Angliederung dieser 
Einrichtung an öffentliche Schulen mit staatlicher Unterstützung gerechnet werden.429 
 
Die türkische Minderheitenpolitik der 60er Jahre veranlasste Angehörige vor allem 
der griechischen Minderheitengruppe das Land zu verlassen und schwächte dadurch die 
griechische Gemeinschaft in der Türkei. Der Zypernkonflikt hatte den türkischen Staat zu 
einer repressiven Politik insbesondere gegenüber den in der Türkei lebenden Griechen und 
zu erhöhter Intoleranz gegenüber anderen Minderheiten veranlasst. Nur punktuell wurde die 
Lage von Minderheiten in einigen Bereichen auch verbessert, wie durch die Möglichkeit einer 
zollfreien Einfuhr von Medikamenten.  
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4.3 Memorandum vom 12. März 1971 
 
4.3.1 Innenpolitische Entwicklungen und Ursachen des Memorandums  
 
Die 60er Jahre in der Türkei waren durch zahlreiche studentische Demonstrationen 
geprägt, die sich zu Beginn gegen die schlechten Studienbedingungen richteten. Im Verlauf 
dieses Jahrzehnts wurden diese dann von antiamerikanischen Strömungen beeinflusst.430 
Die im Zuge der 68-Bewegung ausgelösten weltweiten studentischen Demonstrationswellen 
verankerten auch eine neue politische und soziale Mentalität in der Türkei. Am Ende dieses 
Jahrzehnts wurde die Demonstrationsbewegung in der Türkei in eine andere Richtung ge-
lenkt. Die Proteste wurden zunehmend von gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen 
linken und rechten Gruppierungen überschattet. 
 
Am 16. Februar des Jahres 1969 ging die 6. US-Flotte, die die Interessen der USA im 
Mittelmeer wahrnahm, in Istanbul vor Anker. Linke Studentengruppen, die in den Vereinigten 
Staaten den sie ausbeutenden Klassenfeind sahen, veranstalteten Demonstrationen. Die 
Stimmung wurde noch durch den Konflikt zwischen den Palästinensern und Israelis weiter 
angeheizt. Es bildeten sich linke und rechte Lager in den Menschenmengen, die sich an die-
sem Tag, dem „blutigen Sonntag“ (kanlı Pazar), in heftigen Straßenschlachten bekämpften. 
Mehrere Menschen starben. Zwischen dem 10. Juni und 9. Juli desselben Jahres folgten 
weitere Straßenschlachten zwischen rechten und linken Studentengruppen, bei denen vier 
Menschen ihr Leben verloren.431 
 
Im Kontext der Wahlen zur Nationalversammlung am 12. Oktober 1969 kam es im 
Dezember 1969 zu schweren antiamerikanischen Ausschreitungen, bei denen 13 amerikani-
sche Soldaten verletzt wurden. Auch in dieser Zeit wurden verstärkt Straßenschlachten zwi-
schen linken und rechten Gruppierungen ausgetragen, die in den ersten Monaten des Jahres 
1970 ungefähr 30 Menschenleben forderten. Die Auseinandersetzungen verschärften sich 
durch die Generalstreiks in Istanbul und Izmir im Sommer des Jahres 1970. Dort protestieren 
am 15. und 16. Juni 1970 ca. 200.000 linksgerichtete Arbeiter und Studenten gegen die tür-
kische Regierung. Denn die Regierung unter Ministerpräsident Demirel hatte ein Gesetz ver-
abschiedet, wonach der regierungskritische Gewerkschaftsbund DİSK (Verband revolutionä-
rer Arbeitergewerkschaften) aufgelöst werden sollte. Dies hätte dem gemäßigten Gewerk-
schaftsbund TÜRK-İŞ (Verband der türkischen Gewerkschaften) eine privilegierte Stellung 
ermöglicht. Die Staatsmacht entsandte Polizei und Armee, um die Proteste niederzuschla-
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gen. Zusätzlich wurde von Demirel in diesen Gebieten der Ausnahmezustand verhängt, um 
die Massendemonstrationen einzudämmen. Auf die gewaltsame Auflösung der Demonstrati-
on folgten einige Bombenanschläge, die gegen die türkische Regierung gerichtet waren. Der 
Regierungschef wurde selbst zum Ziel der Attentäter. Demirel überstand einen Anschlag auf 
sein Leben unbeschadet.432 
 
Die Parlamentswahlen vom 12. Oktober 1969 endeten erneut mit dem Sieg der Ge-
rechtigkeitspartei unter der Führung Demirels. Jedoch war der Sieg nicht mit so großem Ab-
stand zu anderen Parteien errungen wie bei den vorherigen Wahlen von 1965. Der Stim-
menanteil der AP fiel von 52,9 Prozent auf 46,5 Prozent. Durch die Stimmenverluste fiel es 
der AP schwerer, gegen die Gewalt und Polarisierung in der Türkei vorzugehen. Außerdem 
vermied es die AP, notwendige Wirtschaftsreformen durchzuführen, um keine weiteren 
Stimmenverluste hinnehmen zu müssen.433  
 
Die CHP erreichte bei den Wahlen von 1969 einen Stimmenanteil von nur 
27,4 Prozent. Dies ist in dem Kontext eines Streits innerhalb der Partei über ihre Neuausrich-
tung zu sehen. Während ein Flügel an den kemalistischen Prinzipien festhielt, setzten ande-
re auf einen neuen Kurs und wollte sich eher an sozialdemokratischen Grundwerten orientie-
ren. Drittstärkste Kraft in der neu gewählten Nationalversammlung war die Vertrauenspartei 
(Güven Partisi, GP); diese setzte sich aus ehemaligen Abgeordneten der DP zusammen und 
wurde mit 6,6 Prozent der Stimmen ins Parlament gewählt.434 
 
Die AP bildete nach den Wahlen unter ihrem Ministerpräsidenten Demirel das Kabi-
nett allein. Innenpolitisch wuchsen daher die Differenzen zwischen den im Parlament vertre-
tenen Parteien. Auch innerhalb der AP gab es Meinungsverschiedenheiten, wie sich unter 
anderem bei der Abstimmung zum Jahreshaushalt im Februar 1970 zeigte. Zahlreiche Par-
teimitglieder stimmten gegen den von der AP-Führung vorgelegten Haushaltsplan. Darauf 
trat die Regierung unter Ministerpräsident Demirel zurück. Die Abweichler wurden aus der 
AP ausgeschlossen, die nunmehr 26 parteilosen Abgeordneten gründeten eine neue Partei 
unter dem Namen Demokratische Partei (Demokratik Parti, DP).435 
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Die ungünstige Situation führte auch in der Armee zur Furcht vor einer erneuten In-
stabilität der Türkei. So übergab der Generalstabschef, Memduh Tağmaç, Demirel ein Me-
morandum. Tağmaç forderte Demirel in dem Memorandum auf, eine durchsetzungsfähige 
Regierung zu bilden, die in der Lage sei, die inneren Probleme der Türkei wirkungsvoll zu 
bekämpfen und notwendige Reformmaßnahmen im Sinne des Staatsgründers Mustafa Ke-
mal einzuleiten.436 Das Memorandum enthielt drei wesentliche Elemente:  
 
Im ersten Teil dieses Dokuments wurden die Probleme des Landes aus Sicht der Ar-
meeführung begründet. So heißt es im Memorandum: 
 
„Das Parlament und die Regierung haben mit ihrer Untätigkeit bei der Erfüllung ihrer Auf-
gaben und bei dem Treffen von Maßnahmen unser Land in Anarchie, Bruderzwist und 
soziale sowie wirtschaftliche Unruhe gestürzt, die Hoffnung auf das Erreichen des uns 
von Atatürk gewiesenen Ziels einer zeitgenössischen Zivilisationshöhe in der Volksmei-
nung zerstört und die in der Verfassung vorgesehenen Reformen nicht durchführen kön-





Im zweiten Teil nennt die Armeeführung ihr Programm zur Lösung der problematischen 
Lage, das von einer neuen Regierung umgesetzt werden sollte: 
 
„Um das angesichts dieser kritischen Lage in der türkischen Nation und ihren Streitkräf-
ten aufkommende Gefühl der Bitterkeit und Hoffnungslosigkeit zu vertreiben, wird es für 
unvermeidlich gehalten, im Rahmen der demokratischen Regeln eine starke und glaub-
würdige Regierung zu bilden, welche unter einem überparteilichen Gesichtswinkel von 
den Gesetzgebenden Körperschaften näher zu bestimmen ist und die in der Verfassung 







Im dritten Teil weist die Spitze der türkischen Armee darauf hin, dass sie gegebenen-
falls in die Regierung der Türkei eingreifen würde, um die ihrer Meinung nach notwendigen 
Schritte zu einer Reform einzuleiten. Die Militärführung stellt dazu die dem Militär durch die 
Verfassung gegebenen Rechte und Pflichten in den Vordergrund: 
 
„Kann die Angelegenheit nicht rasch erledigt werden, so sind die türkischen Streitkräfte 
entschlossen, ihre ihnen durch die Gesetze zugewiesene Pflicht des Schutzes und Be-
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Mit dem Memorandum setzte das Militär die Regierung unter Zugzwang und behielt 
sich vor, selbst die Regierungsgeschäfte an sich zu nehmen, wenn das Programm nicht um-
gesetzt werde. 
 
Somit war das Memorandum das Ergebnis eines Kompromisses zwischen zwei Grup-
pierungen innerhalb des Militärs, von denen die eine kemalistischen Prinzipien folgend und 
unter Berufung auf Atatürk das vom Militär wahrgenommene Wohl des Staates ungeachtet 
des politischen Prozesses zu sichern beabsichtigte, die andere aber den politischen Prozess 
in seiner Funktion bewahren wollte und nach einem parlamentarischen Konsens suchte. 
Dies geht aus der Nennung eines „überparteilichen Blickwinkels“ hervor, auf dessen Grund-
lage die Parteien „im Rahmen der demokratischen Regeln“ eine Regierung bilden sollten. 
 
4.3.2 Folgen des Memorandums  
 
Nach der Übergabe des Memorandums trat Demirel als Ministerpräsident zurück, da 
er die Forderungen des Militärs nicht umsetzen wollte. Daraufhin setzte die Militärführung 
eine Technokratenregierung unter Führung des ehemaligen CHP-Abgeordneten Nihat Erim 
ein.440 Daher kann die Übergabe des Memorandums von 1971 nach dem Putsch von 1960 
als zweiter großer Eingriff des Militärs in das politische System der Türkei gelten. 
 
Der Technokratenregierung gelang es mit Unterstützung des Militärs, die Unruhen im 
Lande zunächst zu beenden und die neue Regierung beschnitt zudem die in der Verfassung 
von 1961 niedergeschriebenen Bürgerrechte. Staatssicherheitsgerichte (Devlet Güvenlik 
Mahkemesi, DGM) wurden installiert, um mögliche Feinde des politischen Systems 
schnellstmöglich verurteilen zu können. Des Weiteren verschärfte die Regierung die Presse-
zensur sowie die Einführung einer stärkeren staatlichen Kontrolle an Universitäten. Im Unter-
schied zur Intervention von 1960 ging das Militär nun gegen die ehemaligen Unterstützer-
gruppen vor. Hauptzielgruppe des Militärs waren nach dem Memorandum linke Gruppierun-
gen und die Studentenschaften des Landes. Dies führte dazu, dass die Armee bei diesen 
Gruppen stark an Zustimmung verlor.441 
 
Kurz nach dem Memorandum, am 15. März, wurden zahlreiche Mitglieder der Streit-
kräfte entlassen. Angehörige der Armee, die sich gegen das Memorandum stellten, wurden 
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aus dem Dienst ausgeschlossen. Darunter befanden sich 3 Generäle und 8 Oberste sowie 
weitere 800 Armeeangehörige mit niedrigerem Rang. Der Vorwurf, der zu den Entlassungen 
führte, lautete auf illegale Aktivitäten gegen den türkischen Staat.442 
 
Im Mai spitzte sich die Auseinandersetzung zwischen den linken Gruppierungen und 
dem Militär zu. Ausgangspunkt war die Entführung des israelischen Generalkonsuls Ephraim 
Elrom in Istanbul am 22. Mai 1971, mit der gegen Entscheidungen der Regierung protestiert 
und die Entlassung von bereits festgenommen Linken erzwungen werden sollte. Elrom wur-
de noch am selben Tag ermordet. Das Militär reagierte mit Massenverhaftungen. Die Verhaf-
teten wurden in verkürzten Gerichtsverfahren vor den neugegründeten Staatssicherheitsge-
richten angeklagt und verurteilt; unter den Verurteilten waren neben Linken, Intellektuellen 
und Liberalen auch Offiziere der türkischen Armee. Eine Folge dieser Verhaftungswelle war, 
dass viele Menschen ins Ausland flohen und eine breite Schicht in Europa von den Ereignis-
sen in der Türkei erfuhr.443 
 
Außerdem wurden nach der Machtübernahme durch die Streitkräfte die Arbeiterpartei 
der Türkei (TİP) und viele linke Organisationen wie DİSK und DEV-GENÇ verboten. Der TİP 
wurde verdächtigt, die Organisationsbestrebungen des kurdischen Volkes unterstützt zu ha-
ben. Als Beweis wurde eine Anfrage auf einer Parteiversammlung angeführt. Auf dieser Ba-
sis wurde die Partei verboten. Eine weitere Partei, die im Zuge dieser Phase verboten wurde, 
war die konservative Nationale Ordnungspartei (MNP) von Erbakan. Die MNP wurde ange-
schuldigt, gegen das laizistische Prinzip verstoßen zu haben. Sie wurde für ein Jahr verbo-
ten.444 
 
Das Memorandum von 1971 war ein deutlicher Rückschlag für die Demokratisierung 
der Türkei, da die Regierung Demirel durch die Parlamentswahlen von 1969 demokratisch 
legitimiert gewesen ist und durch ihre Politik die Demokratisierung in der Türkei nicht gefähr-
dete. Zudem konnte das Militär durch das Memorandum seine Ziele nicht ganz erreichen. Es 
gelang zwar, die Guerilla-Bewegung aufzulösen, doch dadurch schuf das Militär auch Märty-
rer in einem Kampf gegen staatliche Repression und konnte die linke Bewegung in der Tür-
kei daher nicht auf Dauer entkräften.  
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4.4 Auswirkungen des Memorandums vom 12. März 1971 auf die Minderheiten 
 
Nach dem Memorandum von 1971 wurden viele Angehörige der nichtmuslimischen 
Minderheiten festgenommen, da sie in linken Gruppen aktiv waren. Die Minderheitenpolitik in 
dieser Zeit brachte ein Verbot der nichttürkischen Sprachen in der Türkei mit sich. Diese Po-
litik zielte auf eine Turkisierung der Angehörigen der nichttürkischen Völker ab. Diejenigen, 
die sich den staatlichen Verordnungen widersetzten, wurden verfolgt und waren gezwungen 
die Türkei zu verlassen. 
 
Für die griechisch-orthodoxe Minderheit war eine Folge des Putschs, dass die theo-
logische Schule auf Halki geschlossen werden musste. Diese Schule wurde am 1. Oktober 
1844 mit Genehmigung des osmanischen Sultans Abdülmecit I. (1839-1861) auf Vorschlag 
des Ökumenischen Patriarchen gegründet und war bis 1971 eine der wichtigsten Bildungs-
einrichtungen der orthodoxen Welt.445 In der Zeit der Demokratischen Partei (DP) wurde die-
se Einrichtung in die nationale institutionelle Bildungslandschaft integriert und als „Schule für 
theologische Spezialisierung“ bezeichnet. An der theologischen Schule wurde der Unterricht 
bis zum Jahre 1971 aufrechterhalten. Nach dem Memorandum vom 12. März 1971 wurde 
die Schule geschlossen, da das Militär die Theologen auf Halki der Anführerschaft in der 
linken Bewegung verdächtigte. Aus diesem Grund wurde ein Gesetz verabschiedet, das eine 
Verstaatlichung aller privaten Schulen in der Türkei vorsah und auch die Schließung der 
Schule auf Halki erzwang.446 Auch die Spannungen zwischen der Türkei und Griechenland 
im Zypernkonflikt gaben der türkischen Regierung einen Grund zur Schließung der theologi-
schen Schule.447 So sah die türkische Regierung die Rechte der türkischen Minderheit in 
Ostthrakien (Griechenland) durch den Konflikt nicht mehr gewährleistet und wollte durch die 
Schließung der Schule ihrer Position Nachdruck verleihen. Die Schließung der theologischen 
Schule auf Heybeliada führte bei den Angehörigen der Minderheiten zu tiefer Enttäuschung, 
da sie ihren Priesternachwuchs nicht mehr in ihrem eigenen Land ausbilden konnten. Zudem 
wurden auch die Einreisebestimmungen für orthodoxe Geistliche verschärft, sodass ein Auf-
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enthalt ausländischer Geistlicher in das Ermessen von türkischen Behörden gestellt wur-
de.448 Die theologische Schule von Halki konnte bis heute nicht wiedereröffnet werden. 
 
Nach dem Memorandum kam es zu zahlreichen Ausschreitungen gegen ethnische 
und religiöse Volksgruppen. Offensichtlich hatten bereits große Ressentiments gegenüber 
den nichtmuslimischen Minderheiten und nichttürkischen Volksgruppen bestanden, die sich 


























                                                   
448




DER PUTSCH VOM 12. SEPTEMBER 1980 
 
5.1 Die Instabilität der 1970er Jahre 
 
5.1.1 Die Ära der Technokratenregierung (1971-1973) 
 
Nach dem Rücktritt der Demirel-Regierung beauftragte Staatspräsident Cevdet 
Sunay am 19. März 1971 den ehemalige CHP-Abgeordneten Nihat Erim mit der Regie-
rungsbildung. Kurze Zeit nach Regierungsübernahme erklärten die Abgeordneten der CHP 
und die AP sich dazu bereit, die neue Technokratenregierung zu unterstützen. 
 
Das neugebildete Kabinett unter Erim hatte 25 Angehörige, darunter 14 Experten, die 
alle wichtigen Schlüsselpositionen in der Regierung besetzten. Das Regierungsprogramm 
dieser Expertenregierung sah vor, die Forderungen des Militärs durchzusetzen (Einschrän-
kung der Pressefreiheit, stärkere Kontrollen an Universitäten und Stärkung der Exekutiven). 
Außerdem wurde in 67 Städten in der Türkei der Ausnahmezustand verhängt, um die Si-
cherheit wiederherzustellen.449 
 
Der neue Regierungschef vertrat die Ansicht, dass die Verfassung von 1961 ein Lu-
xus sei und sich für die Türkei als konstitutionelle Grundlage nicht eigne. Auf dieser Basis 
erklärte er einen großen Teil der in der Verfassung von 1961 garantierten demokratischen 
Grundrechte für nichtig. Allerdings arbeiteten trotz der anfänglichen Zustimmung zur Über-
gangsregierung die konservativen Mehrheiten im Parlament gegen die Initiativen von Erim. 
So trat Erim im Dezember 1971 zurück. Eine zweite Regierung unter seiner Führung war 
auch nicht erfolgreich, da seine Gesetzesinitiativen auf in seiner Ansicht zu geringen Rück-
halt im Parlament stießen. Suat Hayri Ürgüplü bot sich an, der bereits nach dem Rücktritt 
von İnönü im Jahre 1965 die Regierungsgeschäfte kurzfristig übernommen hatte. Das Kabi-
nett unter seiner Führung wurde allerdings nicht vom türkischen Staatspräsidenten bestätigt. 
Ministerpräsident wurde nun der ehemalige Verteidigungsminister Ferit Melen aus der Ver-
trauenspartei (Güven Partisi, GP) nach, der wiederum kurze Zeit später im April 1973 sein 
Amt niederlegte.450 
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5.1.2 Repressionsmaßnahmen während der Technokratenregierung (1971-1973) 
  
Nach dem Putsch von 1971 wurden die Befugnisse der Gouverneure durch die Ver-
hängung des Ausnahmezustands erheblich ausgeweitet. Die Staatsvertreter waren in dieser 
Zeit bevollmächtigt, Menschen ohne jegliche Beweislast bis zu 30 Tage lang zu internieren. 
Zusätzlich wurde ihnen die Vollmacht erteilt, unliebsame Medien zu verbieten und Militärge-
richte einzuberufen. Nach dem Gesetz musste der Ausnahmezustand spätestens nach 2 
Monaten wieder aufgehoben werden. Allerdings wurden jedes Mal kurz vor Aufhebung die-
ses Zustandes zahlreiche Hausdurchsuchungen durchgeführt, bei denen illegales Material 
(Waffen sowie Flugblätter und Zeitschriften, die sich kritisch über die Regierung äußerten) 
entdeckt wurde. Anhand dieser Materialien konnte der Regierungschef in der Nationalver-
sammlung eine Verlängerung des Ausnahmezustandes bis 1973 erwirken, da deren Urheber 
noch nicht zur Rechenschaft gezogen worden seien.451  
 
Die Ausweitung exekutiver Befugnisse hatte erhebliche Auswirkungen auf die Oppo-
sition in der Türkei. Im Jahr 1972 dürften bis zu 10.000 Oppositionelle in den Gefängnissen 
der Türkei inhaftiert gewesen sein.452 Darunter zählten vor allem Liberale, Linke, Journalisten 
und Minderheitenangehörige.453 Unter den Verhafteten waren auch Personen, die in der Öf-
fentlichkeit standen, wie der Journalist Çetin Altan, der in den Jahren zuvor für die TİP in der 
Nationalversammlung saß, sowie Mümtaz Soysal, der Dekan für Politikwissenschaft an der 
Universität Ankara war. Eine weitere bekannte Person war der Rechtswissenschaftler 
Muammer Aksoy, einer der Urheber der Verfassung von 1961. Den genannten Internierten 
wurde vorgeworfen, marxistisches Gedankengut verbreitet zu haben.454  
 
Mit den dargestellten Mitteln gelang es der türkischen Regierung, die linken Gruppen 
bis zum Jahre 1973 fast vollständig auszuschalten. Die Repressalien der Technokratenregie-
rung gegenüber linken Gruppen kulminierten in der Festnahme von Deniz Gezmiş, Yusuf 
Arslan und Hüseyin İnan und ihre anschließende Hinrichtung am 6. Mai 1972. Nachdem das 
Urteilbekannt geworden war, entführte am 27. März 1972 eine Gruppe um Mahir Çayan, ei-
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nen Führer der linken Widerstandsbewegung, drei ausländische Techniker (zwei Briten und 
ein Kanadier), um die zum Tode verurteilten Personen wieder freizupressen. Die Regierung 
ließ sich allerdings nicht von der „Mahir Çayan“-Gruppe unter Druck setzen. Sie veranlasste 
eine Operation zur Befreiung der Geiseln, bei dem 13 Personen den Tod fanden, unter den 
getöteten Personen waren auch Mahir Çayan und die drei entführten Techniker.455 
 
Die linken Gruppen und auch die Guerilla-Gruppierungen waren durch die Repressi-
onsmaßnahmen der Regierung stark geschwächt worden. Doch gewann die linke Bewegung 
im Laufe der 70er Jahre wieder an Stärke und konnte sich neu organisieren.456 
    
5.1.3 Die erste Regierung unter Bülent Ecevit  
 
 Die Parlamentswahlen im Oktober 1973 beendeten die Ära der Technokratenregie-
rung, die als das sogenannte Übergangsregime in die neuere Geschichte der Türkei einging. 
Die CHP erhielt in den Wahlen von 1973 mit 33,3 Prozent die meisten Wählerstimmen. Die 
AP unter Demirel, der durch das Memorandum von 1971 gestürzt wurde, erhielt 29,5 Prozent 
der Stimmen. Auch die Partei Erbakans, die Nationale Heilspartei (Milli Selamet Partisi, 
MSP), die er nach dem Verbot der MNP gegründet hatte, konnte sich mit 11,8 Prozent der 
Stimmen zu den Gewinnern zählen. Am Erfolg der CHP war Bülent Ecevit maßgeblich betei-
ligt, der ab dem Jahre 1966 Generalsekretär der CHP war und der Partei eine Neuorientie-
rung nach links verordnete. Ecevit formulierte auch die neue politische Position der CHP als 
„links von der Mitte“ (ortanın solu). Als Vorbild für die Reform der politischen Identität der 
CHP dienten die sozialdemokratischen Reformen in Europa. Besonders im Zuge der erneu-
ten weltweiten Krisen der 70er Jahre wurde Politik nach dem Modell der sozialdemokrati-
schen Regierungen in Europa verfolgt. Ecevit beabsichtigte auch die Einführung von Sozial-
versicherungen, wie die der Kranken- und Arbeitslosenversicherung. Zudem wollte der Ge-
neralsekretär der CHP in ländlichen Gebieten eine Bodenreform durchführen. Ecevit führte 
soziale Ungleichheit unter den Menschen in der Türkei auf Klassenunterschiede zurück.457 
  
Im Jahre 1971 trat Ecevit von seinen Posten als Generalsekretär der CHP zurück. 
Anlass dafür war die Zustimmung Ismet Inönüs zur Unterstützung einer Technokratenregie-
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rung. Ecevit sah darin die Verdrängung einer demokratisch gewählten Regierung durch das 
Militär. Er kritisierte dies deutlich und es kam zu Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm 
und dem Parteivorsitzenden Inönü. Die Auseinandersetzungen wurden auf einer außeror-
dentlichen Parteiversammlung öffentlich, als einige Anhänger von Ecevit in den neuen Par-
teivorstand gewählt wurden. Ismet Inönü trat daraufhin als Parteivorsitzender der CHP zu-
rück. Am 14. Mai 1972 wurde Ecevit als sein Nachfolger zum Vorsitzenden der CHP ge-
wählt.458 Aufgrund der Neupositionierung der Partei konnte Ecevit wieder größere Wähler-
schichten an sich binden.  
 
Allerdings konnten nach der Wahl weder die CHP noch die AP alleine eine Regierung 
bilden und es kam zu Koalitionsverhandlungen zwischen den beiden Großparteien. Die Diffe-
renzen zwischen Ecevit und Demirel schienen so groß, dass nun der MSP unter Führung 
von Erbakan eine Schlüsselrolle bei den Koalitionsverhandlungen zukam. Die langwierigen 
Koalitionsverhandlungen endeten schließlich mit der Unterzeichnung eines Koalitionsvertra-
ges zwischen der CHP und der MSP. Am 25. Januar 1974 nahm die neue Regierung ihre 
Arbeit auf.459 
 
Die Koalitionsparteien waren sich trotz aller ideologischer Unterschiede in zwei Punk-
ten einig: Beide wollten die Souveränität der Türkei ausbauen und Abhängigkeiten ihres 
Staates von den USA soweit wie möglich verhindern. Außerdem wollten sowohl die CHP als 
auch die MSP die Sozial- und Wirtschaftspolitik des Landes stärken und auf diesem Wege 
soziale Ungerechtigkeiten in der Türkei beheben. Dadurch sollte auch das Vertrauen der 
Bürger in die Politik gestärkt werden. Konkrete Schritte zur Behebung dieser Probleme wur-
den aber nicht ins Regierungsprogramm aufgenommen. Die CHP/MSP-Koalition lehnte die 
Einmischung des Militärs in das politische System der Türkei ab und schlug eine Amnestie 
für die nach dem Memorandum von 1971 verurteilten Personen vor. Ferner wollte die neue 
Regierung die Rechte, die nach dem 12. März 1971 den ausführenden Organen des Staates 
zuerkannt wurden, wieder beschneiden.460 
 
In den 70er Jahren trat der Zypernkonflikt wieder in den Mittelpunkt der türkischen 
Politik. Nach dem Putsch auf die Regierung Makarios im Juli des Jahres 1974 wurde von der 
neuen Militärregierung auf Zypern eine Vereinigung mit Griechenland angestrebt. Der türki-
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sche Regierungschef Ecevit intervenierte scharf, um eine Angliederung Zyperns an Grie-
chenland zu verhindern. Ecevit verlangte nun von Großbritannien, seiner Verpflichtung als 
Garantiemacht Zyperns nachzukommen und den Staatsstreich zusammen mit der Türkei zu 
beenden. Großbritannien war allerdings nicht an einer weiteren Eskalation der Lage interes-
siert, daher entschloss sich Ecevit im Alleingang am 20. Juli 1974 durch eine Militäroperation 
auf Zypern zu intervenieren.461  
 
Ecevit wurde durch sein kompromissloses Handeln in der Zypernfrage von der Re-
genbogenpresse als „Held von Zypern“ gefeiert und erfreute sich großer Popularität in der 
Türkei. Die große Zustimmung zu seiner Politik versuchte er auch in politische Einflussmög-
lichkeiten umzuwandeln, indem er im selben Jahre überraschend Neuwahlen vorschlug und 
die Kooperation mit der MSP im September des Jahres 1974 beendete. Er hoffte dadurch 
eine absolute Mehrheit für seine Partei zu gewinnen.462 
 
 5.1.4 Die Regierungen der Nationalistischen Front (1975-1977) 
  
Die Oppositionsparteien erkannten allerdings die Absicht hinter dem Vorhaben von 
Ecevit und fürchteten starke Verluste nach einer vorgezogenen Neuwahl. Demirel arbeitete 
im Hintergrund an einem Parteibündnis aus AP, MSP, MHP und der kleinen CGP, um die 
vorgezogenen Neuwahlen zu verhindern. Diese Regierung unter Führung von Demirel erhielt 
den Namen „Nationalistische Frontregierung“ (Milliyetçi Cephe Hükümeti).463 
 
Aufgrund der Mehrheitsverhältnisse kam den kleinen Parteien in der neuen Regie-
rung unter Demirel eine zentrale Rolle zu. Aufgrund ihres Einflusses konnten sie ihren Unter-
stützern wichtige Positionen im Bürokratieapparat der Türkei verschaffen.464 Die Bildung der 
Nationalistischen Frontregierung löste in der Türkei schwere Unruhen aus, da ein Großteil 
der Bevölkerung nicht hinter dem Kabinett stand. Infolgedessen kam es zwischen rechten 
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und linken Gruppen zu schweren Zusammenstößen, bei denen bis ins Jahr 1977 300 Men-
schen getötet und Tausende verletzt wurden. 465 
 
Am 5. Juni 1977 fanden die Wahlen zur Nationalversammlung statt. Die CHP konnte 
bei diesen Wahlen einen starken Zuwachs von 33,3 Prozent auf 41,38 Prozent erzielen. So-
mit erhöhte sich die Zahl der CHP-Abgeordneten von 185 auf 213. Allerdings konnte auch 
die AP ihren Stimmenanteil von 29,5 Prozent auf 36,87 Prozent erhöhen, sodass die CHP 
auf einen Koalitionspartner für die Regierungsbildung angewiesen war. Die Regierungsbil-
dung war problematisch.466  
 
Der Umstand, dass Ecevit trotz seiner Beliebtheit für seine Partei keine absolute 
Mehrheit erreichte, verdient nähere Betrachtung. 
 
Die Heterogenität der Bevölkerung in der Türkei muss bei einer solchen Betrachtung 
berücksichtigt werden. Wähler mit einer sozialdemokratischen Ausrichtung bildeten in der 
Türkei in der Regel keine Mehrheit. Aufgrund von Ecevits Reformen in der CHP wurde die 
Partei als linke Kraft wahrgenommen und viele konservative Wähler rückten von ihr ab. Auch 
die Zypernkrise und die Haltung Ecevits konnten diese Wähler nicht an die CHP binden. 
Dennoch gelang es Ecevit in den Wahlen von 1977, den höchsten Stimmenanteil zu erzie-
len, den die CHP in der Geschichte der Republik Türkei je erreicht hat. Von besonderem 
Interesse ist, dass die Nichtmuslime und Kurden überwiegend für die CHP stimmten, obwohl 
die CHP in der Gründungszeit der Republik unter Mustafa Kemal eine starke Assimilierungs-
politik vertreten hat. 
 
Das politische Klima hatte zur Folge, dass Ecevit zunächst auch keine Regierung un-
ter seiner Führung bilden konnte. Stattdessen kam es zur Bildung einer zweiten Regierung 
der Nationalistischen Front unter Demirel am 21. Juli 1977. Die Demirel-Regierung war aller-
dings zu schwach, um die politischen und wirtschaftlichen Probleme des Landes zu lösen. 
Dies führte in den folgenden Jahren zu mehreren Regierungswechseln zwischen der AP und 
der CHP. Daher können wechselnde Regierungswechsel zwischen den Jahren 1977 und 
1980 als eine Ursache für den Militärputsch von 12. September 1980 betrachtet werden. 
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5.2 Situation der Minderheiten in den 1970er Jahren 
 
Die politische Lage in der Türkei war in den 1970er Jahren vor allem durch Lager-
kämpfe zwischen rechten und linken Gruppen gekennzeichnet. Vor diesem Hintergrund 
konnte von den verschiedenen Regierungen dieser Zeit keine langfristig geplante, konse-
quente Politik bezüglich der nichtmuslimischen Minderheiten betrieben werden. Auch die 
geringe Anzahl von Minderheitenangehörigen im Verhältnis zur Gesamtbevölkerung in der 
Türkei trug dazu bei, dass die Interessen der nichtmuslimischen Minderheiten kaum noch 
Berücksichtigung fanden. 
 
Die Minderheiten lebten in kleinen Gemeinschaften am Rande der Gesellschaft. Ein 
Großteil der Bevölkerung war die Existenz der Minderheiten in der Türkei nicht bewusst. Die-
se Unwissenheit wurde auch teilweise gezielt durch den Staat gefördert. Ausnahmen von 
dieser politischen Praxis bildeten die Propagandakampagnen der nationalistischen Presse, 
die die nichtmuslimischen Minderheiten als „Sündenböcke“ für die innenpolitische Krise der 
Türkei verantwortlich machten. Besonders die nationalistisch orientierte MHP und die rechts-
konservativ orientierte MSP übten sich in der Verunglimpfung der Minderheiten. Diese Par-
teien nutzten vor allem antisemitische und antichristliche Parolen, um gegen die jüdische und 
die griechische Minderheit vorzugehen. 
 
So kam es zu minderheitenfeindlichen Parolen wie „Wir werden uns rächen!“ oder 
„Schluss mit den Kirchenglocken!“, die während des Zypernkonflikts im Jahre 1971 auf De-
monstrationen gerufen wurden. Die Demonstranten schlossen sich unter dem Motto „Min-
derheiten raus“ zusammen. Diese Proteste erinnerten an die Ausschreitungen von 1955.467 
Die Demonstranten machten die Nichtmuslime, vor allem die Juden, für die Unruhen in der 
Türkei verantwortlich. Den Juden wurde unterstellt, dass sie heimlich die Weltherrschaft an 
sich reißen wollten. Weiterhin ließen die türkischen Nationalisten und Islamisten das Werk 
von Theodor Fritsch468 ins Türkische übersetzen, um ihre politischen Forderungen zu unter-
mauern.469  
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Die Spannungen zwischen der Türkei und den Nichtmuslimen verschärften sich durch 
ein Urteil des türkischen Kassationsgerichtshofs vom 8. Mai 1974. Das Gericht urteilte, dass 
alle bis 1936 nicht registrierten Immobilien Staatseigentum seien.470 
 
Ab dem Jahre 1975 nahmen die Nichtmuslime (jüdische und armenische Vertreter) 
eine besondere Rolle in der türkischen Außenpolitik ein. Die Türkei musste nach der Invasi-
on am 20. Juli 1974 auf Zypern ein Waffenembargo durch die USA hinnehmen. Diese Sank-
tionen setzten die Türkei innenpolitisch und außenpolitisch unter Druck, sodass die türkische 
Regierung vermehrt auf Lobbyarbeit der Nichtmuslime in den USA setzte, um die Sanktionen 
gegen ihr Land abzumildern. Die Beziehungen zwischen dem Staat und Nichtmuslimen ba-
sierten auf der sog. „pragmatischen“ Politik. In deren Zuge sicherte der Staat den Nichtmus-
limen als Gegenleistung für ihre Unterstützung zu, sie bei der Lösung ihrer sozialen und reli-
giösen Probleme zu unterstützen. Die Aufgabe der Lobbyisten war, die offizielle Haltung der 
Türkei zu vertreten, nach der ein Eingreifen türkischer Streitkräfte zum Schutze der türki-
schen Minderheit in Zypern erforderlich war. In diesem Sinne wurden erste Reisen nach 
England und Frankreich unternommen, um die Position der Türkei im Konflikt zu verdeutli-
chen. In dieser Gruppe von Lobbyisten war auch ein Angehöriger der jüdischen Minderheit 
mit Namen Jak V. Kamhi, der Vorsitzende von Profilo Holding in der Türkei.471 
 
 Im Jahre 1975 wurden auch in den USA Lobbyismus-Aktivitäten durchgeführt. An 
diesen nahmen Jak V. Kamhi und Fred Burla (beide Angehörige der jüdischen Minderheit) 
und der Hochschullehrer Arman Manukyan, ein Vertreter der armenischen Minderheit, teil. In 
den Jahren danach folgten weitere Auslandsreisen mit ähnlichen Zielen.  
 
Ein jüdischer Geschäftsmann, der auch für diese Aufgabe ausgewählt wurde, erläu-
tert die Mission wie folgt: 
 
„Die Türkei hat mich als ein Jude aufgefordert, dass ich als Vertreter des Landes dort die 
Türkei verteidige. Ich werde zunächst als ein Vertreter der Türkei, nicht als Jude, das 
Land repräsentieren. Da ich zugleich auch Jude bin, kann ich deswegen besser Kontakte 
zu französischen und englischen Juden aufnehmen. Die Regierung forderte uns auf, 
dass wir in Europa und den USA erhebliche Lobbyaktivitäten durchführen sollen. Wir 
werden alles geben, unser Land dort zu verteidigen.“
472  
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Er beschloss seine Aussage letztlich mit folgenden Worten: 
 




In dieser neuen Phase nahmen vor allem die jüdische und die griechische Gemeinde 
eine besondere Stellung ein. Der griechische Patriarch Bartholomeus in Istanbul fungierte als 
Vermittlungsinstanz zwischen der Türkei und den USA. Der Patriarch vertrat trotz aller Pro-
vokationen der rechten und nationalistischen Kreise die Ansicht, dass die Türkei kein musli-
misches Land sei, sondern ein multireligiöser Staat. Bartholomeus‘ Auffassung impliziert die 
Forderung, dass alle Menschen, unabhängig von ihrer ethnischen und religiösen Zugehörig-
keit, in Frieden in der Türkei leben können, und diese Überzeugung vertrat er auch mit 
Nachdruck im Ausland.  
 
Allerdings verschlechterte sich ab dem Jahre 1975 die Situation der armenischen 
Minderheit in der Türkei. Dies ist darauf zurückzuführen, dass die armenische Geheimorga-
nisation ASALA in diesen Jahren verstärkt Attentate auf Vertreter der Türkei im Ausland ver-
übte. Die türkische Öffentlichkeit warf daraufhin der armenischen Minderheit in der Türkei 
vor, ASALA heimlich zu unterstützen. Die häufigen Konferenzen über die Beziehungen zwi-
schen der Türkei und der armenischen Minderheit und auch die Teilnahme eines Vertreters 
dieser Minderheit, Arman Manukyan, an den Lobbyarbeiten konnten diese neue Lage nicht 
entschärfen.474 Die türkisch-nationalistischen Kreise nahmen die Angriffe der ASALA als An-
lass, um Ausschreitungen gegen die armenische Minderheit in der Türkei zu legitimieren.  
 
Bei einem Anschlag der ASALA am 15. Juli 1983 auf das Büro der Turkish Airlines im 
Flughafen von Orly in Frankreich kamen 8 Menschen ums Leben und 55 wurden verletzt. 
Avadis Haçınlıyan, ein Angehöriger der armenischen Minderheit und Professor an der Uni-
versität Boğaziçi, verurteile dieses Attentat öffentlich.475 Dennoch entstand nach dem Angriff 
auf das Büro in Orly im kollektiven Gedächtnis der türkischen Nationalisten eine große Ab-
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neigung gegenüber den Armeniern. Diese führte letztlich noch im Jahre 2007 zur Ermordung 
von Hrant Dink, einem Menschenrechtler und Journalisten mit armenischer Abstammung.476 
 
5.3 Ausschreitungen gegen die Aleviten (1975-1980) 
 
Die Aleviten positionierten sich nach dem Übergang zum Mehrparteiensystem poli-
tisch links. Dadurch zogen sie in den 70er Jahren die Aufmerksamkeit rechter Gruppierungen 
auf sich. Auseinandersetzungen zwischen den Aleviten und rechten Nationalisten waren die 
Folge.477 Die alevitische Minderheit in den 1970er Jahren versuchte gegen die Unterentwick-
lung ihrer Regionen und die Diskriminierung ihrer Ethnizität vorzugehen. Dieses Kapitel wird 
die die wichtigsten Ereignisse im Zusammenhang mit den Ausschreitungen gegen diese 
Gruppe behandeln. 
 
5.3.1 Ausschreitungen von Malatya (1975-1980) 
 
In der Stadt Malatya im Südosten der Türkei entfällt auf die Aleviten ein Bevölke-
rungsanteil von rund 30 Prozent. Es kam in den 1970 Jahren oft zu Zwischenfällen zwischen 
Aleviten und radikal islamistischen Sunniten. Trotz der Entwicklung Malatyas zu einer mo-
dernen Stadt ist die Mehrheit der sunnitischen Bevölkerung ein stark traditionalistisch beein-
flusst.  
 
 Die Ausschreitungen gegen die kurdischen Aleviten in Malatya begannen bereits im 
Jahre 1975. Der Lehrergewerkschaft „TÖB-DER“ organisierte am 15. und 16. Februar 1975 
eine Kundgebung, deren zentrale Forderung es war, die Repressionen gegen linksorientierte 
Lehrer zu beenden. Auch gegen Übergriffe der Rechtsextremisten wurde protestiert. Kurz 
nach Beginn der Proteste wurde die Veranstaltung von Rechtsextremisten angegriffen. Ein 
Mensch kam ums Leben und 230 Menschen wurden verletzt.478 
 
Am 17. April 1978 erhielt der neu gewählte rechtskonservative Bürgermeister von Ma-
latya, Hamit Fendoğlu, eine Briefbombe, die Fendoğlu, seinen Enkel und seine im achten 
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Monat schwangere Schwiegertochter tötete. Der Mordanschlag auf Fendoğlu führte in Ma-
latya zu tagelangen Ausschreitungen gegen die Aleviten. Besonders die rechten Gruppen in 
Malatya waren davon überzeugt, dass linke Attentäter den Bombenanschlag geplant und 
ausgeführt hätten. Dies konnte allerdings bis heute nicht nachgewiesen werden.479 Nach 
dem Bombenattentat kamen vor allem Anhänger der ultranationalistischen „Grauen Wölfe“ in 
die Stadt. Sie zündeten Versammlungslokale der Aleviten an, zerstörten Schulen und Dru-
ckereien, verwüsteten Geschäfte und plünderten diese aus. Ferner wurden drei alevitische 
Schüler festgesetzt und gefoltert. Ihre Leichen fand man später auf einer Eisenbahnbrü-
cke.480  
 
Nach zwei Tagen wurde das türkische Militär zur Hilfe gerufen und beendete die Aus-
schreitungen. Bei dem Aufruhr starben 8 Personen und 230 erlitten Verletzungen; 473 Häu-
ser wurden verwüstet.481 
 
5.3.2 Massaker von Maraş (Dezember 1978) 
 
Das Pogrom von Maraş wurde durch ein Bombenattentat am 19. Dezember 1978 in 
einem Kino ausgelöst, das einen Film mit nationalistisch-propagandistischer Botschaft 
zeigte. Die Grauen Wölfe machten die Aleviten für dieses Attentat verantwortlich.482 Als 
Folge dieses Anschlags wurden am 21. Dezember 1978 zwei Lehrer, die sich als links 
bezeichneten und Mitglieder der Gewerkschaft TÖB-DER waren, von rechtsextremistischen 
Schülern ihrer eigenen Schule erschossen. Der Konflikt in Maraş eskalierte weiter, als der 
Imam der Stadt sich weigerte, „Kommunisten“ Zugang zur Moschee zu gewähren. Von 
sunnitischer Seite wurde daraufhin behauptet, dass die Aleviten die Moschee angreifen 
wollten. Der Trauerzug für die zwei getöteten Lehrer wurde schließlich von rechten 
Gruppierungen angegriffen. Dabei wurden zahlreiche Personen verletzt und zwei weitere 
Menschen verloren ihr Leben.483 
 
Die Regierung reagierte daraufhin mit scharfen Sanktionen und verhängte am 22. 
Dezember 1978 über 13 Städte des Landes den Ausnahmezustand. Noch am selben Tag 
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wurden Häuser der Aleviten von Rechtsextremisten mit rotem Spray markiert. Danach 
wurden die alevitischen Einwohner zusammengetrieben. Es kam zu Vergewaltigungen, 
Morden und anderen Übergriffen.484 Genaue Angaben über die Zahl der Opfer des 
Massakers sind nicht bekannt. Laut offiziellen Angaben wurden 111 Aleviten getötet. Nach 
Aussagen von Zeitzeugen müssten allerdings ca. 1000 Menschen ums Leben gekommen 
sein. Die Zahl der Verletzten ist nicht bekannt. Nach diesen Ereignissen flüchteten viele Ale-
viten aus Maraş.485 
 
Infolge des Massakers von Maraş kam es zu einer Welle von Prozessen, in denen 
804 Personen angeklagt wurden. Dabei wurden 29 Angeklagte zum Tode verurteilt und 7 
weitere erhielten eine lebenslängliche Freiheitsstrafe. Ferner wurden über 321 Personen zu 
Freiheitsstrafen in Höhe von 1 bis 24 Jahren verurteilt. Allerdings wurden die Urteile später 
von höheren Instanzen abgemildert und zum Teil aufgehoben. Die Verurteilten wurden einige 
Jahre später freigelassen.486 
 
Die Ausschreitungen von Maraş demonstrierten, dass die Vision einer mehrere Reli-
gionen umfassenden Gesellschaft in der Türkei nicht verwirklicht worden war. Das Spektrum 
der Gewalt reichte von der Diskriminierung religiöser Minderheiten durch die sunnitische 
Mehrheit bis hin zu Anschlägen rechtsradikaler Gruppierungen. Letztendlich wurde festge-
stellt, dass ein junger Rechtsradikaler namens Ökkeş Kenger487 den Anschlag auf das Kino 
verübt hatte.  
 
5.3.3 Die Ereignisse von Ҫorum (Mai 1980) 
 
 Erneute Ausschreitungen gegen die alevitische Minderheit fanden in der Stadt Ҫorum 
im Mai 1980 statt. Ausgelöst wurden sie durch ein Attentat auf den Stellvertretenden Vorsit-
zenden der MHP, Gün Sazak, am 27. Mai 1980. Nach dem Anschlag fanden landesweite 
Demonstrationen gegen linke Gruppierungen und Aleviten statt. In dieser angespannten Si-
tuation kam es am 30. Mai 1980 schließlich zu Übergriffen von sunnitischer Seite auf aleviti-
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 Der Attentäter Ökkeş Kenger wurde nach dem Bombenanschlag zum Tode verurteilt. Das Urteil 
wurde allerdings nicht vollstreckt und er wurde daraufhin wieder aus der Haft entlassen. Mit neuem 
Namen (Ökkeş Şendiller) begann er eine politische Karriere und ihm gelang der Einzug in die türki-




sche Wohnviertel. Im selben Zeitraum waren von den Grauen Wölfen Flugblätter mit antiale-
vitischen Inhalten verteilt worden. Die türkische Regierung reagierte auf die Ereignisse, in-
dem sie ein Ausgehverbot über das betroffene Gebiet verhängte.488 
 
Dadurch konnte die Situation jedoch nicht beruhigt werden. Am 4. Juli 1980 kam es 
zur Eskalation, als Rechtsextremisten behaupteten, dass die Aleviten die Alaaddin-Moschee 
überfallen hätten. Dadurch geriet die Lage endgültig außer Kontrolle und es kaum zu Ge-
waltausbrüchen gegen Aleviten. Dabei wurden 57 Menschen getötet und unzählige verletzt. 
Tausende von alevitischen Familien verließen daraufhin die Stadt Çorum. Die meisten dieser 
Flüchtlinge leben heute in Deutschland.489 
 
5.4 Der Weg zum Militärputsch 
 
Am 21. Juni 1977 bildete Ecevit (CHP) eine Minderheitsregierung. Die von Ecevit ge-
bildete Regierung erhielt allerdings keine ausreichende Unterstützung unter den Abgeordne-
ten der türkischen Nationalversammlung. So bildete schließlich Demirel zum fünften Mal eine 
Regierung. Diese zweite Koalitionsregierung der Nationalistischen Front nahm ihre Arbeit am 
21. Juli 1977 auf. Allerdings hielt die unter Demirel gebildete Regierung nur ein Jahr, da 11 
Abgeordnete der AP zur CHP wechselten. Ecevit bildete nun mit diesen ehemaligen AP-
Abgeordneten eine neue Regierung. Als dann am 14. Oktober 1979 Neuwahlen zur türki-
schen Nationalversammlung stattfanden, musste Ecevits CHP mit einem Ergebnis von 
29,1 Prozent starke Verluste hinnehmen. Die AP unter Demirel erhielt 46,8 Prozent und bil-
dete unter Tolerierung der MSP und der MHP eine Minderheitsregierung.490 
 
Drei Ursachen für die Abwahl Ecevits sind anzuführen: 1) die schlechte wirtschaftliche 
und politische Lage der Türkei, 2) die rechtspopulistische Propaganda gegen Ecevit (die E-
cevit-Regierung wurde von den Populisten als Hauptverantwortlicher für die Gewalt zwischen 
Linken und Rechten verurteilt) und 3) Differenzen und Konflikte innerhalb der CHP. 
 
Die Öl- und Wirtschaftskrise ab der Mitte der 70er Jahre ließ die Wirtschaft in der Tür-
kei stagnieren. Der hohe Ölpreis machte es erforderlich, dass die Türkei für den Kauf von 
Erdöl ihre Reserven an ausländischer Währung verwendete, da das Land einen Großteil 
seiner Versorgung durch den Energieträger Erdöl sicherte. Der resultierende Devisenmangel 
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trieb die Inflationsrate stark in die Höhe. Dies führte zu einer Ausweitung von Schwarzmarkt-
aktivitäten.491  
 
Um die Auswirkungen der Ölkrise für die Türkei beherrschbar zu machen, nahm die 
Regierung Ecevit Gespräche mit dem Internationalen Währungsfonds (International Moneta-
ry Fund, IMF) auf, um einen Kredit zu erhalten. Die Verhandlungen blieben jedoch erfolglos, 
da die Garantien, die der IMF im Gegenzug von der Türkei für den Kredit erwartete, von der 
Regierung Ecevit als zu hoch angesehen wurden. Zusätzlich forderte der IMF, dass Export- 
und Importbeschränkungen aufgehoben und die Staatsausgaben reduziert sowie Subventi-
onsmaßnahmen des türkischen Staates zurückgefahren werden. Die Forderungen des IMF 
waren für Ecevit inakzeptabel. Aufgrund der absehbar schlechten Wirtschaftsentwicklung 
und des oben bereits erwähnten schlechten Ergebnisses der CHP bei den Wahlen vom 14. 
Oktober 1979 trat Ecevit zwei Tage später als Ministerpräsident der Türkei zurück.492  
 
Nach den Wahlen wurde eine Minderheitsregierung unter der Führung von Demirel 
gebildet. Diese erklärte, ein Reformprogramm durchzuführen, um die wirtschaftliche Krise 
der Türkei zu beenden. Sie verringerte die Sozialausgaben gegen den Willen der Gewerk-
schaften, die zu Streiks aufriefen. Aufgrund der Unzufriedenheit mit der politischen und sozi-
alen Situation kam es zu Anschlägen auf die Regierung Demirel und zu blutigen Auseinan-
dersetzungen zwischen linken und rechten Gruppierungen auf den Straßen der Türkei. Die 
Menschen lebten in dieser Zeit in großer Angst, da jeder ein Opfer von Gewalt werden konn-
te. Täglich gab es Tote und Verletzte.493  
 
Die Opfer dieser Attentate waren meist politisch linksgerichtete Personen. Ein Atten-
tat, das besondere Aufmerksamkeit auf sich zog, wurde am 1. Mai 1977 verübt. Damals hat-
ten sich auf Initiative des linksorientierten Gewerkschaftsbundes DISK Tausende Menschen 
zu einer Mai-Kundgebung auf den Taksim-Platz in Istanbul versammelt. Unbekannte schos-
sen in die Menschenmenge. 37 Personen starben infolge dieses Attentats.494 Die Lage ver-
schlimmerte sich auch durch die bereits erwähnten Anschläge auf die alevitische Minderheit 
in Malatya, Maraş und Çorum. Die Maßnahmen der Regierung gegen die rechten Kräfte er-
wiesen sich als wirkungslos und die Zustände in der Türkei verschlechterten sich weiter. Zu-
sätzlich waren die Regierungsbehörden von Mitgliedern der ultranationalistischen Partei 
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MHP unterwandert worden, die verhinderte, dass Anweisungen der Regierung, gegen natio-
nalistische Kräfte vorzugehen, umgesetzt werden konnten. Denn die MHP sah in diesen 
Kräften einen Verbündeten in ihrem Kampf gegen linke Gruppierungen.495 An den Straßen-
kämpfen und Ausschreitungen war auch die Jugendgruppe der islamistischen Partei MSP, 
die „Vorkämpfer“ (Akıncılar), beteiligt. Deren Mitglieder kämpften sowohl gegen die linken 
Gruppierungen als auch gegen die ultranationalistischen Grauen Wölfe. Unter Erbakan tra-
ten gegen Ende der 70er Jahre die Anhänger der islamistischen Partei für die Einführung der 
Scharia ein. Bei einer Kundgebung am 6. September 1980 wurde Erbakan als Vorsitzender 
der MSP in der Stadt Konya mit grünen Flaggen empfangen, die als Symbol der Scharia ver-
standen werden.496  
 
In dieser Zeit kam es auch unter den Kurden zur Gründung eigener Strukturen zur 
Wahrnehmung ihrer politischen Interessen. Denn nach Auffassung vieler Kurden vertraten 
die bereits existierenden linken Organisationen die kurdischen Belange nicht ausreichend. 
Zu den neuen kurdischen Organisationen zählte auch die im Jahre 1978 von Abdullah 
Öcalan im Geheimen gegründete PKK, deren politisches Ziel ein autonomer kurdischer Staat 
war. Anhänger der PKK waren vor allem viele linksorientierte kurdische Studenten. Das En-
gagement vieler junger Kurden in der PKK hatte unter anderem auch biographische Gründe, 
die in der Kindheit dieser Personen lagen. Schon sehr früh in der Kindheit mussten sie von 
zu Hause ausziehen, denn in ihren Dörfern gab es keine Schulen und sie mussten ihren Bil-
dungsweg in einer Stadt fortführen. Der Mangel an Schulen in kurdischen Dörfern war von 
der Politik gezielt herbeigeführt worden, um die Kinder aus ihrem familiären Umfeld heraus-
zulösen. Denn es herrschte die Auffassung, dass dadurch die jungen Kurden leichter assimi-
liert werden könnten. Der langfristige Effekt war jedoch, dass ein Teil dieser Kurden später 
aufgrund ihrer Kindheitserfahrungen veranlasst wurde, sich oppositionellen, vor allem links-
orientierten Organisationen, darunter auch die PKK, anzuschließen oder mit ihnen zu sympa-
thisieren. Diese Lage verschlechtere sich nach dem Putsch von 1980, sodass die PKK-
Führung ins Ausland (Syrien, Libanon) ging, um sich dort neu zu formieren. Im August des 
Jahres 1984 begann die PKK einen Guerillakampf gegen die türkische Armee.497 
 
Dieser gesamtgesellschaftliche Prozess führte zur innenpolitischen Instabilität des 
Staates. Seine Folgen waren die Zersplitterung des Parteiensystems im türkischen Parla-
ment wie auch ständige Demonstrationen auf den Straßen, die oft eskalierten und mit Toten 
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endeten. An manchen Tagen starben 20 bis 30 Menschen infolge der Auseinandersetzungen 
zwischen linken und rechten Gruppierungen. Die wirtschaftliche Rezession als Resultat der 
Ölkrise verschärfte die Situation. Die Militärführung beobachtete die Lage sehr genau und 
beschloss letztendlich in ihrer den Staat auch nach innen schützenden Funktion zu handeln. 
Die Armee sah nicht nur die staatliche Stabilität, sondern auch den Laizismus als Staatsideo-
logie gefährdet, da auch islamistische Vereinigungen in Anzahl und Mitgliederbasis anwuch-
sen.498 
 
5.5 Das Eingreifen der Generäle (12. September 1980) 
 
5.5.1 Der Beginn des Putsches  
 
Der Generalstab verlangte in einem erneuten Memorandum vom 27. Dezember 1979 
von Regierungschef Demirel die Durchführung notwendiger, um die Situation in der Türkei 
unter Kontrolle zu bringen.499 Dabei betonten die Streitkräfte in dem Memorandum Rolle als 
Hüter des Staates, die es ihnen auferlege, gegen feindliche Kräfte im Land vorzugehen:  
 
„Die Vaterlandsverräter […], die die demokratische Ordnung und Einheit des Vaterlandes 
zerstören wollen, werden ihre verdiente Strafe erhalten. Ähnlich wie die, die es zuvor in 
unserer Geschichte gewagt hatten, den Kopf zu erheben, werden sie unter der vernich-
tenden Faust der türkischen Streitkräfte zerquetscht werden und in den Sünden des ver-
gossenen brüderlichen Blutes ertrinken. Die erhabene türkische Nation wird bis in alle 
Ewigkeit noch viele Feiertage froh und glücklich feiern unter der Sicherheit, die die türki-





Nachdem die Bemühungen von Demirel, notwendige Reformen in der Türkei durchzu-
setzen, gescheitert waren, folgte eine Erklärung von Generalstabschef Kenan Evren, die er 
mit einem Katalog von 60 Maßnahmen, mit denen die Stabilität des Landes wiederhergestellt 
werden sollte. Die Erklärung von Evren löste weitere Spannungen zwischen der Regierung 
und den Streitkräften aus.  
 
Weitere Konflikte zwischen der Regierung und dem Militär wurden durch die Verhän-
gung des Ausnahmezustandes über weite Teile des Landes durch das Militär verursacht. Als 
dieser Schritt ergebnislos blieb, verstärkte sich die innenpolitische Kritik an dem Vorgehen 
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des Militärs. Dadurch sah die Armeeführung nun endgültig ihre Rolle im türkischen Staat 
gefährdet und befahl am 12. September 1980 den Putsch501 und beendete Regierung unter 
Demirel. 
 
Die Militärführung ließ um 04:00 Uhr Panzer in Ankara auffahren, während im Fernse-
hen Bilder des Staatsgründers Atatürk gezeigt wurden. Im Verlaufe des Tages verlautbarte 
der Generalstaatschef General Kenan Evren, dass es der Putsch notwendig gewesen sei, 
um die Republik Türkei zu schützen und den Kemalismus als Grundlage von Staat und Ge-
meinschaft zu bewahren. Zudem betonte er in seiner Ansprache, dass sich das Militär sofort 
wieder aus dem politischen Geschehen zurückziehen werde, wenn die politische Lage es 
zulasse.502 Der Generalstabschef erläuterte weiter, dass der Putsch auch notwendig gewe-
sen sei, weil selbst innerhalb der Armee illoyale Kräfte wirkten und er daher rasch handeln 
müsse, um der Zersetzung der Armee vorzubeugen.503 
 
5.5.2 Die Folgen des Putsches 
 
Nach dem erneuten Eingreifen der türkischen Streitkräfte wurde unter der Führung 
des Generalstabchefs Kenan Evren ein sogenannter „Nationaler Sicherheitsrat“ (Milli Güven-
lik Konseyi, MGK) gebildet, dem neben den Oberbefehlshabern aller drei Waffengattungen 
auch der Chef der Gendarmarie angehörte.504  
 
Der MGK löste nach dem Eingreifen des Militärs die Regierung ab und übernahm 
vorerst die wichtigsten Funktionen im Staat. Bülent Ulusu, ein ehemaliger Admiral, wurde 
beauftragt, eine Übergangsregierung aus Offizieren zu bilden. Die Militärregierung blieb bis 
zu den Wahlen von 1983 an der Macht. 505  
 
Nach dem Putsch wurden die führenden türkischen Politiker verhaftet. Darunter be-
fanden sich Demirel (AP), Ecevit (CHP), Türkeş (MHP) und Erbakan (MSP). Die Militärfüh-
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rung verhängte über diese Personengruppe ein Politikverbot von 7 Jahren. Der Putsch von 
1980 hebt sich deutlich von den früheren Eingriffen des Militärs in die Politik ab, da hier zum 
ersten Mal alle politischen Führer für die Lage der Türkei verantwortlich gemacht wurden. 
Kenan Evren wollte durch sein Eingreifen der zunehmenden Polarisierung in der türkischen 
Gesellschaft entgegenwirken. Daher setzte er die Verfassung außer Kraft und ließ politische 
Initiativen, Organisationen und Vereine in der Türkei verbieten.506 Auch die türkische Natio-
nalversammlung wurde aufgelöst. Die Militärjunta suspendierte eine große Anzahl von Be-
amten (Lehrern, Juristen, Hochschuldozenten) von ihren Ämtern, da sie sich nach Meinung 
der Putschisten vom Staat abgekehrt hätten. Viele Bürger flohen aufgrund der Maßnahmen 
der Militärregierung, die auch Freiheitsentzug und Folter umfassten, ins Ausland.507 
 
Die Militärregierung führte zudem die Staatssicherheitsgerichte (Devlet Güvenlik 
Mahkemeleri, DGM) wieder ein, die schon nach dem Memorandum vom 1971 errichtet wor-
den waren und im Jahre 1974 vorläufig wieder abgeschafft wurden.508 Die Eingriffe der Mili-
tärregierung in Gesellschaft und Politik zeigten Wirkung und konnten die Demonstrationen 
und Straßenkämpfe, die zum Alltag geworden waren, beenden. Auf dieser Basis konnten die 
Putschisten ihre Machtposition weiter ausbauen, da weite Teile in der Bevölkerung die er-
folgreiche Niederschlagung der Unruhen dem Militär zuschrieb. Allerdings verurteilten Men-
schenrechtsorganisationen das Vorgehen des Militärs, da es im Verlauf dieser Aktionen zu 
einer Reihe von Menschenrechtsverletzungen gekommen war.509 So waren Massenverhaf-
tungen eines der Mittel des Militärs, um die Lage unter Kontrolle zu bringen. Insgesamt wur-
den im Zuge des Militärputsches unter dem Verdacht der „Beteiligung an terroristischen Or-
ganisationen“ 650.000 Personen festgenommen.510 Das Militär verhängte ferner den Aus-
nahmezustand über die ganze Türkei. Insgesamt starben infolge des Militärputsches über 
200 verhaftete Personen in den Militärgefängnissen des Landes. Weitere 14.000 Menschen 
wurde die türkische Staatsbürgerschaft aberkannt.511  
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Die Angehörigen linker Gruppen, kurdische Separatisten oder des Separatismus Be-
schuldigte, Intellektuelle, Gewerkschaftler und Menschenrechtler wurden zu Feinden des 
Staates erklärt. Andere Gruppen wie Rechtsextremisten und Islamisten wurden von der Re-
gierung gezwungen, nicht öffentlich aufzutreten. Viele der Menschen, die unter den Repres-
sionsmaßnahmen litten, baten um Asyl im Westen.512 
 
5.5.3 Die Verfassung von 1982 
 
Auch nach diesem Putsch führte das Militär eine Verfassungsreform durch. Die ge-
änderte Verfassung wurde am 7. November 1982 durch ein Referendum mit 91,37 Prozent 
der Stimmen angenommen. Bis auf geringfügige Änderungen ist sie in der damals verab-
schiedeten Form heute noch gültig. General Evren sollte nach der Verabschiedung der Ver-
fassung für 7 Jahre Staatspräsident der Türkei sein.513  
 
Es sind sechs wichtige Änderungen zu nennen, die 1982 in die Verfassung eingeführt 
wurden: 1) Die Putschisten wurden vor nachträglicher Strafverfolgung geschützt. 2) Das 
Zweikammersystem der Judikativen wurde wieder abgeschafft und durch ein Einkammersys-
tem ersetzt. 3) Die Befugnisse des Präsidenten wurden deutlich ausgebaut. 4) Ein Hoch-
schulrat (YÖK) wurde errichtet, der den Hochschulbildungsbereich kontrollieren sollte. 5) Der 
Hohe Rat für Radio und Fernsehen (RTÜK) wurde eingeführt, er sollte der Zensur der Medi-
en dienen. 6) Das Wahl- und Parteigesetz wurde geändert, sodass Parteien nunmehr über 
10 Prozent der Wählerstimme verfügen mussten, um ins türkische Parlament einziehen zu 
können. Damit sollte die Zersplitterung innerhalb des Parlaments beendet und für klare 
Mehrheitsverhältnisse in der türkischen Nationalversammlung gesorgt werden.514  
 
Generell wurden durch die Verfassung von 1982 Verordnungen eingeführt, die die 
Grundrechte der Bürger, wie Rede- und Versammlungsfreiheit, weiter einschränkten. Das 
Militär begründete dies damit, dass das Nationalinteresse der Türkei unter allen Umständen 
zu wahren sei und diesem die Meinungsfreiheit der Bürger untergeordnet werden müsse. Zu 
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diesem Zweck wurden auch die Rechte des MGK aufgewertet, sodass das Parlament den 
Beschlüssen des Nationalen Sicherheitsrates mit höchster Priorität nachgehen musste.515 
 
Als Ursachen für die Annahme der Verfassung von 1982 mit einer großen Mehrheit 
der Stimmen und die Akzeptanz des Putsches in der Bevölkerung können angenommen 
werden: 1) Die Gesellschaft der Türkei sehnte sich nach den Jahren des bürgerkriegsähnli-
chen Zustandes wieder nach Ordnung im Staat. 2) Die Militärregierung setzte auf eine mas-
sive Propagandakampagne, um für sich und das Referendum zu werben. Die Militärführung 
drohte damit, die Repressionen weiter zu verschärfen, wenn das Referendum abgelehnt 
würde. 3) Führende Industrielle und Unternehmer unterstützten die Militärjunta, da sie von 
der türkischen Regierung eine Konsolidierung der Wirtschaftslage in der Türkei erwarteten. 
4) Es fand keine öffentliche Auseinandersetzung über die Verfassung statt, sodass die Bür-
ger in der Türkei nicht hinreichend über die Inhalte der neuen Verfassung informiert waren.516 
 
5.6 Die Folgen des Militärputsches für den Demokratisierungsprozess  
 
Der Militärputsch vom 12. September 1980 unterschied sich vom Putsch von 1971 
darin, dass die Militärführung 1980 direkt die Regierungsgeschäfte übernahm und das Par-
lament auflöste.517Durch diesen direkten Eingriff der Militärjunta in das Regierungsgeschäft 
und ihre Neustrukturierung des politischen Systems konnte Putsch den Demokratisierungs-
prozess in der Türkei tiefgreifend beeinflussen. Die Neustrukturierung des Staates bediente 
sich der beiden Mittel der Verfassungsreform und der Erneuerung des behördlichen Perso-
nals. Diese Erneuerung erfolgte zunächst durch zahlreiche Entlassungen, durch die potenti-
elle politische Dissidenten aus dem Staatsdienst entfernt wurden. Die freigewordenen Stellen 
wurden mit loyalen Beamten besetzt. Äußeres Zeichen der Gleichschaltung in den Behörden 
war das Vollbart- und Kopftuchverbot, das einer Unterwanderung des öffentlichen Dienstes 
durch islamistisch gesinnte Personen vorbeugen sollte.  
 
Nichtsdestoweniger war der Putsch aber auch eine inoffizielle Abkehr vom traditionel-
len Kemalismus und dem Prinzip des Laizismus. Die Militärregierung betrieb eine Politik der 
sogenannten „türkisch-islamischen Synthese“, in der die islamische Religion als Fundament 
des türkischen Nationalismus fungierte. Die Absicht der Putschisten war es, durch diese 
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Synthese den Islam als staatstragendes Element zu verankern. Plausibel wird dies vor dem 
Hintergrund, dass im Laufe der 1970er Jahre vor allem die konservativen islamistischen 
Gruppierungen neue Anhänger gewannen. Für die Putschisten waren Gruppierungen 
„Staatsfeinde“, die den Interessen der Türkei schaden wollten und sich ihrer Kontrolle ent-
zog. Aus diesem Grund unterstützte die Militärjunta eine islamische Reformbewegung, wel-
che die türkisch-islamische Synthese befürwortete.  
 
Eine türkisch-islamische Synthese war bereits nach dem Putsch vom 1971 propagiert 
worden. Ab dieser Zeit sollte der Islam als Bollwerk gegen die politische Linke instrumentali-
siert werden.518 Aufgrund der Instabilität der 70er Jahre in der Türkei konnte die beabsichtig-
te Kontrolle und Integration des Islams jedoch nicht umgesetzt werden. Nach dem Militär-
putsch vom 1980 konnte dieses Konzept in der Tat realisiert werden und nun sollte der Islam 
als Instrument zur Entwicklung eines homogenen Nationalbewusstseins eingesetzt wer-
den.519 Die türkische Öffentlichkeit erfuhr von dieser Politik erst, als die türkische Presse, 
besonders die dem Kemalismus nahestehende Zeitung „Cumhuriyet“ im Zeitraum von De-
zember 1987 bis zum Juni 1988 davon berichtete.520 
 
Die Militärführung wollte nach dem Putsch von 1980 durch diesen Ansatz auch ein is-
lamisch-staatstreues Gegengewicht zu den islamistischen Strömungen in der Türkei etablie-
ren. Deshalb wurde die islamische Religion als Pflichtfach in den öffentlichen Schulen einge-
führt. Außerdem wurde ein „Amt für Religiöse Angelegenheiten“ (Diyanet İşleri Başkanlığı) 
gegründet und es wurden religiöse Fernsehsender und Radioprogramme eingerichtet, die 
unter staatlicher Aufsicht standen. Die Anzahl der Neubauten von Moscheen stieg sprung-
haft an. Dass im Zuge dieser Entwicklungen Zugeständnisse im Laizismus gemacht wurden, 
lässt sich an der Tatsache erkennen, dass die Religionszugehörigkeit im türkischen Pass 
eingetragen wurde.521  
 
Der Putsch hatte erhebliche Auswirkungen auf den Demokratisierungsprozess der 
Türkei. Deutlich wird das an der Verfassung von 1982, in der die Bürgerrechte und Freiheits-
rechte des Einzelnen unter die nationalen Interessen des türkischen Staates gestellt werden, 
wobei das nationale Interesse des türkischen Staates nicht näher definiert wird. Daher konn-
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te die Militärjunta ohne ohne einen begründeten Verdacht gegen vermeintliche politische 
Gegner vorgehen. Daher kann der Militärputsch vom 12. September 1980 als eine tiefe Zä-
sur im Demokratisierungsprozess der Türkei betrachtet werden. Auch heute noch prägen die 
Nachwirkungen des Putsches von 1980 das politisch-gesellschaftliche Leben in der Türkei. 
Die Militärjunta wollte die Bevölkerung zu Bürgern der Türkei erziehen, die nicht denken, 
nichts wissen und sich gehorsam gegenüber der Staatsmacht verhalten. Es kann festgehal-
ten werden, dass die von der Militärjunta ausgearbeitete Verfassung von 1982 eines der 
Haupthindernisse für eine weitere Demokratisierung der Türkei war und ist.  
 
5.7 Auswirkungen des Putsches auf die Minderheiten 
 
 
 Die Auswirkungen des Putschs vom 12. September auf die Nichtmuslime können mit 
Bezug auf Äußerungen des ehemaligen Ministerpräsidenten der Türkei über den Militär-
putsch dargestellt werden: Bülend Ulusu, der nach dem Putsch als Ministerpräsident fungier-
te, machte die Nichtmuslime, vor allem die griechischen und armenischen Minderheiten, für 
den Militärputsch verantwortlich und sagte über ihre Rolle: 
 
„Die griechischen und armenischen Minderheiten wollten die Türkei wegen der Invasion 
auf Zypern in eine schwierige Lage bringen, damit die Türkei nur mit ihrer innerlichen An-




Die Äußerungen Ulusus weisen darauf hin, dass die türkische Machtelite angesichts 
politischer und auch wirtschaftlicher Schwierigkeiten die Nichtmuslime als „Sündenbock“ 
darstellen versuchte.  
 
Der Putsch von 1980 hat erheblichen Schaden bei den Angehörigen der nichtmuslimi-
schen Minderheit hinterlassen. Die sogenannten „Kommandanten des Kriegsrechts“ (Sıkıyö-
netim komutanları), die nach dem Putsch in Gebieten, in denen der Ausnahmezustand ver-
hängt wurde, als Gouverneure fungierten, verfügten über weitgehende Befugnisse.523 Auf 
ihre Anweisung hin wurden Liegenschaften und Stiftungen der Nichtmuslime ohne ein Ge-
richtsurteil beschlagnahmt. Der Fall des Komandanten des Kriegsrechts Sami Oytun kann 
hier erwähnt werden. Nach dem Putsch ließ Oytun die Liegenschaften der nichtmuslimischen 
Minderheiten in Hatay gegen einen symbolischen Preis kaufen.524  
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Unter den nichtmuslimischen Minderheiten litten auch die Assyrer unter den Auswir-
kungen des Putsches von 1980. Viele Angehörige der assyrischen Minderheit lebten im 
Südosten des Landes, in Tur Abdin, und dort war der Ausnahmezustand verhängt. Daher 
war es verboten, andere Sprachen als das Türkische im Bildungskontext zu verwenden. Mit 
dem Verbot der nichttürkischen Sprachen wurden die Rechte der Assyrer weiter einge-
schränkt, insbesondere, da sie von der Türkei nicht als Minderheit anerkannt worden waren 
und daher ihre kulturelle und religiöse Entfaltung in keiner Weise geschützt war. So durften 
sie keine eigenen Schulen errichten. Bis zum Militärputsch konnten sie trotz vieler Ein-
schränkungen Bildungs- und religiöse Aktivitäten in ihren religiösen Gemeindeeinrichtungen 
ausüben. Nach dem Putsch konnten die Assyrer nur die öffentliche Schule besuchen. Unter 
diesen Umständen mussten viele Assyrer die Türkei endgültig verlassen. Die Vermögen der 
Assyrer wurden mit Genehmigung des Staates beschlagnahmt. Die damals ausgewanderten 
Assyrer planten eine Rückkehr in ihre Traditionssiedlungsgebiete in der Türkei. Doch werden 
sie jetzt in der Türkei als Ausländer behandelt und können trotz gültiger Unterlagen keine 
Rückgabe ihrer Liegenschaften erwirken.525  
 
Nach dem Putsch wurden besonders als Folge des Angriffs durch die ASALA die Ar-
menier unter Druck gesetzt und daher wanderten viele Angehörige dieser Minderheit nach 
Armenien oder in den Westen aus. Auch die Griechen waren nach wie vor wegen des Zy-
pernkonfliktes eines Mangels an Loyalität zum türkischen Staat beschuldigt. Aufgrund der 
politischen und gesellschaftlichen Verfolgung mussten auch viele Angehörige der griechi-
schen Minderheit abwandern.526  
  
5.8 Die Auswirkungen des Putsches auf die nichttürkischen Völker 
 
 
Drei Monate vor dem Putsch bereiteten die Putschisten unter der Führung von Kenan 
Evren ein geheimes Dokument (İç Tehdit Raporu) über die Kurden und Aleviten vor. Der Be-
richt wurde im Juni 1980 an alle Brigade- und Regimentskommandeure der türkischen Ar-
mee gesendet. Im Bericht wurden die Aleviten als „innerliche Bedrohung“ bezeichnet. Ferner 
wurde im Dokument behauptet, dass die Aleviten mit der Unterstützung ausländischer Mäch-
te versucht hätten, in den staatlichen Verwaltungsorganen eine politische Macht zu erlangen. 
Dem Bericht zufolge wurden die Siedlungsgebiete der Aleviten, wie Kırıkhan in Hatay, durch 
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die Umsiedlungspolitik von sunnitischen Bürgern anderen Gebieten der Türkei „demogra-
phisch“ gleichgestellt – heute bezeichnen sich 96,34 Prozent der Einwohner von Kırıkhan als 
Türken.527  
 
Im Bericht ging es auch um die Kurden:  
„Unsere Bürger, die im Osten und Südosten des Landes leben und sich als Kurden be-
zeichnen, gehören zumindest zum großen Teil der türkischen Rasse an. Dass sie zur tür-
kischen Rasse gehören, wurde bewiesen, aber unsere Landsleute hatten durch die ‚ent-
gegengesetzte‘ Assimilation ihre ‚türkische‘ Sprache verloren und sprachen bis heute ei-
ne andere Sprache als die türkische. Die Bürger in unserem Land, die als Kurden be-
zeichnet werden, gehören mehrheitlich zur sunnitischen Schafi-Sekte des Islams. Ein Teil 
dieser Gruppen sind auch Aleviten und leben mehrheitlich in den Städten Tunceli, Bingöl, 





 Das geheime Dokument berichtet auch von den kurdischen Organisationen und Par-
teien seit der Gründung der Türkei bis zum Militärputsch von 1980. Weiterhin wurden im Be-
richt auch die kurdischen Stämme im Osten und Südosten einzeln betrachtet. Die Stämme, 
die an den Aufständen gegen den Staat teilgenommen hatten, wurden als „verdächtige“, und 
staatlich subventionierte Stämme als „verlässlich“ kategorisiert. Auch ihre Bevölkerungszahl 
und Wohngebiete wurden im Bericht dokumentiert.529 Die Vorbereitungen der Putschisten 
vor der Intervention waren die Grundlage der Politik des türkischen Staates nach dem 
Putsch. 
 
Nach dem Militärputsch wurde die Verfassung von 1982 ausgearbeitet, in der der 
Gebrauch der Sprachen der nichttürkischen Völker verboten wurde. Dabei wurde nicht nur 
die kurdische Sprache, sondern auch kurdische Namen verboten, die Buchstaben wie Q, W 
oder X enthielten. Ferner wurde in der neuen Verfassung die türkische Sprache zur Staats-
sprache erklärt und die Erziehung in Türkisch als einziger Muttersprache angeordnet. Dies 
führte dazu, dass die Sprachen der nichttürkischen Volksgruppen als Muttersprache im öf-
fentlichen Raum nicht gelehrt werden durften.530 Jedoch gab es kein Verbot für den Ge-
brauch der Sprachen anderer Volksgruppen im privaten Raum. Aber die nicht Türkisch spre-
chenden Völker hatten aufgrund der Staatsideologie – „eine Sprache, eine Nation, ein Staat 
und eine Fahne“ – nie die Möglichkeit, ihre kulturelle Identität auszuleben und insbesondere 
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ihre Sprache ohne Furcht vor staatlichen Sanktionen zu verwenden. So führte der Militär-
putsch eine soziale Situation herbei, in der eine nichttürkische kulturelle Identität, wie sie sich 
auch im Gebrauch einer anderen Sprache als dem Türkischen äußert, mit Rückständigkeit 
und auch politischem Separatismus gleichgesetzt wurde und nicht selten gesellschaftliche 
Sanktionen auf sich zog.531 Welchen sozialen Sanktionen Angehörige der in der Türkei le-
benden nichttürkischen Völker ausgesetzt waren, beschreibt ein 12-jähriges Kind: 
 
„Wenn wir beim Spaziergang auf der Straße mit unserer Mutter oder Bekannten auf Ar-
menisch sprechen, fangen alle an, uns wie Feinde anzuschauen. Natürlich fühlen wir uns 
dann unwohl und reden nicht mehr auf Armenisch.“
532 
 
Zudem wurden Gesetze zur Namensänderung geographischer Orte in der Türkei ver-
abschiedet. Die meisten Änderungen der Ortsnamen erfolgten in den süd- und östlichen Re-
gionen der Türkei, wo überwiegend Kurden lebten, und an der östlichen Schwarzmeerküste, 
die mehrheitlich von den Lasen bewohnt war. In diesen Gebieten wurden zwangsweise Tau-
sende Ortsnamen auf Kurdisch, Armenisch, Griechisch, Aramäisch und Lasisch durch türki-
sche Namen ersetzt. Jedoch behielten die Bewohner im Sprachgebrauch die historischen 
Namen trotz der Namensänderungen über Jahrzehnte bei.533 
 
Die Militärgefängnisse wurden nach dem Putsch vom 12. September 1980 wieder in 
Betrieb genommen. Diese Gefängnisse waren vor allem für die politischen Gefangenen be-
stimmt. Nach dem Militärputsch kam es hier zu Misshandlungen an Tausenden Angehörigen 
der nichtmuslimischen Minderheiten und an kurdischen Häftlingen.534 Der Militärputsch von 
1980 führte zu einer Radikalisierung in der Kurdenfrage in der Türkei, da mit der Verfassung 
von 1982 kurdische Aktivisten annehmen mussten, dass für sie keine Möglichkeiten zur 
freien Betätigung in kurdisch geprägten Parteien und Organisationen oder zu deren Grün-
dung mehr bestanden. In den Kurdengebieten wurden repressive Maßnahmen der „Kom-
mandanten des Kriegsrechts“ umgesetzt. Im Endergebnis führte dies dazu, dass viele Men-
schen sich aufgrund der Misshandlungen an Häftlingen und der Repressionen in den kurdi-
schen Gebieten dem bewaffneten Kampf der PKK anschlossen.535  
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5.9 Neustrukturierung der Politik  
 
Nach dem Putsch wurde das politische System der Türkei umgestaltet. Bis dahin beste-
hende Parteien (darunter CHP, AP, MHP und MSP) wurden verboten. Im Frühjahr 1983 
wurde die Gründung von Parteien wieder zugelassen. Die Militärjunta ließ daraufhin zu den 
Wahlen, die für den 6. November 1983 angesetzt waren, 3 Parteien zu. Damit stand die 
Volksnahe Partei (Halk Partisi, HP), die programmatisch der „alten“ CHP nahestand, zur 
Wahl. Parteivorsitzender war Necdet Calp. Auch die Partei der Nationalistischen Demokratie 
(Milli Demokrasi Partisi, MDP) war zur Wahl zugelassen, sie sollte rechtskonservative Wäh-
lerschichten ansprechen und wurde vom Militär unterstützt. Ihr Vorsitzender wurde der ehe-
malige General Turgut Sunalp. Die dritte und letzte Partei, die zu den Wahlen vom Novem-
ber 1983 zugelassen wurde, war die Mutterlandspartei (Anavatan Partisi, ANAP). Ihr Vorsit-
zender war der Wirtschaftsfachmann Turgut Özal.536 
 
Die Wahlen zur Nationalversammlung endeten in einem Fiasko für die Militärjunta: Die 
von ihnen favorisierte und unterstützende MDP erhielt lediglich 23,27 Prozent der Wähler-
stimmen. Hingegen konnte die HP 30,46 Prozent der Wählerstimmen auf sich verbuchen. 
Eindeutiger Wahlsieger wurde Özals ANAP mit 45,15 Prozent der Stimmen. 537  
 
5.9.1 Die Ära Özal (1983-1993) 
 
Der neue Regierungschef Turgut Özal stammte aus der Stadt Malatya und besaß gute 
Verbindungen zum muslimischen Orden der Nakşibendi. Özal studierte an der Technischen 
Universität Istanbul und beendete sein Studium als Ingenieur. Im Jahre 1952 absolvierte er 
ein betriebswirtschaftliches Studium in den USA.538 Unter Demirel wurde er durch ein öko-
nomisches Reformprogramm bekannt, das sogenannte Maßnahmenpaket vom 24. Januar 
1980. Das von Özal ausgearbeitete Programm bestand aus verschiedenen Maßnahmen, mit 
denen die ökonomische Situation in der Türkei verbessert werden sollte. Unter anderem war 
vorgesehen, die Inflationsrate und die Staatsausgaben zu verringern, ausländische Investiti-
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onen in der Türkei zu fördern und den Außenhandel zu stimulieren. Nach dem Putsch wurde 
Özal Stellvertreter des Ministerpräsidenten Bülent Ulusu und zugleich Beauftragter der Re-
gierung für die Wirtschaftspolitik. Özal setzte in dieser Zeit unter der Militärregierung das 
Reformpaket erfolgreich um. Dadurch konnte er die verschiedenen Kräfte in der neugegrün-
deten Partei ANAP unter seiner Führerschaft vereinen.539 
 
Aus den Wahlen vom 6. November 1983 ging Özal als klarer Wahlgewinner hervor und 
konnte mit 211 Mandaten die absolute Mehrheit erreichen. Durch seine guten Beziehungen 
zur Militärführung gelang es ihm, seine Regierung zu stabilisieren und dabei die Erwartungen 
des Militärs zu erfüllen. Er konnte er sich langsam der Weisungsmacht der Militärregierung 
entziehen und die Politik der Türkei wieder von zivilen Politikern gestalten lassen. Özals Poli-
tik löste in der türkischen Gesellschaft eine kontrovers geführte Diskussion darüber aus, ob 
die Machtposition der Armee und ihr Privileg, den Schutz des Staates auch im Inneren si-
cherzustellen, gerechtfertigt seien. Özal stellte für den Fall einer erneuten absoluten Mehr-
heit seiner Partei bei der nächsten Wahl in Aussicht, den Generalstab dem Verteidigungsmi-
nisterium unterzuordnen, was einer politischen Kontrolle des Militärapparates gleichkäme. 
Durchsetzbar wäre dieses Vorhaben aber wahrscheinlich nicht gewesen, da das Militär hin-
ter den Kulissen weiterhin einen bestimmenden Einfluss auf die Politik ausübte. Als Regie-
rungschef gelang es ihm, die Autonomie der Politik gegenüber der Militärführung zu erhöhen. 
Allerdings war ihm stets bewusst, dass er die Militärführung des Landes nicht grundlegend 
hinterfragen durfte.540 
 
Somit war die Politik von Özal eher pragmatisch orientiert. Er verstand sich zwar als 
Wirtschaftsliberaler, allerdings war seine Politik stets auf die realpolitische Lage der Türkei 
abgestimmt. Auf dieser Grundlage sah er sich weniger als Staatslenker denn als Dienstleis-
ter der Menschen in der Türkei an und versuchte auf diese Weise die konkreten Probleme 
der Menschen im Land anzugehen.541 Özal wollte durch seine Politik der Türkei den Weg in 
die Moderne bereiten. Daher setzte er vor allem auf eine Wirtschaftsliberalisierung, um die 
Türkei als attraktives Land auf dem Weltmarkt zu positionieren. Ferner verfolgte Özal das 
Ziel, den Staatsapparat zu reformieren, da er die Bürokratie als ein Haupthindernis für die in- 
und ausländischen Investitionen in der Türkei sah. Sein Ziel war es, den türkischen Markt 
vollständig zu liberalisieren und die staatliche Einflussnahme auf den Wirtschaftsbereich zu 
stoppen. Der Staat sollte sich auf den Ausbau der Infrastruktur konzentrieren, um dadurch 
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den Wirtschaftsstandort der Türkei zu stärken. Auch Özals Liberalisierungsmaßnahmen führ-
ten zu einem weitreichenden Ausbau der Infrastruktur in der Türkei.542 Festzuhalten ist, dass 
die Türkei in der Ära des Ministerpräsidenten Özal (1983-1989) ein signifikantes Wirt-
schaftswachstum erlebte. Allerdings hatten seine Reformmaßnahmen nicht nur positive Ef-
fekte. De facto war die Lohnentwicklung für viele Angestellte in der Türkei negativ, da er 
Lohnsenkungen durchführte, um die Türkei vorerst als Niedriglohnland auf dem Weltmarkt zu 
etablieren. Ferner trug Özals Politik dazu bei, dass sich die Regionen in der Türkei un-
gleichmäßig entwickelten. Dies führte zu sozialen Spannungen und Özal verlor infolgedes-
sen gegen Ende der 80er Jahre an Zustimmung für seine Politik.543  
 
Nach seiner Zeit als Premierminister wurde er am 31. Oktober zum Staatspräsidenten 
der Türkei. Er war der achte Staatspräsident der Türkei und der zweite Zivilist, der in der Re-
publik jemals dieses Amt ausgeübt hatte. Turgut Özal starb überraschend am 17. April 1993 
im Alter von 65 Jahren an Herzversagen.544  
 
5.9.2 Özals Minderheitenpolitik 
 
Özal versuchte in seiner Politik, den Ausgleich zwischen den Völkern in der Türkei zu 
fördern, da er die Auffassung vertrat, dass nur eine innenpolitisch geeinte Türkei die notwen-
digen wirtschaftspolitischen Reformen erfolgreich umsetzen könne. Schließlich befanden 
sich auch wichtige Industrieanlagen und Handelsunternehmen in den Händen von Angehöri-
gen nichtmuslimischer Minderheiten. 
 
Diese auf Ausgleich abzielende Politik wollte Özal auch in Bezug auf die Außenpolitik der 
Türkei durchsetzen. Daher beabsichtigte er, die außenpolitischen Beziehungen zu Griechen-
land wieder zu intensivieren, die nach dem Zypernkonflikt und der schwierigen Lage der tür-
kischen Minderheit im thrakischen Teil Griechenlands angespannt waren. Daher traf Özal am 
30. Januar 1988 mit dem griechischen Ministerpräsidenten Papandreou in Davos zusam-
men. Bei dem Treffen wurde eine diplomatische Lösung für die Probleme der türkischen 
Minderheiten in Thrakien vereinbart. Somit kann das Treffen der beiden Premiers als ein 
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diplomatischer Erfolg betrachtet werden. Papandreou sagte nach dem Treffen mit dem türki-
schen Premierminister in einer Pressemitteilung, „dass Özal so ein aufrichtiger und offener 
Mensch ist, wusste ich nicht, bevor ich hierher kam“.545 Weitere politische Zeichen setzte 
Özal, indem er als erster Staatspräsident der Türkei die Ausschreitungen im Jahre 1955 und 
die erzwungene Abwanderung im Jahre 1964 öffentlich bedauerte und das Verhalten der 
Türkei in dieser Zeit kritisierte. Zudem war er bemüht den Minderheiten größere kulturelle 
Freiheiten einzuräumen. Ein langfristiger Erfolg seiner Politik war es, dass sich die wirt-
schaftsliberalen Parteien in der Türkei seinem Erbe verpflichtet fühlen und zu mehr Toleranz 
zwischen der muslimisch geprägten Gesellschaft und den nichtmuslimischen Gruppen in der 
Türkei auffordern.546 
 
Darüber hinaus leitete er einen politischen Kurswechsel zur Lösung der Kurdenfrage in 
der Türkei ein. Unter Özal wurde das Verbot der nichttürkischen Sprachen (Kurdisch, 
Tscherkessisch, Lasisch) wieder aufgehoben, das nach dem Militärputsch von 1980 einge-
führt worden war. Zudem wurde offiziell die Existenz von Millionen Kurden und anderer in der 
Türkei lebender Volksgruppen anerkannt.547 Für Letztere war der Assimilierungsprozess je-
doch schon häufig abgeschlossen und im Gegensatz zu den Kurden bestanden sie nicht auf 
ihrer kulturellen Identität. Ferner wollte er den Kurden entgegenkommen und räumte deshalb 
den Lokalverwaltungen in kurdischen Gebieten größere Kompetenzen ein.548  
 
Özals Politik beruhte auf seiner Annahme, dass eine Verringerung der Einschränkungen 
der Kurden zu größerem außenpolitischem Spielraum für die Türkei führen könnte. Auf die-
ser Grundlage eröffnete er einen geheimen Dialog zwischen Ankara und den irakischen Kur-
denführern Masud Barzani und Dschalal Talabani. Özal verfolgte damit das Ziel, einen Kom-
promiss mit den Kurden über die Nutzung von Energiequellen im Irak und anderen Teilen der 
Region auszuhandeln. Auch um die Kurdenproblematik in der Türkei zu entschärfen und 
eine Waffenruhe mit der PKK zu erreichen, verhandelte er mit den irakischen Kurdenfüh-
rern.549 Die Geheimdiplomatie Özals führte zu einem ersten einseitigen Waffenstillstand der 
PKK im Jahre 1993. Als am 17. April 1993 die PKK in geheimer Absprache mit Özal vor der 
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Presse die Verlängerung des Waffenstillstands ankündigen sollte, kam die Nachricht von 
dessen Tod. Gleichzeitig kam es zu einem PKK-Angriff auf unbewaffnete türkische Soldaten 
in Bingöl, bei denen 33 türkische Soldaten ums Leben kamen.550  
 
Özals Kurdenpolitik kann wie folgt zusammengefasst werden: Zunächst unterstützte auch 
Özal den militärischen Kampf gegen die PKK, jedoch wollte er die Gebiete, in denen haupt-
sächlich Kurden leben, wirtschaftlich langfristig entwickeln, um die Kurden so an den türki-
schen Staat zu binden. Dazu strebte er auch eine Lösung der Kurdenfrage an, indem er lo-
kale Verwaltungen und damit auch kurdische Kommunen stärkte, eine Liberalisierungspolitik 
verfolgte und mit irakischen Kurdenführern und schließlich auch der PKK selbst verhandel-
te.551 
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DER POSTMODERNE PUTSCH VOM 28. FEBRUAR 1997 
 
6.1 Der Weg in die staatliche Repression: die Ära Çiller 
 
Nach dem siebenjährigen Politikverbot, das die Militärjunta über die führenden Politi-
ker des Landes verhängt hatte, kehrten diese im September des Jahres 1987 wieder in den 
Politikbetrieb zurück und beanspruchten die politische Führung innerhalb der nach 1987 ge-
gründeten Parteien.552 Özal wusste um den Einfluss der alten politischen Elite und setzte ein 
Referendum durch, das über Fortsetzung oder Beendigung des Politikverbots entscheiden 
sollte. Eine knappe Mehrheit entschied sich für eine Aufhebung des Politikverbots. Trotz die-
ser Niederlage gewann Özal die Wahlen von 1987 mit einer knappen Mehrheit. Özal wurde 
dann im Jahre 1989 zum Staatspräsidenten der Türkei gewählt und musste folglich sein Amt 
als Ministerpräsident niederlegen. Sein Nachfolger als Ministerpräsident vom 9. November 
1989 bis zum 23. Juni 1991 wurde Yıldırım Akbulut, der sich nicht gänzlich aus dem Schat-
ten Özals heraustreten konnte. 
 
Am 29. Oktober 1991 kam es zu Neuwahlen, in denen die ANAP-Regierung abge-
wählt wurde. Wieder konnte Süleyman Demirel mit seiner neugegründeten „Partei des Rich-
tigen Weges“ (Doğru Yol Partisi, DYP) den größten Teil der Stimmen – 27 Prozent – gewin-
nen. Die ANAP erhielt 24 Prozent der Wählerstimmen und die Sozialdemokratische Populis-
tische Partei (Sosyaldemokrat Halkçı Parti, SHP) unter Führung von Erdal Inönü, dem Sohn 
des ehemaligen türkischen Staatsführers Ismet Inönü, 20,8 Prozent. Demirel bildete zusam-
men mit Inönü die neue Regierung und wurde am 20. November 1991 zum siebten Mal Mi-
nisterpräsident der Türkei. Erdal Inönü wurde sein Stellvertreter.553 In der Koalitionsvereinba-
rung zwischen DYP und SHP wurde eine Demokratisierung des Landes beschlossen. Der 
Auswirkungen des Militärputsches von 1980 sollten vollständig beseitigt und eine neue Ver-
fassung installiert werden. Auch die Europäische Menschenrechtskonvention unterzeichnete 
die Vereinbarung. Darüber hinaus wollte die Regierung Demirel auch die Kurdenfrage lösen, 
die zu dieser Zeit die Innenpolitik dominierte. Demirel bestand darauf, dass die kurdische 
Realität nicht mehr verleugnen werden dürfe, und die Koalitionsregierung setzte sich für die 
Anerkennung der kurdischen Identität ein.554 
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Nach dem plötzlichen Tod von Turgut Özal am 17. April 1993 wurde Demirel zu sei-
nem Nachfolger als Staatspräsident gewählt. Ministerpräsidentin wurde Tansu Çiller, die sich 
als Wirtschaftsministerin in der Regierung von Demirel einen Namen gemacht hatte. Im Juni 
1993 beschlossen Çiller und Erdal Inönü die Fortführung der Regierungskoalition.555  
 
Kurz nach der Regierungsübernahme durch Çiller wurde am 3. Juli 1993 ein Massa-
ker an der alevitischen Minderheit in Sivas verübt. Die Aleviten feierten das mehrtägige, ab 
dem 1. Juli 1993 stattfindende Pir Sultan Abdal-Festival.556 Sunnitische Gruppen hatten be-
reits vor den Feierlichkeiten gegen die alevitischen Minderheiten aufgehetzt. Ihre Äußerun-
gen richteten sich vor allem gegen den Redner des Festivals, den 78-jährigen türkischen 
Schriftsteller Aziz Nesin. Nesin war bei diesen Gruppen aufgrund seiner atheistischen Über-
zeugungen verhasst und hatte auch durch seine Übersetzung der „Satanischen Verse“ von 
Salman Rushdie ins Türkische den Zorn dieser Gruppen auf sich gezogen.557  
 
Die Lage spitzte sich zu, als am 2. Juli 1993 die Muezzin verschiedener Moscheen im 
Freitagsgebet dazu aufriefen, die Aleviten für ihren Unglauben zu bestrafen. Vor dem Madi-
mak-Hotel, in dem Gäste des Festivals untergebracht waren, bildete sich daraufhin eine 
Menschenmenge, die Hotelfenster einwarf und im Inneren des Hotels ein Feuer legte. Zwar 
trafen Sicherheitskräfte an dem Hotel ein, zogen sich aufgrund der instabilen Lage aber wie-
der zurück.558 Die im Hotel Eingeschlossenen versuchten Hilfe herbeizurufen und informier-
ten sogar den stellvertretenden Regierungschef Erdal Inönü über die Lage vor Ort. Allerdings 
wurde ihnen von der Staatsmacht keine umfangreiche Hilfe zuteil.  
 
Erst 8 Stunden nach Beginn der Ausschreitungen sich die Situation soweit beruhigt, 
dass die Feuerwehr Löscharbeiten einleiten konnte. In der Zwischenzeit waren viele der Ein-
geschlossenen zu Opfern der Gewalttaten geworden. Die Ausschreitungen kosteten insge-
samt 35 Menschenleben. Die Opfer waren 33 Teilnehmer des Festivals (Sänger, Schriftstel-
                                                   
555
 Ebd. S. 43. 
 
556
 Der Namensgeber Pir Sultan Abdal war ein Volksdichter und Freiheitsheld der Aleviten. Er lebte im 
16. Jahrhundert und wurde aufgrund seiner politischen Einstellungen vom osmanischen Sultan hinge-




 Vgl. Strittmatter, Kai: 15. Jahrestag des Massakers von Sivas – Eingebrannt in die Erinnerung, in: 
Süddeutsche Zeitung vom 17. Mai 2010; Hendrich, Bèatrice: Alevitische Geschichte erinnern – in 
Deutschland, S. 37-63, in: Sökefeld, Martin (Hrsg.): Aleviten in Deutschland. Identitätsprozesse einer 
Religionsgemeinschaft in der Diaspora, Bielefeld 2008, hier S. 43. 
 
558
 Vgl. Hirsch vom 07,07.2013; Ataman, Ferda: 15 Jahre Massaker von Sivas: Die Auferstehung der 




ler, Dichter und andere Personen) und zwei Hotelangestellte.559 Die Ausschreitungen von 
Sivas belegten den mangelnden Schutz der Rechte von Minderheiten durch die türkische 
Regierung, der sogar auf eine beabsichtigte Untätigkeit zurückgeführt werden kann. Be-
zeichnend für eine Haltung, die zu einer solchen Untätigkeit geführt haben kann, sind die 
Worte der Ministerpräsidentin Tansu Çiller über die Übergriffe: „Gott sei Dank war unser Volk 
draußen.“560  
 
Aufgrund ihrer Aussage geriet Çiller auch unter Druck und suchte weitere Kontakte, 
um ihre Macht zu sichern. Daher verbündete sich Çiller mit dem Generalstabschef Doǧan 
Güreş und den nationalistischen Kräften. Bei der Lösung der Kurdenfrage priorisierte sie ein 
militärisches Vorgehen. Den Kampf zwischen der türkischen Armee und der PKK kommen-
tierte Çiller mit dem Slogan: „Der Terror wird entschieden beendet!“ („Terör ya bitecek, ya 
bitecek!“).561 Im Zuge dieser Politik wurden in der Mitte der 90er Jahre von der türkischen 
Armee viele kurdische Dörfer entvölkert, deren Bewohner vor die Wahl gestellt wurden, ent-
weder zu kooperieren oder ihre Dörfer zu verlassen. Viele Kurden wanderten daraufhin aus 
betroffenen Gebieten in die Großstädte der Türkei oder ins Ausland ab. Çillers Absicht war, 
die in der Türkei verbleibenden Minderheiten, vor allem Kurden, aber auch Assyrer durch 
Entfernung aus ihren gewohnten Lebenszusammenhängen stärker zu assimilieren.562 
 
Einige Zeit später führte Çiller aus, dass sie aufgrund ihr vorliegender Informationen 
gezielt gegen PKK-Unterstützer vorgehen könne. In der Regierungszeit von Çiller wurden 
ungefähr 3000 Kurden (Politiker, Journalisten, Gewerkschafter, Unternehmer) durch „Unbe-
kannte“ getötet und weitere 2000 Kurden verschwanden.563 Die parlamentarische Untersu-
chungskommission von Susurluk, die mit der Aufarbeitung der Morde beschäftigt war, erklär-
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te im Abschlussbericht im Januar 1998, dass die Morde im Interesse des Staates waren.564 
Ҫiller wirkte zusammen mit dem Militär auch darauf hin, dass einem Antrag auf Aufhebung 
der Immunität der kurdischen Abgeordneten stattgegeben wird. Der Generalstabschef äußer-
te sich Anfang des Jahres 1994: 
 
„Die Banditen [gemeint sind hier die Abgeordneten der kurdischen Minderheit] sitzen mit-
ten im Parlament. Wenn sie nicht hinausgeworfen werden, verzögert sich die endgültige 




Die Mehrheit des Parlamentes stimmte schließlich dafür, die Immunität der betreffen-
den Personen aufzuheben. Den kurdischen Abgeordneten wurde der Vorwurf gemacht, dass 
sie den Separatismus in den Kurdengebieten unterstützt hätten. Die Anklage lautete schließ-
lich auf Hochverrat. Sechs kurdische Abgeordnete flüchteten daraufhin nach Europa und 
ließen sich in Belgien nieder, während weitere vier Abgeordnete (Orhan Doǧan, Hatip Dicle, 
Selim Sadak und Leyla Zana) zu einer Haftstrafe von 15 Jahren verurteilt wurden. Das Euro-
päische Parlament verlieh im Jahr 1995 Leyla Zana den Andrej-Sacharow-Preis für Gedan-
kenfreiheit. Sie nahm den Preis zehn Jahre nach ihrer Entlassung aus dem Gefängnis in 
Brüssel entgegen. 
 
Çillers Koalitionspartner, die sozialdemokratische SHP, , konnte Çillers Minderheiten-
politik nicht ändern. Dabei hatte die SHP im Wahlkampf versprochen, die Menschenrechtssi-
tuation in der Türkei zu verbessern. Es mangelte an einer geschlossenen Front in der Partei, 
diese aber war Voraussetzung dafür, die MInderheitenpolitik der Ministerpräsidentin zu än-
dern.566 
 
In Çillers Amtszeit fallen auch die Ereignisse von Gazi im März 1995. Dieses Istanbu-
ler Stadtviertel wird überwiegend von der alevitischen Minderheit bewohnt. In der Nacht vom 
12. März 1995 stahlen Unbekannte ein Taxi, fuhren darin nach Gazi und eröffneten das Feu-
er. Bei diesem Angriff auf Aleviten wurde ein Mensch getötet und 25 weitere zum Teil schwer 
verletzt.567 Am nachfolgenden Tag demonstrierten die Bewohner des Stadtteils gegen diesen 
Übergriff. Die Sicherheitskräfte verhängten eine Ausgangssperre, als sich weitere Menschen 
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mit den Aleviten in Gazi solidarisieren wollten. Am 15. März 1995 fand die Beerdigung der 
Opfer statt. Die Trauernden nutzten die Beerdigungsfeier für eine Demonstration, gegen die 
die Polizei gewaltsam vorging. Insgesamt starben bei diesen Auseinandersetzungen unge-
fähr 20 Menschen und weit mehr wurden verletzt.568  
 
Ҫiller agierte politisch auf der Grundlage des türkischen Nationalismus. Entsprechend 
inflexibel war ihre Minderheitenpolitik. Hatten ihre Amtsvorgänger eine Politik des Ausgleichs 
gegenüber den Minderheiten verfolgt, zeichnete sich Ҫiller durch eine kompromisslose As-
similationspolitik aus, in deren Rahmen Minderheiteninteressen als Infragestellung des türki-
schen Staates interpretiert wurden. Dies zeigte sich in ihrer unverhohlenen Kriminalisierung 
kurdischer Abgeordneter sowie darin, dass ihr militärische Mittel des Umgangs mit Konflikten 
nahelagen, weshalb sie das Militär ermächtigte, Konflikte mit Minderheiten, insbesondere mit 
Kurden, mit Waffengewalt niederzuschlagen.  
 
6.2 Aufstieg des politischen Islam 
 
Der Islam war schon im Osmanischen Reich ein wichtiges Grundelement im politi-
schen Leben. Die Gründung der Republik Türkei änderte die Rolle der Religion im politi-
schen System. Die Staatsführung der Türkei ersetzte bei der Ausformung der Republik die 
religiösen Mobilisierungsfaktoren, mit denen sich die Bevölkerung vereinen und lenken ließ, 
durch den türkischen Nationalismus. Jedoch konnten die Kemalisten religiös-konservative 
Überzeugungen nie gänzlich aus der Gesellschaft entfernen.569 Schließlich versuchte der 
Kemalismus ab dem Putsch von 1971 und verstärkt ab dem Putsch von 1980, den Islam, wie 
oben bereits beschrieben, zu einem Teil der staatstragenden Ideologie zu machen.570 Doch 
ließen sich islamische Strömungen kaum unter dem dazu entworfenen staatstragenden Is-
lam subsumieren. 
 
So erweisen sich die Versuche des Militärs, den radikalen Islam unter Kontrolle zu 
halten, bei den Kommunalwahlen von 1994 als gescheitert. Zwar ging die DYP der Minister-
präsidentin Çiller trotz deutlicher Stimmenverluste mit 21,41 Prozent als stärkste Partei aus 
diesen Wahlen hervor, jedoch erreichte die islamistische Wohlfahrtspartei (Refah Partisi, RP) 
unter Erbakan 18,75 Prozent der Stimmen. Die RP gewann die wichtigsten Bürgermeister-
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Positionen, Istanbul und Ankara, und war damit der Gewinner dieser Wahlen.571 Mit dem 
Wahlerfolg der Wohlfahrtspartei wurde der politische Islam in der Türkei zu einem Thema in 
der Öffentlichkeit. Neben innenpolitischen haben auch außenpolitische Faktoren zum An-
stieg des Konservatismus im politischen Leben der Türkei geführt. Das Vorgehen der USA 
gegen den Kommunismus seit den 1980er Jahren sowie der Zusammenbruch der Sowjet-
union und der Jugoslawienkrieg in den 1990er Jahren können als außenpolitische Faktoren 
genannt werden.572  
 
Die Präsenz eines politischen Islam in der Türkei war bei den Wahlen vom 25. De-
zember 1995 deutlich zu erkennen. Diese Parlamentswahlen leiteten eine neue Phase in der 
Geschichte der Türkei ein, die von der sogenannten „konservativ-demokratischen“ Generati-
on geprägt sein sollte. Die Wohlfahrtspartei unter Führung Necmettin Erbakans gewann die 
Wahlen mit über 21 Prozent der Stimmen und konnte aufgrund des Mehrheitswahlrechts fast 
30 Prozent der Sitze im Parlament (158 Sitze) besetzen. Dagegen erhielt die ANAP unter der 
Führung von Mesut Yılmaz nur 19,65 Prozent (132 Sitze) und die DYP mit Çiller 19,18 Pro-
zent (135 Sitze) der Stimmen.573 
 
Die Armee nahm eine tragende Rolle bei den darauf folgenden Regierungsverhand-
lungen ein. Zunächst wurde aufgrund des Drucks von Seiten der Armeeführung eine Koaliti-
onsregierung zwischen RP und ANAP verhindert. Schließlich bildeten die ANAP und DYP 
auf Vorschlag des Militärs im März 1996 eine Koalition und ANAP-Vorsitzender Yılmaz wur-
de Premierminister. Zur selben Zeit setzte die Armeeführung erneut Gerüchte über einen 
möglichen Militärputsch in Umlauf, um dieser Koalition zu mehr Akzeptanz zu verhelfen. Je-
doch konnte die ANAP/DYP-Regierung – auch als ANAYOL bezeichnet –nur drei Monate 
überleben. Der Grund für das Scheitern der Regierung war die Zustimmung der ANAP-
Fraktion zur Einsetzung von zwei parlamentarischen Ausschüssen, die Korruptionsvorwürfe 
gegen Ҫiller untersuchen sollten. Das führte dazu, dass Erbakan und Çiller eine gemeinsa-
me Regierung bildeten. Dadurch wurde Erbakan, die Symbolfigur des politischen Islam, zum 
Ministerpräsidenten.574  
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Die Wohlfahrtspartei unter Erbakan war die erste Partei, die sich nicht der von Atatürk 
ausgehenden Traditionslinie verpflichtet sah. Mit der Übernahme des Postens des Minister-
präsidentenamtes durch Erbakan am 8. Juli 1996 wurde der Islam zu einem bedeutsamen 
politischen Faktor der Türkischen Republik, welcher seit 2002 in der Figur Erdoğan das Land 
tiefgehend beeinflusst. 
 
6.3 Die Regierung Erbakan (1996-1998) 
 
  
Die vom Militär erwünschte DYP/ANAP-Koalitionsregierung konnte aufgrund der Ri-
valität der beiden Parteien DYP und ANAP nur wenige Monate an der Macht bleiben. Die 
Haltung von Çiller nach dem Scheitern der Regierung wurde von der Militärführung mit gro-
ßer Sorge beobachtet. Zwar hatte Çiller sich im Wahlkampf als Gegnerin der Islamisten prä-
sentiert. Doch nun trat Çiller sofort nach dem Bruch der ANAP/DYP-Koalitionsregierung 
überraschend in Verhandlungen über eine Koalition mit Erbakan ein. Nach langem Verhan-
deln bildeten Erbakan und Ҫiller im Juni 1996 die sogenannte „REFAHYOL“-
Koalitionsregierung und Erbakan wurde Ministerpräsident, während Çiller das Amt der Vize-
premier- und Außenministerin übernahm. Die Regierung erhielt am 8. Juli 1996 vom Parla-
ment das Vertrauensvotum. Ҫillers Koalition mit Erbakan löste sowohl innerhalb ihrer eige-
nen Partei als auch in weiten Teilen der Bevölkerung tiefe Empörung und heftige Reaktionen 
aus. Ҫiller wurde beschuldigt, die Türkei den Fundamentalisten ausgeliefert zu haben, um 
sich der Verantwortung vor dem Untersuchungsausschuss zu entziehen. Denn Erbakan hat-
te schriftlich zugesagt, keinen parlamentarischen Untersuchungsausschuss gegen Tansu 
Çiller zuzulassen, und hatte Çiller politisch von allen Vorwürfen freigesprochen. Ferner über-
ließ er der DYP ganze Schlüsselministerien wie das Innen-, Außen- sowie Verteidigungsmi-
nisterium, die auch im Nationalen Sicherheitsrat vertreten waren. Die Koalitionsregierung 
bedeutete für Çiller auch, dass sich die eher laizistischen Istanbuler Medien und sowie die 
Wirtschaftswelt gegen sie wandten, und auch die politische Haltung der Armee ihr gegen-
über sollte sich wandeln.575 
 
Erbakan nahm als Regierungschef zunächst von seiner systemkritischen Rhetorik 
Abstand. Auch Çiller versuchte trotz des Drucks der Öffentlichkeit den Eindruck von Normali-
tät zu vermitteln. Doch wurde Erbakan von der Presse beständig attackiert576 und sah sich 
von der Staatsbürokratie, aber auch vom Koalitionspartner unter Druck gesetzt. Dabei unter-
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schied sich das Regierungsprogramm Erbakans nicht grundlegend von den Programmen der 
vorangegangenen laizistischen Regierungen. Islamistische Ideologie fand in dem Dokument 
keinen Platz. Trotz einiger gegenteiliger Äußerungen in der Außenpolitik hat seine Regierung 
die Grundlinien der Türkei nicht verlassen. Erbakan lehnte laizistische und säkulare Gesell-
schaftsstrukturen zwar ab und wollte eine fundamentalistisch islamische Gesellschaft in der 
Türkei aufbauen. Dazu setzte er politisch jedoch eher im Erziehungswesen und in der Kul-
turpolitik an, um die angestrebte Umgestaltung zu erreichen.577 
 
Die Reaktionen der oppositionellen Kräfte gegen Erbakan sind vor allem auf seine 
radikalen Wahlversprechungen zurückzuführen. Die Ankündigungen der RP während des 
Wahlkampfes waren 1) die Aufhebung der Zollunion mit der Europäischen Union, 2) der Ab-
bruch der Beziehungen mit Israel, 3) der Austritt der Türkei aus der NATO, 4) die Schaffung 
einer islamischen UNO und 5) die Schaffung eines islamischen Marktes.578 Die Wahlver-
sprechungen konnten niemals umgesetzt werden, zumal sie vom Koalitionspartner DYP 
nicht mitgetragen wurden. Ferner wusste Erbakan auch, dass das Militär ihm Widerstand 
entgegenbringen würde. Dennoch fürchteten die laizistischen und säkularen Teile der Ge-
sellschaft der Türkei eine zunehmende gesellschaftliche Einflussnahme durch die islami-
schen Strömungen.   
 
Als Erbakan seine erste Reise in den Iran unternahm, schien sich ein Wandel in der 
Außenpolitik der Türkei in Form einer Orientierung an islamischen Staaten zu bestätigen. 
Zudem wurde durch seine Reise die Isolierung Teherans, für die sich die USA einsetzten, 
durch den NATO-Staat Türkei aufgebrochen. Politisch einschneidend waren auch Erbakans 
Forderung nach der Aufhebung des UNO-Embargos gegen den Irak und seine Wiederauf-
nahme von Beratungen über erneuerte Handelsbeziehungen mit Bagdad. Erbakan führte 
weitere Reisen nach Singapur, Malaysien, Indonesien, Ägypten, Tunesien, Nigeria und Liby-
en durch. Der Besuch beim libyschen Staatschef Muammar Al-Gaddafi löste heftige Reakti-
onen im In- und Ausland aus. Die Kritik von Staatschef Gaddafi an den Beziehungen der 
Türkei zu Israel und an der Kurdenpolitik des Landes und seine Forderung nach einem Aus-
tritt der Türkei aus der NATO wurden in den türkischen Medien als Missachtung der diploma-
tischen Regeln und als Affront gegenüber der Türkei gewertet. Durch seine Reisen in islami-
sche Länder wollte Erbakan zeigen, dass die Türkei eine von den USA und Europa unab-
hängige Politik betreibt. Auch mittels anderer populistischer Maßnahmen versuchte Erbakan 
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eine Politik zu bewerben; er stellte sie als sozial dar und versprach eine Erhöhung der Beam-
tengehälter um 50 Prozent sowie die Steuerbefreiung des Mindestlohns.579  
 
Im November 1996 kam es zu einem Autounfall in der Nähe der Stadt Susurluk in der 
Westtürkei, welcher den sogenannten „„Susurluk-Skandal“ auslöste, der die REFAHYOL-
Regierung vor große Probleme stellte. Die Unfallopfer in dem Fahrzeug legten direkte Ver-
bindungen zwischen türkischer Drogenmafia, Killerkommandos und Militär bzw. Sicherheits- 
und Staatsapparat nahe. Beim Unfall starben der Leiter einer Polizeischule (Hüseyin Ko-
cadaǧ) sowie der von Interpol gesuchte Mafiaboss Abdullah Ҫatlı. Ferner wurde Sedat 
Bucak, Abgeordneter der DYP aus Urfa, schwer verletzt. Im Kofferraum des Fahrzeugs wur-
den Waffen, Schalldämpfer, Munition, Kokain und viele Dokumente gefunden. Beim Mafi-
aboss Ҫatlı wurde ein vom Innenminister Mehmet Aǧar (DYP) eigenhändig unterschriebener 
Polizeiausweis sichergestellt. Der Fall gelangte zu großer Öffentlichkeit durch die Medien 
und die Opposition. Kurz nach dem Unfall musste Aǧar von seinem Amt zurücktreten.580  
 
Der Susurluk-Skandal deckte die unsauberen Methoden im Kampf gegen politisch 
engagierte Kurden und die PKK im Südosten des Landes auf. Außerdem legte der Skandal 
die Verbindung zwischen Politik und Bürokratie sowie nationalistisch-mafıösen Netzwerken 
offen. Das Ansehen des Staates und des Sicherheitsapparates war das erste Mal offen ins 
Wanken geraten. Als Reaktion auf den Skandal kam es zu Aktionen unter dem Motto „Eine 
Minute Dunkelheit für eine helle Türkei“, bei denen wochenlang Millionen von Bürgern um 21 
Uhr das Licht ausschalteten. Die Regierung Erbakans nahm diese Aktion nicht ernst und 
machte sich über die Proteste lustig. Sein Justizminister Kazan verlautbarte, „sie praktizieren 
mum söndü“, Der Begriff „mum söndü“ („die Kerzen sind erloschen“) gibt ein sunnitisches 
Vorurteil und Zerrbild des alevitischen Glaubens wieder. Die Cem-Zeremonien (der aleviti-
sche Gottesdienst) werden meistens am Abend abgehalten. Nach fanatisch-religiösen Vorur-
teilen würden die Aleviten dabei alle Lichter auslöschen, um inzestuöse Orgien zu feiern.581 
Diese Bemerkung von einem Mitglied der Regierung führte zu tiefer Empörung nicht nur in 
der alevitischen Minderheit, sondern bei fast allen Bürgern der Türkei. Das Susurluk-
Krisenmanagement, geführt von der Regierungspartei, versagte und die Regierung RE-
FAHYOL erlitt eine erhebliche Sympathie-Einbuße bei den Wählern.  
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Der Susurluk-Skandal konnte bis in die Gegenwart nicht aufgeklärt werden und es 
konnten keine Verantwortlichen zur Rechenschaft gezogen werden. Dessen ungeachtet lös-
te der Skandal angesichts der teils mafiösen Strukturen des Staatsapparates eine tiefe Be-
unruhigung in der Öffentlichkeit aus. Zudem zeigte er, dass eine Zusammenarbeit des türki-
schen Geheimdiensts (MIT) mit illegalen paramilitärischen Gruppen gegen die oppositionel-
len Kräfte stattfand.582 
 
6.4 Der Weg zum postmodernen Militärputsch vom 28. Februar 1997 
 
Die Kritik der Öffentlichkeit an Erbakan erhöhte sich Ende des Jahres 1996 innen- 
und außenpolitisch massiv. Dass ein Ministerpräsident den Islam als die Lösung für die 
Probleme der Türkei propagierte und in diesem Sinne eine „gerechte Ordnung“ in Aussicht 
stellte, bildete für die Armee, die sich als Hüter des kemalistischen Erbes versteht, einen 
inakzeptablen Umstand. Ferner thematisierten auch die säkularen türkischen Medien erst-
mals nach dem Putsch von 1980 einen möglichen erneuten Eingriff des Militärs in die Poli-
tik.583 Jedoch war, wie bereits oben dargestellt, die Politik Erbakans von Konformität und 
Pragmatismus geprägt. Die Wahlversprechen des Regierungschefs, besonders im Hinblick 
auf die Außenpolitik, wurden komplett annulliert. So setzte Erbakan die Zollunion mit der EU 
fort. Auch ein Wandel in der Israelpolitik war nicht festzustellen, statt eines Abbruchs der 
Beziehungen kam es zu neuen Abkommen zwischen den Ländern. Erbakan machte keine 
Versuche, die Staatspolitik nachhaltig zu verändern oder gar das System umzuformen, statt-
dessen war in seiner Regierungszeit eine weitgehende Anpassung der Wohlfahrtspartei in 
weiten Bereichen zu beobachten.584  
 
Trotz der sichtlichen Mäßigung Erbakans spitzten sich die Spannungen zwischen ihm 
und den Kemalisten zu. Anfang des Jahres 1997 begannen die Politiker der RP eine Diskus-
sion über die Aufhebung des Kopftuchverbotes für Staatsbedienstete und über eine Ände-
rung der Arbeitszeitregelung im öffentlichen Dienst während der Fastenzeit. Auch sollte eine 
Moschee am Taksim-Platz in Istanbul errichtet werden. Weitere Ereignisse, die den so ge-
gebenen Konflikt verstärkten, waren Erbakans Treffen mit Vertretern der islamischen Orden 
im Ministerpräsidentenamt und das Geschehen auf der „Jerusalem-Nacht“ am 31. Januar 
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1997 in Ankara, die vom RP-Bürgermeister von Sincan, Bekir Yıldız, organisiert worden war. 
Der als Ehrengast eingeladene iranische Botschafter hielt eine Rede, in der er öffentlich den 
türkischen Laizismus scharf kritisierte. Diese Geschehnisse trugen dazu bei, dass Kemalis-
ten und das Militär die Einführung der Scharia in der Türkei als Intention Erbakans sahen.585  
  
Infolgedessen ließ das Militär am Tag nach dem Festival Panzer durch Sincan fahren, 
um eine deutliche Warnung an die Regierung zu senden. Die Manöver auf den Straßen von 
Ankara wurden von der Öffentlichkeit als Militärputsch wahrgenommen. Der zweite Stabs-
chef, General Ҫevik Bir, bezeichnete die militärische Aktion als Feinjustierung zur Herstel-
lung des Status quo. Infolge des Vorgangs wurde der Bürgermeister Yıldız seines Amtes 
enthoben und festgenommen. Der iranische Botschafter wurde aufgefordert, das Land zu 
verlassen.586 Die Spannungen zwischen Erbakan und dem Militär wurden aufgrund des Un-
muts über die innen- und außenpolitischen Entwicklungen von Monat zu Monat größer. Der 
Generalstabschef betonte, dass die Wächterrolle der Armee in der Verfassung geregelt sei. 
Er ermahnte die türkische Öffentlichkeit in einer Fernsehansprache mit den Worten, dass 
„die Armee der Hüter und der Nachlassverwalter Atatürks sei und dass am weltlichen Cha-
rakter der Republik kein Zweifel bestehen dürfte.“587  
 
Ministerpräsident Erbakan und die Armeeführung trafen schließlich am 28. Februar 
1997 im Rahmen einer Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates zusammen. Bei diesem Tref-
fen wurde der politische Islam zur Bedrohung erklärt. Generalstabchef Karadayı setzte nach 
der neunstündigen Sitzung des Nationalen Sicherheitsrates den Ministerpräsidenten 
Erbakan darüber in Kenntnis, „dass die Trennung von Staat und Religion, die pluralistische 
Demokratie und die Rechtsordnung bedroht sei.“588 
 
Ferner wurde Erbakan mit einem 18-Punkte-Maßnahmenkatalog konfrontiert und war 
gezwungen, diesen zu akzeptieren. Mit den Beschlüssen des 28. Februars sollten der politi-
sche Islam sowie der auf ihn zurückgeführte „Rückschritt“ (İrtica) in der Türkei ausgeschaltet 
werden.589 Das Militär forderte mit den Beschlüssen des 28. Februars unter anderem Fol-
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gendes: 1) Maßnahmen sollten dagegen ergriffen werden, dass militante Muslime den Ver-
waltungsapparat durchdringen. 2) Die islamische Partei von Erbakan sollte keine weiteren 
Offiziere mehr einberufen, die aufgrund von islamischen Überzeugungen aus der Armee 
ausgeschlossen worden waren. 3) Private und nicht staatlich kontrollierte Koranschulen soll-
ten geschlossen werden. 4) Alle Sendungen religiösen Inhalts im privaten Rundfunk und 
Fernsehen waren zu verbieten. 5) Das Tragen religiös konnotierter Kleidung soll in öffentli-
chen Einrichtungen eingeschränkt werden. 6) Die Finanzorganisationen, die Sufi-Orden an-
gehörten, sollten dem Erziehungsministerium unterstellt und stärker kontrolliert werden. 7) 
Die Schulpflicht wird von fünf auf acht Jahre verlängert. Damit sollten der Besuch von Imam-
Hatip-Schulen (Predigerschulen) als Mittelschule vermieden und der Einfluss des politischen 
Islam in der Unter- und Mittelschicht auf die Jugendlichen abgeschwächt werden. 8) Um das 
Politisieren von Religion zu verhindern, soll Artikel 163 der türkischen Verfassung, der zu 
Beginn der 1990er Jahren aufgehoben worden war, wieder eingeführt werden.590  
 
Der Konflikt zwischen der Militärführung und Erbakan wurde mit der Veröffentlichung 
der Beschlüsse des 28. Februars in die Öffentlichkeit hinausgetragen. Die Liste mit 18 For-
derungen an Erbakan war ein Ultimatum, mit dem alle Elemente seiner islamisch orientierten 
Politik ins Gegenteil verkehrt werden sollten. Der Regierungschef Erbakan versuchte eine 
Verzögerungspolitik bei der Umsetzung der Maßnahmen zu betreiben. Er wusste, dass die 
Annahme der Forderungen für ihn das Ende seiner politischen Karriere und eine Verfolgung 
der Islamisten in der Republik bedeuten würde. Deshalb versuchte er zunächst einen mögli-
chen Militärputsch zu ignorieren und zur Normalität zurückzukehren. Die Verzögerungstaktik 
Erbakans verschärfte den Druck durch die Militärs und weite Teile der Öffentlichkeit. Erbakan 
musste daraufhin den Maßnahmenkatalog akzeptieren. Doch die Mission der Armee war 
noch nicht vollendet. In einer weiteren Phase sollte die Regierung Erbakan gestürzt werden. 
Um Erbakan zu einem Rücktritt zu zwingen, wurde der Druck auf die Regierung weiter er-
höht.591  
 
In der Zwischenzeit wurde auf Veranlassung des Militärs die sogenannte „Arbeits-
gruppe West“ (Batı Çalışma Grubu) errichtet. Dieser Krisenstab war gegenüber dem Militär 
und dem Ministerpräsidenten verantwortlich und Letzterem unterstellt. Zudem war er in das 
Sekretariat des Nationalen Sicherheitsrates eingebunden. Mit der Errichtung der Arbeits-
gruppe konnte das Militär die Regierung Erbakans unter Druck zu setzen. Die Arbeitsgruppe 
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West sollten „islamistische“ Aktivitäten beobachten und Gegenmaßnahmen ergreifen, wenn 
diese die innere Einheit, Verfassung und Demokratie gefährden.592 
 
Die Arbeitsgruppe West schilderte der Öffentlichkeit in wöchentlichen Briefings und in 
Pressekonferenzen den Grad der Infiltrierung des Staates durch von ihr identifizierte tatsäch-
liche oder vermeintliche Islamisten und die Bedrohung, die von ihnen ausging. Damit wurde 
ein andauerndes Gefahrenszenario geschaffen und die Gesellschaft in Alarmbereitschaft 
versetzt. Ferner sollte die säkulare Zivilgesellschaft, vor allem streng kemalistische Vereine 
und Organisationen, in einen anti-islamistischen Kampf einbezogen werden. Als Folge er-
klärten z. B. die Gewerkschaften ihre Solidarität mit den Entscheidungen des 28. Februar 
und stellten sich offen auf die Seite des Militärs. Insbesondere die Frauenvereine mobilisier-
ten im Kampf gegen Islamisten und des Islamismus Verdächtigte. Die säkulare Istanbuler 
Presse spielte eine wichtige Rolle in einer sich entwickelnden regelrechten Hexenjagd auf 
Islamisten. Das Bedrohungsszenario durch die Islamisten, die ständige Berichterstattung 
über eine islamistische Gefahr und die Briefings der Arbeitsgruppe West schufen ein Klima 
der Angst, welches irreguläre Maßnahmen des Militärs rechtfertigen sollte. Mit der andau-
ernden Propaganda gegen die Gefahr eines „zweiten Irans“ sollte die Zustimmung des Vol-
kes für die Legitimation eines militärischen Eingreifens erlangt werden. Dadurch wurde der 
Weg für den sogenannten „post-modernen kemalistischen“ Militärputsch geebnet.593  
  
Erbakans Ablehnung eines Rücktritts und sein Protest gegen eine Umsetzung der 
Beschlüsse des 28. Februars hatten somit zu einem tiefen Konflikt mit dem Militär geführt, 
das eine gezielte Manipulation der Öffentlichkeit einsetzte. So wurde die Regierung sogar 
über eine militärische Operation gegen die PKK im Norden des Iraks nicht informiert. Das 
Militär ließ die Medien wissen, dass man von einer Mitteilung an die Regierung abgesehen 
habe, da zu befürchten gewesen sei, dass Regierungschef Erbakan Informationen an die 
PKK weitergeben würde. Außerdem wurde der Regierung vorgeworfen, Finanzmittel zurück-
zuhalten und damit die militärischen Operationen gegen die PKK zu gefährden.594 Dieses 
Vorgehen führte in den Großstädten zu zahlreichen Demonstrationen der Erbakan-
Anhänger. Auf der Gegenseite mobilisierte sich eine säkulare Front gegen die als rückschritt-
lich geltenden islamischen, in der säkularen Öffentlichkeit als islamistisch eingestuften Strö-
mungen. Doch die Protestaktionen der Erbakan-Anhänger konnten den Druck der Militärfüh-
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rung auf die Regierung nicht beenden. In einem weiteren Schritt wurde von der Justiz ein 
Ermittlungsverfahren gegen Erbakan veranlasst, da er in einer Reportage, die schon lange 
zurücklag, Mustafa Kemal als „Feind des Islam“ bezeichnet hatte.595  
 
Nach kurzer Zeit wurden die öffentliche Auftritte Erbakans zu Anlässen für Demonst-
rationen gegen die Regierung. Angesichts des steigenden Drucks bot Ҫiller ihrem Koaliti-
onspartner Erbakan an, den für einen späteren Zeitpunkt vorgesehenen Ämtertausch zwi-
schen vorzuziehen, wozu er zu ihren Gunsten zurücktreten sollte. Schließlich musste 
Erbakan erkennen, dass es unmöglich war, gegen den massiven Druck der Armeeführung 
sowie ihrer Unterstützer in den Reihen der Justiz und der Zivilgesellschaft weiter zu regieren 
und trat am 18. Juni 1997 zurück.596 
 
Damit war ein gewaltfreier Putsch erfolgt, der auch als postmoderner Putsch be-
zeichnet wurde. Gründe für diese Bezeichnung liegen neben der Gewaltfreiheit auch darin, 
dass der Putschplan über Monate innerhalb der Armee praktisch offen vorbereitet worden 
war. Der Putsch wurde mit „legalen“ Methoden und mit Genehmigung des Nationalen Si-
cherheitsrats (MGK) durchgeführt und von einer anti-islamistischen Öffentlichkeitskampagne 
der säkularen Medien unterstützt.597 
 
6.5 Folgen des Putsches 
 
 Die Folgen des postmodernen Putsches vom 28. Februar 1997 können wie folgt zu-
sammengefasst werden: 
 
1) Die Generäle trafen nach dem Putsch Entscheidungen, um eine von ihnen wahrgenom-
mene islamische Infiltrierung der Armee zu beenden. Es wurden insgesamt 161 Offiziere aus 
der Armee entlassen, denen entweder Verbindungen zu islamischen Organisationen oder 
persönliche islamistische Überzeugungen vorgeworfen wurden.598 
 
2) Nach dem Rücktritt Erbakans hoffte Çiller nun auf das des Premiers, doch Staatspräsident 
Demirel beauftragte den Vorsitzenden der ANAP, Mesut Yılmaz, mit der Regierungsbildung. 
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Somit war es der Armeeführung gelungen, mit Hilfe einer groß angelegten Kampagne und 
Aktivitäten hinter den Kulissen eine Front gegen Erbakan wie auch Çiller zu bilden und die 
Regierung ohne Einsatz von Waffengewalt zu stürzen.599 
 
3) Der Machtverlust des politischen Islam leitete eine Phase anti-islamistischer „Säube-
rungsprozesse“ in der Türkei ein. Diese wurden durch die Justiz ermöglicht. Der Teil des 
privatwirtschaftlichen Sektors, der islamisch orientiert war, sollte nach dem Putsch vollstän-
dig ausgeschaltet werden. Daher brachte die Staatsanwaltschaft mehrere Klagen gegen Un-
ternehmer aus diesem Bereich vor. Ebenfalls wurden islamistische Zeitungen, Verlage, 
Fernseh- und Radiostationen sowie Organisationen und Vereine von der Staatsanwaltschaft 
verklagt. Das Vorgehen der Justiz wurde von einer anti-islamistischen Öffentlichkeitskam-
pagne der säkularen Medien unterstützt. Die Öffentlichkeit wurde täglich über einschlägige 
Ereignisse und über Verfehlungen im islamistischen Milieu benachrichtigt.600 
 
4) Der Prozess einer Entislamisierung, der die Islamisten aus dem Staat und der Wirtschaft 
nachhaltig entfernen sollte, erreichte mit dem Verbot von Erbakans Wohlfahrtspartei seinen 
Höhepunkt. Der Verfassungsgerichtshof begründete seine Entscheidung für ein Verbot da-
mit, dass die RP „zu einem Zentrum für islamische Aktivitäten“ geworden sei, und verhängte 
über Erbakan und andere Funktionäre der Partei ein Politikverbot von 5 Jahren.601 Erbakan 
verklagte die Türkei nach dem Parteiverbot beim Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte. Das Gericht sah die erlassenen Verbote als rechtmäßig. Die Entscheidung wurde 
damit begründet, dass das Verbot dazu gedient habe, Staat und Bevölkerung zu schützen. 
Ferner habe die RP zur Gewalt aufgerufen, Andersgläubige diskriminiert und sich für die Ein-
führung der Scharia eingesetzt. Das Verhalten der RP widerspreche der Europäischen Kon-
vention für Menschenrechte, die auch von der Türkei ratifiziert wurde.602  
 
5) Mitglieder der RP reorganisierten sich im Dezember 1997 in einer neuen Partei, die unter 
dem Namen „Tugendpartei“ (Fazilet Partisi, FP) gegründet wurde und der die meisten ehe-
maligen RP-Abgeordneten beitraten. Im Juni 2001 wurde auch die FP mit der Begründung, 
dass es sich um eine Neugründung der Wohlfahrtspartei handele, verboten.603  
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6) Nach dem Putsch wurden mehrere Bürgermeister der RP aufgrund ihrer öffentlichen Äu-
ßerungen vor Gericht gestellt und verurteilt. Unter diesen war auch der populäre Bürgermeis-
ter von Istanbul, Recep Tayyip Erdoğan. Im April 1998 wurde Erdoğan vom Staatssicher-
heitsgericht (DGM) Diyarbakır aufgrund eines Zitates aus einem Gedicht zu 10 Monaten 
Haftstrafe verurteilt.604  
 
7) Mit diesem postmodernen Putsch wurde dem politischen Leben der Türkei eine eher mili-
taristische Richtung gegeben. Dies führte zu einer Annäherung zwischen dem Staatsapparat 
und der ultranationalistischen „Partei der Nationalen Bewegung“ (MHP). Die MHP konnte 
ihre nationalistische Ideologie in der Gesellschaft stark verbreiten.  
 
8) Nach dem Putsch wurde auch der Druck auf nichtmuslimische religiöse Gemeinschaften 
erhöht, um dadurch einen neutralen, nicht insbesondere gegen den Islam gerichteten Säku-
larismus zu demonstrieren. Die dazu ergriffenen Maßnahmen betrafen insbesondere die As-
syrer, da diese Gruppe keine staatlich anerkannte Minderheit war. Viele Gebetseinrichtungen 
von Nichtmuslimen wurden geschlossen und z. B. als Lagerhäuser verwendet.605  
 
9) Es wurden durch die Arbeitsgruppe West ca. 6 Millionen Menschen aufgrund ihrer religiö-
sen Anschauungen registriert. Wie viele von ihnen aus ihren Arbeitsverhältnissen entlassen 
wurden, ist noch bis heute unklar. Im Registrierungseintrag wurden anerkannte Minderheiten 
und diejenigen, die sich selbst als Angehörige von Minderheiten bezeichnen (Tscherkessen, 
Roma, Lasen), mit speziellen Codes gekennzeichnet. Die Angehörigen der armenischen 
Minderheit wurden mit „Code 2“ identifiziert.606 
 
10) Das Militär wollte mit diesem Putsch die Islamisten in der Türkei endgültig ausschalten. 
Als Vorbild und Handlungsorientierung diente dabei der Putsch von 1980. Durch den Militär-
putsch von 1980 wurden die politisch linken Gruppierungen zerschlagen und diese konnten 
sich bis heute nicht neu formieren. Dasselbe Vorgehen sollte wieder umgesetzt werden, führ-
te allerdings nicht zum Erfolg, wie noch auszuführen ist.  
 
 Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass es unter der RP-Regierung nicht 
zu einer Transformation der Türkei in einen islamischen Staat gekommen ist. Die Wohl-
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fahrtspartei konnte unter den Begrenzungen durch ihren Koalitionspartner Çiller und die Ar-
meeführung keine politische Islamisierung betreiben. Allerdings kam es zu einer Islamisie-
rung des öffentlichen Raums und einer Politisierung der Religion.607 Erbakans Ideen schei-
terten nicht nur aufgrund des Einflusses der Armee und der säkularen Front, sondern vor 
allem an seiner politischen Position, die als verschlossen und in den Augen der Wähler als 
nicht mehr zeitgemäß galt. Dies führte zu einer Spaltung innerhalb der Partei, deren eine 
Gruppierung die islamistische Rhetorik von Erbakan kritisierte. Ferner hatte es die Partei 
nicht geschafft, die wirtschaftliche Situation der Türkei zu verbessern. Erbakan konnte weder 
die gesamtwirtschaftliche Lage des Landes verbessern noch die „gerechte Ordnung“ etablie-
ren, Letztere blieb eine politische Leerformel.608  
 
6.6 Erbakans Minderheitenpolitik 
 
Die 90er Jahre in der Türkei waren für die Nichtmuslime eine Phase des weiteren 
Rückzugs. Die Regierungsübernahme durch Erbakan wurde von den Angehörigen der Min-
derheiten, vor allem von der jüdischen Minderheit, mit Besorgnis wahrgenommen, da 
Erbakan seit den 1970er Jahren immer wieder von einer Einführung der Scharia in der Tür-
kei gesprochen hatte. Ferner war Erbakan für seine antisemitischen Äußerungen bekannt.609 
Allerdings kam es in der Regierung Erbakans nicht zu einem Kurswechsel der türkischen 
Minderheitenpolitik. Es war Erbakan stets bewusst, dass er die bestehende Minderheitenpoli-
tik nicht grundlegend hinterfragen durfte und von einer eigenen Minderheitenpolitik Erbakans 
kann daher nicht gesprochen werden. Die Immobilien- und Liegenschaftsprobleme der Min-
derheiten blieben auch in der Regierungszeit Erbakans ungelöst, zumal er von seinem Koali-
tionspartner Çiller diesbezüglich nicht unterstützt wurde. 
 
Auch die Aleviten hatten keine Sympathien für die Erbakan-Regierung, da in der Par-
lamentsfraktion seiner regierenden RP viele Anwälte Mitglied waren, die Angeklagte in den 
Sivas-Verfahren vertreten hatten, wie Justizminister Şevket Kazancı. Dieser Umstand schür-
te unter den Aleviten Misstrauen gegenüber der Regierungspartei. Ferner fürchteten die Ale-
viten, die häufig eher säkular orientierten Lebensentwürfen folgten, unter der Regierung 
Erbakan eine Transformation der Türkei in einen islamischen Staat. 
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Erbakan erkannte die Existenz der Kurden in der Türkei an. Allerdings räumte er de-
ren ethnischer Identität keine besondere Bedeutung zu, da er die Kurden vorwiegend als 
Muslime und damit als Teil einer umfassenden muslimischen Glaubensgemeinschaft be-
trachtete. Die Wohlfahrtspartei hatte in ihrem Grundsatzprogramm versprochen, die Kurden-
frage auf der Grundlage der „Brüderlichkeit der Muslime“ zu lösen, den Ausnahmezustand im 
Südosten des Landes aufzuheben und staatliche Hilfe bei der Rückkehr in zwangsgeräumte 
Dörfer zu leisten. Deshalb erreichte die RP bei den Lokalwahlen von 1994 in den kurdischen 
Gebieten mit etwa 30-40 Prozent den höchsten Stimmenanteil aller Parteien.610 Erbakan hat 
nach der Regierungsübernahme einen bemerkenswerten Schritt in der kurdischen Frage 
unternommen, um die Kurdenfrage politisch zu lösen, indem er versuchte, durch einen is-
lamistischen Schriftsteller, Ismail Nacar, mit dem PKK-Chef Öcalan in Kontakt zu treten. Sein 
Versuch rief scharfe Reaktionen in nationalistischen Kreisen hervor. Darüber hinaus nahm 
ein Abgeordneter der RP, Fetullah Erbaş, einen Dialog mit der PKK-Führung auf und be-
suchte deren Lager in Syrien, um die Freilassung entführter Soldaten und Beamter zu erwir-
ken. Damit verhandelte nach dem ehemaligen Staatspräsidenten Özal zum zweiten Mal ein 
Angehöriger einer Regierungspartei mit der PKK. Erbakan bezeichnete Erbaş‘ Reise als eine 
humanitäre Handlung, während der Staatsanwalt des Staatssicherheitsgerichtes gegen 
Erbaş rechtlich vorzugehen plante. Erbakans Annäherung an die PKK löste bei der Militär-
führung heftige Reaktionen aus, so dass er Vorstöße dieser Art aufgab. Somit kam es letzt-
endlich zu keinem Wandel in der Kurdenpolitik durch die Erbakan-Regierung.611 
 
6.7 Beginn der Ära Erdoğan 
 
 
Nach dem Verbot der Wohlfahrtspartei versammelten sich die traditionell ausgerichte-
ten Erbakan-Anhänger in der „Partei der Glückseligkeit“ (Saadet Partisi, SP) und die „Refor-
misten“ in der „Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung“ (Adalet ve Kalkınma Partisi, 
AKP).612 Somit stammt die AKP aus der Erbakan-Bewegung oder der sogenannten „Bewe-
gung der Nationalen Sicht“ (Milli Görüş Hareketi). Die Partei für Gerechtigkeit und Entwick-
lung wurde im August 2001 von Recep Tayyip Erdoğan, welcher als ihr Vorsitzender gewählt 
wurde, Abdullah Gül, Bülent Arınç, Ayşe Böhürler u. a. gegründet. Grundlegende Ziele der 
AKP waren die vollständige Liberalisierung des türkischen Marktes, die Stärkung der Men-
schenrechte und die Demokratisierung in der Türkei. Die AKP verfolgte gleichzeitig das Ziel 
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einer „Aussöhnung von Religion und Staat“. Die islamischen konservativen Kreise, die sich 
überwiegend in der anatolischen Peripherie befinden, wurden in die Politik der AKP verstärkt 
einbezogen. Außenpolitisch strebt die AKP einen EU-Beitritt an und verfolgt das Ziel, die 
Türkei zu einer regionalen Macht zu entwickeln.613 
 
Der Parteivorsitzende und Ministerpräsident Erdoğan bezeichnete die politische Identi-
tät seiner Partei als „konservativ-demokratisch“. Staatspräsident Abdullah Gül beschreibt die 
AKP wie folgt: 
 
„Wir sind eine konservative demokratische Partei. Wir wollen die Standards der Europäi-
schen Union durchsetzen und wir streben die EU-Mitgliedschaft an. Wir wollen zeigen, 





Mit den vorgezogenen Parlamentswahlen am 3. November 2002 wurde die innenpoliti-
sche Lage der Türkei grundlegend geändert, da zum ersten Mal in der Geschichte der Re-
publik Türkei eine konservativ-religiöse Partei die absolute Mehrheit der Mandate erreichte. 
Die AKP erzielte 34,4 Prozent der Stimmen (365 Sitze), was fast zwei Dritteln der Parla-
mentssitze entsprach. Dagegen erhielt die Republikanische Volkspartei 19,4 Prozent. Die 
großen Parteien konnten aufgrund der Wirtschaftskrise der vergangenen Jahre und der Ar-
beitslosigkeit das Vertrauen der Wähler nicht gewinnen und scheiterten an der Zehn-
Prozent-Hürde. Die Zehn-Prozent-Hürde prägte in besonderem Maße das Ergebnis der 
Wahlen von 2002, da nur zwei Parteien ins Parlament einziehen konnten. Die DYP unter der 
Führung Tansu Çillers erhielt 9,54 Prozent und die Nationalistische Aktionspartei (MHP) mit 
Devlet Bahçeli an der Spitze 8,36 Prozent der Stimmen. Ferner erreichte die ANAP unter der 
Führung von Mesut Yılmaz 5,13 Prozent und die DSP unter Ecevit nur 1,22 Prozent der 
Stimmen.615  
 
 Der überragende Wahlsieg der AKP kam für die säkulare Front und die Militärführung 
unerwartet, da es nicht für möglich gehalten wurde, dass nach dem postmodernen Putsch 
vom 27. Februar 1998 eine islamisch orientierte Partei die Wahlen wieder hätte gewinnen 
können. Der Wahlerfolg der AKP resultierte nicht nur aus ihren Wahlversprechungen, son-
dern vielmehr aus einer Reaktion der Gesellschaft auf das Agieren des Militärs. In der Wahl 
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erteilte die Bevölkerung eine klare Absage an das Militär und demonstrierte ihre Meinung, 
dass die Armee sich mit ihren Aufgaben beschäftigen und sich nicht in die Politik einmischen 
sollte. Daher ist festzuhalten, dass der postmoderne Putsch vom 28. Februar die Vorausset-
zungen für die Gründung und den Erfolg der AKP schuf.616 Als die AKP die Regierung über-
nahm, hatte die Türkei gerade eine der schwersten Wirtschaftskrisen ihrer Geschichte durch-
lebt. Mit dem Umschuldungsprogramm von Kemal Derviş, dem ehemaligen Vizepräsidenten 
der Weltbank, erhielt die türkische Wirtschaft wieder einen Aufschwung. Erdoğan setzte das 
von Derviş vorgeschlagene Programm durch und nahm einen Kredit vom Internationalen 
Währungsfonds auf.617 Mit dem Aufschwung der Wirtschaft erhielt die AKP innenpolitische 
Unterstützung aus Wirtschaftskreisen, besonders aus den islamisch orientierten Verbänden 
wie MÜSİAD (Verein unabhängiger Industrieller und Unternehmer). Auch die westliche Is-
tanbuler Großindustrie unter dem Dach der TÜSİAD (Verein türkischer Industrieller und Un-
ternehmer) unterstützte die AKP. Somit standen große Teile der Wirtschaft hinter der AKP. 
Die liberalen Intellektuellen waren ein weiterer Befürworter der AKP. Sie versuchten durch 
einen informellen Pakt mit der Partei auf ihre Weise an dem demokratischen Prozess in der 
Türkei mitzuwirken. Die intellektuelle Elite wollte den Kemalismus als Staatsideologie um-
formieren, um den militärisch-bürokratischen Komplex, der vor allem aus Justiz und Militär 
bestand, aufzubrechen und zu modernisieren.618 
 
6.7.1 Machtkampf zwischen Erdoğan und dem Militär 
 
Der Machtkampf zwischen der AKP-Regierung und dem Militär sowie Teilen der Judi-
kative begann nach dem Wahlsieg der AKP im November 2002. Zunächst verfolgte die AKP 
nach der Machtübernahme eine zweigleisige Taktik gegenüber den Armee: Zum einen war 
das Ziel eine kurzfristige Vermeidung eines Putsches und zum anderen eine langfristige Be-
schneidung der politischen Macht des Militärs im politischen Leben der Türkei.619  
 
Der Konflikt zwischen dem Militär und der AKP-Regierung Gewann seine konkrete Ge-
stalt durch die „Kopftuchfrage“. Diese wurde bei einer Auslandsreise des Staatspräsidenten 
akut. Der Parlamentspräsident Bülent Arınç kam in Begleitung seiner Gattin zum Flughafen, 
die ein Kopftuch trug, um den Präsidenten Sezer zu verabschieden. Die Armeeführung und 
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der Präsident kritisierten diesen Auftritt, da es sich aus ihrer Sicht um einen offiziellen 
Staatsakt handelte und das Kopftuch mit dem laizistischen Prinzip nicht vereinbar war. Die 
Militärführung hielt daraufhin ihren traditionellen Besuch anlässlich der Amtsübernahme bei 
Bülent Arınç demonstrativ kurz. Das Treffen dauerte nur drei Minuten. Der Vorfall wurde von 
den türkischen Medien als eine Antwort des Militärs auf den „Kopftuchzwischenfall“ interpre-
tiert. Zu einem ähnlichen demonstrativen Protest kam es im April 2004. Staatspräsident Se-
zer, die Armeeführung und die Oppositionspartei CHP boykottierten aufgrund der „Kopftuch-
krise“ den Empfang des Parlamentspräsidenten im Zuge der Feierlichkeiten zur Parlaments-
gründung am 23. April 1980, obwohl Parlamentspräsident Arınç zuvor schon erklärt hatte, 
dass seine Gattin nicht an diesen Feierlichkeiten teilnehmen werde. Neben den Differenzen 
in Bezug auf die Kopftuchdebatte bildete die Reform des Bildungssystems einen Streitpunkt 
zwischen der AKP und dem Militär. Die AKP wollte den Absolventen der Imam-Hatip (Predi-
gerschulen) einen Zugang zu den Universitäten ermöglichen. Von den Militärs wurde dies als 
eine Maßnahme betrachtet, der dem Geiste der laizistischen Staatsverfassung wider-
sprach.620 
 
Die AKP genoss mit der öffentlichen Debatte über einen eventuellen EU-Beitritt im De-
zember 2004 einen großen Zuspruch in der Öffentlichkeit. Dieser Zuspruch ermöglicht es der 
Regierung Erdoğan, im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlungen Reformen durchzusetzen, 
die die politische Einwirkung des Militärs in der Türkei einschränken sollten. Tatsächlich re-
sultierte aus den Reformen eine Schwächung des politischen Einflusses des Militärs. Dem 
Nationalen Sicherheitsrat (MGK), der nach dem Putsch von 1960 geschaffen und bis 2003 
zahlenmäßig von Angehörigen der Armee dominiert wurde, wurden mit den Reformen seine 
exekutiven Kompetenzen entzogen und er wurde in ein beratendes Organ umgewandelt. 
Weiterhin wurde die Zahl der zivilen Mitglieder im MGK erhöht und die monatlichen Treffen 
durch zweimonatige ersetzt.621  
 
Die AKP und die Armeeführung konnten trotz der Spannungen während der Amtszeit 
von Generalstabschef Hilmi Özkök (2002-2006) vorerst eine Übereinkunft finden. Sie einig-
ten sich auf eine gemeinsame Linie in der Zypernpolitik und in den Beitrittsverhandlungen mit 
der Europäischen Union. Özkök versuchte im Gegensatz zu seinen Vorgängern, sich im Hin-
tergrund zu halten, um so öffentliche Auseinandersetzungen mit der Regierung zu vermei-
den. Damit gelang es Erdoğan mit der Armee unter der Führung von General Özkök eine 
Beziehung zu unterhalten, die den Prinzipien eines demokratischen Staatsmodells gerecht 
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wurde. Die Haltung Özköks gegenüber der Regierung war aber nicht für alle Angehörigen in 
der Armee akzeptabel und Özköks Position wurde zum Gegenstand der Kritik. Ohnehin wa-
ren in der säkularen Presse Berichte aufgetaucht, nach denen der Generalstabschef den 
Ministerpräsidenten Erdoğan über die Unzufriedenheit von jüngeren Offizieren mit seiner 
Amtsführung informiert hatte. Es sollen im Zeitraum 2003-2004 hochrangige Generäle 
Putschpläne ausgearbeitet und in Erwägung gezogen haben, die Erdoğan-Regierung zu 
stürzen. Allerdings konnten die Putschpläne u. a. aufgrund des Widerstandes von Özkök und 
interner Meinungsverschiedenheiten zwischen den beteiligten Generälen nicht umgesetzt 
werden.622 
 
Nach der Pensionierung des Generalstabschefs Özkök wurde am 30. August 2006 
Yaşar Büyükanıt zum Generalstabschef ernannt. Damit begann eine neue Phase in den Be-
ziehungen zwischen Militär und ziviler Regierung in der Türkei. Die Ernennung von 
Büyükanıt erregte Aufsehen, da ihm Kontakte zu einer illegalen Gruppierung innerhalb der 
Armee vorgeworfen wurden, die am Mord eines PKK-Anhängers beteiligt war. Die AKP-
Regierung wollte die Ernennung Büyükanıts zum Generalstabchef verhindern, blieb aller-
dings ohne Erfolg. Der neue Generalstabschef bestätigte die Befürchtungen der Regierung. 
Gleich zu Beginn des Amtsantritts machte Büyükanıt seine Positionen deutlich und das Mili-
tär nahm seine altbekannte Rolle in Entscheidungsprozessen bei sicherheits- und außenpoli-
tischen Fragen ein. Weiterhin hielt der Generalstabchef fest, dass der Schutz grundlegender 
Prinzipien der Türkischen Republik keine Frage der Innenpolitik, sondern der türkischen 
Streitkräfte sei. Im Dezember 2006 übte er scharfe Kritik an der AKP-Regierung, weil ihn 
diese über den Vorschlag an die EU, den griechischen Zyprioten Zugang zu einem türki-
schen Hafen und Flughafen zu gewähren, nicht informiert hätte. Doch waren laut Außenmi-
nisterium sowohl der Generalstabschef als auch der Präsident zuvor informiert worden. Des 
Weiteren reduzierte Büyükanıt die Anzahl der Truppen, die für eine UN-Friedensmission in 
Libanon eingesetzt werden sollten.623 
 
Im Folgenden soll der Versuch einer militärischen Einflussnahme durch das „E-
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6.7.2 Das E-Memorandum vom 27. April 2007 
 
Das Misstrauen vieler Kemalisten gegenüber der Erdoğan-Regierung erreichte mit 
dem Ende der Amtszeit Sezers einen neuen Höhepunkt, da er für viele Vertreter des kema-
listischen Staates und für die säkularen städtischen Eliten eine Garantie der Fortführung ei-
nes laizistischen Staates bedeutete. Dagegen war ein Präsident aus den Reihen der konser-
vativ-islamischen AKP weder für die CHP noch für die Armeeführung selbst ein akzeptabler 
Kandidat. Sezer hatte in den vorangegangenen Jahren mehrmals sein Veto gegen Geset-
zesvorlagen der AKP eingelegt. Das Staatspräsidentenamt ist in der Türkei auch deshalb 
von großer Bedeutung, weil die Postordnung das Präsidentenamt als zentrale Stelle für die 
Besetzung von Schlüsselpositionen in der staatlichen Verwaltung festlegte. So konnte Sezer 
Schlüsselpositionen in Verwaltung und Justiz mit Kemalisten besetzen, die oftmals die Um-
setzung der Politikvorgaben der AKP-Regierung blockierten.624  
 
Der Machtkampf zwischen der AKP und den Kemalisten ging mit der Präsident-
schaftswahl im Jahre 2007 in eine neue Runde, als die AKP am 24. April 2007 den Außen-
minister und stellvertretenden Premierminister Abdullah Gül als Kandidaten für die Präsi-
dentschaftswahlen nominierte.625 Zwar hatte Ministerpräsident Recep Tayyip Erdoğan für 
das Präsidentenamt kandidieren wollen, er verzichtete aber überraschend auf eine Kandida-
tur. Nachfolgend sollen die Gründe dargestellt werden, aus denen Premier Erdoğan nicht für 
das Präsidentenamt im Jahre 2007 kandidiert hat: 1) Die Kemalisten und säkulare städtische 
Eliten, die für eine Beibehaltung der strikten Trennung von Staat und Religion eintraten, hat-
ten Erdoğan monatelange gedrängt, nicht für das höchste Amt im Staat anzutreten. 2) Die 
Politik des Landes war noch nicht demokratisch reif genug, um einen so konservativen Prä-
sidenten wie Erdoğan zu tolerieren. 3) Viele Prominente in der AKP unterstützten Erdoǧans 
Kandidatur nicht, da sie der Meinung waren, dass die AKP-Wähler nicht nur der AKP-Politik, 
sondern vielmehr der Person Erdoğan verbunden waren. Falls er gewählt würde, könnte die 
Partei unter der neuen Führung Verluste davontragen und würde bei den Neuwahlen kaum 
Erfolg erzielen. 4) Erdoğan dachte über eine Einführung eines Präsidialsystems in der Türkei 
nach, da das Präsidentenamt in der Türkei repräsentativ war bzw. ist. Er wollte also eine 
Präsidentschaft mit mehr Vollmachten, als sie das gegenwärtige Amt bietet.626  
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Die AKP verfügte über eine klare Mehrheit im Parlament. Daher sollte die Wahl Güls 
im dritten Wahlgang vorerst kein größeres Problem darstellen. Während gesetzlich für eine 
erfolgreiche Wahl in den ersten Runden 367 Stimmen benötigt wurden, reichten ab der drit-
ten Runde 276 Stimmen. Die Kandidatur Abdullah Güls war vor allem für das Militär und die 
CHP inakzeptabel. Die Wahl Güls zum Präsidenten bedeutete einerseits, dass das höchste 
Amt des Staates, das zudem über die Jahre hinweg von den Militärs aufgewertet worden 
war, in die Hände der AKP fallen würde. Ferner war es unannehmbar, dass in Çankaya eine 
First Lady mit Kopftuch residieren würde. Für die Kemalisten stand eine Wahl Güls in einem 
nicht hinnehmbaren Widerspruch zur säkularen Staatsordnung.627 
 
Die Nominierung Abdullah Güls als Staatspräsident führte zu einer politischen Krise 
in der Türkei. Es kam zu Massenprotesten in Metropolen wie Ankara, Istanbul, Izmir und wei-
teren Städten, die vom „Verein zur Förderung der Ideen Atatürks“ (Atatürkçü Düşünce 
Derneği) organisiert wurden. Die Kemalisten betrachteten die AKP-Politik als eine Bedro-
hung für die eigene Freiheit. In diesem Kontext steht der Begriff „sozialer Druck in der Nach-
barschaft“ (Mahalle baskısı), mit dem informelle soziale Sanktionen im gesellschaftlichen 
Umfeld und die Ausgrenzung säkularer Lebensstile gemeint waren und der durch die säkula-
ren Medien und die CHP aufgegriffen wurde.628 So wurde auch der Sorge Ausdruck verlie-
hen, dass, wenn nun überall das Kopftuchverbot aufgehoben werden würde, jene Frauen, 
die sich gegen ein Kopftuch entscheiden, Rechtfertigungsforderungen und Ausgrenzung 
ausgesetzt würden. Auch dafür werde weniger der politische als der soziale Druck in konser-
vativen Nachbarschaften und Kreisen verantwortlich sein. Die Demonstrationen dienten nicht 
nur zum Protest gegen die Kandidatur Güls, sondern gaben vielen säkularen, kemalistischen 
und nationalistischen Kreisen eine Plattform, um ihrer Sorge und Angst Ausdruck zu verlei-
hen und die unterschiedlichen Belange zu vertreten. So traten bei Protesten auch ultranatio-
nalistische Kemalisten und pensionierte Generäle als Redner auf, die nicht nur gegen die 
Regierungspartei AKP, sondern auch gegen die EU und den „Ausverkauf des Landes“ mo-
bilmachten.629  
 
Einen Ausweg für die Kemalisten schien die vom ehemaligen Oberstaatsanwalt am 
Kassationsgericht, Sabih Kanadoğlu, einem strengen Kemalisten, formulierte These zu bie-
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ten, wonach die Wahlen nur bei Anwesenheit von 367 Abgeordneten Gültigkeit haben konn-
ten. Zwar wurde diese Interpretation von vielen abgelehnt, zumal bei der Wahl von Turgut 
Özal im Jahre 1989 auch weniger als 367 Abgeordneten anwesend waren und diese Wahl 
trotzdem nicht annulliert wurde. Dennoch eröffnete Kanadoğlus These der kemalistischen 
Oppositionspartei CHP eine neue juristische Möglichkeit, um die Wahl Güls doch noch zu 
verhindern. Am 27. April 2007 fand die erste Runde der Abstimmung für die Wahl des Präsi-
denten statt. Infolge des politischen Drucks boykottierten die Vertreter der kleineren Opposi-
tionsparteien wie ANAP und DP, die sich aus Dissidenten der AKP-Fraktion gebildet hatten, 
die Wahl und waren nicht anwesend. Demzufolge konnte die Anwesenheit von 367 Abge-
ordneten im Parlament nicht erreicht werden. Die AKP wählte zwar am 27. April 2007 mit 
absoluter Mehrheit Gül. Allerdings focht die CHP die Wahl beim Verfassungsgerichtshof an, 
da während des ersten Wahlganges lediglich 361 Abgeordneter im Parlament anwesend 
waren.630 Der Generalstabschef äußerte am 12. April 2007 im Hinblick auf die Person des 
neu zu wählenden Präsidenten, „dass ein Staatspräsident nicht nur mit den Worten, sondern 
aus tiefstem Glauben an den Kemalismus, den Laizismus und die Grundprinzipien der Re-
publik gebunden sein müsse.“631  
 
Schließlich erreichte die Krise um die Wahl des Staatspräsidenten noch in derselben 
Nacht, am 27. April 2007, auf der Website des Generalstabs mit einer Presseerklärung ihren 
Höhepunkt, die zugleich als „E-Memorandum“ in die Geschichte der Türkei einging.632 In der 
Erklärung wurde festgehalten,  
 
„dass die TSK [türkische Streitkräfte] diese Geschehnisse mit Sorge verfolgten und als 
die ultimativen Verteidiger des Laizismus keine neutralen Beobachter seien. Es dürfte 
auch niemand daran zweifeln, dass sie ihre Standpunkte wenn notwendig offenlegen und 




Die darauf folgende Antwort der AKP-Regierung war eine härtere Reaktion auf das 
Memorandum, als sie von früheren Regierungen in solchen Situationen ausgingen.634 Am 
nächsten Tag legte der Regierungssprecher Cemil Çicek die Position der Regierung dar:  
 
„Die Pressemitteilung war offensichtlich gegen die Regierung gerichtet, was in einem 
demokratischen Regime nicht akzeptabel war. Der Generalstab war dem Premier gegen-
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über verantwortlich und hatte seine gesetzlich festgelegten Aufgaben unter der Befehls-
gewalt der Regierung wahrzunehmen. Außerdem konnte die nächtliche Presseaussen-
dung des Generalstabs als ein Versuch wahrgenommen werden, die Justiz zu beeinflus-





Der Verfassungsgerichtshof ging der Klage nach kürzester Zeit nach und erklärte am 1. 
Mai 2007 die Wahl für ungültig, da die erforderliche Anwesenheit von 367 Abgeordneten 
nicht erreicht worden war. Als die AKP auch beim zweiten Wahlgang die Anwesenheit von 
367 Abgeordneten im Parlament nicht gewährleisten konnte, musste Gül seine Kandidatur 
zurückziehen. Daraufhin kündigte Ministerpräsident Erdoğan Neuwahlen an, um eine politi-
schen Krise des Landes zu vermeiden. Es wurde auch ein Referendum für den 21. Oktober 
anberaumt, in dem darüber abgestimmt werden sollte, ob der Präsident der Türkei künftig 
direkt vom Volk oder vom Parlament gewählt wird. Die Parlamentswahlen fanden am 22. Juli 
2007 statt. Die Boykottierung der Wahl Güls und die Kritik an Gül von Seiten des Militärs 
sowie die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofes erlaubten der AKP, sich im Wahl-
kampf als Opfer des kemalistischen Systems darzustellen. Infolgedessen wurden die Wahlen 
vom 22. Juli 2007 zu einer Abstimmung über die Demokratie und gegen die politische Macht 
des Militärs und der hohen Justiz. Dadurch gelang es der AKP, ihren Stimmenanteil von 
knapp 35 Prozent auf beinahe 47 Prozent zu erhöhen. Damit ging Erdoğan aus der Wahl 
erneut als klarer Sieger hervor. Die CHP erhielt 20,8 Prozent der Stimmen und wurde wiede-
rum zweitstärkste Kraft im Parlament. Ferner gelang es mit 14,3 Prozent der Stimmen auch 
der ultra-nationalistischen Partei MHP, wieder ins Parlament einzuziehen. Außerdem wurden 
auch 27 unabhängige Kandidaten gewählt, von denen 21 Abgeordnete Unterstützer der kur-
dischen „Partei für eine demokratische Gesellschaft“ (Demokratik Toplum Partisi, DTP) wa-
ren. Diese Mitglieder der kurdischen DTP waren aufgrund der Zehn-Prozent-Wahlhürde als 
unabhängige Kandidaten in den einzelnen Wahlkreisen angetreten.636  
 
Die AKP nominierte nach den Wahlen erneut Abdullah Gül als Kandidaten. Schließlich 
konnte Gül mit der Zustimmung der MHP und DTP im dritten Wahlgang mit 339 Stimmen der 
Abgeordneten zum 11. Präsidenten der Republik gewählt werden. Das Referendum vom 21. 
Oktober 2007 erzielte eine überwältigende Mehrheit für die Vorschläge der AKP. Damit sollte 
der Staatspräsident künftig nicht durch das Parlament, sondern direkt vom Volk gewählt 
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werden. Auch sollte als Ergebnis des Referendums der Präsident nur noch für fünf Jahre 
gewählt werden, aber zwei Mal antreten dürfen.637  
 
Die Wahlergebnisse wurden als eine Niederlage der Vertreter der kemalistischen Ideo-
logie und eines politisch aktiven Militärs betrachtet, die einen Wahlsieg mittels kemalistisch-
nationalistischer Parolen herbeizuführen erhofft hatten.638 Das E-Memorandum von 2007 
sollte die letzte direkte Intervention des türkischen Militärs in das politische Leben darstellen. 
Schließlich gingen mit dem Rücktritt der Armeeführung am 29. Juli 2011 fast einhundert Jah-
re Militärdominanz im politischen Leben der Türkei zu Ende. Damit hatte Ministerpräsident 
Erdoğan die Möglichkeit gewonnen, die Führung der Armee mit seinen Anhängern zu beset-
zen. Mit der Berufung von General Nejdet Özel auf den Posten des Generalstabschefs hat 
das Militär unter Verzicht auf ein direktes Eingreifen in die Politik seinen Frieden mit der kon-
servativ-demokratischen Regierung geschlossen. Letztendlich kann festgehalten werden, 
dass das Militär seine politische Macht aufgrund von Reformen und aufgrund des stärker 
werdenden Verständnisses für die Notwendigkeit von Demokratie für eine funktionierende 
Gesellschaft verloren hat. Ein weiterer Militärputsch gilt in der heutigen Türkei als sehr un-
wahrscheinlich oder gar unmöglich.639  
 
6.7.3 Die Regierung Erdoğan und die Minderheiten 
 
Die nichtmuslimischen Wähler in der Türkei stellen aus demographischen Gründen 
keine Größe dar, die von Volksparteien berücksichtigt würde. Daher kommen ihre Angele-
genheiten in den Wahlkampagnen der politischen Parteien nicht vor. Ob sie mit den Islamis-
ten, den Kemalisten oder den Sozialisten sympathisieren, ist bei Wahlergebnissen allenfalls 
an der dritten Ziffer hinterm Komma ablesbar.640 Die nichtmuslimischen Minderheiten waren 
traditionell an rechtsliberale Parteien wie die Demokratische Partei (DP) von Menderes ge-
bunden. Nach dem Militärputsch von 1960, als die DP verboten worden war, unterstützten 
sie deren Nachfolgeparteien, zunächst die Gerechtigkeitspartei (AP) unter Demirel. Auch die 
AP wurde nach dem Putsch vom 1980 verboten und deshalb wählten viele Nichtmuslime 
danach die Mutterlandspartei (ANAP) unter Özal und später die Partei des Rechten Weges 
                                                   
637
 Vgl. Yıldız 2010, S. 71. 
 
638
 Vgl. Ayvazoğlu, Erkut: Die Türkei seit dem E-Memorandum, in: Deutsch-Türkische Zeitung vom 27. 
April 2014, http://deutsch-tuerkische-zeitung.de/die-tuerkei-seit-dem-e-memorandum/ [26.05.2014]. 
 
639
 Vgl. Brauns / Kiechle 2010, S. 10; Akbulut 2009, S. 32; Der Spiegel vom 30. Juli.2011; Die Welt 
vom 31. Juli .2011.  
 
640




(DYP). Ferner stimmten sehr wenige Nichtmuslime für die CHP, da sie in der Zeit der Unter-
drückung von 1923 bis 1964 inoffiziell die Staatsideologie der Türkei in Bezug auf die Min-
derheiten fortsetzte.641 
 
Festzustellen ist, dass die Minderheiten bis zum Jahr 2002 die islamisch orientierten 
Parteien nicht gewählt hatten. Denn die islamische Gruppe Milli Görüş und die von Erbakan 
gegründeten Parteien – die Nationale Ordnungspartei (MNP), die Nationale Heilspartei 
(MSP), die Wohlfahrtspartei (RP), die Tugendpartei (FP) und die Glückspartei (SP) – waren 
den Nichtmuslimen nie entgegengekommen und bedienten sich mitunter einer 
antisemitischen, antisäkularen und antichristlichen Rhetorik. Obwohl die AKP auch aus dem 
Umfeld von Milli Görüş entstammt, wandte sie sich vom Antisemitismus und von antisäkula-
ren Ressentiments ab.642 
 
Nach dem türkisch-armenischen Journalisten Etyen Mahçupyan stimmen die meisten 
Angehörigen der nichtmuslimischen Minderheiten für die konservativ-demokratische AKP. Er 
vertritt der Meinung, dass die AKP im Vergleich zu anderen Parteien gegenüber den Vertre-
tern der Nichtmuslime aufgeschlossen und gesprächsbereit sei. Auch der armenische Patri-
arch, Mesrob II., befürwortete die AKP-Regierung und verlautbarte, „der Ministerpräsident 
Erdoğan hat ein offenes Ohr für uns. Deshalb unterstützen wir die AKP, nicht die CHP.“643 
Nach Ruben Melkonyan, Turkologe an der Universität Jerewan, wählten die Armenier, vor 
allem in Istanbul, überwiegend die AKP, da ihnen nur zwei Optionen offenstanden: Die AKP 
stellte für sie das kleinere Übel im Vergleich zu Kemalisten und Nationalisten dar. Melkonyan 
begründete dies damit, dass die AKP im Vergleich zu den damaligen Regierungen wichtige 
Reformen im Sinne der nichtmuslimischen Minderheiten durchgeführt habe, die allerdings 
noch nicht ausreichend seien.644  
 
Auch wählen die meisten Angehörigen der griechisch-orthodoxen Minderheit die AKP. 
Die AKP schaffte am 5. Januar 2005 die Minderheitenkommission ab, die im Jahre 1962 
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zwecks „Kontrolle“ der christlichen Minderheiten gegründet wurde.645 Nach Ansicht des Chef-
redakteurs der griechischen Gemeindezeitung „Apoyevmatini“, Mihail Vasiliadis, hatte die 
AKP damit das Vertrauen der Minderheiten gewonnen. Nach Vasiliadis fühlen sich die Min-
derheiten insgesamt von der AKP-Regierung besser behandelt als von früheren Regierun-
gen. Wen Angehörige der jüdischen Minderheit wählen, ist allerdings nicht so deutlich, da die 
Berichte über ihr Wahlverhalten widersprüchlich sind. Die Juden, die zur wohlhabenden 
Schicht gehören, dürften die AKP gewählt haben, da sie für eine liberale Wirtschaftspolitik 
steht. Andere Mutmaßungen über das Wahlverhalten der Juden gehen davon aus, sie be-
fürchteten eine Zerstörung der laizistischen Republik und hätten deshalb der CHP ihre 
Stimmen gegeben.646 
 
Nachfolgend werden die weiteren Entwicklungen in Bezug auf die Minderheiten in der 
Erdoğan-Regierung dargestellt. 
 
Aufgrund der Forderung der Kopenhagener Kriterien wurde am 12. April 2002 der so-
genannte „Konsultationsrat für Menschenrechte beim Amt des Ministerpräsidenten“ 
(Başbakanlık İnsan Hakları Danışma Kurulu, BİHDK) errichtet, welcher sich aus Vertretern 
der Ministerien, der staatlichen Organisationen, der Anwaltskammern, der Gewerkschaften, 
der Berufsverbände, von Nichtregierungsorganisationen und des Wissenschaftsbereichs 
zusammensetzt. Das Gremium soll zur verbesserten Koordination aller die Menschrechte 
betreffenden Institutionen beitragen. Ferner sollte es auch alle Gesetze hinsichtlich der Min-
derheitenrechte überprüfen und ihre Umsetzung kontrollieren.647  
 
Als die AKP im November 2002 die Macht übernahm, beauftragte Ministerpräsident 
Erdoğan der Konsultationsrat damit, einen Minderheitenbericht zu erstellen. Der daraufhin 
vom Konsultationsrat am 22. Oktober 2004 veröffentlichte Minderheitenbericht rückte das 
Thema eines „modernen“ Minderheitenverständnisses in das Zentrum der politischen Debat-
te in der Türkei.648 Die Verfasser des Reports plädierten für eine vollkommene Neuorientie-
rung der türkischen Minderheitenpolitik: Sprachliche und religiösen Minderheiten sollten klar 
bezeichnet und ihre Existenz nicht geleugnet werden. Der Bericht sprach sich für eine Aner-
kennung der Identität von Minderheitengruppen aus und damit dafür, diese Gruppen nicht 
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mehr entgegen ihrem Willen unter eine türkisch-sunnitische Identität zu subsumieren. Dem 
Minderheitenbericht zufolge sollten die Sprachen und Religionen der Minderheiten gefördert 
und die bislang zu hohen Hürden für den Bau von Gebetshäusern beseitigt werden.649  
 
Die Veröffentlichung des Berichts führte zu heftiger Kritik in der Öffentlichkeit, da in 
dem Bericht u. a. der Begriff „Minderheit“ neu definiert wurde. Denn die neue Definition ver-
langte auch ein neues Konzept der Staatsbürgerschaft: Der Konsultationsrat unterschied 
zwischen „Türkiyeli“-Staatsbürgerschaft (Bürger der Türkei jeglicher Ethnizität) und „Türk“ 
(Türke) im Sinne der ethnischen Volkszugehörigkeit. Damit unterschied er konzeptuell zwi-
schen Türken und türkischen Staatsbürgern: Die letztere Gruppe bestand nicht ausschließ-
lich aus Mitgliedern der Ersteren. Stattdessen sollten sich unter dem Begriff „Türkiyeli“ als 
einer nicht ethnisch, sondern territorial verstandenen türkischen Identität auch Subidentitäten 
religiöser und ethnischer Zugehörigkeit subsumieren lassen.650  
 
Die Diskussionen über den Konsultationsratsbericht waren konfrontativ, da die Kritiker 
dieses Ansinnens darin den Versuch sahen, den Friedensvertrag von Lausanne und die In-
tegrität und den unitaristischen Charakter der Republik Türkei aufzuweichen. Interessant 
war, dass kein Politiker der AKP-Regierung die Mitglieder des Gremiums in der Öffentlichkeit 
verteidigte, obwohl die Regierung über den Inhalt des Berichtes frühzeitig informiert worden 
war. Der damalige Außenminister Abdullah Gül hatte das Gremium in letzter Minute davon 
abbringen können, die Kurden und die Aleviten als Minderheiten zu bezeichnen. Ferner be-
hauptete Gül, dass die Regierung den Bericht nicht in Auftrag gegeben habe. Der Regie-
rungschef Erdoğan distanzierte sich kurz danach von dem Bericht und sagte dazu, dass die 
Definitionen des Friedensvertrags von Lausanne richtungweisend seien. Es kann festgehal-
ten werden, dass sich trotz der scharfen Kritik an dem Bericht der Begriff „Türkiyeli“ im politi-
schen Leben Türkei etablierte. Obwohl die Minderheitenprobleme in der ersten Regierungs-
zeit von Erdoğan (2002-2007) weiterhin ungelöst blieben, entstand allmählich eine neue Dis-
kussionskultur, die auch vor den über Jahrzehnten geltenden Tabus keinen Halt mehr mach-
te.651 
 
Ein weiteres Ereignis mit minderheitenpolitischer Bedeutung war die Ermordung von 
Hrant Dink und drei christlichen Publizisten. Die Morde an die Angehörigen der Minderheiten 
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empörten das Land und verringerten das Vertrauen in die AKP-Regierung. Hrant Dink war 
ein international bekannter armenischer Journalist und Herausgeber der armenisch-
türkischen Wochenzeitung „Agos“. Mit seiner politischen Haltung zu verschiedenen Themen 
des türkisch-armenischen Verhältnisses setzte sich Dink häufig zwischen alle Stühle. Er galt 
einerseits als Verfechter einer toleranten Türkei und gleichzeitig als Kritiker der armenischen 
Diaspora, deren Forderungen nach Anerkennung eines Genozids durch die Türkei er als 
politisches Manöver ohne Grundlage in einer gelebten armenischen Identität betrachtete.652 
Dink setzte sich sein ganzes Leben für die Rechte der Minderheiten in der Türkei ein. Im 
Interesse der armenischen Minderheit in der Türkei wollte er einen rationalen Umgang beider 
Seiten mit der Vergangenheit erreichen, um ein Zusammenleben von Türken und Armeniern 
zu ermöglichen. Er wurde mehrmals vor Gericht angeklagt und zuletzt im Oktober 2006 we-
gen „Herabsetzung des Türkentums“ zu sechs Monaten Haft verurteilt.653 Hrant Dink wurde 
am 19. Januar 2007 im Zentrum der türkischen Metropole Istanbul auf offener Straße vor 
dem Redaktionsbüro von „Agos“ erschossen.654 Fanatische Nationalisten wollten nicht ak-
zeptieren, dass ein türkischer Staatsbürger kein ethnischer Türke sein muss.655 Daher kann 
der Mord an Hrant Dink nicht losgelöst von der politischen und gesellschaftlichen Lage der 
Minderheiten in der Türkei betrachtet werden. Diese wird nach wie vor von einem nach dem 
Putsch vom 1980 erstarkten rigorosen Nationalismus geprägt, welcher insbesondere natio-
nalistischen und militärischen Kräften nutzt. Aus diesen Kreisen kam es weiterhin zur Hetze 
gegen die Armenier, Kurden und andere Minderheiten und gegen Personen, die abweichen-
de Ansichten vertraten.656 
 
Der Mord an Hrant erschütterte die armenische Minderheit in der Türkei. Einige zogen 
in Erwägung, das Land zu verlassen. Allerdings nahmen die gegenseitige Sympathie und 
das Verständnis zwischen der armenischen Diaspora und den demokratischen Kräften in der 
Türkei deutlich zu. Das Motto der Trauernden „Wir sind alle Armenier“ und „Wir sind alle 
Hrant“ hat die politische Diskussion in den Tagen nach der Ermordung sehr stark polarisiert. 
So verwehrten sich nicht nur Ultra-Nationalisten, sondern auch breitere konservativ-
nationalistische Kreise gegen diese Aussage. Diese skandierten gegen das Motto den Aus-
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spruch „Wir sind alle Türken“, „Wir sind alle Mustafa Kemal“ oder „Wir sind alle Ogün Sa-
mast“657, was vor allem in Fußballstadien zu beobachten war.658 Ministerpräsident Erdoğan 
sprach nach dem Mord davon, dass „dunkle Hände“ ihn begangen hätten,659 und vermied so 
eine deutliche, konfrontative Aussage. 
 
Die Angehörigen der armenischen Minderheit und die demokratische Öffentlichkeit der 
Türkei waren von der Haltung der AKP-Regierung während der Gerichtsverfahren ent-
täuscht. Die Anwältin der Familie Dink sagte in einer Presseerklärung über die Position der 
AKP-Regierung Folgendes: 
 
„Es sieht so aus, als hätten die heutigen Machthaber, die in der Vergangenheit marginali-
siert worden waren und Zielscheibe des Staates waren, heute sich mit jenen zusammen-




Der AKP wurde vorgeworfen, dass die Behörden von der bevorstehenden Ermordung 
Hrant Dinks mehrfach in Kenntnis gesetzt wurden und ihn dennoch nicht verhinderten. Dafür 
spricht ein geheimes Dokument vom 17. Februar 2006 der Sicherheitsbehörde aus Trabzon, 
wo der Mörder lebte, aus dem deutlich hervorging, dass Pläne zur Ermordung von Hrant 
Dink existierten. Nach der Anwältin der Familie Dink wurden die Beweismittel vernichtet und 
die Verantwortlichen nicht zur Rechenschaft gezogen. Als Reaktion lehnte die AKP alle Vor-
würfe bezüglich der Ermordung Hrant Dinks ab. Ferner behauptete die AKP, es gebe Kräfte 
in der Türkei, über die sie nicht die vollständige Kontrolle habe.661  
 
Eine wichtige Maßnahme der Erdoğan-Regierung, um die Rechte von Minderheiten zu 
stärken, war die Verabschiedung des Stiftungsgesetzes im Jahre 2008, das die Lage der 
Nichtmuslime in der Türkei verbessern sollte. Die Stiftungen sind für die nichtmuslimischen 
Minderheiten von großer Bedeutung, weil sie die einzige legale Organisationsform für sie 
bilden. Das Gesetz sah die Rückgabe enteigneten Besitzes an die Minderheiten vor. Gemäß 
dem Gesetz wird im Jahre 1936 beschlagnahmter Besitz, der nach dem Friedensvertrag von 
Lausanne im Jahre 1923 anerkannten nichtmuslimischen Minderheiten gehörte, an diese 
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zurück übereignet. Für Immobilien und Liegenschaften, die bereits an Dritte verkauft wurden, 
sollen Entschädigungszahlungen an die armenischen, griechischen und jüdischen Minder-
heiten geleistet werden. Häuser, Schulen, Kirchen, Friedhöfe und Brunnen, die auf öffentli-
che Einrichtungen übertragen worden waren, sollten an die ursprünglichen Besitzer rück-
übertragen werden. Mit dem Gesetz dürften nach ersten Schätzungen etwa 1.000 Immobi-
lien der griechischen, 100 der armenischen und einige Dutzend der jüdischen Minderheit 
zurückgegeben werden. Für die Angehörigen der nichtmuslimischen Minderheiten war das 
Stiftungsgesetz eine Regelung mit historischer Tragweite, die das diesen Minderheiten zuge-
fügte Unrecht zumindest zum Teil wiedergutmachte.662  
 
Eine Problematik der christlichen Minderheiten in der Türkei bildet die Ausbildung von 
Geistlichen. Diese wurde bis zum Jahr 1971 durch die theologische Schule von Halki ermög-
licht, die seit 1971 geschlossen ist. Obwohl die AKP-Regierung wiederholt von einer Wieder-
öffnung der Schule gesprochen hat, ist diese nicht erfolgt und steht weiterhin zur Debatte. 
Der Ministerpräsident Erdoğan sagte noch im Juli 2004 bei seinem Staatsbesuch in Brüssel 
über eine mögliche Wiederöffnung der Schule,  
 
„der Beschluss für die Wiedereröffnung der theologischen Hochschule zu Halki sei verab-





Seit dieser Ankündigung des Ministerpräsidenten Erdoğan vor den Journalisten in 
Brüssel sind allerdings noch keine konkreten Schritte erfolgt. Zwar machte Erdoğan im Jahre 
2013 einen neuen Vorschlag für die Wiederöffnung der theologischen Schule, nach dem die-
se in den Hochschulrat (Yükseköǧretim Kurulu) eingegliedert werden sollte. Allerdings blieb 
auch dieser Ansatz ohne praktische Folgen, Wohl auch, weil die theologische Schule von der 
AKP-Regierung zur Beeinflussung der griechischen Haltung instrumentalisiert wird. Dies 
wurde von Ministerpräsident Erdoğan bei einem Fernsehauftritt deutlich gemacht. Er sagte 
dort, die theologische Schule auf Heybeliada werde wiedereröffnet, wenn die Griechen die 
Genehmigung zum Bau einer Moschee im griechischen Teil Thrakiens erteilen würden. Fer-
ner möchte die AKP-Regierung dort eine theologische Schule für die Muslime gründen und 
einen Mufti aus der Türkei berufen.664 Allerdings werden diese Forderungen der türkischen 
Regierung von der griechischen Seite abgelehnt. Solange zwischen der türkischen und grie-
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chischen Regierung keine Übereinstimmung erzielt wird, wird die theologische Schule auf 
Halki wahrscheinlich geschlossen bleiben.  
 
Eine andere Reformmaßnahme der Regierung Erdoğan war das sogenannte „Demo-
kratisierungspaket“ vom 30. September 2013, das Erdoğan persönlich vorstellte. Im Wesent-
lichen betreffen die Maßnahmen die Minderheitenrechte und die Aufhebung des Kopftuch-
verbotes in staatlichen Behörden. Auf Grundlage des Demokratisierungspaketes können alle 
Volksgruppen in der Türkei ihre eigenen Privatschulen gründen und dort den Unterricht in 
ihrer jeweiligen Muttersprache halten, was bisher lediglich Armeniern, Juden und Griechen 
gestattet war. Auch wurde im Zuge des Pakets der allmorgendlichen Treueschwur (Andımız) 
in den Grundschulen aufgehoben, der eine kemalistisch-nationalistische Gesinnung fördern 
sollte. Bei der Treueschwur mussten Grundschüler jeden Morgen vor dem Schulunterricht 
Atatürks Leitsatz „Glücklich ist, wer sich Türke nennen darf“ aufsagen. Die Minderheiten be-
grüßten die Abschaffung des allmorgendlichen Treueschwurs, da sie ihn als rassistischen 
Ausdruck des türkischen Nationalismus betrachteten. Auch kündigte Premierminister 
Erdoğan mit dem Demokratisierungspaket die Gründung eines Roma-Instituts an einer türki-
schen Universität an. In diesem sollten die Kultur und Sprache und die sozialen und kulturel-
len Probleme dieser bisher weitgehend vernachlässigten Minderheit wissenschaftlich er-
forscht werden.665 
 
Weiterhin wurden die Behinderung der Religionsausübung sowie Verbrechen und Ver-
gehen aus Hass unter Strafe gestellt. Außerdem dürfen in Wahlkampagnen auch andere 
Sprachen als das Türkische verwendet werden. Des Weiteren wurde es Kommunen, deren 
Namen während des Assimilierungsprozesses nach der Gründung der Republik und nach 
dem Putsch vom 1980 turkisiert worden waren, ermöglicht, ihre alten Namen wieder anzu-
nehmen. Ferner sah das Paket auch vor, dass die syrisch-orthodoxe Gemeinde das Kloster 
Mor-Gabriel im Südosten des Landes behält, das seit 1936 in einem jahrelangen Rechtsstreit 
von Enteignung bedroht war. Mit dem Demokratisierungspaket etabliert sich eine neue Defi-
nition von Minderheit in der Türkei, da zum ersten Mal kleineren Minderheiten und Volks-
gruppen wie Assyrern, Chaldäern, Lasen, Tscherkessen, Arabern und Roma Rechte zuer-
                                                   
665
 Vgl. Gürbey, Gülistan: Zwischen autoritärer Staatsführung und begrenzter Demokratisierung: Erdo-
gans „Demokratisierungspaket“, in: ORIENT, 1/2014, S. 25; Frankfurter Allgemeine vom 30. Septem-




kannt wurden.666 Allerdings wurden die Anliegen der religiösen Minderheit der Aleviten im 
Demokratisierungspaket nicht berücksichtigt. Um der Enttäuschung der Aleviten entgegen-
zuwirken, kündigte Erdoğan ein spezielles Reformpaket für Aleviten an, das Ende des Jah-
res 2013 offengelegt werden sollte. Bis jetzt wurden jedoch weder die versprochenen Refor-
men zu Gunsten der Aleviten dargelegt noch ein festes Datum für das Inkrafttreten des Pa-
kets genannt.667  
 
Weiterhin zweifeln Vertreter der verschiedenen Minderheitengruppen, vor allem der 
Kurden und Aleviten, stark am Demokratisierungswillen, der mit Erdoǧans Demokratisie-
rungspaket demonstriert werden sollte, weil aus Ansicht dieser Minderheitengruppen die 
Maßnahmen des Pakets ohne Zusammenarbeit mit Minderheiten-Vertretern entwickelt wur-
den. Eine weitere Kritik an dem Reformpaket richtete sich gegen die Beibehaltung der Zehn-
Prozent-Wahlhürde zum Einzug in das Parlament, von der Minderheitenparteien stark betrof-
fen sind.  
 
Schließlich kann festgehalten werden, dass das Demokratisierungspaket Erdoǧans die 
Anforderungen aus dem gesellschaftlichen Bereich nur teilweise erfüllt hat. Es ließ wichtige 
Ansprüche der Minderheiten außer Acht. Auch wenn das Reformpaket insgesamt als Schritt 
zur Demokratiestärkung von Bedeutung war, waren die Maßnahmen nicht umfassend genug 
und blieben daher im Kern weit hinter den Erwartungen der Minderheiten zurück. Ohne Zwei-
fel jedoch hat die Erdoğan-Regierung bislang die weitreichendsten Reformen in Bezug auf 
Minderheiten in der Geschichte der Republik Türkei verabschiedet.668 
 
6.7.4 Frieden mit den Kurden? 
 
In den letzten Jahren wurden bedeutende Versuche zu einer friedlichen Lösung der 
Kurdenfrage in der Türkei unternommen. Diese waren die „demokratische Öffnung“ (2009), 
die die Rechte der Kurden stärken sollte, und die Osloer Geheimgespräche (2009-2011) 
zwischen der PKK und der AKP-Regierung. Doch scheiterten beide Versuche aufgrund des 
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als rechtspopulistisch wahrgenommenen Wahlkampfes Erdoğans im Jahr 2011 und der An-
griffe der PKK. Somit begann erneut eine Phase des bewaffneten Kampfes zwischen der 
türkischen Armee und der PKK, die bis zum Ende des Jahres 2012 anhielt.  
 
Nachdem Ministerpräsident Erdoğan in einem Interview am 28. Dezember 2012 ei-
nen Dialog zwischen dem türkischen Staat und dem inhaftierten PKK-Führer Abdullah 
Öcalan angekündigt hatte, fuhren am 3. Januar 2013 drei Abgeordneten der kurdischen BDP 
(Partei für Frieden und Demokratie) nach Imralı, wo Öcalan seit 1999 in Haft einsitzt. Bemer-
kenswert war diesmal die Wahl Öcalans als direkter Ansprechpartner, die dadurch motiviert 
war, dass sein Einfluss auf die Kurden und die PKK-Organisationen weiterhin dominant war. 
Ferner wollte die AKP-Regierung mittels der Gespräche mit Öcalan indirekt Kontakt mit den 
PKK-Strukturen in Europa und der Guerillabewegung in den Kandil-Bergen des Nordirak 
aufnehmen. Sowohl die kurdische Seite als auch die türkische Regierung und Presse hatten 
die Gespräche durchweg begrüßt. Am 23. Februar fuhr eine zweite BDP-Delegation nach 
Imralı. Öcalan gab den BDP-Abgeordneten drei eigenhändig verfasste Briefe mit, die an die 
Organisationen in Europa und in Kandil weitergereicht werden sollten. Nach dem zweiten 
Treffen erfolgte die Freilassung von Geiseln, die von der PKK gefangen gehalten wurden, 
und dies führte zu einer positiveren gesellschaftlichen Stimmung in der Türkei. Mit den Ge-
sprächen und der Befreiung von Geiseln sollte der Grundstein für den Aufbau einer Atmo-
sphäre des gegenseitigen Vertrauens gelegt werden.669  
 
Der Friedensdialog zwischen Öcalan und dem türkischen Staat trat mit einer Bot-
schaft des PKK-Führers Öcalan, die anlässlich des kurdischen Neujahrfestes Newroz in 
Diyarbakır am 21. März 2013 verlesen wurde, in eine historisch bedeutsame und vielver-
sprechende Phase ein. Öcalan schlug einen „Fahrplan zum Frieden“ vor. Um eine politische 
Lösung des Kurdenkonflikts zu ermöglichen, kündigte er eine Waffenruhe an. Laut der verle-
senen Erklärung sollte auch die PKK ihren Guerilla aus der Türkei in Lager im Nordirak ab-
ziehen.670 Daraufhin bestätigte der Militärchef der PKK, Murat Karayılan, am 23. März den 
Waffenstillstand. Folglich begann die PKK-Führung ihre Kämpfer im Mai 2013 zurückzuzie-
hen. Ferner forderte die PKK von der Regierung Erdoğan den Rückzug auf einer gesetzli-
chen Grundlage zu ermöglichen. Zur allgemeinen Erleichterung kam es während des Rück-
zugs nicht zu Zwischenfällen. Jedoch stoppte die PKK im September den vereinbarten 
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Rückzug ihrer Kämpfer aus der Türkei, da die AKP-Regierung die angekündigten Reformen 
zur Stärkung der Rechte der Kurden nicht umgesetzt hätte. Der Rückzug wurde aufgescho-
ben, bis die Reformen umgesetzt werden. Jedoch hielt die PKK auch bei Aufschub des 
Rückzugs weiterhin am Waffenstillstand fest und erklärte den Friedensprozess fortsetzen zu 
wollen.671  
 
Zwischenzeitlich ließ Ministerpräsident Erdoğan die sogenannte „Kommission der 
weisen Menschen“ errichten. Der Kommission gehörten Schriftsteller, Künstler, Akademiker, 
Juristen, Vertreter regierungsunabhängiger Organisationen und ehemalige Abgeordnete 
an.672 Diesen „Weisen“ wurden bestimmte Regionen des Landes zugeteilt, um dort den un-
terschiedlichen Volksgruppen den Friedensprozess nahezubringen. Die Errichtung der 
Kommission wurde auch von der kurdischen Partei BDP unterstützt. Am 27. Juli endete ihre 
Aufgabe und die Delegationen legten Premierminister Erdoğan ihren Abschlussbericht vor. 
Darin wurde auf die wachsende Zustimmung zum Friedensprozess und auf die Hoffnung auf 
eine zivile Verfassung hingewiesen.673 
 
Wie oben dargestellt, veröffentlichte Ministerpräsident Erdoğan am 30. September 
2013 das Demokratisierungspaket, um den stockenden Friedensprozess mit den Kurden 
voranzubringen. Allerdings zeigten sich deren Vertreter vom Maßnahmenpaket der AKP-
Regierung enttäuscht, da die Möglichkeit zur Erziehung in der Muttersprache auf die schul-
geldpflichtigen Privatschulen eingeschränkt wurde. Diese Änderung blieb weit hinter den 
Forderungen der Kurden zurück und daher wurde das Demokratisierungspaket als unzu-
reichend betrachtet. Ferner bewertete die PKK-Führung das Paket als eine Deklaration der 
AKP-Regierung, dass die Friedensverhandlungen beendet seien.674 Auch in der türkischen 
Presse war das Reformpaket umstritten: Während Befürworter darauf hinwiesen, dass die 
vorgesehenen Änderungen für den Demokratisierungsprozess wichtig seien und daher nicht 
gänzlich in Frage gestellt werden sollten, warfen die Kritiker ein, dass die Reformen lediglich 
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kosmetischer Natur seien und Ministerpräsident Erdoğan die „Demokratisierung“ für die ei-
gene Machterhaltung instrumentalisiere.675 
 
Der Friedensprozess mit den Kurden trat in den Hintergrund, weil die landesweiten 
Demonstrationen der Gezi-Bewegung im Sommer 2013 und Korruptionsvorwürfe gegen 
Premierminister Erdoğan im Dezember 2013 die politische Szene der Türkei völlig be-
herrschten. Daraufhin gab im Januar 2014 Öcalan der PKK eine Anweisung, zunächst bis zu 
den Kommunalwahlen am 30. März 2014 abzuwarten. Damit hielt Öcalan, trotz der Kritik, 
dass Ministerpräsident Erdogan auf Zeit spiele und die angekündigten Reformen nicht um-
setzen werde, weiterhin am Friedensprozess fest. Auch wurde zum Newroz-Fest am 21. 
März 2014 ein Brief des PKK-Führers in der inoffiziellen Kurdenhauptstadt Diyarbakır verle-
sen. Öcalan forderte weiterhin von der AKP-Regierung, den Friedensprozess auf eine ge-
setzliche Grundlage zu stellen, und kritisierte die AKP-Regierung wegen der schleppend vo-
rangehenden Umsetzung des Friedensprozesses.676 Öcalan warnte Erdoğan vor einem 
Scheitern des Friedensprozesses mit folgenden Worten: 
 
„Die Geschichte hat uns gezeigt, dass wenn es keine entschlossene Führung für einen 
Frieden gibt, historische Probleme sich fortsetzen und meist mit Wendungen antworten, 
die große Verluste mit sich bringen. Die drängendste Frage, vor der wir stehen, ist, ob wir 
den Weg mit sich ständig wiederholenden Putschen oder einer vollständigen und radika-




Die einzige Neuerung seit September 2013 im Friedensprozess mit den Kurden ist 
die Ankündigung Erdoğans, Schutzgesetze zu erlassen. Das Gesetz sollte die Personen 
schützen, die im Friedensprozess selbst oder im Antiterrorkampf engagiert sind. Ferner reis-
te die HDP678-Delegation am 1. Juni 2014 zum 18. Mal nach İmralı. Bei der Rückkehr teilte 
die Delegation im Namen Öcalans mit, dass die Verhandlungen eine neue Phase erreicht 
hätten, die für die Kurden und die Türkei einen „Neubeginn“ bedeuten würde.679  
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 Die Demokratische Partei der Völker (Halkların Demokratik Partisi, HDP) ist de facto eine Teilpartei 
der kurdischen BDP.  
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Resümierend bleibt festzuhalten, dass der Friedensprozess zwischen der Kurden und 
der Türkei eine langfristig strategische Entwicklung ist. Daher ist eine schnelle Lösung weder 
von der türkischen Regierung noch von der kurdischen Seite zu erwarten. Wichtig ist, dass 
beide Seiten die Stationen und Resultate des Friedensprozesses weder als „Sieg“ noch als 
„Niederlage“ bewerten sollten. Ferner scheinen die Verhandlungen trotz der Divergenzen 
eine vielversprechende Richtung genommen zu haben, da der seit Jahrzehnten andauernde 
Konflikt seit dem Beginn der İmralı-Gespräche im Januar 2013 bis heute keine weiteren Op-
fer gefordert hat. Unverändert stellt die kurdische Seite vier grundlegende Forderungen an 
die AKP-Regierung:680 1) Das Kurdische soll als Muttersprache in öffentlichen Schulen unter-
richtet werden. 2) Die politischen Gefangenen sind freizulassen. 3) Eine neue Verfassung 
soll ausgearbeitet werden, in der die Existenz des kurdischen Volkes und die Rechte aller 
Minderheiten anerkannt werden. 4) Die Rückkehr der knapp drei Millionen vertriebenen Kur-
den in ihre Dörfer soll ermöglicht werden. 5) Es soll in der gesamten Türkei, vor allem in den 
kurdischen Gebieten, eine „demokratische Autonomie“ entwickelt werden, die eine lokale 
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Die vorliegende Studie hat den Versuch unternommen, die Militärputsche in der Tür-
kei zu untersuchen und ihre Auswirkungen auf die Minderheiten zu analysieren. Nachfolgend 
sollen noch einmal wesentliche Inhalte und Ergebnisse der Untersuchung zusammengefasst 
werden.  
 
Auf dem Gebiet des heutigen türkischen Staates koexistieren seit Jahrhunderten ver-
schiedene Religionen und Ethnien. Mustafa Kemal war sich dieses Umstandes bewusst und 
band alle in Anatolien ansässigen ethnischen und religiösen Gruppen in den nationalen Be-
freiungskrieg ein, indem er ihnen im Gegenzug bestimmte politische Gestaltungsmöglichkei-
ten versprach. Dabei sollte der Islam durchaus als ein verbindendes Element zwischen den 
unterschiedlichen Volksgruppen dienen. Die noch zu gründende Türkei sollte als Vielvölker-
staat verschiedene Ethnien friedlich und in gegenseitigem Respekt unter einem Dach verei-
nen. Bei Eröffnung der ersten Nationalversammlung legte er seine Vision eines Vielvölker-
staates dar, der von Gemeinsamkeiten getragen wird, aber ethnische Unterschiede akzep-
tiert: 
 
„Die Persönlichkeiten, aus denen sich unsere Versammlung zusammensetzt, sind nicht 
nur Türken, Kurden, Tscherkessen, Lasen, vielmehr sind sie alle im Element Islam mitei-
nander vereint. Die Einheit, die wir versuchen zu bilden, besteht nicht nur aus Türken, 





An die Stelle der während des Entstehungsprozesses der Türkei versprochenen mul-
tiethnischen „Nation der Türkei“ wurde von Kemalisten eine einheitliche ethnisch definierte 
nationale Identität gesetzt, die „türkische Nation“. Das Ziel der neuen Nationalpolitik war es, 
alle ethnischen Minderheiten in der Türkei zu einer homogenen Nation zusammenzufas-
sen.682 So wurde der neue Nationalstaat als zentralistisch organisierter „Einheitsstaat“ gestal-
tet, in dem es keinen Platz für ethnische Minderheiten gab.683  
 
Auch wenn der ethnisch einheitliche Nationalstaat 1922 noch nicht das ideologisch 
fest verankerte Idealbild des zu gründenden türkischen Staates war, wurden schon im Ver-
trag von Lausanne wichtige Voraussetzungen für dessen Möglichkeit geschaffen, und zwar 
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ohne das Wissen oder die Absicht der Alliierten. So gelang es den Gründern der Republik 
durch Wortwahl den Vertrag von Lausanne für eine Interpretation des Minderheitenbegriffs 
zu öffnen, die sich am Minderheiten-Verständnis des Osmanischen Reiches orientierte. Die 
Bestimmungen des Lausanner Vertrages verpflichten die Türkei zur Verantwortung gegen-
über den Minderheiten. Was genau unter „Minderheit“ zu verstehen sei, was also eine Min-
derheit auszeichne, wurde im Text des Vertrages nicht erläutert, noch wurden Minderheiten 
aufgezählt. Erst später hat sich dies als ein gravierendes Versäumnis des Lausanner Vertra-
ges erwiesen. Vor allem ist nicht allgemein von religiösen Minderheiten, sondern nur von 
„Muslimen“ und „Nichtmuslimen“ die Rede. Damit konnte sich die türkische Interpretation des 
Vertragstextes an das osmanische Verständnis von Nichtmuslimen anlehnen und diesem 
gemäß können unter den Begriff der nichtmuslimischen Minderheiten nur Griechen, Juden 
und Armenier gefasst werden. Da in dem Friedensvertrag von Lausanne die Begriffe Ethnizi-
tät, Sprache und Religion nicht verwendet wurden, erstreckte sich der durch den Vertrag 
garantierte Schutz der Minderheitenrechte im dem osmanischen Minderheitenbegriff ent-
sprechenden Verständnis der Türkei nur auf diese drei Gruppen. Alle anderen Religionsge-
meinschaften (wie die Aleviten) oder Ethnien (wie die Kurden) konnten unter Assimilierungs-
druck gesetzt werden, um so eine weitgehende kulturelle Einheit und den Anschein ethni-
scher Homogenität zu erreichen.  
 
Zwar war das Osmanische Reich ein Vielvölkerstaat und von religiöser Toleranz ge-
prägt, doch in einer nahezu ironischen Wendung ermöglichte gerade dessen Minderheiten-
begriff der sich zum Nationalstaat formenden Türkei eine repressive Leugnung ethnischer 
und religiöser Vielfalt. Ob dies damals schon im Sinne der Gründer der Türkischen Republik 
war, ist ungewiss. Ein anderes Motiv für den eng gefassten Minderheitenbegriff kann gerade 
der Versuch gewesen sein, das multiethnische Mosaik eines türkischen Territorialstaates 
nicht schon vor dessen Bildung zu zerstören, indem einzelne Volksgruppen zu Minderheiten 
erklärt und dadurch marginalisiert werden. 
 
Somit ist festzuhalten, dass die Probleme der Minderheiten mit dem Auftreten eines 
türkischen Nationalstaats und einer religiös und ethnisch restriktiven Interpretation der Ver-
einbarungen des Vertrags von Lausanne begannen. Da die nachfolgenden kemalistischen 
Regierungen die Türkei als einen Nationalstaat im Sinne einer Einheit aus einem Volk und 
einem Staat verstanden, erschien ihnen ethnische Diversität als Hindernis und als Bedro-
hung. Der Nationalstaat sollte deshalb durch Assimilation aller Minderheiten erreicht werden 
und diese Assimilation wurde unter Umständen zu erzwingen versucht. Der so entstehende 
Druck führte bei den Minderheiten zu Widerstand, auf den mit umso restriktiveren Maßnah-
men reagiert wurde. Nach der Gründung der Türkischen Republik schwanden die Möglich-
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keiten ethnischer Minderheiten, sich ohne Gefahr von Repressionen kulturell auszudrücken 
und ihre spezifischen Interessen zu vertreten.684 
 
Das Verhältnis der Türkei zu ihren nichtmuslimischen Minderheiten entspannte sich 
erst mit der Einführung des Mehrparteiensystems und in den ersten Jahren der Regierung 
durch die DP unter Menderes. Insbesondere konnten Minderheiten ihre privaten Schulen nun 
unter geringeren Einschränkungen betreiben. 685 Als sich der politische Druck für die DP ins-
besondere ab 1954 durch den Zypernkonflikt erhöhte, zeigte sich jedoch, dass ihre Haltung 
gegenüber Minderheiten keine fundamental andere war als die der CHP. Die DP wechselte 
den Kurs ihrer Minderheitenpolitik, die nun deutlich repressiv wurde. Dafür können die Aus-
schreitungen des Jahres 1955 als Beispiel dienen. Die öffentliche Wahrnehmung von Min-
derheiten und insbesondere der griechischen Minderheit wurde vor allem durch die Presse 
negativ beeinflusst, da den Griechen in der Türkei die Schuld an der Eskalation des Konflikts 
gegeben wurde.686  
 
Vor allem die Literatur in deutscher Sprache nennt die wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten der Türkei als wichtigen Hintergrund der Ausschreitungen gegen nichtmuslimische Min-
derheiten im September 1955. Häufig wird eine direkte Veranlassung der Ausschreitungen 
durch die Menderes-Regierung als wahrscheinlich oder gegeben angenommen. 687 Verifizie-
ren lässt sich diese These aber nicht und die Beteiligung der Menderes-Regierung an den 
Ausschreitungen ist ungeklärt.688 Beziehungen zwischen der Regierung und treibenden Kräf-
ten hinter den Ausschreitungen sind jedoch festzustellen. Als gesichert kann jedoch nur gel-
                                                   
684
 Kemalistische Repressionen waren u. a. Ansiedlungsgesetze, die Gesetzgebung zu Stiftungen 
1936, das Massaker von Dersim, die Besonderheiten des Wehrdienstes für Nichtmuslime und die 
Willkür einer Vermögenssteuerregelung, die zu Zwangsarbeit und Deportationen führte. 
 
685
 Mit dem Gesetz am 8. Dezember 1950 wurde die theologische Schule des Ökumenischen Patriar-
chats auf der Insel Heybeliada (Chalki) als Hochschule anerkannt und durfte ab diesem Jahr wieder 
Studenten (auch aus fremden Ländern und besonders aus Griechenland) aufnehmen. 
 
686
 Vgl. Güven 2012, S. 130ff. 
 
687
 Baum 2005; Plaggenborg 2012; Bayraktar 2010; Schlötzer vom 6. September 2005. 
 
688
 Vgl. Akkaya 2011, S. 125ff; Während einer Debatte über die September-Ereignisse im türkischen 
Parlament sagte Zakar Tarver, ein Angehöriger der armenischen Minderheit und Abgeordneter der DP 
in einer Rede Folgendes: „Sehr geehrte Kollegen, Unser Land wurde einer großen Katastrophe aus-
gesetzt und diese Vandalisten sollen sofort gefasst werden. Die Behauptung, dass die DP die Aus-
schreitungen geplant habe, ist für uns bedeutungslos. Ich bin selbst von unserem Ministerpräsident 
Menderes überzeugt, dass er die wahren Täter finden lässt. Menderes hat Sympathien für die Nicht-
muslime und wer das nicht glaubt, dem kann ich Beweise dafür vorlegen.“ Vgl. TBMM ZC [Die Proto-




ten, dass der türkische Geheimdienst an der Entstehung der Ausschreitungen beteiligt war, 
indem er einen Anschlag auf Atatürks Geburtshaus verübte.689  
 
Die direkte Folge dieser Ausschreitungen war eine Abwanderung von Armeniern, 
Griechen und Juden. So wurde in der Ära Menderes auch die Assimilierungspolitik 
gegenüber nichttürkischen Volksgruppen weitergeführt. Für diese Völker brachte der 
Regierungswechsel von der CHP zur DP keine Ausweitung ihrer Rechte. Ihre Lage wurde 
sogar schwieriger, da das Verhältnis des Staates zu ihnen von internationalen Konflikten 
bestimmt war und internationale Konfliktlinien in die Minderheitenpolitik hinein verlängert 
wurden.  
 
Am 27. Mai 1960 putschte das türkische Militär zum ersten Mal in der Geschichte der 
Republik. Die Intervention wird in der links- und kemalistisch orientierten türkischen Literatur 
mehrheitlich als „Revolution von 1960“ betrachtet,690 wobei durch das Vorgehen der Armee 
die autoritäre DP-Regierung beseitigt und anschließend eine liberale Verfassung ausgearbei-
tet worden sei. Aus einer anderen Perspektive jedoch kann geltend gemacht werden, dass 
der Militärputsch den Demokratieentwicklungsprozess geschädigt hat.691 Zwar war die Ver-
fassung von 1961 als solche ein beeindruckendes Dokument eines liberalen Staates, doch 
die reale politische Praxis war zunehmend von einer Abkehr von liberalen und demokrati-
schen Prinzipien bestimmt. Darüber hinaus hat die Untersuchung gezeigt, dass der Putsch 
von 1960 zu einem Modellfall für die späteren Militärputsche in der Türkei wurde.  
 
Nach dem Putsch von 1960 stellte das Militärregime Menderes vor Gericht und er 
wurde für die Ausschreitungen gegen die Minderheiten im September 1955 verantwortlich 
gemacht und verurteilt. Auch viele Minderheitenrepräsentanten in der DP-Regierung wurden 
auf der Insel Yassıada vor Gericht gestellt. Die „Sekundäre Kommission“ (Azınlık Tali Komi-
syonu) für nichtmuslimische Minderheiten wurde eingerichtet, die die Anliegen dieser Grup-
pen prüfen sollte. Dies machte es den Angehörigen der betreffenden Minderheiten jedoch 
unmöglich, sich mit ihren Anliegen direkt an die Politik zu wenden. Die Kommission führte 
daher zu einer noch weiter gehenden Ausblendung von nichtmuslimischen Minderheiten aus 
der Politik und zu ihrer erhöhten Fremdbestimmung.  
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Der Putsch veränderte auch die Situation nichttürkischer Volksgruppen. Bereits einen 
Monat nach der Machtübernahme des Militärs kam es in den kurdischen Gebieten zu Mas-
senverhaftungen (485 Personen) und anschließenden Deportationen (55 Ağas und viele 
Familie). Von der Militärregierung wurde die Arbeitsgruppe Ost (Doǧu Grubu) errichtet, die 
am 18. Mai 1961 einen Geheimbericht verfasste, in dem sie die Richtlinien für eine zukünfti-
ge Kurdenpolitik der Regierung festlegte. Die Vorschläge des Berichtes liefen darauf hinaus, 
die in der Türkei lebenden Kurden von ihren Verwandten im Iran, Irak und in Syrien zu isolie-
ren.692 
  
Im Ergebnis brachte der Militärputsch von 1960 eine erhöht repressive Minderheiten-
politik mit sich, da die Politik sich verstärkt am Kemalismus ausrichtete und damit einen er-
höhten Assimilationsdruck auf die Minderheiten ausübte. Die guten Beziehungen, die von 
der DP-Regierung zu Beginn ihrer Regierungszeit zu Repräsentanten der Minderheitengrup-
pen hergestellt worden waren, wurden nach dem Putsch abgebrochen. Abgeordnete, die 
einer Minderheit angehörten, verloren ihren Sitz in der Nationalversammlung. Gegen die 
griechische Minderheit kam es, teilweise aufgrund des Zypernkonflikts, zu verschärften Re-
pressionen. Nur in einigen Bereichen wurden Erleichterungen für Minderheiten geschaffen, 
zum Beispiel durch die Zollbefreiung von Medikamentenlieferungen aus dem Ausland und 
die Genehmigung, Bestattungen auf den Friedhöfen der Minderheiten-Gemeinden durchzu-
führen. Im Ganzen wurde die Stellung der Minderheiten in den 60er Jahren jedoch ge-
schwächt, zumal sich einige Minderheitengruppen und insbesondere die griechische durch 
die starke Auswanderung im Jahr 1964 deutlich verkleinerten.  
 
In den 1960er Jahren veränderte sich die politische Haltung innerhalb der Armee. Die 
Führungsspitze der Armee war weiterhin konservativ orientiert, doch in den mittleren und 
unteren Hierarchieebenen war die politische Einstellung stärker diversifiziert und sozialisti-
sche Einstellungen gewannen an Verbreitung. Die Armee begann, sich von einer streng an 
kemalistischen Prinzipien orientierten Organisation zu einem Abbild des gesamten politi-
schen Spektrums der Türkei zu wandeln. Damit vergrößerten sich die inneren Differenzen in 
der Armee insbesondere entlang der Linie zwischen den mittleren und oberen Diensträngen. 
Insgesamt jedoch war die Armee trotz erhöhter Diversität politischer Auffassungen in ihren 
Reihen als „Bewacher“ und „Inspekteur“ der Republik zu betrachten. Die Politik in dieser 
Phase musste stets die Interessen des Militärs berücksichtigen, um überhaupt agieren und 
ihre Vorhaben durchsetzen zu können. Der Putsch von 1960 hat die Rolle der Armee als 
eigentlicher Machthaber in der Türkischen Republik bestätigt und zudem späteren Putschen 
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als Modell und als Legitimationsgrundlage gedient. Seine verbreitete Einschätzung als libera-
le Revolution ist daher nur zum Teil gerechtfertigt.  
 
Die schwierige innenpolitische Lage zu Beginn der 1970er Jahre führte auch in der 
Armee zur Furcht vor einer erneuten Instabilität in der Türkei. So übergab der Generalstabs-
chef Memduh Tağmaç dem Premierminister Demirel ein Memorandum, in dem er aufgefor-
dert wurde, eine durchsetzungsfähige Regierung zu bilden, die in der Lage sei, die inneren 
Probleme der Türkei wirkungsvoll zu bekämpfen und notwendige Reformmaßnahmen im 
Sinne des Staatsgründers Mustafa Kemals einzuleiten.693 Nach der Übergabe des Memo-
randums trat Demirel als Ministerpräsident zurück, da er nicht bereit war, die Forderungen 
des Militärs politisch umzusetzen. Nach seinem Rücktritt wurde von der Militärführung eine 
Technokratenregierung unter Führung des ehemaligen CHP-Abgeordneten Nihat Erim ein-
gesetzt.694 Obwohl das Militär die Regierung nicht stürzte, kann daher das Memorandums 
von 1971 nach dem Putsch von 1960 als zweiter großer Übergriff des Militärs in das politi-
sche System der Türkei betrachtet werden.  
 
Die Auswirkungen des Memorandums bzw. des Putsches auf die Minderheiten wur-
den in der deutschen und türkischen Forschung kaum behandelt, so dass die vorliegende 
Arbeit diesbezüglich Neuland betritt. Es kann Folgendes festgehalten werden: Nach dem 
Memorandum von 1971 wurden viele Angehörige der nichtmuslimischen Minderheiten fest-
genommen, da sie in linken Gruppen aktiv waren. Zudem wurden nichttürkische Sprachen in 
der Türkei verboten. Diese Politik sah letztlich eine Turkisierung der Angehörigen der nicht-
türkischen Völker vor. Diejenigen, die sich den staatlichen Verordnungen widersetzten, wur-
den verfolgt und waren gezwungen die Türkei zu verlassen. Der griechischen Minderheit 
wurde die Weiterführung des Lehrbetriebs an der theologischen Schule auf Halki, dem grie-
chischen Heybeliada, untersagt. Die Schule musste infolge des Memorandums und der in-
nen- und außenpolitischen Lage der Türkei sowie auf Druck der Regierung geschlossen 
werden. Das Memorandum schuf ein Klima der Intoleranz und Feindschaft gegenüber Min-
derheiten. Dies führte letztlich in den kommenden Jahren zu zahlreichen Übergriffen auf An-
gehörige der Minderheiten und der Aleviten. War im Vorfeld des Putsches von 1960 und 
auch in seiner Folge die Minderheitenpolitik immer wieder von außenpolitischen Spannungen 
beeinflusst, so stand die Minderheitenpolitik nach dem Putsch von 1971 vor allem unter dem 
Einfluss von innenpolitischen Spannungen zwischen der kemalistischen Militärführung und 
linken Gruppierungen, welche für Minderheiten häufig eine politische Alternative boten. Der 
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Kampf der Militär- bzw. Technokratenregierung gegen die Linke wurde auf unter sozialisti-
schen Generalverdacht gestellte Minderheiten ausgeweitet.  
 
 Die dritte offene Intervention der türkischen Armee fand am 12. September 1980 
statt. Die gesellschaftlichen und politischen Konflikte der 1970er Jahre in der Türkei hatten 
zur Zersplitterung des Parteiensystems im türkischen Parlament und ständigen Demonstrati-
onen auf den Straßen geführt, die oft eskalierten und mit Toten endeten. Die Situation in der 
Türkei war stark angespannt, was auch auf die durch die Ölkrise der 70er Jahre verursachte 
Wirtschaftsrezession zurückzuführen ist. Angesichts der angespannten Lage und der von der 
Regierung nicht mehr kontrollierbaren Unruhen entschied sich die Militärführung die Armee 
in der ihr verfassungsmäßig zuerkannten Rolle als Schutz der Türkischen Republik auch 
gegen innere Gefahren einzugreifen und verhängte das Kriegsrecht. Die Regierung lag nun 
in den Händen des Militärs. Nicht zuletzt sah das Militär den Laizismus als Staatsideologie 
durch eine zunehmende Herausbildung islamistischer Vereinigungen gefährdet.695  
 
Der Militärputsch vom 12. September 1980 ist als eine der größten Krisen der 
Demokratie in der Türkei in die Geschichte eingegangen. In der deutschen wie auch der 
türkischen Literatur herrscht die Auffassung vor, der Putsch habe einen erheblichen 
hemmenden Einfluss auf den Demokratisierungsprozess der Türkei gehabt. Unter den 
türkischen Veröffentlichungen wird der Putsch nur in einzelnen Fällen als notwendiger Schritt 
zur Beendigung der Gewalt gerechtfertigt; in der deutschen Literatur existieren keine solchen 
Einschätzungen. Die negativen Einschätzungen des Putsches werden in der vorliegenden 
Arbeit bestätigt. Der demokratiefeindliche Einfluss wird bereits am Grundcharakter der 
Verfassung von 1982 deutlich. Dort werden die Bürger- und Freiheitsrechte des Einzelnen 
unter die nationalen Interessen des türkischen Staates gestellt. Da die Verfassung nicht nä-
her erläutert, worin das „nationale Interesse des türkischen Staates“, dem individuelle Rechte 
unterzuordnen seien, besteht, öffnete sie der Willkür ein weites Spielfeld. Aufgrund dieser 
Formulierung wurde es den Putschisten ermöglicht, gegen vermeintliche politische Gegner 
ohne stichhaltige Beweise vorzugehen. Das Ergebnis war ein um die Möglichkeit auch kon-
struktiver Kritik verkürzter öffentlicher Diskurs und eine politische Entmündigung der Bürger. 
Bis heute prägen die Nachwirkungen dieser tiefen Zäsur im Demokratisierungsprozess das 
politisch-gesellschaftliche Leben in der Türkei. Gleichzeitig bedeutete der Putsch aber auch 
eine tendenzielle und offiziell nie thematisierte Abkehr vom traditionellen Kemalismus und 
dem Prinzip des Laizismus. Die Militärregierung betrieb vielmehr eine Politik der sogenann-
ten „türkisch-islamischen Synthese“, in der die islamische Religion als Fundament des türki-
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schen Nationalismus betrachtet wurde, ohne dass eine durchgängige Islamisierung des 
Staates angestrebt würde. Dadurch mögen auch unbeabsichtigt wichtige Weichen für die 
langfristige politische Entwicklung der Türkei gestellt worden sein, die nunmehr Raum für 
eine gemäßigt islamische Partei, die AKP, bietet. Dennoch muss der Putsch in seinen direk-
ten und indirekten Folgen überwiegend als die demokratische Entwicklung verzögernd und 
damit auch für Minderheiten schädlich eingeschätzt werden. Denn insbesondere Minderhei-
ten benötigen den für Demokratien typischen Schutz von individuellen und Minderheitenrech-
ten. 
 
Der Putsch von 1980 hatte für die nichtmuslimischen Minderheiten sehr nachteilige 
Konsequenzen. Die sogenannten „Kommandanten des Kriegsrechts“ (Sıkıyönetim Komutan-
ları), die nach dem Putsch in Gebieten, in denen der Ausnahmezustand verhängt war, als 
Gouverneure fungierten, verfügten über weitgehende Befugnisse.696 Auf ihre Anweisung hin 
wurden Liegenschaften und Stiftungen von nichtmuslimischen Gemeinden ohne Gerichtsur-
teil beschlagnahmt. Mit dem Verbot von Minderheitensprachen wurden die Rechte der Assy-
rer und Chaldäer, die als Minderheiten nicht anerkannt waren und daher keine Schutzrechte 
genossen, weiter eingeschränkt. So hatten sie bis zum Militärputsch trotz Einschränkungen 
Bildungs- und religiöse Gemeindeeinrichtungen betreiben können. Nach dem Putsch konn-
ten Assyrer und Chaldäer dagegen nur die öffentlichen Schulen besuchen. Als Folge verlie-
ßen viele Angehörige der Assyrer der Türkei endgültig. Nach dem Putsch wurden in den 
1980er Jahren, insbesondere im Zuge des Angriffs durch die ASALA, die Armenier unter 
Druck gesetzt und daher wanderten viele Angehörige der armenischen Minderheit nach Ar-
menien und in den Westen aus. Auch die griechische Minderheit stand nach wie vor wegen 
des Zypernkonfliktes unter einem Generalverdacht, weshalb auch viele Angehörige dieser 
Gruppe auswanderten.  
 
Auch die Situation der muslimischen nichttürkischen Völker veränderte sich durch 
den Putsch von 1980. Der öffentliche Gebrauch der Sprachen nichttürkischer Völker wurde 
verboten und in der neuen Verfassung wurde die türkische Sprache als Staatssprache fest-
gelegt. Damit wurde die Erziehung in Türkisch als einziger Muttersprache angeordnet und 
von staatlicher Seite eine Spracherziehung implementiert, die als Ziel die Durchsetzung des 
Türkischen als einzige Muttersprache in der Bevölkerung hatte. Eine von der türkischen Eth-
nizität abweichende ethnische Identität, wie sie sich im Gebrauch einer anderen Sprache 
äußert, wurde als Zeichen von Separatismus und gesellschaftlicher Rückständigkeit betrach-
                                                   
696




tet und war nicht selten mit gesellschaftlichen Sanktionen belegt.697 Teil dieser Sprachpolitik 
war auch die gesetzliche Turkisierung Tausender kurdischer, armenischer, griechischer, 
aramäischer und lasischer Ortsnamen, die jedoch nicht verhindern konnte, dass die histori-
schen Namen über Jahrzehnte im lokalen Sprachgebrauch fortlebten.698 Nach dem Militär-
putsch kam es zu Misshandlungen an Tausenden Angehörigen der nichtmuslimischen Min-
derheiten und an kurdischen Häftlingen.699 Der Militärputsch von 1980 radikalisierte die Kur-
denfrage in der Türkei, da mit der Verfassung von 1982 die kurdischen Aktivisten keine Mög-
lichkeiten für ein legales Engagement in kurdischen oder für kurdische Anliegen offenen Par-
teien und Organisationen sahen. Im Endergebnis führten die Repressionen dazu, dass sich 
viele Kurden in den kurdischen Gebieten dem bewaffneten Kampf der PKK anschlossen.700   
 
Am 28. Februar 1997 erfolgte ein weiterer Putsch, der als „postmoderner Putsch“ be-
zeichnet wird. Die Armeeführung sandte ein Memorandum an die islamistisch geprägte 
Erbakan-Regierung und leitete so eine Phase der öffentlichen Kritik an der Regierung und 
ihrer politischen Isolation ein, die schließlich zum Rücktritt Erbakans führte. Der Machtverlust 
der Islamisten leitete einen anti-islamistischen „Säuberungsprozess“ in der Türkei ein, der 
durch die von kemalistischem Personal beherrschte Justiz und anti-islamistische Öffentlich-
keitskampagnen der säkularen Medien unterstützt wurde.701 Der Entislamisierungsprozess 
erreichte mit dem Verbot von Erbakans Wohlfahrtspartei seinen Höhepunkt. Der Verfas-
sungsgerichtshof verhängte über Erbakan und andere Funktionäre der Partei ein Politikver-
bot von 5 Jahren.702 Im Zuge der Entislamisierung wurde auch der Druck auf nichtmuslimi-
sche Minderheiten erhöht, um den Anschein eines nicht speziell auf den Islam gerichteten, 
sondern generellen und damit neutralen Laizismus aufrechtzuerhalten. So wurden in dieser 
Zeit viele nichtmuslimische Gebetshäuser geschlossen und zweckentfremdet.  
 
Das Militär beabsichtigte mit diesem Putsch den Islamismus endgültig aus dem politi-
schen Leben der Türkei zu verbannen. Dennoch errang im Jahre 2002 die konservative is-
lamische Partei AKP einen Wahlsieg. Der kemalistische Putsch von 1997 konnte den politi-
schen Islam nicht aufhalten. Der Machtkampf zwischen Islamisten und Kemalisten ging mit 
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der Präsidentschaftswahl im April Jahre 2007 in eine neue Runde, als die AKP den Außen-
minister und stellvertretenden Premierminister Abdullah Gül als Kandidaten nominierte. Trotz 
einer Zuspitzung des Konflikts, der mit dem sogenannten E-Memorandum des General-
stabschefs einen Höhepunkt erreichte, konnte sich die AKP-Regierung gegen die Armeefüh-
rung und den Kemalismus auch auf Basis weiterer Wahlerfolge behaupten. Schließlich ging 
mit dem Rücktritt der Armeeführung am 29. Juli 2011 die fast einhundert Jahre andauernde 
Dominanz des Militärs im politischen Leben der Türkei zu Ende. Die Anführer des Militärput-
sches von 1980, Kenan Evren und Tahsin Şahinkaya, wurden am 18. Juli 2014 zu lebens-
langer Haft verurteilt.703 Ihre militärischen Auszeichnungen wurden ihnen aberkannt. 
 
Diese Verurteilung zweier Offiziere ist in ihrem Symbolgehalt von beträchtlicher politi-
scher Reichweite. Der Verlauf des mit dem E-Memorandum eingeleiteten, gescheiterten 
Putschversuches von 2007 weist darauf hin, dass die Ära der Militärputsche in der Türkei mit 
hoher Wahrscheinlichkeit endgültig der Vergangenheit angehört. Der militärische Kemalis-
mus kann weder in der Bevölkerung noch in den staatlichen Institutionen auf einen ausrei-
chenden Rückhalt für politische Interventionen mehr hoffen. In dem Konflikt hat sich ein ge-
mäßigter politischer Islam durchgesetzt. Es ist anzunehmen, dass nun günstigere Rahmen-
bedingungen für eine „türkisch-islamische Synthese“ vorliegen, als dies in der Zeit des Put-
sches von 1980 der Fall war. Denn zum einen hat der kemalistische, stark laizistisch gepräg-
te Putsch von 1997 durch Zurückdrängen der Erbakan-Partei den Raum für einen gemäßig-
ten politischen Islam geschaffen, der an die islamisch geprägte kulturelle Identität weiter Be-
völkerungskreise anknüpfen kann, ohne dass eine durchgängige radikale Islamisierung des 
Staates angestrebt würde. Andererseits hat sich in den Jahren nach dem Putsch von 1997 
gezeigt, dass der politische Islam vom Kemalismus nicht mehr aus dem öffentlichen und poli-
tischen Leben ausgeschlossen werden kann. Es hat sich damit die Möglichkeit einer Balance 
von islamischen und laizistischen Elementen in der Politik ergeben, die in vorherigen Versu-
chen einer türkisch-islamischen Synthese nicht möglich war. Der Kemalismus der 80er Jahre 
hat den Islam eher instrumentalisiert als integriert und der Islamismus Erbakans war für den 
laizistischen Staat unberechenbar.  
 
Wie sich diese türkisch-islamische Synthese entwickeln wird, ist ungewiss, denn der 
Demokratisierungsprozess der Türkei ist noch nicht gänzlich konsolidiert und mit ihm hat 
auch der gesellschaftliche Umgang mit politischen Konflikten noch keine Form erreicht, in 
der demokratischer Machtwechsel und politische Stabilität gänzlich vereinbar wären. 
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Eine dezidierte Minderheitenpolitik der AKP gegenüber nichtmuslimischen Minderhei-
ten ist nicht festzustellen, da diese Gruppen aus demographischen Gründen keinen wahlent-
scheidenden Faktor darstellen. Doch sind eher positive Entwicklungen zu verzeichnen. 
Nichtmuslimische Minderheiten wurden in den Ausübungsrechten ihrer Religion gestärkt, wie 
die Lösung der Stiftungsfrage zeigt. Bei der Frage der Wiederaufnahme des Lehrbetriebs an 
der Theologischen Schule auf Halki wird jedoch eine minderheitenpolitische Entscheidung 
von außenpolitischen Entwicklungen abhängig gemacht. Die offenere Politik der Erdoğan-
Regierung gegenüber nichtmuslimischen Minderheiten kann – so darf gemutmaßt werden – 
wohl auch auf ihr eigenes Ziel einer Anerkennung von Religion im öffentlichen Raum zurück-
zuführen sein. 
 
Auch die Situation der nichttürkischen Minderheiten hat sich tendenziell verbessert. 
Ungeachtet der Position der AKP zeigten Sympathiebekundungen für den ermordeten Hrant 
Dink in weiten (wenn auch keineswegs in allen) Teilen der Bevölkerung, dass ein im Ganzen 
für Minderheiten offeneres gesellschaftliches Klima besteht. In der Kurdenfrage wurden bis 
Ende 2012 verschiedene Versuche zu einer Beilegung des Konflikts unternommen, die aller-
dings scheiterten. Seit Anfang 2013 gibt es nach fast 30 Jahren blutiger Kämpfe eine neue 
Hoffnung auf eine Friedenslösung in der Kurdenfrage, die auf eine grundlegende Verhand-
lungsbereitschaft sowohl auf Seiten der PKK als auch auf denen der AKP-Regierung zurück-
zuführen ist. 
 
Schließlich können auf Basis der vorliegenden Untersuchung über die Putsche fol-
gende Aussagen getroffen werden: 
 
- Das Eingreifen des Militärs in die innere Politik hat zu keiner Zeit in der Geschichte 
der Türkei für den Staat oder für die Bevölkerung positive Folgen gehabt. Alle Bevöl-
kerungskreise wurden von den Putschen in Mitleidenschaft gezogen. 
 
- Alle Putsche in der Türkei wurden gegenüber der Öffentlichkeit mit der Abwehr fol-
gender Gefahren gerechtfertigt: Anarchie, Terror, Aufkommen des Fundamentalis-
mus, Separatismus, wirtschaftliche und politische Krise. Anstatt die Probleme auf 
demokratischem Wege zu lösen, wurden militärische Mittel eingesetzt. Die Entwick-
lungen haben jedoch gezeigt, dass keines der genannten Probleme damit gelöst 
werden konnte. Stattdessen wurden die Krisen tiefer.  
 
- Die Putsche haben das Erstarken und die Entwicklung der Demokratie verhindert. Sie 
haben durch Politikverbote verhindert, dass in demokratischen und transparenten 
216 
 
Prozessen von Verantwortungsbewusstsein geleitete Politiker die Geschicke des 
Landes beeinflussen konnten und dass sich eine starke Zivilgesellschaft mit den ihr 
eigenen Institutionen, wie Verbände, Gewerkschaften und politische Interessenvertre-
tungen, bilden konnte. 
 
- Die Putsche haben die Türkei in der politischen und gesellschaftlichen Entwicklung 
zurückgeworfen und das Land vom Erreichen moderner demokratischer Standards 
ferngehalten. 
 
- Die Militärputsche müssen als Rückschritt für die Minderheitenpolitik der Türkei be-
trachtet werden, da durch sie autoritäre Mechanismen auf das politische System in 
der Türkei einwirken konnten. Von den Putschen wurden Minderheiten am stärksten 
betroffen.  
 
- Die Putsche haben das Mosaik aus verschiedenen Kulturen verdeckt und in seiner 
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